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Vorwort 

Das  vorliegende  für  die  Praxis  bestimmte  Handbuch  soll  den  Verwaltungsträgern 
der  Aktiengesellschaften  und  ihren  Mitarbeitern  die  Aufstellung  des  Jahres- 
abschlusses und  des  Geschäftsberichts  erleichtern  und  gleichzeitig  den  Abschluß- 
prüfern als  Hilfsmittel  bei  der  Prüfung  dieser  Unterlagen  dienen.  Wenn  die  Bilanzen, 
Erfolgsrechnungen  und  Geschäftsberichte  bereits  bei  ihrer  Aufstellung  den  in  der 
aktienrechtlichen  Literatur  und  Prüfungspraxis  entwickelten  Grundsätzen  angepaßt 
werden,  so  lassen  sich  hieraus  Vorteile  sowohl  für  die  Verwaltungen  als  auch  für 
die  Abschlußprüfer  erwarten;  es  können  Zweifel  geklärt,  die  Bilanzarbeiten  be- 
schleunigt und  Beanstandungen  vormieden  werden.  Die  hiermit  verbundene  Er- 
leichterung der  Prüfungstätigkeit  wird  sich  in  einer  weiteren  Vertiefung  derselben 
auswirken  können. 

Die  besondere  Form  der  Gegenüberstellung  von  Vordrucken  und  Erläute- 
rungen zu  den  einzelnen  Posten  des  Jahresabschlusses  und  zum  Greschäftsbericht 
bezweckt  ebenfalls  eine  Beschleunigung  der  Abschluß-  und  Prüfungsarbeiten.  In  den 
Vordrucken  sind  in  Stichworten  die  jeweils  zu  beachtenden  Gesichtspunkte  zu- 
sammengestellt; die  Erläuterungen  enthalten  Begriffsbestimmungen,  Bewertungs- 
und sonstige  gesetzliche  Bestimmungen,  sowie  eine  Übersicht  über  die  in  der  Fach- 
literatur zu  dem  behandelten  Gregenstand  veröffentlichten  Untersuchungen. 

Das  Handbuch  gibt  weiter  in  einem  besonderen  Abschnitt  eine  Anleitung  zur 
bilanzanalytischen  Verarbeitung  der  im  Jahresabschluß  niedergelegten  und  ent- 
sprechend vorbereiteten  Ziffern.  Die  Wichtigkeit  eines  weiteren  Ausbaus  der  Jahres- 
abschlüsse und  der  Abschlußprüfungen  in  dieser  Richtung  ist  von  maßgebender 
Stelle  des  öfteren  betont  worden.  Auch  hier  sind  Vordrucke  mit  den  zur  Berechnung 
der  Verhältniszahlen  notwendigen  Formeln  beigefügt. 

Die  Herausgeber  hoffen,  daß  die  Vordrucke  ebenso  wie  die  Darstellung  dei'  Grund- 
sätze der  Bilanzierung,  Berichterstattung  und  Betriebsbeurteilung  allen  bei  der 
Rechnungslegung  und  Prüfung  von  Aktiengesellschaften  beteiligten  Stellen  gute 
Dienste  leisten  und  insbesondere  auch  die  betriebswirtschaftliche  Auswertung  der 
Jahresabschlüsse  fördern  werden. 


München  und  Wiesbaden,  im  Oktober  1937. 

Dr.  Adolf  Hertlein.       Dr.  Kurt  Meisner. 


Druck  von  B.  O.Teubuer  in  Leipzig 
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Erster  Teil 

Einleitung  /  Allgemeine  Grundlagen  für  Absehluß  und  Prüfung 

§  1.  Vorbemerkungen 

D^  Handbuch  besteht  aus  Formblättern  und  den  dazu  gehörigen  Erläuterungen. 
Zur  Eu^uhrung  in  den  Gebrauch  des  Handbuchs  sei  folgendes  vorausgeschickt : 

Die  Formblätter  enthalten  in  Stichworten  die  wesentUchen  Gesichtspunkte, 
welche  bei  den  m  den  Erläuterungen  behandelten  Gegenständen  zu  beachten  sind. 
Die  Formblatter  F  1-7  smd  ledigHch  zur  Vorbereitung  der  Prüfung  bestimmt.  Sie 
enthalten  Vormerkungen  für  den  Revisionsplan,  das  Verzeichnis  der  Prüfungs- 
unterlagen  sowie  für  die  Aufnahme  der  Wertbestände.  Die  übrigen  Formblätter  s£d 
ebenso  von  den  VerwaltungssteUen  wie  von  den  Abschlußprüfern  der  AktiengeseU- 
Schäften  zu  verwenden,  und  zwar  behandeln  die  Vordrucke 

F    8—25  die  Bilanzposten  der  Aktiva, 

F  26—34  die  Bilanzposten  der  Passiva, 

F  35—36  die  Posten  der  Erfolgsrechnung, 

F  37-38  die  Vormerkungen  für   die   Abfassung  und   Prüfung   des    Geschäfts- 
berichts, 

F  39-56  die  Berechnung  der  betriebsanalytischen  Verhältniszahlen. 

Bei  den  emzelnen  Vordrucken  sind  die  Ordnungszahlen  der  zugehörigen  Erläute- 
Hingen  angegeben,  ebenso  ist  umgekehrt  bei  den  Erläuterungen  auf  die  Formblätter 
verwiesen. 

^^  ^J}^''^^'''^^^'^  behandeln  in  §§  2-8  allgemeine  Fragen  des  Jahresabschlus- 
^,  m  §j  9—16  solche  der  Abschlußprüfung.  Die  anschUeßenden  Erläuterungen  der 
Posten  der  Büanz  und  Erfolgsrechnung  gelten  für  den  Jahresabschluß  wie  für  die 
Abschlußprüfung,  wobei  die  Ausführungen  über  die  Kontenprüfung  in  erster  Linie 
den  Abschlußprüfer  interessieren.  Die  Erläuterungen  zum  Geschäftsbericht  sowie 
zur  Berechnung  der  betriebsanalytischen  Verhältniszahlen,  ebenso  die  Ausführungen 
über  die  Grundzüge  der  Organisation  und  Kalkulation  sind  ebenfalls  sowohl  für  die 
Verwaltung  als  auch  für  die  Prüfung  von  Interesse.  Die  Berechnung  der  betriebs- 
anal^ischen  Verhältniszahlen  wird  aUerdings  in  der  Regel  im  Zusammenhang  mit 

A  ^..  "'^/^  Jahresabschlusses  erfolgen,  da  die  Abschlußziffern  zunächst  als 
endgültig  und  richtig  festgestellt  sein  müssen,  bevor  sie  zur  Grundlage  wirtschaft- 
ücher  Untersuchungen  geeignet  sind,  und  da  ferner  für  diese  Untersuchungen  eine 
z.  1.  von  der  sonstigen  Gliederung  abweichende  ZusammensteUung  erforderUch  ist. 
Hierbei  wird  die  sachkundige  Mitarbeit  des  Abschlußprüfers  bzw.  aUgemein  des 
WUTtschaftstreuhänders  nicht  zu  entbehren  sein. 

Der  Aufbau  einer  bilanzanalytischen  Überwachung  des  Betriebs  wird  sich  regel- 
^!k  if  uf.  f^'"'^/^.^^'*^'^"  ^^^"^  vollziehen  können,  weü  das  Zahlenmaterial 
Z  w  /"l  ,!°.  u"''^^'^^''  ^""^"^  ^^'  ^^^  Buchführung  zu  entnehmen  ist.  Aufgabe 
des  Wn-tschaftstreuhänders  ist  es,  durch  seine  Beratung  diejenigen  Gruppierungen 

für  H  T-r'^^^'^^^'T''  'f  R^tenwerk  der  Unternehmung^  erreichen,  welche 
lur  die  bilanzanalytischen  Untersuchungen  geeignet  sind. 
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§  2.  Die  Aufstellimg  des  Jahresabsehliuseg  durch  den  Vorstand 

Der  Jahresabschluß  besteht  aus  der  Bilanz  sowie  aus  der  Gewinn-  und  Verlustrech- 
nung. Die  im  Jahresabschluß  einzusetzenden  Ziffern  ergeben  sich  teils  aus  den  Konten 
der  Buchführung,  teils  durch  richtige  Bewertung  der  Inventurergebnisse  sowie  durch 
die  Vornahme  von  Abschreibungen,  Wertberichtigungen,  Rückstellungen  und  Rück- 
lagen. Die  Gegenüberstellung  der  Aktiva  und  Passiva  einerseits,  der  Aufwendungen 
und  Erträge  andererseits  zeigt  als  Saldo  den  Gewinn  oder  Verlust  des  Geschäftsjahres. 

Zu  unterscheiden  ist  die  Aufstellung  und  die  Feststellung  des  Jahresabschlusses. 
Die  Aufstellung  des  Jahresabschlusses  auf  Grund  der  ordnungsmäßigen  Buch- 
führung und  des  Inventars  ist  in  jedem  Fall  die  Aufgabe  des  Vorstands ;  sie  folgt  aus 
seiner  Stellung  als  geschäftsführendes  Organ  der  Gesellschaft.  Darüber  hinaus  ist  ihm 
durch  das  Aktiengesetz  für  den  Regelfall  im  Zusammenwirken  mit  dem  Aufsichts- 
rat auch  die  Feststellung  des  Jahresabschlusses  übertragen  worden. 

Unter  der  Feststellung  des  Jahresabschlusses  ist  der  Rechts  Vorgang  zu  ver- 
stehen, vermöge  dessen  die  richtig  aufgestellte  Bilanz  nebst  Gewinn-  und  Verlust- 
rechnung  rechtswirksam  und  bindend  wird.  Nach  früherem  Recht  bedurfte  der  aus 
der  Buchführung  sich  ergebende  und  vom  Vorstand  als  dem  geschäftsführenden 
Organ  der  AG.  aufgestellte  Jahresabschluß  der  Genehmigung  durch  die  General- 
versammlung. Die  Generalversammlung  konnte  die  vom  Vorstand  vorgeschlagenen 
Bilanzansätze  ändern  und  die  Bilanz  nur  mit  diesen  Änderungen  genehmigen ;  erst 
durch  den  Genehmigungsbeschluß  der  Generalversammlung  wurde  der  Jahres- 
abschluß endgültig  festgestellt.  Nach  dem  Aktiengesetz  erfolgt  die  Feststellung  des 
Jahresabschlusses  grundsätzlich  in  der  Weise,  daß  der  Vorstand  die  von  ihm  auf- 
gestellte Bilanz  dem  Aufsichtsrat  vorlegt  und  dieser  sie  billigt,  d.  h.  keine  Ein- 
wendungen dagegen  erhebt  (§125  Abs.  3AktG.).  Der  Vorstand  hat  in  den  ersten  drei 
Monaten  des  Geschäftsjahres  die  Bilanz  nebst  Gewinn-  und  Verlustrechnung  für  das 
vergangene  Geschäftsjahr  aufzustellen  und  mit  einem  Gewinnverteilungsvorschlag 
dem  Aufsichtsrat  vorzulegen.  Die  Frist  kann  durch  die  Satzung  auf  höchstens  fünf 
Monate  verlängert  werden.  Der  Aufsichtsrat  hat  sich  innerhalb  eines  Monats  gegen- 
über dem  Vorstand  über  die  Billigung  des  Jahresabschlusses  zu  erklären.  Billigt  er 
den  Jahresabschluß,  so  ist  dieser  damit  festgestellt. 

Wenn  der  Aufsichtsrat  die  ihm  vorgelegte  Bilanz  nicht  in  dieser  Form  billigt, 
und  wenn  der  Vorstand  auf  Änderungsvorschläge  nicht  eingeht  und  keine  neue  Bilanz 
vorlegt,  so  kann  die  Feststellung  des  Jahresabschlusses  nicht  gem.  §  125  Abs.  3  AktG. 
erfolgen;  der  Aufsichtsrat  hat  kein  Mittel,  die  Änderung  des  ihm  vorgelegten  Ab- 
schlusses zu  erzwingen.  Die  Feststellung  des  Jahresabschlusses  erfolgt  dann  gem. 
§  125  Abs.  4 — 7  durch  die  Hauptversammlung. 

Der  vom  Vorstand  mit  BilHgung  des  Aufsichtsrats  festgestellte  Jahresabschluß  ist 
nicht  anfechtbar,  sondern  kann  nur  in  den  Fällen  des  §202AktG.  durch  Nichtig- 
keitsklage angegriffen  werden.  Die  Nichtigkeitsklage  ist  dann  gegeben,  wenn  der 
Jahresabschluß  nicht  durch  ordnungsmäßige  Mitwirkung  von  Vorstand  und  Auf- 
sichtsrat zustande  gekommen  ist;  wenn  er  mit  dem  Wesen  der  Aktiengesellschaft 
unvereinbar  ist  oder  durch  seinen  Inhalt  Vorschriften  verletzt,  die  ausschließlich  oder 
überwiegend  zum  Schutze  der  Gläubiger  oder  sonst  im  öffenthchen  Interesse  ge- 
geben sind ;  endlich  wenn  er  durch  seinen  Inhalt  gegen  die  guten  Sitten  verstößt. 
Die  Nichtigkeit  kann  aber  nur  innerhalb  von  sechs  Monaten  nach  Einreichung  der 
Bekanntmachung  des  Jahresabschlusses  zum  Handelsregister  geltend  gemacht 
werden.  Außerdem  ist  ein  Jahresabschluß  dann  nichtig,  wenn  er  nicht  gemäß 
§  135  Abs.  1  durch  Abschlußprüfer  geprüft  worden  ist. 
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In  der  Regel  wird  hiernach  die  FeststeUung  des  Jahresabschlusses  und  damit  die 
Bestimmung  des  bUanzmäßigen  Geschäftsergebnisses  und  des  verteilungsfähigen 
Gewmns  überwiegend  in  den  Händen  des  Vorstandes  Hegen.  Dem  Vorstand  ist  damit 
gegenüber  dem  bisherigen  Recht  eine  wesentHch  größere  Machtstellung  unter  Ein- 
schränkung des  Einflusses  des  nicht  verantwortHchen  Kapitals  eingeräumt  worden 
der  aber  auch  eine  größere  Verantwortung  entspricht.  ' 

Der  Vorstand  hat  bei  Feststellung  der  Bilanz  ebenso  wie  bei  seiner  sonstigen  Ge- 
schäftsführung gem.  §  84  AktG.  die  Sorgfalt  eines  ordentUchen  und  gewissenhaften 
Geschafteleiters  anzuwenden  wozu  in  erster  Linie  die  Beachtung  der  gesetzHchen 
Vorschriften  gehört.  Die  bei  der  Feststellung  des  Jahresabschlusses  nach  den  aktien- 
rechthchen  Vorschriften  sich  ergebenden  Fragen  betreffen  vornehmüch  die  Richtig- 
keit  der  Wertansätze,  die  Höhe  der  zulässigen  oder  notwendigen  Abschreibungen  und 
Wertberichtigungen,  die  Behandlung  der  Zugänge  und  Abgänge  sowie  die  Büdung 
von  Rucklagen  und  Rückstellungen,  ferner  die  Behandlung  der  Aufwendungen  und 
Ertrage  na<;h  Maßgabe  der  gesetzUchen  Vorschriften;  sie  werden  in  grundsätzücher 
Beziehung  nachfolgend  in  den  §§  7  und  8  sowie  im  einzehien  bei  der  Besprechung  der 
l'ositionen  der  Bilanz  und  der  Erfolgsrechnung  (§§  17—69)  erörtert. 

§  3.  Die  Ergänzung  des  Jahresabschlusses  durch  den  Geschäftsbericht 

Der  Geschäftsbericht  des  Vorstands  hat  die  Aufgabe,  den  Geschäftsverlauf  und 
die  Lage  der  Gesellschaft  darzulegen  und  den  Jahresabschluß  zu  erläutern.  Dabei 
sind  auch  wesentUche  Abweichungen  vom  letzten  Jahresabschluß  zu  erörtern  und 
die  m  §  128  Abs.  2  vorgeschriebenen  besonderen  Angaben  zu  machen.  Zu  berichten 
ist  ferner  über  Vorgänge  von  besonderer  Bedeutung,  die  nach  Ablauf  des  Geschäfts- 
jahres eingetreten  sind.  Die  Berichterstattung  hat  den  Grundsätzen  einer  gewissen- 
haften und  getreuen  Rechenschaftslegung  zu  entsprechen.  Sie  kann  nur  insoweit 
unterbleiben,  als  überwiegende  Belange  der  GeseUschaft  oder  der  gemeine  Nutzen 
von  Volk  und  Reich  es  erfordern.  Der  Vorstand  hat  nach  §  127  AktG.  den  Geschäfts- 
bericht für  das  abgelaufene  Jahr  zusammen  mit  dem  Jahresabschluß  und  dem 
Gewinnverteilungsvorschlag  dem  Aufsichtsrat  und  mit  dessen  Stellungnahme  der 
Hauptversammlung  vorzulegen.  Die  gesetzUche  Frist  für  die  Aufstellung  des  Ge- 
schäftsberichts und  die  MögUchkeit  ihrer  satzungsmäßigen  Veriängerung  ist  die 
gleiche  wie  für  die  Aufstellung  des  Jahresabschlusses. 

Welche  Angaben  im  einzelnen  im  Geschäftsbericht  zu  machen  sind,  wird  im  §  70 
des  Handbuchs  im  Anschluß  an  die  dort  behandelten  Vormerkungsbogen  erläutert 
Hier  soll  zunächst  nur  ein  kurzer  Überbhck  über  den  allgemeinen  Inhalt  und  die 
Bedeutung  des  Geschäftsberichts  gegeben  werden. 

Die  Bedeutung  des  Geschäftsberichts  ergibt  sich  daraus,  daß  er  neben  der  Büanz 
und  demi  Bericht  des  Aufsichtsrats  eine  wesentliche  Grundlage  für  die  Beschluß- 
fassung der  Hauptversammlung  über  die  Entlastung  des  Vorstands  und  Aufsichts- 
rats -  gegebenenfalls  auch  über  die  Feststellung  des  Jahresabschlusses  -  büdet. 
QU   i!;^""^^  enthält  nur  das  Zahlenmaterial  über  den  Stand  der  Vermögenswerte  und 
bchulden  der  Gesellschaft  zu  einem  bestimmten  Zeitpunkt;  die  Erfolgsrechnung  gibt 
eme  zahlenmäßige  Zusammenstellung  der  Aufwendungen  und  Erträge  im  abgelau- 
fenen Geschäftsjahr.  Der  Geschäftsbericht  soll  das  Gewicht  und  die  Bedeutung  dieser 
Ziffern  deuthch  machen  und  auf  dem  Hintergrund  des  Zahlenwerks  em  klares  Büd 
der  Entwicklung  und  Lage  der  Gesellschaft  entwerfen.  Nach  den  Grundsätzen, 
oie  von  der  Rechtsprechung  zu  den  bisher  schon  geltenden  aUgemeinen  Bestimmun- 
gen über  den  Geschäftsbericht  entwickelt  worden  sind,  soll  derselbe  mit  mögüchster 


Offenheit  ohne  Schön-  und  Schwarzfärberei  aUes  enthalten,  was  für  einen  ordent- 

df  ,?!  ^^^«*f*«^T  «'rf»"!«'"«»»  «""hei"*.  «"«  den  Aktionären  die  GeschäftBlai 
darzulegen  (Staub  Anm.  23  zu  §  260  HGB.).  Der  Geschäftsbericht  ist  nicht  nur  für 
d^e  Aktionare  sondern  -  trotzdem  er  nicht  veröffentUcht  werden  muß  -  auch  für 

f^Te  i,  h  V  *r*"°'"*'  ^T  "'j'*  """>  Handelsregister  einzureichen.  Er  muß 

«^ndZl     T  ^°'^°'""P«f.\de3  abgelaufenen  Geschäftsjahres  erwähnen,  insbe- 
sondere  auch  außergewöhnliche,  über  den  Rahmen  der  reeelraäBicen  Ge^ohÄfta 
abwicklung  hinausgehende  Maßnahmen  der  Verwaltung,  wShe  fifr  die  Trt  dt 
Fuhrung  der  Geschäfte  von  einschneidender  Bedeutung  find  und  in  den  Auil  der 
Aktionare  für  die  Beurteüung  der  Vertrauenswürdigkeit  der  GesellschafteorZ«  vo^ 
Einf  uß  sein  können  (RGSt.  38.  197).  Er  soll  den  sfand  der  S  Äef^n 
Schaft  klar  egen.  soweit  dieser  nicht  aus  der  Bilanz  und  der  Erfolgs^hnung^e 
1  von  A^        ^""\  l*""*"  ^'^  Verhältnisse  ist  nicht  nur  das  arithmeLhe  Verhäl  - 
n^  von  Aktiven  und  Passiven  zu  verstehen,  vielmehr  gehören  dazu  alle  Tatsachen 
und  Umstände,  die  nach  vernünftigem  Ermessen  bei  Berücksichtigung  der  An 
schauungen  des  Verkehrs  zur  Beurteilung  der  gesamten  Geschäftslage  des  Unter- 
Ä?.  r-  ^:^«"*""g  T^  (»«St.  41.  298).  Es  ist  unzulässig,  AufklärungenTm 
O-eschaftsbericht  zu  unterlassen,  deren  Fehlen  in  wesentUchen  Punkten  zu  einem 
falschen  Urteil  über  die  Verhältnisse  der  Gesellschaft  führen  mußrÄdt  ~ 
uiTdes  fts  T  f™^i«"-«tf""°?  «l^r  Einzelheiten  auf  Grund  der  Schutz! 
klausel  dM  §  128  Abs.  3  AktG.  unterbleiben  kann,  wird  in  §  70  a.  E.  dargelegt 

helhrw  ^  T  T  T  E?:8r^""g  des  Jahresabschlusses  dienenden  Geschäfts. 
Wht  hat  der  Vorstand  nach  §  81  AktG.  regelmäßige  Berichte  über  den  Gang  der 
«7l„  A  rl  ^-^^^  ^^  Unternehmens  in  längstens  vierteljährlichem  Abstand 
an  den  Aufsichtsrat  zu  erstatten;  darüber  hinaus  hat  er  dem  Vorsitzer  des  Aufsichts- 
rats  oder  seinem  Stellvertreter  bei  jedem  wichtigen  Anlaß  zu  berichten.  Die  Bericht- 
erstattung  deren  Einhaltung  durch  die  Strafvorschrift  des  §303  AktG.  gesichert  ist 
kann  mundüch  oder  schriftUch  erfolgen  und  hat  ebenfalls  den  Grundsätzen  einer 
gewissenhaften  und  getreuen  Rechenschaftslegung  zu  entsprechen. 

§  4.  Die  Bfitwirknng  des  Anfsichtsrats  beim  JatiregabschluS 

i«t^^^*^Qfi"?Ä^Ö^!!''''^"'''''  *^™  Zustandekommen  des  Jahresabschlusses 
mt  in  den  §§96  125  Abs.  3  AktG.  geregelt.  Der  Auf sichtsrat  hat  den  Jahresabschluß, 
den  Vorschlag  für  die  Gewinnverteilung  und  den  Geschäftsbericht  zu  prüfen  und  der 
Ha^uptversammlung  hierüber  zu  berichten.  In  dem  Bericht  hat  er  anzugeben  in 
welcher  Art  und  in  welchem  Umfang  er  in  Ausübung  der  durch  §  95  Abs.  1  ihm  auf- 
erlegten Uberwachungspf  licht  die  Geschäftsführung  der  Gesellschaft  während  dee 
Geschäftsjahres  geprüft  hat,  welche  Stelle  (Abschlußprüfer)  den  Jahresabschluß  und 
den  Geschäftsbericht  geprüft  hat  und  ob  diese  Prüfungen  -  also  sowohl  seine  eigenen 
als  auch  die  der  Abschlußprüfer  -  zu  wesentlichen  Beanstandungen  Anlaß  gegeben 
haben  Wenn  der  Aufsichtsrat  den  vom  Vorstand  vorgelegten  Jahresabschluß  billigt, 
so  ist  dieser  festgestellt.  "'^■'. 

Das  Aktiengesetz  gibt  damit  dem  Aufsichtsrat  erhöhte  Rechte  und  PfUchten.  Der 
Jahresabschluß  wu-d  in  der  Regel  durch  seine  Bilügung  ohne  Mitwirkung  der  Haupt- 
versammlung zustande  kommen.  Er  trägt  zusammen  mit  dem  Vorstand  die  Ver- 
antwortung  für  den  von  ihm  gebüHgten  Jahresabschluß.  Dieser  Verantwortung  ent- 
spricht die  Pflicht,  von  seinem  Prüfungsrecht  Gebrauch  zu  machen.  Der  Aufsichtsrat 
muß  sich  zum  mindesten  durch  persönüche  Kontrollen  der  Geschäftsführung  d  h 
durch  Einsichtnahme  in  den  Geschäftsgang  davon  überzeugen,  daß  die  kauf männi-' 
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!ä! J  7*  •  "u?  *^f  9f??^'"^*  ordnungsmäßig  geführt  wird.  Diese  PfUcht  obliegt 
A^«  k1,"!Ü  •  r^M^V"?""  "^^  Vornahme  bestimmter  Prüfungen  ein^ 
Ausschuß  oder  emzelnen  Mitghedern  des  Aufsichtsrats  übertragen  wird,  m  muß  sich 
der  Aufsichtsrat  in  seuier   Gesamtheit   über  das  Ergebnis   der  vor^nommenen 

l^ng  nTme?  '""'*  ''"^  ^"^^  ^"^^  Berichterstettung  Stel- 

•^T  ^'!?''*  ^^.  Aufsichtsrats  zur  eigenen  Na<:hprüfung  der  Geschäftsführung 

;i  istS  EXhlt  d'er'^f  f;*"","«  ''^''*  ^^"'^'*-  W 'Stellung  des  Zfl^ 
^^t  Lirt  slTwh  t.  .1^'"*^^  gegenüber  dem  früheren  R^chtszustand 

St^dfr  Aufihr«t    M         smd  im  GegenteU  durch  das  Gesetz  erweitert  worden. 
Die  dem  Aufsichterat  obhegende  Prüfung  der  Geschäftsführung  wird  daher  durch 
die  Prüfung  des  Jahresabschlusses  durch  Abschlußprüfer  4™^er^zt  st  WdTe 
doch  in  Ansehung  der  Buchführung  und  der  BUanziuf Stellung  erStert  W^J^; 
BSäfn"zu'Xh.tl7°  '"  Hauptversammlung  gewählL  EUa^rS^eS 

§  Äs  2  AktG^°    ti'^^^'T  «I««.T'-/^"^"»g«Pfli'''>t.  ^«nn  er  den  gem. 
prüft  ob  die  ^?H»P  .7""'«8«'»den  Bericht  desselben  nur  daraufhin  selbst  iL)h- 
pruft,  ob  die  bei  der  Prüfung  angewandten  Grundsätze  den  gesetzUchen  B^m 
mungen  und  kauf mämiischen  Gepflogenheiten  entsprechen,  wer«*  fern^  den^" 

nnH  rL.  ^  ?"?*••  ^'^°'^^'*  '^*  «'■  ^'"^  ^0°  der  eigenen  Prüfung  der  Bücher 

und  Bestandsverzeichnisse  befreit  (Schlegelberger.  Anm.  5  zu  $  96) 

Verantwortung  und  Haftung  des  Aufsichtsrats  bleiben  im  übrigen  unbeschadet 
der  Pfhchtprufung  bestehen.  Wenn  der  Aufsichtsrat  infolge  seiner  SteUu^^ 
Tatsachen  unterrichtet  ist,  die  für  die  Bilanzprüfung  von  Bedeutung   dem  Prtor 

s^H  r  «  ^l^"^'  «'r'^"°  ^'"^'  ^-  B-  über  UnterLhmungsveStuTen  S- 
sonhche  Beziehungen,  GeschäftsvorfäUe  von  größerer  Bedeutung  usw^müHr 

SSStT  t^t^rf  1^  Tf  ^^^'^^^^^'^  werden  durch  die  Vorschrlten 
^^hln  "K  i^'  ^  ^"^^  '^™''*'  ^^"^  "®  ^  ^'^^  Darstellungen,  in  ihren  Über- 
nrüfer     ^  J«rmögensstand  der  Gesellschaft,  in  Auskünfte^  an  die  Abschluß- 

Z^Z,  ^  ','°  V  f  ,^^""'  ^  ^''"'  Vorträgen  und  Auskünften  in  der  Hauptver- 
sammlung die  Verhältmsse  der  Gesellschaft  unwahr  darstellen  oder  verscEn 
ebenso  wemi  sie  im  Geschäftsbericht  über  die  Tatsachen  des  §  12FAbr2  Nr  1-9 
falsche  Angaben  machen  oder  erhebUche  Umstände  verschweigen 

§  5.  HauptTersammliuig  und  JahresabschluB 

we^%^r5Ssrtr /*'''"'"'' v""''"'/"8*  ^"^  ^^  ^''  Hauptversammlung, 
WhiLn  dt Hthf  /T  ^"'i*^""^  '^^  vorgelegten  (oder  einen  nach  d7n 
Vo^nT,?nH  A  f  K^  f '■^^«^^"'*^'**'">  Jahresabschluß  nicht  büligt  oder  wem, 
Sk^  durchÄ  ?  "'"^  gemeinsam  für  eine  Feststellung  d^  Jahresab- 
FaUeTuß  d7e  W»  Hauptversammlung  entscheiden  (§  125  Abs.  4  AktG.).  In  diesem 
fiS  Monll^^H  T"^-,™?  r  ^^^^^^  des  Jahresabschlusses  in  den 
Fri^t  vo^ni^ht  ^  f  Geschäftsjahres  stattfinden.  Die  Satzung  kami  eine  andere 
H  rist  von  mcht  mehr  als  sieben  Monaten  bestimmen 

schiuit'iSatj^H^rTTir'^K"''^  ^^  ^^'  ^"^  Feststellung  des  Jahresab- 
Kraft  rIsTs  J  «Q ff  Kapitelherabsetzung  und  Kapitalerhöhung  mit  rückwirkender 
™mand  win^l  r*'  T^T^  ''^^  Abwicklung  der  Gesellschaft  (§211).  Bei 

stete  n^HTr*^"  f  *  ^^'"°  ^'^  ^"^  Jahresabschluß  na^h  §  228  AktG. 
sieis  m  der  Hauptversammlung  festgestellt. 


Wenn  der  Jahresabschluß  durch  die  Hauptversammlung  festzustellen  ist,  so  ist 
diese  an  den  vom  Vorstand  aufgestellten  und  vorgelegten  Abschluß  nicht  gebunden. 
Die  Hauptversammlung  kann  vielmehr  die  vorgelegte  Bilanz  und  Erfolgsrechnung 
ändern,  sie  kann  Abschreibungen  und  Wertberichtigungen,  Rücklagen  und  Rück- 
stellungen abweichend  von  den  Vorschlägen  der  Verwaltung  festsetzen  und  einen 
anderen  Reingewinn  bestimmen. 

Die  Verhandlung  über  die  Genehmigung  der  Bilanz  durch  die  Hauptversammlung 
ist  zu  vertagen,  wenn  die  Hauptversammlung  dies  mit  einfacher  Stimmenmehrheit 
beschließt  oder  wenn  eine  Minderheit,  deren  Anteile  zusammen  den  zehnten  Teil  des 
Grundkapitals  erreichen,  es  verlangt.  Das  Verlangen  der  Minderheit  ist  nur  zu  be- 
rücksichtigen, wenn  sie  bestimmte  Posten  des  Jahresabschlusses  bemängelt  (§125» 
Abs.  7  AktG.). 

Die  Hauptversammlung  hat  bei  der  Feststellung  des  Jahresabschlusses  in  gleicher 
Weise  die  Vorschriften  des  Gesetzes  und  der  Satzungen  zu  beachten  wie  der  Vor- 
stand. Ein  Verstoß  gegen  diese  Vorschriften  hat  Nichtigkeit  und  unter  Umständen  — 
weitergehend  als  bei  dem  durch  den  Vorstand  festgestellten  Jahresabschluß  — 
Anfechtbarkeit  des  die  Bilanz  feststellenden  Hauptversammlungsbeschlusses  zur 
Folge.  Die  Nichtigkeitsgründe  sind  in  §195  AktG.  aufgezählt ;  nichtig  ist  ein  Be- 
schluß —  abgesehen  von  der  Verletzung  zwingender  gesetzlicher  Bestimmungen  — 
insbesondere  dann,  wenn  er  mit  dem  Wesen  der  Aktiengesellschaft  unvereinbar  ist 
oder  durch  seinen  Inhalt  Gläubigerschutz  Vorschriften,  öffentliche  Interessen  oder 
die  guten  Sitten  verletzt.  Anfechtbar  ist  ein  Hauptversammlungsbeschluß  allge- 
mein wegen  Verletzung  des  Gesetzes  oder  der  Satzung  (§  197  AktG.) ;  wenn  allerdings 
die  Anfechtung  darauf  gestützt  wird,  daß  durch  den  Beschluß  Abschreibungen,  Wert- 
berichtigungen, Rücklagen  oder  Rückstellungen  über  das  nach  Gesetz  oder  Satzung 
statthafte  Maß  hinaus  vorgenommen  sind,  so  sind  Aktionäre  zur  Anfechtung  nur  dann 
befugt,  wenn  ihre  Anteile  zusammen  den  zwanzigsten  Teil  des  Grundkapitals  erreichen. 

Wenn  der  Jahresabschluß  nicht  durch  die  Hauptversammlung  festgestellt  wird, 
so  hat  diese  —  soweit  nicht  andere  ihr  durch  Gresetz  oder  Satzung  vorbehaltene  Be- 
schlüsse in  Frage  kommen  —  nur  über  die  Gewinnverteilung  und  die  Entlastung 
des  Vorstandes  und  Aufsichtsrats  zu  beschließen.  Sie  ist  dabei  an  den  Grewinnver- 
teilungsvorschlag  gebunden,  den  der  Vorstand  (ohne  Mitwirkung  des  Auf  sich  tsrats, 
jedoch  mit  dessen  Bemerkungen)  der  Hauptversammlung  vorlegt.  Die  Hauptver- 
sammlung kann  insbesondere  keine  Erhöhung  des  Reingewinns  durch  Verminderung 
der  Abschreibungen,  Wertberichtigungen,  Rücklagen  und  Rückstellungen  vorneh- 
men ;  sie  kann  nur  umgekehrt  den  Reingewinn  ganz  oder  teilweise  von  der  Verteilung 
ausschließen,  indem  sie  ihn  zu  erhöhten  Abschreibungen  usw.  bestimmt  oder  ver- 
wenden läßt;  Änderungen  des  Jahresabschlusses,  die  hierdurch  nötig  werden,  hat 
der  Vorstand  vorzunehmen.  Im  übrigen  bleibt  die  vom  Vorstand  aufgestellte  Bilanz 
unverändert. 

§  6.  Die  Grundsätze  ordnungsmäßiger  Buchführung 

Voraussetzung  für  die  Aufstellung  eines  den  gesetzlichen  Vorschriften  entsprechen- 
den Jahresabschlusses  ist  das  Vorliegen  einer  ordnungsmäßigen  Buchführung.  Die 
Erfordernisse,  welche  an  die  Buchführung  in  dieser  Hinsicht  gestellt  werden,  müssen 
ebenso  von  den  Verwaltungsträgern  bei  der  laufenden  Überwachung  der  Geschäfts- 
führung wie  vom  Prüfer  bei  der  Abschlußprüfung  beachtet  werden. 

Ordnungsmäßigkeit  der  Buchführung  ist  im  allgemeinen  dann  gegeben,  wenn  die 
Buchführung  organisch  gegliedert  ist,  Gewähr  für  pünktliche  und  richtige  Aufzeich- 
nung der  Greschäftsvorfälle  bietet  und  sich  auf  ordnungsmäßig  geführten  Belegen 
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aufbaut  (Wameck,  Wirtschaftsprüfung  Bd.  II  1935  S.  285).  Die  BuchfülirunK  muß 
so  beschaffen  sein,  daß  sie  dem  Kaufmann  oder  einem  sachverständigen  Mtten 
jederzeit  die  Übersicht  über  den  Vermögensstand  gewährt.  Zur  Ordnunismäßigkeit 
gehört  auch  die  Beobachtung  der  handelsrechtüchen  und  steuerrechtiüchen  Ord- 
nungsvorschriften für  die  Fuhrung  der  Bücher  und  die  Auf  bewahrung  der  Kor- 
respondenzen  und  Belege  (  §  38-44  HOB.,  §  162  Abs.  2-8  RAO.).  Die  formelten 
Erfordermsse  ordnungsmäßiger  Buchführung  nach  Handels-  und  Steuerrecht  Z- 
handelt  zusammenfassend  Karoh  in  ZfhwForsch.  1932  S.  617.  Durchschreibe 
buchf  uhrungen  entsprechen  insofern  nicht  den  gesetzUchen  OrdnuLvo^hrfften 

ferG^uS-def ZSrSlSaS^So^^^^^^^^^  ^^ 

erfüllt  werden:  Eintragung  der  GeschäftsvLTue  entsprSnÄr  L^^ 
2^  d^  Zusammenhangs  zwischen  den  Eintragungen  Lf  Ko^t  otnÄck— 
und  Belegen  durch  gegenseitige  Verweisungen  und  Buchungszei^hen  ■  KontenX 
mit  kbrer  Übersicht  über  Bestände,  Aufwand  und  Ertrag;  N^we^W  aÜr^  der 
Buchhaltu^   verwandten   losen    Blätter;    geordnete   /jf^wtCn^'lf  Mege 

TeXtJrn  '""«r  f ««\f,^'''I^*g«  Verlegung,  mißbräuchüX  Entferau^^ 
oder  ümsteUung  von  Buchungsblättern  und  gegen  die  Einführung  gefälschter  Cf 
ausfertigungen.  -  Die  ursprüngUch  geforderte^  Anlegung  einrÄereri 
tI  ^°^^1!J*?™  1*^  J^des  Geschäftsjahr  und  Able^u^  der  erle^SenTtrSl  S 
Jahr^.  oder  Halbjahressätzen  ist  lt.  VeröffentUchung  in  Hef t  14  vom  2^.  7  192^  d^ 
Mi^ilungen  der  Industrie-  und  Handelskammer  Berlin  fallen  gelassen  worden 

Bei  ftufung  emer  Durchschreibebuchführung  muß  den  in  ihr  Hegenden  B^;nder 
heiten  Rechnung  getragen  werden.  Die  bei  deTiebundenen  BuchführunTb^^nd; 
G^mtsicherung  des  Buchungsstoffes  ist  aufgehoben;  die  im  System  Hegenden 
Möglichkeiten  von  Falschbuchungen  -  Beseitigung  oder  EinscUete^  odef  Um 
schreiben  von  Kontenblättern,  Abdeckung  des  Durchschreib^ptr"  1  sZ 
ZtT  ^"'^'•'^It«'';. Verwendung  paginierter  Kontenblätter,  inerte  lufbewS. 

ewL    mXlf  „'l^^rf 'f  -  ^°''*^°"^  ""''  ausgegebene^  Blätter  ist  zu  emp- 
£  £rW  H^Tsr^t        ^'  neuzeitlichen  Buchungsformen  behandelt  WirL 
L^^^'        u    ^'    "^  i°°""*  ^"  ^^"^  Ergebnis,  daß  eine  Reihe  von  KontroUen 
Jchen  Bu'chfau"  n    r  «"«"«''™^  automatisch  gegeben  sind,  bei  dt  neuS 
üchen  Buchhaltunpformen  nur  z.T.  verwirklicht  werden  kann,  z.  T   aber  un 
bedangt  durchgeführt  werden  muß,  um  die  Ordnungsmäßigkeit  der  BuchführZ 

^1  r  BÜcSun^"^'"'  ^.Z^*'''*"'^  d- I^evisL  unter  dl^SSul 
v^^IZ  .^""hhaltungsformen  m  ZfhwForsch.  1936  S.  650  untersucht  welche 
Fehler  bei  den  verschiedenen  Buchungsformen  ausgeschlossen  bzw.  noch  mögUcTs^d 
und  welche  orgamsatorischen  Maßnahmen  als  Sicherungsmittel  in  Frage  1^7 

§  7.  AUgemeine  BUanzieruiigsgTandsätze 

Bei^der  Auf  steUung  des  Jahresabschlusses  sind  bestimmte  aUgemeine  Reeehi  ein 
zuhalten,  die  sich  aus  der  Übung  ehrbarer  Kaufleute  und  den  GrSZT'en^rfmir" 
maßiger  Buchführung  entwickelt  und  z.  T.  in  gesetzlichen  Vo^hStenTren  mX 

äÄr^:  uid  maS  ^"''f ^-t  ^'^'  ""^  <"«  ""^^"^''^^  der  BuJZaSelt, 
tun^ornhr  fZ  ^H  T^*'«^*'*;  ^^"^''  «^^"'^"^  ^^'^^'  die  allgemeinen  Bewer- 
ÄrXuiJen  ^''°  *"  '^'  Behandlung  der  Zugang,  Abgänge  und 


Bilanzwahrheit.  Der  Jahresabschluß  muß  nach  §  129  Abs.  1  Satz  1  den  Grund- 
sätzen ordnungsmäßiger  Buchführung  entsprechen.  Diese  Grundsätze  sind  in  den 
Vorschriften  des  Handelsgesetzbuchs  über  die  Handelsbücher  sowie  die  Aufstellung 
des  Inventars  und  der  Bilanz,  insbesondere  in  den  §§  39,  40  HGB.  festgelegt.  Das 
jährlich  aufzustellende  Vermögensverzeichnis  muß  hiernach  sämtliche  Vermögens- 
gegenstände enthalten,  und  es  muß  dabei  der  Wert  festgestellt  werden,  der  diesen 
Vermögensgegenständen  im  Zeitpunkt  der  Bilanzaufstellung  beizulegen  ist.  Durch 
§  131  Abs.  5  Satz  2  AktG.  ist  ausdrücklich  noch  die  Aufnahme  fiktiver  Kreditoren  in 
die  Bilanz  verboten  worden. 

Allerdings  wird  der  Grundsatz  der  Bilanzwahrheit  hinsichtlich  der  Bewertung  bei 
Aktiengesellschaften  insofern  durchbrochen,  als  der  Zeitwert  für  Umlaufswerte  nur 
dann  maßgebend  ist,  wenn  er  niedriger  ist  als  der  Anschaffungs-  oder  Herstellungs- 
preis (Niederstwertprinzip) ;  außerdem  wird  allgemein  bei  kaufmännischen  Bilanzen 
eine  Unter bewertung  als  zulässig  angesehen.  Die  Bilanz  muß  aber  auf  jeden  Fall 
vollständig  sein,  d.  h.  das  ihr  zugrunde  liegende  Inventar  muß  alle  Vermögens- 
werte dem  Gegenstand  nach,  die  Bilanz  selbst  muß  dieselben  wenigstens  mit  Vor- 
merkungsposten enthalten. 

Bilanzklarheit.  Der  Jahresabschluß  ist  nach  §  129  Abs.  1  Satz  2  AktG.  so  klar  und 
übersichtlich  aufzustellen,  daß  er  einen  möglichst  sicheren  Einblick  in  die  Lage  der 
Gesellschaft  gewährt.  Die  Forderung  einer  übersichtlichen  Zusammenstellung  der 
Abschlußposten  ist  durch  die  Gliederungsvorschriften  der  §§  131  für  die  Bilanz 
und  132  für  die  Erfolgsrechnung  näher  bestimmt.  Die  einzelnen  Posten  der  Bilanz 
sowie  der  Erfolgsrechnung  müssen  hiernach  ihrem  Inhalt  entsprechend  unter 
der  im  Gresetz  angegebenen  Bezeichnung  und  in  der  gesetzlichen  Reihenfolge  auf- 
geführt werden.  Es  ist  weiter  bestimmt,  daß  der  Gewinn  oder  Verlust  am  Schluß 
der  Bilanz  gesondert  auszuweisen  ist,  daß  die  Zugänge  und  Abgänge,  Abschreibungen 
und  Wertberichtigungen  gesondert  offenzulegen  sind  und  daß,  wenn  ein  (Gegenstand 
unter  mehrere  Posten  der  gesetzlichen  Gliederung  fällt,  dies  zu  vermerken  ist.  Dem 
Grundsatz  der  Bilanzklarheit  entspricht  es  auch,  daß  die  Verrechnung  von  Forde- 
rungen und  Verbindlichkeiten  verboten  ist. 

Eine  Abweichung  von  den  gesetzlichen  Gliederungs Vorschriften  ist  nach 
§  131  Abs.  1  und  132  Abs.  1  zulässig,  wenn  der  Grcschäftszweig  der  Gresellschaft 
sie  notwendig  macht.  Für  einzelne  (Geschäftszweige  sind  gemäß  §  134  AktG.  beson- 
dere Gliederungs  Vorschriften  erlassen  worden,  die  bindend  sind.  Eine  weiter- 
gehende Gliederung  ist  unbeschränkt  zulässig;  sie  ist  insoweit  geboten,  als  sie 
zur  klaren  und  übersichtlichen  Aufstellung  der  Bilanz  im  Sinne  des  §  129  Abs.  1 
erforderlich  ist. 

Bilanzstetigkeit.  Der  Grundsatz  der  Bilanzstetigkeit  bedeutet,  daß  der  Jahres- 
abschluß sowohl  in  bezug  auf  seine  Gliederung  als  auch  auf  den  Inhalt  der  einzelnen 
Bilanzpositionen  und  die  zur  Anwendung  gekommenen  Bewertungsgrundsätze  mit 
der  Bilanz  des  Vorjahres  übereinstimmen  soll. 

Jede  Abweichung  von  dem  Grundsatz  der  Bilanzstetigkeit  ist  nach  §  128  Abs.  2 
im  Geschäftsbericht  zu  erwähnen;  wenn  durch  eine  Abweichung  von  früher  an- 
gewendeten Bewertungssätzen  ein  Buchgewinn  entsteht,  so  darf  dieser  nicht  mit  dem 
Betriebsgewinn  zusammengeworfen,  sondern  muß  als  außerordentlicher  Ertrag  ge- 
sondert ausgewiesen  werden  (§  132  Abs.  1  Ziff.  II  4  AktG.). 

BewertungsTorschriften.  Die  in  §  133  AktG.  enthaltenen  Bewertungsgrundsätze  sind 
verschieden,  je  nachdem  es  sich  um  Anlagegegenstände  oder  (Gegenstände  des  Um- 
laufsvermögens handelt. 
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Gegenstande  des  Anlagevermögens  dürfen  höchstens  zu  den  Anschaffungs- 

d,Wr  w"*  .  o°^'^,°  il-^vü'',!* '*  '"^''*^°-  ^"""^  **'  geringerem  Zeitwert  c^rf 
dieser  Wert  als  Grundlage  beibehalten  werden,  wenn  normale  Abschreibungen  vor- 
genommen  werden.  &      ^vjm. 

Bei  der  Berechnung  der  Herstellungskosten  dürfen  in  angemessenem  Umfang  Ab- 
nutzungen  und  sonstige  Wertmmderungen  sowie  angemessene  TeUe  der  Betriebs- 
mid  Verwaltungskosten  angerechnet  werden,  die  auf  den  Zeitraum  der  HeSSS 
entfaUen;  Vertnebskosten  dürfen  dabei  nicht  berücksichtigt  werden         ^^'^*^""°8 

zeJf  nf  £r  "^^Zu^'k""  Anlagevermögens,  die  nicht  unmittelbar  der  Er- 
zeugung dienen  -  namüch  Konzessionen,  Patente  und  sonstige  Rechte  Beteili 
gungen  und  andere  Wertpapiere  des  Anlaeevermöeen«  i^^li  Kecüte,  Ueteiü- 
fiir  An1ncn>wo..t^  ^„^j„-4.  i-  u  ,"  V^?  '^'""6®'^  ~>  "«t  eme  Ausnahme  von  dem 
für  Anlagewerte  grundsatzhch  bestehenden  Abschreibungszwang  vorgesehen  TM«» 
Anlagewerte  dürfen  nach  §  133  Ziff.  2  zu  Anschaff ungskrteZtoe  reÄßL^ 
schreibu^en  emg^etzt  werden,  hier  ist  eine  Abschrdbung  aS  eLen  etTÄt^' 
rmgeren  Wert  nur  dann  vorgeschrieben,  wemi  die  Grundsatz! ordnu3,äSBudb 

Äwr^^ttSterdt  muJ^-  ^^  '^  '^  '^^'  ^  ---^eS 

preis  am  Abschlußtag  niedriger  ist,  so  ist  höchsteiis  dieser  nieSe  Werten' 
setzen  (Niederstwertprinzip).  Für  die  Berechnung  der  HersteUuLwenTc^n 

auf  die  Anlagewerte  sowie  angemessene  TeUe  der  Betriebs-  und  Verwaltungsk^n 
ÄiSS'^^^en^St''^*^'^  "-'  '-'  ^"^"'^*'-  '-  HerstelluSÄ 
Als  Hilfswert  für  die  Bewertung  des  Umlaufsvermögens  kommt  noch  der  <tp 
meine  Wert  des  §40  HGB.  in  Frage.  Wemi  nämUch  eL  Bör^der  Marktn^l" 
ur  Gegenstande  des  Umlaufsvermögens  nicht  festzustellen  ist,  ^d  we^Ä 
Tm  AbsXußt'  h'"*""""^*!"*""  •'^''  ^^^*  übersteigen,  der  diesen  ^^nstntn 
d"r  ttt  wfrt':^rtrn"*'  "  ""'  '•^''^**'"  •"-»  letztgenannte  Wt,  d.h. 

woS'wl^r  ^^ZT^V""  ^r^^V"^  ^^^'^  '*^'^  gesunkenen  Zeitwert  ermäßigt 
Zh  hJIi'  ^Xu  *"*«P^f '»«'»d  der  jetzt  geltenden  steuerrechtUchen  B^geW 
tri  H  p^'^''*'"'^  ^^  ^''^^^  anzusehen,  wemi  bei  einer  Steigerung  des  S 
ir^h««   ^'^^'^T'I  ^^^'  ^'^°^'  ^«1;  diese  Erhöhung  darf  aW^r  bfat^m 

»ugenbhckhche  Wert  im  Absatzmarkt,  sondern  im  Beschaff migsmarkt  zu  verstehen 
stehtdlXr^»  Abgänge.  Im  Zusammenhang  mit  den  allgemeinen  Bewertungsregehi 

berlhnl  n  ^  '•'"%'^f  ^"f  °«^  """^  ^''«»°««  ««^^  die  Abschreibungen  und  \^r^ 
berichtigungen  im  Jahresabschluß  zu  behandeln  sind. 

dJ  AS™*nti*^"  ^»/.r*^«-^«!  jorgeschrieben,  daß  die  auf  die  einzelnen  Posten 

SzÄrsSd^Zd' ffA'jf '?  ^"v?"^"  ""^  ^''^^"S^  «^""^dert  in  der  Bilanz 
»uizuiuüren  smd,  und  daß  Abschreibungen  und  Wertberichtigungen  auf  Anlage 
werte  entweder  in  der  Bilanz  oder  im  Geschäftsbericht  angegeb^erd^  mSfn 

tngeHürTZÄ  ft'  "''l'  ^'"^  *"'=''  Abschreibern  und  wZ^^til 
Sunt  zut  A^  üt^T'^t'*^  gesondert  auszuweisen  sind.  Nach  der  Be- 
SwemJZn^K    ,f    K^'"'^"*'^  erreicht  werden,  daß  die  Höhe  der  im  Geschäfts- 

2     Hertleln-Meisner,  Prüfung  d.  AG. 
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Die  Vorschrift,  daß  Zugänge  und  Abgänge  ausgewiesen  werden  müssen,  ist  dahin 
zu  verstehen,  daß  die  volle  wertmäßige  Mehrung  und  Minderung  anzugeben  ist. 
In  der  Praxis  werden  Zugänge  vielfach  unnuttelbar  abgeschrieben,  d.  h.  über  Un- 
kosten  verbucht.  Dies  ist  nur  dann  zulässig,  wenn  die  Neuanschaffungen  den  Cha- 
rakter laufender  Aufwendungen  haben,  wie  dies  z.  B.  bei  Werkzeugen,  Betriebs-  und 
Geschäftsinventar  häufig  der  Fall  ist.  Dagegen  darf  der  Ausweis  dann  nicht  unter- 
lassen werden,  wenn  es  sich  um  Gegenstände  handelt,  die  ihrer  Art  nach  während 
einer  gewissen  Zeit  verwendbar  sind  (Daueranlagen).  Hier  würde  durch  die  Ab- 
schreibung von  Neuanschaffungen  über  Unkostenkonto  der  beabsichtigte  Zweck, 
durch  den  Jahresabschluß  einen  möglichst  sicheren  Einblick  in  die  Lage  des  Ge- 
Schafts  zu  gewähren,  beeinträchtigt  oder  gar  (bei  anlageintensiven  Unternehmungen) 
vereitelt  werden.  Das  Verlangen  eines  besonderen  Ausweises  dieser  Zu-  und  Ab- 
gänge bedeutet  also  eine  Pflicht  zur  Aktivierung  von  Neuanschaffungen  (vgl.  hierzu 
Schlegelberger,  Anm.  51  zu  §  131  AktG.  und  WT.  1937  S.  314  Wagner,  S.  373  Berger). 

Die  AlMchreibimgen  haben  betriebswirtschaftlich  gesehen  den  Zweck,  den 
Beschaffungsaufwand  der  Anlagen  als  Kosten  auf  ihre  Nutzungsdauer  zu  verteilen; 
nach  §  133  Ziff.  1  ist  der  auf  das  einzelne  Geschäftsjahr  entfallende  Anteil  an  dem 
Wertverlust,  der  sich  bei  der  Verteilung  auf  die  voraussichtliche  Gesamtdauer  der 
Verwendung  ergibt,  abzuschreiben.  Die  Abschreibung  vom  Anschaffungswert 
mit  regelmäßigen  gleichen  Beträgen  geht  von  der  voraussichtlichen  (technischen  und 
wirtschaftlichen)  Lebensdauer  aus.  Hierfür  haben  sich  bestimmte  Erfahrungssätze 
herausgebildet,  deren  Anwendbarkeit  (mit  Rücksicht  auf  Beanspruchung,  technische 
Überholung  usw.)  im  Einzelfall  nachgeprüft  werden  muß.  Die  Abschreibung  vom 
Buchwert,  welche  eine  Nachprüfung  der  abgeschriebenen  Restbuchwerte  unmög- 
lich macht,  trägt  der  Tatsache  Rechnung,  daß  der  Wertverlust  in  den  ersten  Jahren 
der  Gebrauchsdauer  stärker  ist  als  später,  führt  jedoch  nur  dann  zur  Vollabschrei- 
bung, wenn  bei  einer  Mischung  von  Anlagegegenständen  mit  verschiedenem  Alter 
ein  Abschreibungssatz  gewählt  wird,  der  entsprechend  höher  ist  als  bei  der  Ab- 
schreibung vom  Anschaffungspreis.  Eine  ausführliche  Darstellung  der  in  Frage 
kommenden  Gesichtspunkte  für  beide  Abschreibungsmethoden  findet  sich  im  Urteil 
des  Reichsfinanzhofs  vom  1.  7.  1931  A  Z  VI  A  2226/30  (StuW.  1931  Nr.  790;  RStBl. 
1931  S.  877).  Weiter  kann  nach  dem  Zeitwert  (bei  stärkerer  Veränderung  der  Wieder- 
beschaffungskosten), nach  der  Beanspruchung  (bei  schwer  zu  bearbeitendem  Mate- 
rial, Doppelschichten  usw.)  und  bei  Abbau  betrieben  auch  nach  dem  Substanzver- 
brauch abgeschrieben  werden. 

§  8.  Besondere  Bilanzieruiigsfragen 

Bei  der  Aufstellung  des  Jahresabschlusses  wie  bei  seiner  Prüfung  ist  gelegentlich 
über  die  Zulässigkeit  bestimmter  Bilanzposten  oder  Wertansätze  zu  entscheiden,  die 
bei  regelmäßigem  Lauf  der  Dinge  in  den  Bilanzen  nicht  zu  erscheinen  pflegen  bzw. 
die  von  den  sonst  üblichen  Wertansätzen  abweichen.  Derartige  Bilanzposten  oder 
Wertansätze  sind  in  vorkommenden  Fällen  meist  ausschlaggebend  für  Gewinn  oder 
Verlust  und  sollen  gerade  deshalb  in  die  Bilanz  aufgenommen  werden.  Es  handelt 
sich  dabei  vornehmlich  um  die  Frage,  ob  und  inwieweit  noch  nicht  abgewickelte 
Geschäfte  bzw.  die  aus  ihnen  bereits  erwachsenen  Unkosten  in  der  Bilanz  zu  berück- 
sichtigen sind,  ferner  um  die  mit  der  Bildung  und  Auflösung  stiller  Reserven  zu- 
sammenhängenden Fragen. 

Schwebende  Geschäfte  wirken  sich  im  allgemeinen  in  der  Bilanz  nicht  aus.  Der 
formaljuristische  Abschluß  eines  Vertrages  wird  nicht  verbucht.  Buchungs-  und  damit 
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bilanzfähig  sind  nur  Geschäftsvorfälle,  die  wirtschaftlich  eine  Vermögensänderung 
bedeuten.  Forderungen  und  Verbindlichkeiten  aus  gegenseitigen  noch  nicht  erfüllten 
Verträgen  sind  als  gleichwertig  anzusehen  und  heben  sich  auf.  Wenn  sich  allerdings 
aus  einem  schwebenden  Geschäft  bereits  eine  den  Nutzen  übersteigende  Verbind- 
lichkeit voraussehen  läßt,  so  erfordert  das  kaufmännische  Vorsichtsprinzip  die 
Büdung  einer  Rückstellung  für  diese  VerbindHchkeit.  Der  aus  einem  schwebenden 
Geschäft  zu  erwartende  Gewinn  kann  dagegen  grundsätzlich  nicht  aktiviert  wer- 
den, da  er  noch  mcht  realisiert  ist.  Eine  Ausnahme  wird  in  der  Praxis  zugelassen  für 
den  FaU,  daß  m  emem  an  sich  noch  schwebenden  Geschäft  bereits  ein  sicherer  greif- 
barer Vorteü  Uegt.  Wenn  z.  B.  Ware  bereits  verkauft,  aber  noch  nicht  abgeUefert 
ist,  so  kann  na<;h  Staub,  Komm.-Nachtrag  Anm.  10b  zu  §261a  HGB  der  die 
Herstellungskosten  übersteigende  Verkaufswert  für  diesen  Warenposten  eingesetzt 
werden.  Voraussetzung  muß  allerdings  sein,  daß  gegen  die  Verwirklichung  des  zu 
erwartenden  Vorteils  keine  Bedenken  bestehen,  daß  also  sowohl  die  Abnahme  dieses 
Warenpostens  als  auch  die  Zahlung  des  Kaufpreises  gesichert  erscheint. 

Mit  besonderer  Vorsicht  ist  die  Aktivierbarkeit  schwebender  Geschäfte  dann  zu  be- 
urteüen,  wenn  es  sich  nicht  um  einmaUge  Lieferungen,  sondern  um  laufende  Liefe- 
rungsgeschäfte oder  größere  Aufträge  handelt.  Derartige 

Voraktivierungeii  für  in  Ausführung  begriffene  Aufträge,  ferner  für  erst  in  Aussicht 
stehende  Aufträge  haben  den  Zweck,  solche  Aufwendungen,  die  noch  keine  büanz- 
fähige  Gestalt  angenommen  haben,  auf  das  nächste  Geschäftsjahr  zu  übertragen. 
Die  Frage  ist  besonders  wichtig,  wenn  die  Ausführung  eines  Auftrags  sich  über  meh- 
rere Rechnungsperioden  erstreckt  und  eine  Teilfakturierung  oder  die  Bilanzierung 
halbfertiger  oder  fertiger  Erzeugnisse  nicht  mögUch  bzw.  nicht  ausreichend  ist,  um 
emen  Veriustausweis  zu  vermeiden.  Die  Voraktivierung  ist  zum  Ausweis  der  tat- 
sächlichen Betriebsleistung  und  im  Interesse  richtiger  Rechnungsabgrenzung  als  zu- 
lässig anzusehen,  wenn  wegen  der  späteren  Abnahme  der  Anlage  keine  Bedenken 
bestehen  und  alle  etwa  noch  möglichen  Risiken  berücksichtigt  werden.  Dabei  muß 
jedoch  auf  eine  klare  Bezeichnung  des  in  Frage  kommenden  Aktivpostens  ge- 
achtet werden.  Nach  der  Entscheidung  des  Reichsgerichts  vom  13.  11   1933    be- 
sprochen in  WT.  1934  S.  63  und  302,  ferner  1935  S.  109  und  159,  ist  die  Aktivierung 
von  Unkosten  eines  erst  künftig  realisierbaren  Geschäfts  unter  falscher  Bezeichnung 
strafbar;  es  muß  erkennbar  sein,  um  was  es  sich  handelt.  —  Auch  im  laufenden  Be- 
trieb ist  die  Voraktivierung  von  Aufwendungen  für  einen  erst  in  der  Entwicklung 
begriffenen  Auftrag  als  zulässig  anzusehen  (Wirtz,  Kongreß-Archiv  1936  S.  216  und 
Leitsätze  in  WT.  1936  S.  489).  Selbstverständüch  können  dabei  nicht  die  laufenden 
Projektierungskosten  im  geschäftsüblichen  Umfang,  sondern  nur  außergewöhnliche 
Aufwendungen  in  Frage  kommen.  AUgemein  ist  die  Aktivierung  von  Unkosten,  die 
sich  m  mehreren  Bilanzperioden  auswirken,  durch  §  133  Ziff.  4  AktG.  für  die  bei  der 
Gründung  der  AG.  entstehenden  Betriebseinrichtungskosten  anerkannt  worden.  In 
gleicher  Weise  können  aber  auch  andere  Werbungskosten  ähnHcher  Art  aktiviert 
und  durch  Abschreibungen  auf  eine  Reihe  von  Jahren  verteilt  werden,  z.  B.  Kosten 
der  Propaganda,  Aufziehung  eines  Vertreternetzes,  Katalogkosten,  Umlaufs-  und 
Organisationskosten,    technische    Versuche    und    Kosten    der    Betriebsverleffune 
(Trumpler,  Büanz  der  AG.  S.  94). 

SliUe  Reserven  sind  nach  der  handelsrechtlichen  Rechtsprechung  insoweit  zu- 
lassig, als  sie  nach  gewissenhafter  kaufmännischer  Abwägung  aUer  Verhältnisse  not- 
wendig smd,  um  das  Unternehmen  für  die  nächste  Zukunft  lebens-  und  widerstands- 
fähig zu  machen  (RGZ.  vom  11.  2.  1927  Bd.  116  S.  119).  Die  Begründung  zum  Aktien- 
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gesetz  sieht  die  Büdung  stüler  Reserven  entsprechend  dem  bisherigen  Rechtszustand 
ebenfalls  als  zulassig  an,  da  die  Ansammlung  eines  bestimmten  Kapitalüberschusses 
^r  manchen  Betrieb  em  unabweisbares  Bedürfnis  sein  und  oft  nicht  anders  als  durch 
Bildung  stiller  Rücklagen  durchgeführt  werden  kann. 

Die  Bildung  stiUer  Reserven,  die  vor  der  Feststellung  des  bilanzmäßigen  Rein- 
gewinns  m  Abzug  gebracht  werden,  erfolgt  meistens  durch  Unterbewertung  auf  der 
Aktivseite  der  Büanz.^)  Sie  können  auch  durch  Überschätzung  passiver  Wertberich- 
tigun^posten  oder  von  Rückstellungen  bzw.  durch  Fortfall  der  für  die  Büdung 
derselben  maßgebenden  Gründe  entstehen;  wegen  der  Behandlung  derartiger  Fälle 
vgl.  §§  51,  52.  Verboten  ist  das  Fortlassen  von  Vermögenswerten  (§  40  Abs  2  HGB  ) 
und  das  Einsetzen  fiktiver  Kreditoren  (§  131  Abs.  5  Satz  2  AktG.). 

Der  wichtigste  Grund,  der  in  der  Regel  für  die  Büdung  stüler  Reserven  an  Stelle 
von  offenen  Rücklagen  angeführt  wird,  ist  allerdings  durch  die  Vorschriften  des  neuen 
Aktienrechts  in  §  126  Akt G.  fortgefallen ;  die  Hauptversammlung  kann  an  der  Gewinn- 
berechnung  in  der  üir  vorgelegten  Büanz  nichts  ändern,  wenn  der  Vorstand  mit  Büli- 
gung  des  Auf  Sichtsrats  die  Bilanz  festgestellt  hat.  Wenn  er  hierbei  offene  Rücklagen 
gebüdet  hat,  so  ist  die  Hauptversammlung  auch  hieran  gebunden,  so  daß  von  diesem 
Gesichtspunkt  aus  kein  Anlaß  zur  Geheimhaltung  der  Rücklagen  mehr  vorHegt. 

Em  Zwang  zur  Offenlegung  stiller  Reserven  im  Geschäftsbericht  oder  auf  An- 
frage  emes  Aktionärs  in  der  Hauptversammlung  ist  im  Gesetz  nicht  ausdrücküch 
ausgesprochen  worden.  Aus  dem  Sinn  der  Vorschrift  einer  gewissenhaften  und  ge- 
treuen  Rechenschaf tslegung  und  Auskunfterteüung  in  den  §§  112  und  128  AktG.  muß 
aber  gefolgert  werden,  daß  (innerhalb  der  dort  gezogenen  Grenzen)  wenigstens  dar- 
über berichtet  werden  muß,  ob  die  Bewertung  den  gesetzlichenVorschriften  entspricht 
oder  ob  vorsichtig,  d.h.  unterhalb  der  zulässigen  Wertansätze,  bewertet  worden  ist. 
Die  Auflösung  stüler  Reserven  tritt  in  der  Büanz  dann  nicht  in  Erscheinung, 
wenn  üire  Büdung  durch  ünterbewertung  von  Umlaufswerten  (Warenlager)  erfolgt 
war.  Wenn  dagegen  stüle  Reserven  aufgelöst  werden  sollen,  die  bei  Gegenständen  des 
Anlagevermögens  durch  überhöhte  Abschreibungen  gebüdet  worden  waren,  so  erhebt 
sich  die  Frage,  ob  diese  Abschreibungen  im  Bedarfsfall  rückgängig  gemacht  werden 
können.  Da  die  Büdung  stüler  Reserven  durch  überhöhte  Abschreibungen  auf  An- 
lagewerte zur  Stärkung  des  Unternehmens  zulässig  ist,  so  muß  folgerichtig  auch  üire 
Auflösung  durch  Wiedergutschreibung  des  zuviel  abgeschriebenen  Wertes  möglich  sein. 

Znschreibungen  auf  Anlagen  bedeuten  ebenso  wie  überhöhte  Abschreibungen  eine 
Durchbrechung  des  Grundsatzes  der  Büanzstetigkeit.  Sie  widersprechen  auch  der 
kaufmännischen  Übung  mögUchst  vorsichtiger  Bewertung.  Als  grundsätzlich  un- 
zulässig ist  eine  Zuschreibung  dann  anzusehen,  wenn  sie  ohne  deutlichen  Ausweis 
erfolgt  und  den  Zweck  hat,  eine  nicht  vorhandene  Rentabüität  vorzutäuschen  und 
Verluste  zu  verdecken  oder  zu  verkleinern  (Hast,  Anlagewerte  S.  114ff.).  Das  Reichs- 
gericht hat  in  einem  Urteü  vom  19.  11.  1928  (RGSt.  62  S.  359)  die  Auflösung  stüler 
Reserven  als  im  Rahmen  ihres  Zwecks  liegend  bezeichnet,  das  Verlangen  auf  Offen- 
legung dieser  Maßnahme  jedoch  als  berechtigt  anerkannt.  Das  Gutachten  FA. 
Nr.  2/1937  WT.  S.  97  nimmt  zu  der  Frage  wie  folgt  Stellung: 

Die  Zuschreibung  ist  handelsrechtüch  zulässig,  soll  jedoch  nach  kaufmän- 
mscher  Anschauung  nur  in  Ausnahmefällen  Platz  greifen,  um  Ausfälle  und  Ver- 
luste auszugleichen  oder  Büanz bereinigungen  vorzunehmen.  Die  Ausschüttung 
von  Zuschreibungsgewinnen  sollte  in  der  Regel  nicht  vorgenommen  werden. 

l)Eine  systematische  DarsteUung  der  Möglichkeiten  und  Wege  zur  Bildung  stiller 
Reserven  gibt  Schmaltz  in  Kongreß -Archiv  1936  S.  217. 
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Die  Zuschreibung  darf  höchstens  bis  zu  dem  Wert  erfolgen,  der  sich  ergibt, 
wenn  die  Anschaffungs-  oder  HersteUungskosten  um  die  notwendigen  Abschrei' 
bungen  vermindert  werden;  liegt  der  Wert  nach  §40  HGB.  darunter,  so  ist 
dieser  maßgebhch.  Auch  bei  dem  seltenen  Falle  der  unentgeltHch  erworbenen 
Gegenstande  ist  der  Wert  nach  §  40  die  obere  Grenze. 

Die  Zuschreibung  ist  in  der  Büanz  anzugeben,  der  Buchgewinn  in  der  Gewinn- 
und  Verlustrechnung  unter  außerordentHchen  Erträgen  einzusteUen.  Ist  er  er- 
hebhch,  so  ist  im  Geschäftsbericht  darüber  zu  berichten 

^^tf^^  ausdrückliche  Kenntlichmachung  der  Zuschreibung  in  der  Büanz 
gesondert  ^«^  Z^g^^g  und  m  der  Erfolgsrechnung  als  außerordentücher  Ertrag  wi^ 
Tnl^ptr^H«  F  ""^^  f^.ß/Y^-bsertrag  vermieden.  -  Die  hiermit  im  Zusal^ 

Äe^  d?f  Ä  ""^  ^'  ^T''  "^^  '^'^  ^^^  Anschaffungspreis  übersteigenden 
Zeitwert  die  jährlichen  Abschreibungen  unterlassen  werdenkömien  ist  mWisätz 

l^::^71'%^t^^^^^^^  ^^'  "^^^  '^^  NutzungsdaueT::;zteS?^d 

haben  mit  dem  Wert  mchts  zu  tun;  der  eine  Zuschreibung  ausnahmsweise  begrün 
dende  besondere  Ausweis  würde  hier  auch  fehlen.  Wemi  sie^nterti^werde^^rü 
m  früheren  Jahren  zuviel  abgeschrieben  wurde,  so  handelt  es  sich  insoweit  um^e 
Auflosung  einer  stillen  Reserve. 

§  9.  Aufgabe  und  Umfang  der  AbscUoBprüfung 

J^^S  n*f  a'k  ^T  f ^f'I,^''«<=""f ««  ^f  «einer  Vorlegung  an  den  Auf  sichtsrat  gehört 
^tl      V.  .        ,AktG  zur  Rechtsgültigkeit  desselben.  Wenn  keine  Prüfung  statt- 

w      f^u     't'u  ""T  l^,""  Jal»'esabschluß  nicht  festgesteUt  werden;  einl^tzdem 
festgestellter  Jahresabschluß  ist  nichtig.  wuiiuem 

„  Z-^  .Benutzung  der  Vordrucke  durch  den  Prüfer  ist  zu  bemerken,  daß  dieselben 
nur  Richtlinien  für  die  Prüfung  der  Bilanz  und  der  Erfolgsrechnu^  geben^Xr 

^rt^T^"     K^f  ^'^T  ^^'^  ««Ibstverständlich  niemab  zu  e^  IchelSt 
rung  bei  Durchfuhrung  der  Prüfungen  und  bei  Abfassung  der  Prüfungsberichte 

J^r!v.  v",!'*"  ""^  "^'''*  '^^  i^^"^  ^™*'*«  "^"^^  deTgesteUten  A^ate  und 
3urch  dt ir''°  '^"'  ^?'^*^'^  Unternehmens  angepaßt  seL  Diese  Anplung  kt 
durch  den  Revisionsplan  (vgl.  Vordruck  F  3)  vor  Beginn  der  Prüfung  und  durch 
sorgfaltiges  Emgehen  auf  die  Besonderheiten  des  einzelnen  PaUes  während  derftü 
fung  vorzunehmen  Die  Prüfung  eines  Unternehmens  muß  in  8a<;hUcher  wie  persön- 
^„'nH^T^*^^^^"""  durchgeführt  werden;  jeder  Prüfer  hat  in  seiner  ftT^ 
besondere  Erfahrungen  gesammelt,  nach  denen  er  seine  Prüfungen  einrichtet 

„P^'J^""''^"''  ^J^^"^^  '"^L^"^  '^''^^  «*^*  *"^'  ^««  «^t  der  RevisionsvorWe 
IXbni^Ä"/'  ""  '^"'^  ftüfungBbericht  gehört,  der  nach  §  139  AktG.  üC  d!^ 
fnÄ  f  "^rf '^""g.^"  er«<ftten  und  dem  Vorstand  und  dem  Aufsicht«rat  vor- 
zulegen ist.  Die  Revisionsvorlagen  soUen  die  Prüfung  dessen,  waa  geprüft  werd^ 
muß,  sicherstellen;  der  Bericht  soU  das  Wesentliche  ui^d  das  vorübüchen 
oder  Ordnungsmäßigen  Abweichende  enthalten  und  im  übrigen  Z  Zahlen 
material  verarbeiten.  -^cmicu 

Ha^H  ^rl"'"""^"!!*^"  ^"T"  ^  '^*'"  ^^^*  verwendet  werden,  daß  der  Prüfer  an 
Serlh^!:^*"*  ^^*'°"''  Vormerkungen  die  einzelnen  Konten  durchgeht  und  die 
bo^^n  Tn  r  ^"^^"t  r'T'"*-  Zweckmäßiger  ist  ihre  Benutzung  als  Arbeits- 
J^^^ül™  r^  TT^^^  die  Revisionsvorlagen  die  umfassenden^bei  den  Akten 

w?rS  wt^H^t  '*'^^"'^*''^**''*«"'^  ^^''  '^^  de«»«"  Rückfragen  beant- 

wortet werden  können  und  eme  schnelle  Information  bei  späteren  Prüfungen  des- 
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selben  Unternehmens  möglich  ist.  Der  Prüfer  soll  auch  die  Revisions vorlagen  stets 
unter  dem  Gesichtspunkt  seiner  eigenen  Haftung  durcharbeiten.^)  Die  ausgefüllten 
Revisionsvorlagen  sollen  in  jedem  Fall  den  Nachweis  ermöglichen,  welche  Revi- 
sionshandlungen vorgenommen  wurden,  auch  wenn  sie  im  Bericht  nicht  erwähnt 
worden  sind,  welche  Feststellungen  bei  der  Prüfung  im  einzelnen  getroffen  worden 
und  welche  Gründe  für  die  Stellungnahme  des  Prüfers  maßgebend  waren;  sie 
bilden  damit  für  den  Prüfer  ein  Beweismittel  für  die  sorgfältige,  den  allgemeinen 
Revisionsgrundsätzen  und  der  Berufsübung  entsprechende  Durchführung  der  Re- 
vision. 

Alle  Anleitungen  zur  Durchführung  von  Revisionen  schließen  die  Gefahr  in  sich, 
daß  die  darin  angegebenen  Revisionshandlungen  unter  Umständen  in  ihrer  Gesamt- 
heit als  berufsüblich  angesprochen  werden.  Diese  Auffassung  ist  irrig;  kein  Prüfer 
kann  alle  überhaupt  möglichen  Prüfungen  durchführen.  Die  Angaben,  was  und  wie 
geprüft  werden  soll,  sollen  nur  Hinweise  dafür  geben,  welche  Prüfungshandlungen 
zur  Feststellung  der  Ordnungsmäßigkeit  der  vorgenommenen  Buchungen  führen 
können,  wenn  die  Nachprüfung  dieser  Buchungen  erforderlich  erscheint. 

In  welcher  Weise  der  Prüfer  im  einzelnen  Fall  die  Prüfung  im  Rahmen  der  gesetz- 
lichen Vorschriften  vornimmt,  ist  seinem  pflichtgemäßen  Ermessen  überlassen. 
Das  pflichtgemäße  Ermessen  des  Prüfers  wird  objektiv  bestimmt  durch  die  Berufs- 
auffassung, d.h.  durch  die  Grundsätze  der  Berufsausübung,  wie  sie  sich  im 
Revisionswesen  entwickelt  haben.  Träger  der  Berufsauffassung  ist  das  Institut  der 
Wirtschaftsprüfer ;  der  Fachausschuß  des  Instituts  nimmt  regelmäßig  zu  grundsätz- 
lichen Fachtragen  Stellung  durch  Erstattung  von  Gutachten,  die  im  Wirtschafts- 
treuhänder veröffentlicht  werden  (gesammelt  herausgegeben  von  Adler,  Fachgut- 
achten des  Instituts  der  Wirtschaftsprüfer,  Leipzig,  G.  A.  Gloeckner).  Die  bis  zum 
Oktober  1937  veröffentlichten  Gutachten  sind  bei  der  Erläuterung  der  Bilanz- 
positionen berücksichtigt  worden  und  als  Gutachten  FA.  zitiert. 

Die  Aufgaben,  welche  die  Abschlußprüfung  einerseits  der  Öffentlichkeit,  anderer- 
seits den  geprüften  Unternehmungen  gegenüber  zu  erfüllen  hat,  sind  in  zahlreichen 
Aufsätzen  im  Wirtschaftstreuhänder,  ferner  ausführlich  von  Karoli  (Bilanzprüfung 
und  Prüfungsergebnis)  dargestellt  worden.  Die  Bilanzprüfung  soll  der  öff  entlich  keit 
gegenüber  zur  Sicherung  des  Wirtschaftsverkehrs  beitragen,  indem  sie  die  Ordnungs- 
mäßigkeit der  Buchführung,  des  Jahresabschlusses  und  des  Geschäftsberichts  im 
Rahmen  der  gesetzlichen  Vorschriften  gewährleistet  und  damit  zur  Stärkung  des 
allgemeinen  Vertrauens  in  die  Wirtschaft  beiträgt.  Der  Unternehmung  gegenüber 
hat  die  Bilanzprüfung  einen  überwiegend  betriebswirtschaftlichen  Charakter ;  sie  soll 
der  Geschäftsleitung  die  Gewähr  für  eine  ordnungsmäßige  Führung  des  Rechnungs- 
wesens und  eine  den  gesetzlichen  Vorschriften  entsprechende  Aufstellung  des  Jahres- 
abschlusses geben,  auf  Fehler  und  Fehlerquellen  hinweisen  und  bei  der  Behandlung 
wirtschaftlicher  Fragen  beratend  mitwirken. 

Leitende  Gesichtspunkte  für  die  Durchführung  jeder  Prüfung  sind  die  Grundsätze 
der  Unabhängigkeit  und  Sachlichkeit,  des  Sachverständnisses,  der  Gewissenhaftig- 
keit und  der  Wirtschaftlichkeit.  Der  Grundsatz  der  Wirtschaftlichkeit,  der  eine  ge- 

l)Zur  Haftung  desWP.  vgl.  Adler  in  Wirtschaf tsprüfung  I  1933  S.  154,  Theermann 
in  Wirtschaftsprüfung  II  1935  S.  321;  femer  zum  Gegensatz  zwischen  Unterschlagimgs- 
und  gesetzUcher  Pflichtprüfung  Schmaltz  in  Betriebswirtschaft   1936  S.  25  und   Gut- 
achten FA.  Nr.  1/1937  WT.  S.  97;  Wirtz,  Prüfungsaufgabe,  Prüfungsumfang  und  Prüfer- 
haftung bei  Pflichtprüfungen,  BetrW.  1937  S.  153. 
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wisse  Begrenzung  1)  des  Arbeitsumfanges  und  damit  auch  der  Verantwortlichkeit  des 
Prüfers  enthält,  ist  aber  nicht  nur  vom  Standpunkt  des  geprüften  Unternehmens  aus 
zu  verstehen,  sondern  auch  unter  dem  Gesichtspunkt  des  öffentlichen  Zwecks  der 
Prüfung ;  diese  muß  auf  jeden  Fall  in  dem  Umfang  vorgenommen  werden,  daß  ein 
ordnungsmäßiges,  dem  doppelten  Zweck  der  Prüfung  entsprechendes  Prüfungs- 
ergebnis gewährleistet  ist. 

Revision  ist  Nachprüfung  von  Bilanzansätzen  und  Buchhaltungsvorgängen.  Die 
Frage  nach  dem  Umfang  und  den  leitenden  Gesichtspunkten  dieser  Nachprüfung 
berührt  den  Unterschied  zwischen  formeller  und  materieller  Revision,  der  sich  wie 
folgt  kennzeichnen  läßt : 

Formelle  Revision  ist  gerichtet  auf  die  Feststellung  äußerlich  ordnungsmäßiger 
Führung  der  Bücher,  Vorliegen  von  Belegen,  Richtigkeit  der  Additionen  und  Über- 
tragungen sowie  Übereinstimmung  zwischen  Büchern  und  Bilanz. 

Materielle  Revision  ist  Kontenzergliederung,  Prüfung  der  Buchungsunterlagen, 
des  Konteninhalts,  der  Wertansätze,  der  Rechtsverhältnisse  und  der  Betriebs- 
führung. Die  materielle  Revision  erstreckt  sich  auch  auf  die  Ordnungsmäßigkeit  der 
Geschäftsführung,  d.  h.  auf  die  Anwendung  der  kaufmännischen  Sorgfaltspflicht  in 
dem  Sinne,  daß  zwar  nicht  die  Zweckmäßigkeit  der  einzelnen  Geschäftsabschlüsse, 
aber  doch  ihre  Wertmäßigkeit  nachzuprüfen  ist.  Dabei  ist  unter  Wertmäßigkeit 
die  Gleichwertigkeit  von  Leistung  und  Gegenleistung  nach  dem  subjektiven  Gesichts- 
punkt eines  sorgfältigen  Geschäftsmannes  zu  verstehen  (Schönwandt,  zit.  bei  Karoli, 
Bilanzprüfung  und  Prüfungsergebnis  S.  56). 

Grundsätzlich  soll  jede  Revision,  wie  dies  auch  für  die  gesetzliche  Büanzprüfung 
der  Aktiengesellschaften  vorgeschrieben  ist,  eine  materielle  Prüfung  sein.  Formale 
Richtigkeit  der  Unterlagen  —  also  eine  formell  durchgeführte  Revision  —  ist  dabei 
Voraussetzung. 

Hinsichtlich  der  Prüfungsmethode  unterscheidet  man  die  progressive  und  die 
retrograde  Revision,  je  nachdem  ob  die  Prüfung  vom  Beleg  bis  zum  Ergebnis 
fortschreitend  oder  vom  Ergebnis  zu  den  Einzelheiten  rückwärts  gerichtet  erfolgt. 
Die  Wahl  des  einzuschlagenden  Weges  richtet  sich  nach  den  Umständen;  die  Prüfung 
des  Geldverkehrs,  der  Inventuraufnahme  und  des  Warenverkehrs  wird  in  der  Regel 
von  den  Belegen  ausgehen,  die  Bilanzpositionen  sowie  sonstige  im  einzelnen  zur  be- 
sonderen Untersuchung  vorgemerkte  Posten  werden  meist  retrograd  zu  prüfen  sein. 
Eine  lückenlose  Prüfung  sämtlicher  Buchungsposten  eines  Geschäftsjahres  kann 
schon  nnt  Rücksicht  auf  den  oben  erwähnten  Grundsatz  der  Wirtschaftlichkeit  im 
allgemeinen  nicht  in  Frage  kommen;  abgesehen  von  besonderen  Fällen  genügt  es, 
wenn  bestimmte  ausgewählte  Geschäftsvorgänge  und  Zeiträume  lückenlos  geprüft 
und  im  übrigen  systematische  Stichproben  vorgenommen  werden. 

Die  Prüfung  erstreckt  sich  nach  §  135  Abs.  1  AktG.  auf  den  Jahresabschluß  unter 
Einbeziehung  der  zugrunde  liegenden  Buchführung  und  des  Geschäftsberichts,  soweit 
er  den  Jahresabschluß  erläutert.  Die  Bilanz  ist  das  Ergebnis  der  Buchführung, 
ohne  Prüfung  der  Bücher  kann  die  Bilanz  nicht  beurteilt  werden;  der  Geschäfts- 
bericht ergänzt  den  Jahresabschluß  durch  Offenlegung  bestimmter,  aus  ihm  nicht 
ersichtlicher  Verhältnisse. 

Die  Bilanzprüfung  hat  festzustellen,  ob  der  Jahresabschluß  äußerlich  sachgemäß, 
d.  h.  unter  Einhaltung  der  gesetzlichen  Gliederungsvorschriften  aufgestellt  ist  und 
mit  dem  Bestandsverzeichnis  sowie  mit  den  Geschäftsbüchern  übereinstimmt;  sie 
hat  sich  weiter  auf  die  Einhaltung  allgemeiner  Vorschriften  des  Aktiengesetzes  über 

1)  Karoli,  a.a.O.  S.  48. 
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^^^^^^^^^^  ""f  ^T  Geschäftsbericht  zu  erstrecken.  Es  handelt  sich  dabei 
vomehmhch  um  folgende  Bestimmungen: 

Entlastung  des  Vorstands  und  Aufsichtsrats  durch  die  Hauptversammlung 
für  das  dem  zu  prüfenden  G^chäftsjahr  vorhergehende  Geschäftsjahr  (§  104^ 
Ausführung  des  Gewmnvertedungsbeschlusses  (§  126)  und  sonstiger  auf  Grund 
der  Satzungen  oder  gesetzhcher  Vorschriften  gefaßter  Beschlüsse  (§  103); 

ISft^^un^H  ""r*^"  vT^"u^  in  der  iB  §  125  vorgeschrieLen  Form. 
AufsteUung  des  Geschäftsberichts  gem.  §§  126   127- 

Einhaltung  der  allgemeinen  Buchführungsvorschriften  (§§  3*^4  HGB.)  An- 
Wendung  der  Grundsätze  ordnungsmäßiger  Buchführung* 'vid  Bilanzi™  ^d 
des  Grundsatzes  der  Bilanzklarheit  (§  129)-  »""«uug  uuu 

^^f*"^nr^^'^^^'^^'''**'''^*«°  *'"  ^^  Anlage-  und  Umlaufsver- 
mogen  der  Ghederungsvorschriften  für  die  Bilanz  sowie  die  Gewinn-  und  Ver- 

1  *^^'i*'*  "^^  '**'■  !*''*  bestehenden  Vorschriften  über  die  Verwendung  von 
fr^r*,^  B-  ff  <^«' Vorschriften  über  die  Büdung  und  VerwenduS  der 
gesetzhchen  Rucklage  (§§  130—134).  ^ 

den'SX^JÜ^fÄ  v'^^^^fr  «"*»?'»*«'»  ^^-  Nr-  5/1934  WT.  S.  333  bestand  für 
Zlii  w.  gnmdsatzhch  die  Verpflichtung,  die  erste  Pflichtprüfung  einer  Aktien- 
geseUschaf  t  auch  darauf  auszudehnen,  ob  in  der  Vergangenheit  Verstöße  geZX 
gesetzhchen  Vorschriften  vorgekommen  waren.  Wenn  die  vorjährige  Büa^  bereits 
von  emem  Wn:tschaf tsprüf er  geprüft  und  mit  einem  uneingeschränkten  Bestätigungs- 
vermerk  versehen  worden  ist,  so  ist  ein  Zurückgreifen  auf  die  Unterlagen  aus  f rSieTn 
Geschäftsjahren  mcht  erforderUch.  Der  Prüfer  muß  aber  die  früheren  Unterkgen 

^^»^-tT^**«'  "^T-f  ^'  ^f-:  P'öft^g  des  abgelaufenen  Geschäftsjahres  erkeLt 
oder  erfahrt,  daß  m  früheren  Jahren  Verstöße  gegen  die  gesetzlichen  Vorschriften 
vorgekommen  smd,  die  sich  auch  in  der  von  ihm  zu  prüfenden  Büanz  noch  im 
wesentlichen  Umfang  auswirken,  so  daß  der  Bestätigungsvermerk  im  Vorjahr  zu 
Unrecht  erteilt  worden  war.  j  ">  ^u 

Eine  I)urchsieht  des  vorjährigen  Prüfungsberichts  erscheint  für  den  Prüfer  zwecks 
EeststeUung  der  Beseitigung  früherer  Beanstandungen  in  jedem  Fall  erforderUch. 
Ein  Zurückgreifen  auf  die  Unterlagen  früherer  Jahre  ist  auch  dann  nötig,  wenn  die 
bisher  vorhegenden  Priifungsberichte  keine  genügenden  Beurteüungs^rundlagen 
bieten  ^^«'"««»enheit  der  im  Berichtsjahr  vorzunehmenden  Abschreibungen 

StenerrechtUche  Vorschriflen.  Der  Bestätigungsvermerk  des  BUanzprüfers  be- 
F?  Nr°7/1Q^^  WP  ^%of°^''*",^8  steuerrechtUcher  Vorschriften  (Gutachten 
FA.  Nr  7/1933  WP  S.  129).  Diese  Vorschriften  sind  jedoch  insoweit  Gegenstand 
der  Prüfung,  als  sie  für  den  materiellen  Inhalt  des  Rechnungswesens  von  B^eutung 
sind  also  hinsichthch  der  Verbuchung  von  Steuerzahlungen,  Steuerschulden  od« 
Ruckforderungsansprüchen.  In  der  Gewinn-  und  Veriustrechnung  sind  die  tatsäch- 
hch  gezahlten  Besitzsteuern  der  Gesellschaft  aufzuführen.  Wieweit  der  Büanzprüfer 
die  materielle  Richtigkeit  der  Ansätze  nachzuprüfen  hat,  wird  Sache  des  Einzetfalles 
sein  Jedenfalls  wird  er  sich  über  die  Unterlagen  der  betreffenden  Ansätze  zu  unter- 
richten  haben.  Hieraus  kann  sich  die  Notwendigkeit  einer  materieUen  Prüfung  ergeben 

Wenn  der  Büai^prüfer  eine  offenbar  unrichtige  Behandlung  von  Steuerfragen 
festeteUt,  die  u.  a  Steuerstrafen  nach  sich  ziehen  könnte,  so  ist  nach  dem  erwähnten 
Gutachten  eine  Benachrichtigung  des  Aufsichtsrats  erforderUch 

Em  UberbUck  über  die  wichtigsten  steuerUchen  Fragen,  die  im  Zusammenhang 
mit  den  Jahresabschlüssen  stehen,  wird  von  Beuck,  Brönner  u.  a.  in  WT.  1936  S.  29ff 
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gegeben,  wobei  auch  die  Entwicklung  der  Steuerbilanz  aus  der  Handelsbilanz  dar- 
gestellt  und  der  Einfluß  der  Bewertungsvorschriften  der  §§  6,  7  EStG.  auf  die  ein- 
zekien  Bilanzposten  erörtert  wird.  Steuerliche  Gesichtspunkte  bei  der  Prüfung  der 
Jahresbüanzen  werden  weiter  von  Hörn  in  WT.  1936  S.  168  behandelt.^) 

§  10.  Umfang  der  Buchpriifimg 

Zweck  der  vom  Abschlußprüf  er  vorzunehmenden  Buchprüfung  ist  die  FeststeUung 
der  Ordnun^mäßigkeit  der  Buchführung.  Als  Hauptmittel  der  materieUen  Buc^ 
Prüfung  ist  die  kritische  Durchsicht  der  Bücher,  Belege  und  sonstigen  Unterlagen 
^uwenden,  wobei  die  Teügebiete  bereits  hervorzutreten  pflegen,  deren  besondere 
R-uf ung  notwendig  erscheint.  Im  HinbUck  auf  den  meist  vorHegenden  umfangreichen 
Prüf  ungsstoff  muß  sich  die  Revision  im  übrigen  in  der  Regel  auf  ausreichende  Stich  - 
proben  beschränken.  Die  Stichproben  dürfen  nicht  planlos  und  willkürHch,  sondern 
müssen  systematisch  erfolgen;  sie  sind  so  auszuwählen,  daß  ein  den  Revisionszweck 
berührendes  Ergebnis  zu  erwarten  ist,  und  sind  so  lange  fortzusetzen,  bis  der  Prüfer 
die  Überzeugung  von  der  Ordnungsmäßigkeit  der  Buchführung  gewonnen  hat.  Man 
kann  z.  B.  sachUch  oder  zeitlich  begrenzte  Teügebiete  bestimmen  und  diese  lückenlos 
g-üfen  oder  Buchungen  von  einer  bestimmten  Höhe  an  für  die  stichprobenweise 
Prüfung  bestimmen.  Die  lückenlos  und  stichprobenweise  geprüften  Teügebiete  sind 
wenn  sie  nicht  im  Prüfungsbericht  selbst  angegeben  werden,  wenigstens  in  den  Ar ' 
beitsbogen  des  Prüfers  festzuhalten. 

^i  Auswahl  der  Stichproben  darf  der  Prüfer  nicht  schematisch  vorgehen,  sondern 
muß  mit  emem  gewissen  Fingerspitzengefühl  unter  Berücksichtigung  der  Zweck- 
bestimmung  des  Unternehmens  und  seiner  organisatorischen  Besonderheiten  die 
Zieh-ichtung  semer  Revision  bestimmen.  Dabei  ist  der  aUgemeine  Zustand  der  Buch- 
führung  zu  berücksichtigen;  wenn  die  organisatorisch  gefährdeten  Stellen  erkennbar 
smd,  so  muß  hier  besonders  sorgfältig  geprüft  werden.  Die  Kassenbuchführung  muß 
m  jedem  Fall  Gegenstand  der  Prüfung  sein,  wenn  auch  die  Bilanzprüfung  üirem 
Wesen  nach  kerne  Unterschlagungsprüfung  ist  und  eine  solche  nicht  ersetzen  kann- 
dolose  Handlungen  müssen  aber  insoweit  aufgedeckt  werden,  als  sie  bei  Prüfung  der 
Ordnungsmaßigkeit  der  Buchführung  unter  Anwendung  der  erforderUchen  Sorgfalt 
erkennbar  smd.  Zu  beachten  ist,  daß  vorgekommene  Unregelmäßigkeiten  besonders 
im  Abschlußmonat  zu  Verdeckungsmaßnahmen  drängen,  abgesehen  hiervon  werden 
Handlungen  und  Maßnahmen  der  Geschäftsleitung  in  bezug  auf  das  Bilanzergebnis 
meist  gegen  Ende  des  Geschäftsjahres  vorgenommen,  so  daß  für  die  Prüfung  des 
Jahresabschlusses  die  letzten  Monate  die  wichtigsten  sind. 

Werden  DeUkte  festgestellt,  so  muß  darüber  berichtet  werden;  wenn  sie  nach  Zahl 
und  Umfang  so  bedeutend  sind,  daß  die  aUgemeine  Ordnungsmäßigkeit  der  Buch- 
fuhrung  und  der  Büanz  in  Frage  gesteUt  ist,  so  kann  dies  auf  die  Erteüung  des  Be- 
iQ^Q^^Tof™^''^    ''''''   ^^^""^   «^^    (Wanieck   in   Wirtschaftsprüfung    Bd.  II 

1«700  O.   ^7o). 

Die  bereits  erwähnte  kritische  Durchsicht  der  Bücher  ist  auch  auf  die  ersten  Wochen 
oder  Monate  des  neuen  Geschäftsjahres  auszudehnen  (Rechnungsabgrenzung) 

R-Üfungsemrichtungen  des  geprüften  Unternehmens  können  nach  dem  Gut- 
achten  FA.  Nr.  6/1934  WT.  S.  432  dann  als  Prüfungsgehilfen  (im  Sinne  des  §  141 

lioi«^^;  ^T®**  ^^^^^^  Bewertungsgrundsätze  und  Bewertungsbeispiele  für  das  gewerb- 

rSit  R^fr     1^/^^^^^      ^t^  ^^^^'  ^^önner.  Die  Bilanz  naoh  Handels-  und  Steuer- 
recht,  Berhn  1937;  Buhler,  Büanz  und  Steuer,  BerUn  1937. 
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AktG.)  herangezogen  werden,  wenn  sie  von  den  Organen  des  Unternehmens  unab- 
hängig sind,  d.  h.  wenn  sie  selbständig  und  ohne  Vorliegen  eines  Anstellungs Verhält- 
nisses Prüfungen  bei  einer  Anzahl  von  Unternehmungen  durchführen.  Abhängige 
Prüfungseinrichtungen  können  nur  zu  einer  Kürzung  der  Prüfung  z.  B.  durch  Ein- 
schränkung formaler  Prüfungen  führen,  wenn  durch  sie  eine  größere  Klarheit  und 
Übersichtlichkeit  der  Organisation  und  eine  ordnungsmäßige  Handhabung  der  Buch- 
führung unter  Anwendung  zwangsläufiger  Kontrollen  gewährleistet  ist.  Bei  Be- 
urteilung des  Systems  der  Buchhaltung  ist  auch  das  Vorhandensein  und  die 
Arbeitsweise  einer  abhängigen  Prüfungseinrichtung  zu  werten.  Bei  Betrieben  der 
öffentlichen  Hand  wird  bei  Beurteilung  der  Unabhängigkeit  von  Prüfungseinrich- 
tungen der  Einflußnahme  vorgesetzter  Stellen  besondere  Aufmerksamkeit  zuzu- 
wenden sein. 

Bei  Durcharbeitung  der  Bücher  und  insbesondere  der  Belege  muß  der  Prüfer  sich 
stets  vor  Augen  halten,  daß  er  im  Rahmen  seiner  Aufgabe  und  zur  Erfüllung  seiner 
Berichterstattungspflicht  Feststellungen  über  folgende  Verhältnisse,  Beziehungen 
und  Vorgänge  treffen  muß,  für  die  sich  Anhaltspunkte  an  den  verschiedensten 
Stellen  seines  gesamten  Prüfungsfeldes  finden  können : 

Abhängigkeits-,  Beteiligungs-  und  Konzernverhältnisse;  Zugehörigkeit  zu  preis- 
und  absatzregelnden  Verbänden ;  verwandtschaf tüche  oder  treuhänderische  Be- 
ziehungen von  Vorstandsmitgliedern; 

Greschäftsvorfälle,  Vertragsabschlüsse  und  sonstige  Tatsachen  von  größerer  Be- 
deutung, die  aus  dem  Rahmen  des  regelmäßigen  Greschäfts Verkehrs  der  geprüften 
Gesellschaft  herausfallen  und  für  den  Außenstehenden  nicht  erkennbar  sind. 

Bei  den  in  erster  Linie  genannten  Beziehungen  und  Verhältnissen  handelt  es  sich 
um  Erscheinungsformen  der  Unternehmungsverflechtung,  die  zum  Teil  ihren 
Niederschlag  lücht  in  der  Buchführung  finden  und  sich  gewissermaßen  unter  der 
Oberfläche  abspielen.  Sie  sind  sowohl  für  die  Aufstellung  des  Jahresabschlusses,  als 
auch  für  den  richtigen  Inhalt  des  Greschäftsberichts  von  Bedeutung. 

Die  Feststellungspflicht  für  Greschäftsvorfälle,  Vertragsabschlüsse  und  sonstige 
Tatsachen  von  größerer  Bedeutung  ergibt  sich  aus  dem  allgemeinen  Zweck  der  Prü- 
fung. Derartige  Vorgänge  sind,  soweit  sie  nach  dem  Ende  des  Greschäftsjahres  ein- 
getreten sind  (und  daher  im  Jahresabschluß  noch  nicht  zum  Ausdruck  kommen), 
gem.  §  128  Abs.  1  AktG.  im  Geschäftsbericht  zu  erwähnen. 

Der  Prüfer  hat  weiter  besonders  auf  die  Feststellung  von  Eventual Verbindlich- 
keiten, schwebenden  Prozessen,  Pensionsverpflichtungen  sowie  auf  das  Bestehen 
von  Verpfändungen  und  Eigentums  vor  behalten  zu  achten.  Er  ist  in  dieser  Hinsicht 
weitgehend  auf  die  Vollständigkeit  der  ihm  vorgelegten  Unterlagen  und  der  ihm 
gem.  §  138  AktG.  vom  Vorstand  erteilten  Aufklärungen  und  Nachweise  angewiesen. 
Es  empfiehlt  sich  daher  für  den  Prüfer,  den  Vorstand  ausdrücklich  auf  die  vorstehend 
erwähnten  besonderen  Fragen  hinzuweisen  und  sich  eine  schriftliche  Erklärung  über 
die  Erfüllung  seiner  Auskunftspflicht  geben  zu  lassen.  Der  Fachausschuß  des  In- 
stituts der  Wirtschaftsprüfer  hat  eine  Vollständigkeitserklärung  ausgearbeitet,  die 
im  Gutachten  FA.  Nr.  6/1935  WT.  S.  254  erläutert  ist.  Die  Vollständigkeitserklä- 
rung soll  eine  Lücke  schließen,  die  erfahrungsgemäß  auch  bei  sorgfältigster  Prüfung 
offen  bleibt;  andererseits  dient  sie  zur  Entlastung  des  Prüfers.  Ihre  Abgabe  ist  im 
Bericht  zu  erwähnen. 

Zur  Buchprüfung  gehört  auch  die  Prüfung  der  Belege.  Die  Belege  haben  vom 
Standpunkt  der  Prüfung  aus  den  Zweck,  die  rechtliche  Grundlage  einer  Buchung 
nachzuweisen  und  die  Aufdeckung  von  Buchungsfehlern  zu  ermöglichen.  Das  Vor- 


liegen  eines  Beleges  genügt  nicht,  es  muß  auch  der  materieUe  Inhalt  geprüft  werden 
(rechtliche  Beweiskraft,  rechnerische  und  sachliche  Richtigkeit). 

Zu  unterscheiden  sind :  Belege  aus  dem  allgemeinen  Geschäftsverkehr  (Rechnun- 
gen, Quittungen,  Frachtbriefe,  Wechsel,  Schecks,  Gutschrifts-  und  Belastungsan- 
zeigen, Korrespondenz)  und  interne  Belege  über  Material  Verrechnung,  Lohnlisten  usw. 

Grundsätzlich  sind  für  die  Belegbehandlung  folgende  Forderungen  aufzustellen: 

1.  Keine  Buchung  ohne  Beleg.  Der  Grad,  bis  zu  welchem  diese  Forderung 
erfüllt  ist,  kennzeichnet  die  Organisation  des  Betriebes.  Lückenlose  und  in  geordneter 
Nummernfolge  aufbewahrte  Belege  sind  bei  den  Kassenausgaben  üblich;  es  sollte 
aber  auch  auf  gleichartige  Belege  für  die  Kasseneinnahmen  hingewirkt  werden. 

2.  Die  Verweisung  von  der  Buchung  zum  Beleg  und  vom  Beleg  zur  Buchung 
muß  derart  sein,  daß  jeder  Beleg  ohne  Schwierigkeit  gefunden  werden  kann.  Der 
Prüfer  soll  darauf  sehen,  daß  die  in  den  Geschäftsbüchern  befindlichen  Belegspalten 
ausgefüllt  werden,  und  daß  auf  jedem  Schriftstück  Art  und  Seite  der  Verbuchung 
angegeben  ist.  Die  Belegspalte  in  den  Grund-  und  Vorbüchern  muß  auf  den  Ab- 
legungsort  des  Belegs  hinweisen.  Die  Auffindbarkeit  der  Belege  hängt  von  dem  Sy- 
stem ihrer  Aufbewahrung  ab. 

Soweit  es  die  geschäftliche  Organisation  des  geprüften  Unternehmens  zuläßt, 
sollte  der  Prüfer  auf  die  Abzeichnung  der  Belege  durch  eine  verantwortliche  Persön- 
lichkeit hinwirken.  Die  Abzeichnung  aller  Belege  in  Form  der  Anweisung  findet 
man  ausnahmslos  in  behördlichen  Buchhaltungen.  Die  Abzeichnung  sollte  auch  in 
allen  kaufmännischen  Buchhaltungen  durchgeführt  werden.  Sie  dient  der  Unter- 
richtung der  Geschäftsleitung  über  alle  Vorgänge  und  gleichzeitig  als  Kontrollmittel. 
Die  rechtliche  Bedeutung  der  Buchungsbelege  beruht  darauf,  daß  sie  durch  Unter- 
schrift beglaubigte  Beweisstücke  sind. 

Alle  geprüften  Belege  sind  mit  einem  Revisionszeichen  zu  versehen,  um  die  Vor- 
legung nachzuweisen  und  gleichzeitig  wiederholte  Verwendung  zu  verhindern. 

Eine  gesetzliche  Aufbewahrungspflicht  besteht  nach  geltendem  Recht  nur  hin- 
sichtlich solcher  Belege,  die  Handelsbriefe  sind.  Die  Aufbewahrung  der  übrigen 
Belege  während  des  gleichen  Zeitraums  entspricht  aber  angesichts  der  Wichtigkeit 
dieser  Unterlagen  der  kaufmännischen  Sorgfaltspflicht. 

§  11.  Prüfangsergebnis 

Das  Ergebnis  der  Prüfung  tritt  nach  außen  in  der  Form  des  Bestätigungsvermerks 
und  des  Prüfungsberichts  in  Erscheinung. 

Der  Bestätigungsvermerk  bringt  der  Öffentlichkeit  gegenüber  zum  Ausdruck, 
daß  die  Rechnungs-  und  Rechenschaftsablegung  des  geprüften  Unternehmens  ord- 
nungsmäßig ist  und  den  gesetzlichen  Vorschriften  entspricht. 

Der  Prüfungsbericht  hat  die  Aufgabe,  die  Prüfungsergebnisse  im  einzelnen 
wiederzugeben,  das  geprüfte  Zahlenmaterial  kritisch  zu  erläutern  und  einen  Gesamt- 
überblick über  die  Vermögenslage  und  wirtschaftliche  Leistung  des  Unternehmens 
zu  geben.  Nach  dem  Gutachten  FA.  Nr.  1/1933  WP.  S.  61  muß  der  Prüfungsbericht 
vollständige  Auskunft  geben 

1.  über  Entwicklung,  Zusammensetzung  und  Bilanzierungsgrundsätze  der  ein- 
zelnen Posten  des  Jahresabschlusses  sowie  die  wesentlichen  vertraglichen  Ab- 
machungen und  Geschäftsvorfälle,  sofern  sie  den  Rahmen  des  Selbstverständ- 
lichen überschreiten  oder  von  einer  besonderen  Bedeutung  für  die  Gesellschaft 
sind; 


i8 


19 


2.  über  die  Erfüllung  der  gesetzlichen  Vorschriften  hinsichtlich  Buchführung, 
Jahresabschluß  und  Geschäftsbericht.  Bei  der  Besprechung  des  Geschäftsbe- 
richts sind  auch  die  Tatsachen  anzuführen,  deren  Angabe  nach  §  260  a  Abs.  4 
(jetzt  §  128  Abs.  3  AktG.)  im  Geschäftsbericht  selbst  unterblieben  ist.  Soweit  die 
Gewinn-  und  Veriustrechnung  nach  dem  gesetzlichen  Schema  sich  nicht  ohne 
weiteres  aus  dem  Kontensystem  der  Gresellschaft  ergibt,  sondern  ganz  oder  teil- 
weise auf  statistischen  Zahlen  beruht,  ist  ihre  Entwicklung  aus  dem  konten- 
systematischen Abschluß  zu  zeigen ; 

3.  über  Art  und  Umfang  der  durchgeführten  Prüfungen. 

Der  Umfang  der  Berichterstattung  über  die  genannten  drei  Punkte  richtet  sich 
nach  dem  pflichtgemäßen  Ermessen  des  Wirtschaftsprüfers. 

Der  Prüfungsbericht  ist  nach  §  139  Abs.  2  AktG.  dem  Vorstand  und  dem  Aufsichts- 
rat (unmittelbar)  vorzulegen.  Auch  Berichte  über  Zwischenprüfungen,  die  sich 
als  Vorprüfungen  zur  Pflichtprüfung  immer  mehr  durchsetzen  (vgl.  Gutachten 
FA.  Nr.  17/1933  WP.  S.  358),  werden  ebenso  wie  die  Berichte  über  die  PfUcht- 
prüfung  selbst  dem  Aufsichtsrat  und  dem  Vorstand  vorzulegen  sein.  Derartige 
Zwischenberichte  können  zur  Ergänzung  der  nach  §  81  AktG.  vom  Vorstand  an  den 
Aufsichtsrat  zu  erstattenden  Berichte  dienen. 

Bei  Zusatzaufträgen,  die  vom  Vorstand  erteilt  werden  (z.  B.  über  eine  detaillierte 
Nachprüfung  eines  Teils  des  Prüfungsstoffes  an  Stelle  der  sonst  im  Rahmen  der 
Pflichtprüfung  ausreichenden  Vornahme  von  Stichproben,  auf  planmäßige  Über- 
prüfung der  Organisation  oder  der  KLalkulation,  auch  Veruntreuungen  usw.),  ist  der 
Bericht  an  den  Vorstand  zu  erstatten. 

Die  Hauptversammlung  hat  kein  Recht-  auf  Vorlegung  des  Prüfungsberichts, 
sondern  lediglich  auf  Information  über  die  Person  des  Prüfers  und  das  abschließende 
Ergebnis  der  Prüfung  gem.  §96  Abs. 2  AktG.;  andererseits  kann  die  HV.  ihre  Mehr- 
heitsbeschlüsse ohne  Rücksicht  auf  das  Prüfungsergebnis  fassen,  also  z.B.  Entlastung 
trotz  Einschränkung  oder  Verweigerung  des  Bestätigungs Vermerks  erteilen,  ab- 
gesehen von  dem  Minderheitsrecht  des  §  122  AktG.  auf  Geltendmachung  von  Regreß- 
ansprüchen, die  sich  aus.  dem  Prüfungsbericht  ergeben. 

Als  zulässig  ist  anzusehen,  daß  der  Prüfer  auf  Wunsch  des  Vorsitzenden  des  Auf- 
sichtsrats über  Einzelheiten  der  Prüfung  einen  besonderen  Bericht  erstattet;  es 
kann  gegenüber  einzelnen  AR. -Mitgliedern,  z.  B.  Vertretern  von  Konkurrenzfirmen, 
die  vertrauliche  Behandlung  bestimmter  Tatsachen  und  Zahlen  des  Prüfungs- 
berichts notwendig  sein.  Beispiele  für  zusätzliche  Berichterstattung  gibt  Modert, 
ZfhwForsch.  1934  S.  199. 

§  12.  Gliederung  des  Prüfungsberichts  (F  1) 

Die  Zusammenstellung  des  Inhaltsverzeichnisses  für  den  Prüfungsbericht  ergibt 
sich  aus  dem  Revisionsplan  und  den  während  der  Prüfung  bearbeiteten  Revisions- 
vordrucken. Die  Vorbemerkungen  enthalten  die  Angaben,  welche  zum  Verständnis 
der  Prüfungsfeststellungen  erforderlich  sind.  Auch  die  Feststellungen  über  den  all- 
gemeinen Befund  hinsichtlich  der  Buchführung  sind  hier  unterzubringen;  es  wird 
sich  hierbei  in  der  Regel  nicht  um  Feststellung  von  Prüfungsergebnissen  im  einzelnen 
handeln,  sondern  um  Angaben  über  die  Ordnungsmäßigkeit  oder  Ordnungswidrig- 
keit der  Buchführung,  die  gerade  zur  Beurteilung  des  nachfolgenden  Berichts  von 
Bedeutung  sind.  Zur  Darstellung  des  Prüfungshergangs  im  Zusammenhang  mit  auf- 
gefundenen Fehlern  wird  ein  besonderer  Abschnitt  dem  Haupt  teil  anzugliedern  sein. 
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I.  Vorbemerkungen 

1.  Auftrag  und  Auftraggeber 

gesetzliche  Bilanzprüfung  gem.  §  135  AktG. 
Sonderauftrag 

2.  Prüfungsgegenstand 

Besondere  Feststellungen  für  das  Berichtsjahr 
hierzu  Vordruck  F2y  4 

3.  Prüfungsunterlagen 

hierzu  Vordruck  F2 

4.  Buchführung 

Ergebnis  der  Prüfung  im  allgemeinen 

II.  Ergebnisse  der  Prüfung  im  einzelnen 

1.  Jahresabschluß 

A.  Aktiva 

Einzelgliederung  nach  Positionen 
hierzu  Vordruck  F5 — 25 

B.  Passiva 

EinzelgUederung  nach  Positionen 
hierzu  Vordruck  F26—34 

2.  Die  Gewinn-  und  Verlustrechnung 

Einzelgliederung  nach  Positionen 
hierzu  Vordruck  F  35,  36 

3.  Der  Greschäftsbericht 

hierzu  Vordruck  F37,  38 

4.  Der  Bestätigungsvermerk 

Gesamtergebnis  der  Prüfung 
Schlußgutachten 

III.  Besondere  Feststellungen 
Organisationsfragen 

Bilanzanalytische  Untersuchungen  F  39—56 
Liquidität 
Rentabilität 

Anlagen : 

1.  Bilanz  zum 

2.  Gewinn-  und  Verlustrechnung 

3.  Geschäftsbericht 
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Auftrag.  Der  Prüfungsbericht  wird  bei  der  Prüfung  des  JahreeabMihlussee 
zweckmäßig  mit  der  Feststellung  beginnen,  daß  die  Prüfung  im  Auf  trage  des  Vor- 
Standes  der  Gesellschaft  als  gesetzUche  Büanzprüfung  unter  E^^^^fjff ,  f!5 
zugrunde  liegenden  Buchführung  und  des  Geschäftsberichtes  gem.  §  135  Aktli. 
vorgenommen  wurde.  Der  Beschluß  der  letzten  Hauptversammlung  über  die  ÜJ^t- 
lastung  des  Vorstandes  und  Aufsichtsrats  sowie  über  die  Bestellung  des  Prüfers  ist 

anzugeben.  j  tt    «        a 

Bei  Zwischenprüfungen  und  besonderen  Prüfungen  ist  Inhalt  und  Umfang  aer 

gestellten  Aufgabe  genau  zu  umgrenzen. 

Prüfimgsgegenstaiid.  Zum  besseren  Verständnis  des  Berichts  ist  eine  kurze  Dar- 
stellung der  allgemeinen  und  besonderen  Verhältnisse  des  geprüften  Unternehmens 

notwendig.  j  j     tt  ♦ 

Diese  Darstellung  hat  zu  enthalten  die  Errichtung  und  den  Gegenstand  des  Unter- 
nehmens, leitende  Personen,  besondere  Ereignisse  aus  der  Entwicklungsgeschichte 
(z.  B.  Kapitaländerungen,  Vergleiche,  Sanierungen)  und  Angaben  über  die  Stellung 
des  Unternehmens  im  Wirtschaftsleben,  wozu  auch  Zahlen  über  die  Entwicklung 
des  Umsatzes  und  der  Gefolgschaft  gehören. 

Bei  wiederkehrender  Berichterstattung  genügt  zum  Teü  Bezugnahme  auf  den  vor- 
jährigen  Bericht  und  Angabe  eingetretener  Veränderungen. 

Prafungsimterlagen  (F  2).  Neben  der  (im  Entwurf)  vorUegenden  Büanz  nebst 
Gewinn-  und  Verlustrechnung  sowie  dem  Geschäftsbericht  büden  die  Geschäfts- 
bücher  die  hauptsächUchen  Unterlagen  der  Prüfung;  die  Anführung  wemgstens  der 
systematischen  Bücher  ist  zu  empfehlen.  Gesellschaftsvertrag,  Hauptversammlungs- 
protokolle und  Vorstandsberichte,  Handelsregister- und  Grundbuchauszüge,  Konzern- 
und  sonstige  Verträge,  Konzernbüanzen,  Bewertungsunterlagen  und  bereits  vor- 
handene Prüfungsberichte  gehören  ebenfalls  zu  den  notwendigen  UnterUgen. 
Schriftstücke,  die  nur  auf  einzelne  Vermögensteüe  und  Geschäftsvorfalle  Bezug 
haben,  können  im  Bericht  selbst  an  der  einschlägigen  Stelle  erwähnt  werden. 

Bacbfühniiig.  Über  die  Buchführung  sind  diejenigen  Angaben  zu  machen,  Teiche 
dem  Leser  des  Berichte  ein  Büd  über  die  Einrichtung  und  Zuverlässigkeit  der  Buch- 
führung ab  der  Grundlage  des  Jahresabschlusses  vermitteln.  Dazu  gehört  die  An- 
sabe  ob  die  Bücher  sauber  und  ordentUch  geführt  sind,  ob  die  Buchführung  den  ge- 
setzlichen Vorschriften  entepricht  und  als  ordnungsmäßig  anerkannt  werden  kann, 
oder  ob  wesentüche  Beanstandungen  zu  erheben  waren.  Weiter  ist  hier  festzusteUen, 
ob  der  Jahresabschluß  den  gesetzlichen  Vorschriften,  insbesondere  den  Güederungs- 
Vorschriften  entspricht,  ob  eine  abweichende  GUederung  vorgenommen  wurde  und 
ob  diese  als  zulässig  anzuerkennen  ist. 

Der  Hauptteü  des  Berichts  enthält  die  kritische  Besprechung  der  Büanzposten 
sowie  der  Gewinn-  und  Verlustrechnung  und  die  Stellungnahme  zum  Geschäfte- 
bericht- als  Ergebnis  schüeßt  sich  die  Festetellung  an,  daß  der  Bestätigungs- 
vermerk  erteüt  bzw.  mit  welcher  Begründung  er  eingeschränkt  oder  verweigert 

worden  ist.  .    ..••       j«    vi 

Die  Berichterstattung  über  besondere  Prüfungsergebnisse  sowie  über  die  büanz- 
analytischen  Untersuchungen  kann  als  besonderer  Teü  angefügt  werden.  Die  An- 
lagen zum  Bericht  werden  je  nach  Umfang  in  einem  Anhang  oder  Sonderband 
untergebracht. 


Unterlagen  der  Prüfung  (§  12) 


BlaUl    W2 


I 


Bilanz  nebst  Gewinn-  und  Verlustrechnung 
Geschäftebericht  des  Vorstands 

Hauptversammlungsprotokoll  vom  Kot.  Reg.  Nr. 

Letzter  Prüfungsbericht 

Handelsregisterauszug  vom 

Gesellschaftevertrag  vom 

Grundbuchauszug  vom 

Niederschriften  über  Aufsichteratssitzungen  vom 

Vorstandsberichto  an  AR.  vom 

Anstellungsverträge 

Miet-  und  Pachtverträge 

Sonstige  Verträge  und  Unterlagen: 

Buchführungssystem: 

Es  werden  folgende  Kassen  geführt:  Hauptkasse  -Kasse  -Kasse 

Dienstanweisung  für  die  Kassenführung: 

Ka^enprotokoU  zum  Bilanzteg: 
unterzeichnet  von 

Als  Unterlagen  für  die  Buchprüfung  haben  folgende  Geschäftebücher  vor- 
gelegen: 

(Der  Vordruck  dient  zur  schnelleren  Aufzeichnung;  nicht  Vorhandenes  ist  zu 
streichen,  weiter  vorhandene  Unterlskgen  sind  zu  ergänzen.) 


i)  ab  Hauptbücher: 

-  Hauptbuch 

(Sachkontenhauptbuch) 


Kasten  Sachkontenkarten 
Buchstabe bis 
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...  Kasten  Kontokorrentkarten 


GJeheimbuch 

(Inhalt  u.  Zweck) 

Kontokorrentbuch 

für  den  gesamten  Kontokorrentverkehr 

Deb./Kred.  Buchstabe  bis 

Deb./Kred. 

Deb./Kred. 

Deb./Kred. 

Kreditorenbuch  Deb./Kred. 

Buchstabe  A—  Deb./Kred. 


.  Debitorenbuch 
Buchstabe  A — 
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b)  als  Grundbücher: 

_  Einkaufsbuoh 

Verkaufsbuch 

„ Kassabuch 

Nebenkassen  für  Einnahmen: 
Ladenkasse 

Lagerkasse 

Filialkasse 

Nebenkassen  für  Ausgaben: 

— Kleine  Kasse 

Portokasse 

- Paketportokasse 

- Frachtenkasse 

.- Lohnkasse 

Montagekasse 

Postscheckbuch 

Bankbuch  für 

Memorial 

Journal 


c)  als  Hiliflbücher: 

Bilanzbuch 

Inventarbuch 

Einzelinventar 

enthaltend  ein  Verzeichnis  der 

Grundstücke 

Grebäude 

Maschinen 

Werkzeug 

Betriebsinventar 

Geschäftsinventar 


Inventarhefte 

enthaltend   die   Bestandsaufnahmen 
für  folgende  Abteilungen: 


Lagerbuch 

Wechselbuch 

Trattenbuch 

Devisenbuch 

Sortenbuch 

Wertpapierbuch 

Konsignationswarenbuch 

Kommissionswarenbuch 

Depotbuch 

Kalkulationsbuch 

Auftragsbuch 


Verzeichnis  der  Belege: 

Begistraturmappen  mit  Kassenbelegen  von bis 

Bankbelegen 
Postscheckbelegen 
Einkaufsrechnungen 
Verkaufsrechnungskopien 
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§  13.  Revisionsphu  (F  3) 

Vor  Beginn  einer  jeden  Revision  ist  die  Aufstellung  eines  Revisionsplans  not- 
wendig. Der  Vordruck  F  3  unterscheidet  zwischen  den  zuerst  vorzunehmenden  und 
den  regelmäßigen  Prüfungsarbeiten.  Für  Besonderheiten  des  Einzelfalles  und  Spezial- 
auf  träge  ist  der  Revisionsplan  entsprechend  zu  erweitern. 

Zuerst  vorzunehmende  Arbeiten.  Die  allgemeinen  Feststellungen  über  das  zu 
prüfende  Unternehmen  können  schon  vor  Beginn  der  Prüfimg  in  den  Vordruck  F  4 
eingetragen  und  während  derselben  ergänzt  werden.  Sie  dienen  dazu,  den  Verkehr 
mit  den  maßgebenden  Personen  zu  erleichtern  und  dem  Prüfer  einen  vorläufigen 
Überbück  über  den  Prüfungsgegenstand  zu  vermittehi;  auch  bei  der  Abfassung  des 
Prüfungsberichts  (Vorbemerkungen)  werden  sie  gebraucht. 

Die  FeststeUung  der  Prüfungsunterlagen  im  Vordruck  F  2  umfaßt  insbesondere 
eine  genaue  Aufzählung  der  Geschäftsbücher,  welche  als  Material  für  die  Prüfung 
dienen,  sowie  der  Belege  und  sonstigen  Unterlagen.  In  dem  Vordruck  sind  die  am 
häufigsten  vorkommenden  Hauptbücher,  Grundbücher  und  Hilfsbücher  vorgesehen; 
die  weiter  noch  vorgefundenen  Bücher  sind  zu  ergänzen. 

Wenn  auch  eine  Nachprüfung  der  Art  der  Kassenführung  nicht  Gegenstand  der 
gesetzlichen  Bilanzprüfung  ist,  so  gewährt  sie  doch  dem  Prüfer  einen  unmittelbaren 
Eindruck  von  der  Ordnung,  die  an  einer  besonders  wichtigen  Stelle  der  kaufmänni- 
schen Verwaltung  herrscht.  Da  die  Kassenrevision  nur  Zweck  hat,  wenn  sie  un- 
erwartet erfolgt,  ist  sie  zu  Beginn  der  Revision  vorzunehmen. 

Effekten-  und  Wechselbestände  werden  häufig  von  der  Kasse  verwaltet  und  ge- 
hören auch  ihrem  Wesen  nach  zu  den  aufzunehmenden  Werten,  so  daß  ihre  Bestands- 
aufnahme sich  zweckmäßig  der  Kassenbestandsaufnahme  anschließt. 

Die  Aufstellung  der  Bilanz  sowie  der  Gewinn-  und  Verlustrechnung  aus  dem 
Hauptbuch  in  der  Form  der  bekannten  Bilanztabelle  gibt  dem  Prüfer  gleich  zu 
Beginn  seiner  Tätigkeit  einen  ÜberbUck  über  den  Aufbau  der  Buchführung  und 
über  diejenigen  Konten,  auf  deren  Prüfung  besonders  Wert  zu  legen  ist.  Dabei  ist 
eine  Trennung  in  Vorträge,  Verkehrszahlen,  Summenbilanz  und  Saldenbilanz  mit 
Rücksicht  auf  die  Verwendung  der  Umsatzziffern  zu  weiteren  Untersuchungen 
zweckmäßig. 

Die  zu  den  Prüfungsakten  gehörende  Bilanztabelle  dient  auch  als  Nachweis  für 
den  tatsächüchen  Kontenstand  zur  Zeit  der  Prüfung  für  den  Fall,  daß  zunächst  nur 
ein  vorläufiger  Bilanzentwurf  auf  Grund  der  mit  Bleistift  abgeschlossenen  Sach- 
konten vorgelegen  hat. 

Ein  ziffernmäßiger  und  prozentualer  Vergleich  der  Büanzziffern  mit  denen  des 
Vorjahres  läßt  die  Bedeutung  der  einzelnen  Konten  und  auffallende  Veränderungen 
gegenüber  dem  Vorjahr  erkennen. 

Regelmäßige  Prüfongsarbeiten.  Nach  Erledigimg  der  Vorarbeiten  kann  der  Prüfer 
sich  den  regelmäßigen  Prüfungsarbeiten  zuwenden,  und  zwar  nach  dem  vorge- 
schlagenen Revisionsplan  in  der  Reihenfolge  Bilanz,  Gewinn-  und  Verlustrechnung 
und  Geschäftsbericht.  Die  allgemeine  Buchführung  wird  dabei  im  Zusammenhang 
mit  der  Prüfung  der  einzehien  Posten  der  Bilanz  und  Erfolgsrechnung  vorzunehmen 
sein.  Ein  besonderer  Abschnitt  über  die  Buchprüfung  ist  im  Revisionsplan  nicht  vor- 
gesehen. Dazu  ist  folgendes  zu  bemerken: 

Es  ist  nicht  Aufgabe  des  Prüfungsberichts,  die  vorgenommenen  Revisionshand- 
lungen im  einzelnen  darzustellen  und  hierdurch  dem  Bericht  einen  gewissen  Umfang 
zu  geben.  Daß  die  Prüfung  nach  den  Regeln  der  Revisionstechnik  ordnungsmäßig 
durchgeführt  wird,  ist  eine  SelbstverständUchkeit.  Wenn  sich  wesentHche  Beanstan- 
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Reyisionsplan  (§  13) 


FS 


Revision  bei 
Beginn  am 
Berichterstattung  vom 


Beendigung  am 


bis 


Zuerst  Yorzimeliineiide  Arbeiten:       Vordmck:      Erledigangsvemierk: 

1.  Allgemeine  Feststellungen  über 

das  zu  prüfende  Unternehmen        F  2,  4 

2.  Feststellung     der     Prüfungs- 
unterlagen F  2 

3.  Bestandsaufnahmen 

Kassenrevision  F  6 

Effektenbestand  F  6 

Wechselbestand  F  7 

4.  Aufstellung  der  Bilanz  nebst 
Gewinn-  und  Verlustrechnung 
aus  dem  Hauptbuch 

RegelmaBige  Prüfungsarbeiteii: 

allgemeine  Buchprüfung  im  Zu- 
sammenhang mit 

5.  Prüfung  der  Bilanzposten  F  5—34 

6.  Prüfung  der  Gewinn-  und  Ver- 
lustrechnung F  36y  36 

7.  Prüfung  des  Geschäftsberichts        F  37,  38 
Besondere  Prüfungen: 


Bilanzanalytische  Untersuchungen      F  39—56 

Graphische  Darstellung  der  Bi- 
lanzen 

Graphische  Auf  wandsdarstellimg 
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düngen  nicht  ergeben  haben,  so  genügen  die  im  Vordruck  F 1  unter  Vorbemerkungen 
Ziff.  I  4  vorgesehenen  allgemeinen  Angaben  über  die  Buchf ührimg. 

Wenn  nach  Lage  des  Einzelfalles  oder  nach  der  gesteUten  besonderen  Aufgabe  ein 
Bericht  über  die  Buchprüfung  erstattet  werden  soll,  so  wird  es  im  aUgemeinen 
empfehlenswert  sein,  denselben  am  Ende  des  zweiten  Teils  oder  im  dritten  Teil  des 
Berichts  zu  bringen.  Beim  Lesen  des  Prüfungsberichts  werden  die  daran  interes- 
sierten Personen  m  erster  Linie  daa  Ergebnis  der  Bilanzprüfung  kennenlernen 
woUen;  die  Feststellung  von  Einzelheiten  der  Buchprüfung  interessiert  meist  erst 
in  zweiter  Lime. 

Die  Prüfung  des  Geschäftsberichts  soll  erst  am  Schluß  der  regelmäßigen  Prüfungs- 
arbeiten erfolgen.  Der  Vorstand  wird  unter  Umständen  Wert  darauf  legen  die  Vtvl- 
fung  des  Geschäftsberichts  zwecks  Weiterleitung  desselben  an  den  Aufsichtsrat 
moghchst  beschleumgt  zu  sehen.  Ein  abschüeßendes  Urteü  über  den  Geschäfts- 
bericht kann  jedoch  grundsätzUch  erst  nach  Prüfung  der  Büanz  sowie  der  Gewinn- 
und  Verlustrechnung  abgegeben  werden;  bis  dahin  können  sich  immer  noch  Tat- 
sachen ergeben,  welche  den  Jahresabschluß  und  auch  den  Inhalt  des  Geschäfts- 
berichts beeinflussen;  eine  vorzeitige  SteUungnahme  des  Prüfers  ist  nicht  zu 
empfehlen. 

Die  übersichtUche  Zusammenstellung  der  allgemeinen  Angaben  über  das  zu  prü- 
fende Unternehmen  nach  Vordruck  F  4  gewährt  dem  Prüfer  einen  allgemeinen  Über- 
blick und  erspart  späteres  Suchen  nach  Einzelheiten.  Angaben  über  den  Gegenstand 
des  Unternehmens,  über  die  Entwicklungsgeschichte,  die  Geschäftsausdehnung  und 
über  die  Belegschaft  gehören  als  Einführung  in  den  Prüfungsbericht,  andere  Angaben 
wie  über  BeteiHgungen,  Konzernverhältnisse  usw.  werden  während  der  Prüfungs- 
arbeit gebraucht.  Vielfach  werden  sich  diese  Einzelheiten  aus  bereits  vorHegenden 
Prüfungsberichten  entnehmen  lassen,  so  daß  nur  noch  Ergänzungen  auf  den  neuesten 
Stand  erforderhch  sind.  Ein  Handelsregisterauszug,  aus  welchem  die  derzeitigen 
Vertretungsbefugnisse  hervorgehen,  ebenso  wie  Grundbuchauszüge,  ferner  Gesell- 
schaftsverträge und  sonstige  wichtige  Verträge  gehören  zu  den  notwendigen  Prü- 
fungsunterlagen. 

Die  ziffernmäßigen  Angaben  über  die  Angestellten  und  Arbeiter  sind  auch  für  die 
Beurteüung  der  volkswirtschaf tUchen  Bedeutung  des  Unternehmens,  für  die  Prü- 
fung des  Lohn-  und  Gehaltskontos  sowie  der  etwa  bestehenden  PensionsverpfUch- 
tungen  von  Wichtigkeit. 

§  14.  Kassenrevision  (F  5) 

Eine  eingehende  Revisionsanweisung  für  die  Aufnahme  von  Kaasenbeständen 
fmdet  sich  bei  Gerstner,  Instruktion  für  Buchprüf  er.  Leitsatz  bei  der  Bestandsauf- 
nahme ist,  daß  der  Prüfer  die  Bestände  nicht  selbst  berührt,  sondern  nur  proto- 
kolliert. Während  der  Dauer  der  Kassenaufnahme  dürfen  selbstverständHch  keinerlei 
Einzahlungen  und  Verbuchungen  vorgenommen  werden.  Ausnahmen  soUten  nicht 
zugelassen  werden. 

Bei  Metallgeld  in  RoUen  sind  Stichproben  über  deren  Inhalt  zu  machen,  wobei 
emzelne  vom  Priifer  bezeichnete  Rollen  (größere  Geldstücke!)  vom  Kassierer  ge- 
öffnet und  vorgezählt  werden. 

Vor  Beginn  der  Revision  ist  festzusteUen,  ob  eine  Dienstanweisung  besteht, 
weiche  lassen  geführt  werden  und  wer  dieselben  verwaltet  (siehe  F  4).  Werden 
meür^e  Kassen  geführt,  so  ist  darauf  zu  achten,  daß  kein  Ausgleich  der  Bestände 
zur  i>eckung  von  Differenzen  stattfindet.  Als  derartige  Kassen  kommen  auch  Porto- 
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Allgemeine  Angaben  über  die  Prüfung 


JF4 


Geschäftszeit : 


Firma: 

Rechtsform :  Fermnif : 

Anschrift: 

Personelle  Angaben : 

Vorstand 

Geschäftsführer 

Aufsichtsrat 

Inhaber 

Gresellschafter 

Prokuristen 

Bevollmächtigte 

Kassierer 

Sonstige  Auskunftspersonen 

Handelsregisterauszug  liegt  vor  vom  Aktenz. : 

Gründung  (Gresellschaf tsvertrag,  Satzungen): 

Gregenstand  des  Unternehmens : 
(§      des  Gesellschaftsvertrags) 

Angaben  aus  der  Entwicklungsgeschichte : 
Goldmarkumstellung 
Sanierung,  Vergleich 
Umsatzentwicklung 
Auslandsumsatz 

Vorliegender  letzter  Prüfungsbericht 


von 
vom 


Zweigniederlassungen 

Beteiligungen 

Konzernverhältnisse 

Zugehörigkeit  zu  preis-  und 
absatzregelnden  Verbänden 

Hauptabsatzgebiet 


Belegschaft : 

Angestellte 

Arbeiter 

männlich 
weiblich 

Lehrlinge 


am  letzten    Prüfungs- 
Bilanztag:  tag: 


ev.  pensions- 
berechtigt : 


Pensions- 
bezieher: 


t 


Kassenrevision  (§  14) 


FS 


Vorgenommen  am 

von 

bis 

Uhr 

Kontenprüfung  siehe  F 19 

/ 

Letzte  Bestandsaufnahme: 

am 

durch 

hierbei  festgestellte  Differenz: 

Barbestandsauf  nähme : 

Stückzahl            Betraff             1 

Bestand  in 

Scheinen 

zu 

JIM  100— 

i3 

)) 

50.— 

99 

»> 

>> 

20.- 

>> 

ii 

10.— 

Bestand  in  Münzen:  a)  Rollen: 

zu 

5.— 

»» 

Sonstige  Wertbestände 

»> 

ii 

2— 

»» 

(Hierzu         Anlagen) 

)) 

3} 

1— 

>> 

Schecks 

»I 

)) 

—.50 

if 

Betrag 

10 

>> 

Datum 

ii 

>» 

•  XVf 

>» 

Aussteller 

f» 

fi 

—.05 

^^       >» 

>} 

>> 

—.02 

"^       j, 

• 

»» 

»» 

-.01 

b)  lose 

zu 

«•JTt/Ä 

5.— 

Versicherungsmarken 

>> 
>» 

2.— 
1.- 

>» 

» 

)) 

—.50 

>> 

>> 

-.10 

"""       •• 

Steuermarken 

»i 

if 

—.05 

^~"       >> 

>f 

71 

.02 

"^^       >J 

it 

H 

-.01 

zusan 

"~~       »> 

Unverbuchte  Belege 

imen:  J^J( 

Zusammenstelliiiig  (ohne  Schecks) 

Bargeld  insgesamt:  JgJ( 

Schecks  übertragen  SiuiF  18 
Versicherungsmarken 
Steuermarken 
Unverbuchte  Belege 


9» 


>» 


Bestandsvergleich: 

Seite  des  Kassenbuchs  Sollsumme:       Jgjg 

»»     »>  »  Habensumme:     „ 


Istbestand:  ^Jf 


buchmäßiger  Sollbestand:  J^J^ 


*/C%m, 


Differenz  Sollbestand  gegen  Istbestand  +  JtJC 

m 

Die  BesUnde  sind  dem  Revisor  vom  Kassierer  vorgezählt  worden, 
hierzu  Anlage  Der  Prüfer:  Der  Kassierer: 
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kassen  und  sog.  Kleine  Kassen  für  verschiedene  Zwecke  in  Frage.  Diese  Kassen  sind 
ebenfalls  aufzunehmen.  Man  findet  hier  häufig  das  System  der  eisernen  Bestände, 
d.  h.  der  Barbestand  dieser  Kassen  einschließlich  der  unverbuchten  Belege  ergibt 
einen  bestimmten  Betrag,  der  jeweils  bei  Abrechnung  von  der  Hauptkasse  ergänzt 
wird.  Aus  den  in  Gebrauch  befindlichen  Scheckheften  ist  festzustellen,  ob  die  der 
Revision  vorangehenden  Abhebungen  als  Kasseneinnahmen  verbucht  sind. 

Wenn  Vorkassenbücher  (unreine  Kassen,  Schmierkassen)  geführt  werden,  so 
sind  sie  zur  Prüfung  vorzulegen.  Auch  bei  Feststellung  einer  Kassendifferenz 
werden  sie  in  erster  Linie  heranzuziehen  sein.  Die  Klärung  derartiger  Differenzen 
ist  zunächst  als  aus  sachlichen  Ursachen  entstanden  zu  versuchen. 

Alle  nicht  unmittelbar  aufzuklärenden  Differenzen  sind  der  Geschäftsleitung 
mitzuteilen.  Dieser  und  dem  sachverständigen  Ermessen  des  Prüfers  bleibt  es  vor- 
behalten, darüber  zu  entscheiden,  ob  eine  zahlenmäßig  unerhebliche  Differenz  unter 
Berücksichtigung  der  Umstände  (Qualifikation  des  Kassenführers)  ausgebucht 
werden  kann  oder  die  erforderliche  Zeit  auf  die  Auf klänmg  der  Differenz  —  die  an 
sich  ja  aus  mehreren  größeren  Beträgen  bestehen  kann  —  verwendet  werden  soll. 

Bei  großen  Betrieben  werden  laufend  Bestandskontrollen  vorgenommen  und 
Kassenprotokolle  geführt  (Fehlerfeldbegrenzung).  Wiederholt  vorkommende  Diffe- 
renzen erfordern  eine  Nachprüfimg  der  Kassenorganisation. 

Die  Kassenbestandsaufnahme  zu  Beginn  der  Revision  ist  ein  zweckmäßiges  Mittel, 
um  ein  Bild  von  der  Ordnungsmäßigkeit  der  Kassenführung  zu  gewinnen.  Eine  Rück- 
rechnung bis  zum  Bilanztag  zwecks  rechnerischer  Kontrolle  des  ausgewiesenen 
Kassenbestandes  kann  sich  anschließen.  Zu  beachten  ist  aber,  daß  die  bei  der  Bilanz- 
prüfung zulässige  Vornahme  von  Stichproben  bei  Additions-  und  Belegprüfung  nur 
die  Überzeugung  von  der  Ordnungsmäßigkeit  der  Kassenbuchführung  verschaffen, 
nicht  aber  einen  Bestand  richtig  ermitteln  kann ;  hierzu  wäre  lückenlose  Nachaddition 
und  Belegprüfung  erforderlich. 

Sofern  die  materielle  Kassenprüfimg  (Prüfung  des  Kassen  verkehre)  aus  praktischen 
Gründen  im  Anschluß  an  die  Bestandsaufnahme  erfolgen  soll,  ist  das  Formular  F  20 
hier  zu  verwenden. 

§  15.  Wertpapieraufnahme  (F  6) 

Bei  der  Bestandsaufnahme  von  Wertpapieren,  Wechseln  und  Schecks  handelt  es 
sich  um  tatsächhche  Feststellungen.  Die  Einreihung  in  die  zuständige  Bilanz- 
position (F 16,  i9/ erfolgt  später,  ebenso  die  Kursermittlung,  Bewertung  und  Konten- 
prüfung, die  aber  je  nach  den  Umständen  auch  an  die  Bestandsaufnahme  angeschlos- 
sen werden  kann. 

Wertpapiere  sind  Urkunden,  bei  denen  das  in  der  Urkunde  verbriefte  Recht  an 
den  Besitz  der  Urkunde  geknüpft  ist  und  mit  der  Urkunde  übertragen  wird.  In  der 
Bilanz  der  AG.  sind  getrennt  aufzuführen: 

Beteiligungen §  131  A II  6  Vordruck  F  13 


andere  Wertpapiere  des  Anlagevermögens  §  131  A II  7 
eigene  Aktien  und  Aktien  einer  herrschen- 
den Gesellschaft §  131  A III  6 

Hypotheken,  Grund-  und  Rentenschulden  §  131  A  III  6 

Wechsel §  131  A  HI  12 

Schecks §  131  A III 13 

Sonstige  Wertpapiere §  131  A III  4 


9f 


F14 


F17 

F17 

F19 

F19 

F16 

} 


Effektenaafiuümie  (§  15) 

Kontenprüfung  siehe  F 17 


re 


Eigene  Aktien: 
Nominalbetrag 
Art  und  Kurs 


%/ltMj 


,  Kurswert  ^Jif 


Aktien  einer  herrschenden  Gesellschaft: 
Nominalbetrag 
Art  und  Kurs 

Sonstige  Wertpapiere  (bei  größeren  Beständen  Spezialbogen) : 

Aufbewahrungsort : 
Mäntel 
Zinsscheine 


Stückzahl 
Nominalbetrag 
Gattung,  Zins- 
satz u.  Nummern 


Dividenden- 
Zins-  und 
Emeuerungs- 
scheine  bis 


letzte  DiYid. 

F&Uigk. 
Zins-Termine 


Divid.. 

betrag 

Zinsbetrag 

Je 


^         K-Kursw 
Börsenkurs     A— Ansch.- 
%  preis 

sm 


Bilans- 
ansatz 


Beteiligung  liegt  vor  bei  Nr. : 


Bilanzansatz  JlJt 


Wertpapiere  bei  Dritten  in  Verwahrung  hinterlegt: 

Depotbestätigung  vom  per  ausgestellt  von 

Hinterlegungsvertrag  vom  mit 

Depotbuch  ausgestellt  von 

letzte  Bestandsbescheinigung: 

Nummernverzeichnis  liegt  /  nicht  /  vor 

Grund  der  Hinterlegung: 

Vermerkt  in  Bilanz/ Geschäftsbericht  F  37  Ziff.  6 

Kursfeststellung:  Kurswert  JIJC 


Fremde  Wertpapiere,  Sparkassenbücher»  usw. 

als  Kaution  /  zur  Verwahrung  /  erhalten      nicht  bilanziert 

Nominalbetrag,  Gattung,  Nr.  u.  Eigentümer: 
Aktivhypotheken,  Grund-  und  Rentenschulden: 

Bilanzwert  JIJC 


hierzu  Anlage 
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Zu  den  Wertpapieren  des  Anlagevermögens  bzw.  den  sonstigen  Wertpapieren  ge- 
hören Reichsschuldbuchforderungen,  Reichs-  und  Staatsanleihen,  Provinzial-  und 
Stadtanleihen,  Hypothekenbank-Groldpfandbriefe,  Hypothekenbank-  und  Kom- 
munalobligationen, Sachwertanleihen,  ausländische  Rentenpapiere,  Industrieobliga- 
tionen, fremde  Aktien  und  GmbH. -Anteile  (soweit  sie  nicht  Beteiligungscharakter 
haben),  Genossenschaftsanteile,  Kuxe,  Lose,  Genußscheine. 

Bei  der  Bestandsaufnahme  ist  auch  das  Vorhandensein  der  (von  den  Mänteln 
getrennt  aufzubewahrenden)  Dividenden-,  Zins-  und  Erneuerungsscheine  festzu- 
stellen, ferner  sind  die  letzten  Dividendenzahlungen  auf  Aktien  sowie  die  Zins- 
termine bei  festverzinslichen  Wertpapieren  zu  notieren.  Bei  der  Kontenprüfung  ist 
an  Hand  dieser  Angaben  zu  kontrollieren,  ob  alle  Effektenerträge  ordnungsmäßig 
vereinnahmt  wurden,  bzw.  ob  Forderungen  auf  Teilbeträge  zu  aktivieren  sind. 

Die  sorgfältige  Aufnahme  aller  Einzelheiten  ist  gerade  bei  dem  für  die  Bilanz 
bedeutsamen  und  leicht  angreifbaren  Effektenbestand  besonders  wichtig;  vgl.  hierzu 
lindrath  in  WT.  1935  S.  84,  108,  180. 

Die  Kurse,  Kurswerte  und  (zum  Vergleich)  Anschaffungspreise  sowie  die  Bilanz- 
ansätze sind  nach  Abschluß  der  Bestandsaufnahme  bzw.  bei  der  Kontenprüfung 
(F 16)  festzustellen. 

Sind  Wertpapiere  bei  Banken  in  Verwahrung  oder  bei  Dritten  als  Kaution  hinter- 
legt, so  ist  ihr  Vorhandensein  durch  eine  unterschriebene  Depotbestätigung  auf  den 
Bilanzstichtag,  nicht  durch  eine  Empfangsbescheinigung  nachzuweisen. 

Fremde  als  Kaution  oder  zu  sonstigen  Zwecken  hinterlegte  Wertpapiere,  Sparkassen- 
bücher, VeraicherungspoUcen  usw.  müssen  neu;h  den  Vorschriften  des  Depotgeaetzea 
getrennt  von  den  eigenen  oder  cuideren  Personen  gehörenden  Beständen  unter  äiißerlich 
erkennbarer  Bezeichnung  jedes  Hinterlegers  aufbewahrt  \md  in  einem  Handelsbuch 
eingetragen  werden;  vgl.  Depotgesetz  vom  4.  2.  1937  RGBl.  I  S.  171.  Dasselbe  gilt  für 
Wertpapiere,  die  als  Vermögen  von  Pensionsfonds y  Krankenkassen  usw.  verwaltet  werden. 
Für  diese  ist  eine  gesonderte  Bestandsaufnahme  unter  Trennung  von  den  sonstigen 
Effekten  vorzunehmen. 

Aktivhypotheken^  Grund-  und  Rentenschulden  müssen  in  der  Bestcmdsaufnahme  durch 
Vorlage  der  Hypothekenbriefe  usw.  nachgewiesen  werden,  sofern  es  sich  nicht  um  Buoh- 
hypotheken  usw.  handelt;  letzteres  ist  durch  Gnmdbuchauszug  nachzuweisen. 

§  16.  Wechselaiifnahme  (F  7) 

Als  aktive  Wertbestände  sind  die  nicht  in  Zahlung  oder  zum  Diskont  gegebenen 
Besitzwechsel  aufzunehmen;  sie  haben  die  Funktion  von  Zahlungsmitteln.  Bei  der 
Bestandsaufnahme  sind  die  Abschnitte  nach  Verfalltagen  (Inlands-  und  Auslands- 
wechsel getrennt)  aufzunehmen.  Es  ist  darauf  zu  achten,  daß  keine  nicht  akzep- 
tierten Tratten,  mit  denen  evtl.  der  Debitorenbestand  in  liquidere  Wechselforde- 
rungen umgewandelt  sein  könnte  (sog.  Scheinziehungen),  im  Wechselbestand  ent- 
halten oder  auf  Bankkonto  gutgeschrieben  und  nach  dem  Bilanztag  wieder  zurück- 
gebucht worden  sind. 

Das  Wechselrecht  ist  seit  dem  1.  4. 1934  international  geregelt  (Wechsel- Gesetz 
vom  21.  6. 1933  RGBl.  I  S.  399). 

Zu  unterscheiden  sind : 

1.  Eigene  Ziehungen  (Tratten),  und  zwar  akzeptierte  und  nicht  akzeptierte;  bei 
letzteren  besteht  die  Vermutung  der  Scheinziehung. 

2.  Erhaltene  Wechsel  (Rimessen). 
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Wechselaufiiahme  (§  16) 

Kontenprüfung  siehe  F19 


W7 


a)  Inlandwechsel 

b)  Auslandwechsel 

Vorgefundene  Wechsel,  geordnet  nach  Verfalltag«!; 


Aussteller  Bezogener  Betrag 


Verfall 


Verglichen  mit 
W.-Kopierbuch 


Höchste  Wechselbeträge 
Niedrigste  Wechselbeträge 
Längste  Verfallzeit 

Rückrechnung  auf  Bilanztag : 
+  Wechselausgang 

./.  Wechseleingang 

lt.  besonderer  Aufstellung 

Berechnung  des  Diskontwerts 

am  Prüfungstag: 

(nur  bei  hohem  Bestand) 


•/»•A 


Am  Prüfungstag  zum  Einzug  fortgegebene  Wechsel 
lt.  Gutschriftsanzeige  Bank  vom  ^JC 

Wechselstempelmarken 

sind  verwendet 
fehlen  bei 

Endbestand  ^JC 


Nominalbetrag/Zeitwert 


hierzu  Anlage 
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Die  Bezeichnung  Tratte  wird  auch  im  Sinne  von  Passivwechsel  gebraucht  (Tratten- 
konto im  Gegensatz  zu  Rimessenkonto).  Im  Interesse  einheitlicher  Ausdrucksweise 
sollte  man  für  Passivwechsel  die  Bezeichnung  Akzepte  oder  Schuldwechsel,  für  Aktiv- 
wechsel die  Bezeichnimg  Wechselforderungen  oder  Wechsel  gebrauchen. 

Im  Gegensatz  zur  Tratte  hat  der  eigene  Wechsel  nicht  die  Form  einer  Anweisung, 
sondern  eines  Schuldscheins;  der  Aussteller  verspricht  selbst  zu  zahlen.  Wenn  der- 
artige Wechsel  im  Bestand  vorhanden  sind,  so  sind  die  Entstehungsursachen  (z.  B. 
Sicherung  eines  Kredits,  einer  Vertragsstrafe,  Resteinzahlung  oder  Kaution)  fest- 
zustellen. Ebenso  ist  bei  Ziehungen  auf  eigene  Filialen  (trassiert  eigenen  Wechseln) 
sowie  auf  Konzerngesellschaften  und  sonstige  engverbundene  Unternehmungerf 
eine  Nachprüfung  des  Zustandekommens  der  Forderung  nach  Abschluß  der  Be- 
standsaufnahme erforderlich. 

Bei  der  Wechselbestandsaufnahme  ist  die  formale  Ordnungsmäßigkeit  der  Wechsel 
zu  prüfen.  Nicht  aufzunehmen  sind  sog.  Avalwechsel,  Garantie-,  Depot-  oder  Kau- 
tionswechsel für  Konventionalstrafen  usw.,  bei  welchen  die  Voraussetzungen  des 
Fälligwerdens  noch  nicht  zweifelsfrei  eingetreten  sind.  Diese  Wechsel  begründen  an 
sich  juristisch  durchaus  wechselmäßige  Verpflichtungen,  aber  nur  bedingte  Forde- 
rungen und  sind  im  Wechselklageverfahren  mit  einer  persönlichen  Einrede  behaftet. 
Die  Bilanzierung  kann  nur  über  das  Avalkonto,  Depot-  oder  Kautionswechselkonto 
auf  der  Aktiv-  und  Passivseite  (vgl.  Vordruck  F  22)  erfolgen.  —  Zu  unterscheiden 
hiervon  ist  die  Wechselbürgschaft  nach  Art.  30 — 32  WG.,  das  sog.  Avale,  d.  h.  die 
Mitunterzeichnung  des  Wechsels  für  den  Aussteller,  Akzeptanten  oder  einen  Indos- 
santen mit  dem  Zusatz  per  Avale  (oder  ähnlich) ;  der  Wechselbürge  haftet  in  gleicher 
Weise  wie  derjenige,  für  den  er  sich  verbürgt  hat. 

Als  Finanzwechsel  bezeichnet  man  Wechsel,  denen  ein  Warengeschäft  nicht  zugrunde 
liegt,  die  vielmehr  der  zusätzUchen  Kreditbeschaffung  dienen  (bankmäßiger  Akzept- 
kredit). —  Unter  Wechselreiterei  versteht  man  die  fortgesetzte  Geldbeschaffung  durch 
gegenseitigen  Akzeptaustausch.  Auf  Reitwechsel  ist  besonders  bei  Unternehmungen  in 
finanziellen  Schwierigkeiten  zu  achten.  —  Gefälligkeitsakzept  ist  ein  Wechsel,  der  für 
den  Aussteller  aus  GefäUigkeit  gegen  die  Verpflichtung,  ihn  selbst  einzulösen,  akzeptiert 
wurde.  Gegen  die  Wechselklage  des  Ausstellers  (nicht  eines  Dritten)  besteht  in  diesem 
Fall  eiae  persönliche  Einrede.  —  Der  Prolongationswechsel  soll  als  Ersatz  oder  der  Dis- 
konterlös desselben  soll  zur  Einlösung  eines  fälligen  Wechsels  dienen.  Auch  bei  diesen 
Wechseln  sind  die  zugrunde  liegenden  Rechtsgeschäfte  nachzuprüfen.  Bei  Duplikat- 
wechseln und  Wechselabschriften  ist  auf  die  Gefahr  von  Dopi>elaufnahnien  zu  achten. 

Wechsel,  die  am  Bilanzstichtag  zum  Diskont  gegeben,  aber  noch  nicht  gutge- 
schrieben waren,  gehören  zum  Wechselbestand.  Die  ordnungsmäßige  Verstempelung 
ist  ebenfalls  zu  beachten  (Wechselsteuergesetz  vom  12.  7.  1930  RGBl.  I  S.  219  mit 
Änderungen  durch  Art.  6  des  Einf .  Ges.  zum  WG.  vom  21.  6. 1933  RGBl.  I  S.  400). 
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Zweiter  Teil 

Rechmiiigsl^iiiig  und  Prüfung 

Erster  Abschnitt 
Die  Bilanz 

A.  Aktiva 
§  17.  Ausstehende  Einlagen  (F  8) 

Nach  §  28  Abs.  2  AktG.  muß  vor  der  Eintragung  der  Gesellschaft  in  das  Handels- 
register auf  jede  Aktie  mindestens  J  des  Nennbetrages  eingefordert  und  eingezahlt 
sein.  Nach  §  10  AktG.  dürfen,  solange  das  Grundkapital  noch  nicht  voll  eingezahlt 
ist,  keine  Inhaberaktien,  sondern  nur  Namensaktien  ausgegeben  werden.  Der  Betrag 
der  Einzahlimg  muß  auf  den  Namensaktien  vermerkt  sein. 

Bewertung.  Nominalbetrag,  soweit  nach  den  Verhältnissen  der  Namensaktionäre 
bzw.  ihrer  Vormänner  nicht  eine  Abschreibung  erforderlich  erscheint. 

Die  Namensaktionäre  sind  nach  §  61  AktG.  in  das  Aktienbuch  einzutragen,  ein 
Wechsel  in  der  Person  muß  unter  Vorlage  der  Aktie  und  des  Nachweises  des  Über- 
ganges bei  der  Gesellschaft  angemeldet  und  im  Aktienbuch  vermerkt  werden.  Für 
die  rückständige  Einlage  auf  die  einzelne  Namensaktie  haftet  der  Gesellschaft 
gegenüber  auch  der  Rechtsvorgänger;  die  Haftung  ist  beschränkt  auf  eine  Frist 
von  zwei  Jahren  nach  Anmeldung  der  Übertragung  der  Namensaktie  zum  Aktien- 
buch (§§  57—69  AktG.). 

§  18.  Gebäude  (F  8) 

Der  Wert  der  bebauten  Grundfläche  ist  nach  dem  AktG.  nicht  mehr  gesondert 
auszuweisen.  Für  die  Berechnung  der  Grebäudeabschreibungen  ist  jedoch  die  nach 
§  261  a  VO.  1931  bisher  geforderte  Trennung  der  reinen  Grundstückswerte  von  den 
Gebäudewerten  buchmäßig  auch  weiterhin  zweckmäßig  beizubehalten.  Der  gesetz- 
liche Wortlaut  ist  nur  dann  zu  verwenden,  wenn  jeweils  beide  Gebäudearten  vor- 
handen sind;  andernfalls  ist  das  nicht  Vorhandene  wegzulassen.  Befinden  sich  Ge- 
schäfts- und  Fabrikräume  in  gleichen  Gebäuden,  so  kann  nur  mit  dieser  Bezeichnimg 
bilanziert  werden.  —  Für  die  Aktivienmg  ist  die  Grundbucheintragung  maßgebend. 
Aus  dem  Grundbuchauszug  sind  Belastungen  und  sonstige  für  die  Bewertung  und 
Beurteilung  der  Grundstücksverhältnisse  wesentliche  Angaben  zu  entnehmen. 

Bewertung.  Höchstgrenze :  Anschaff ungs-  oder  Baukosten  unter  Berücksichtigung 
des  Wertverlustes  verteilt  auf  die  mutmaßliche  Gesamtdauer  der  Verwendung,  d.  h. 
abzüglich  angemessener  Abschreibungen.  Bei  Gebäuden,  die  am  1.1.  1924  vorhanden 
waren,  gilt  der  Groldmarkbilanzwert  als  Anschaffungswert,  von  diesem  sind  die- 
Abschreibungen  zu  berechnen.  Bei  späterer  Anschaffung  oder  Herstellung  sind  die 
Nebenkosten  zu  berücksichtigen. 
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Endwert   JlJl 


I.  Ausstehende  Einlagen  (§  17)  Hbfol. 
auf  das  Grundkapital 
Aktienbuch  liegt  /  nicht  /  vor 
Aktionare  und  Sicherheit  derselben 
Letzter  Bilanzwert: 
Einzahlungen : 
Monat/ Jfol. 

n.  Anlageyermögen 

1.  Bebaute  Grandstücke  (§  18)  Hbfol. 

vorliegende  Grundbuchauszüge: 

Grundbuch  von  Band        Blatt        ausgefertigt  am 

Hypothekenbelastung :  Übertrag  auf  F  30 

a)  Geschäfts-  oder  Wohngebäude 
letzter  Buchwert 
Zugänge 

Jfol. 
Abgänge 

Jfol. 
Abschreibung  „  J^JC 

Zum     Grebäudewert     hinzuzurech- 
nende Anlagen  Hbfol. 
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b)  Fabrikgebäude  und  andere  Bau- 
lichkeiten 
letzter  Buchwert 
Zugänge 

Jfol. 
Abgänge 

Jfol. 
Abschreibung  

Zum     Gebäudewert     hinzuzurech- 
nende Anlagen  Hbfol.  „ 

Endwert  b)  JiJH 
Die  Abschreibungen  betragen 

a)  bei  Geschäfts-  und  Wohngebäuden 

%  vom  Anfangswert  —  Buchwert  ~  Zugang 
in  den  Vorjahren: 

b)  bei  Fabrikgebäuden  und  anderen  Baulichkeiten 

%  vom  Anfangswert  —  Buchwert  —  Zugang 
in  den  Vorjahren: 

hierzu  Anlage 


Bei  Errichtung  eines  Gebäudes  in  eigener  Regie  dürfen  angemessene  Abschreibun- 
gen auf  die  dabei  verwendeten  Maschinen  usw.  und  Anteile  an  den  Betriebs-  und  Ver- 
waltungskosten für  den  Zeitraum  der  Herstellung  den  Kosten  zugesetzt  werden. 

Eingebrachte  Grundstücke  sind  zum  angemessenen  Einbringungswert,  in  der 
Zwangsversteigerung  erworbene  Grundstücke  zum  Ersteigerungspreis  zu  bilanzieren, 
wenn  nicht  etwa  der  tatsächliche  Verkehrswert  niedriger  ist.  Mit  der  Bewertung 
ersteigerter  Grundstücke  in  der  Bilanz  sowie  der  Berücksichtigung  des  Ausfall- 
betrages einer  Hypothekenforderung  des  Ersteigerers  beschäftigt  sich  das  Gut- 
achten FA.  Nr.  1/1936  WT.  1937  S.  10. 

Zur  Beurteilimg  des  Wertansatzes  ist  die  Angabe  von  Vergleichswerten  im  Prü- 
fungsbericht zu  empfehlen  (Kaufpreis  oder  Herstellungskosten,  Schätzungswert, 
Einheitswert,  Brandversicherungswert).  Die  Schätzung  des  Wertes  gewerblich  ge- 
nutzter Grundstücke  ist,  insbesondere  unter  Berücksichtigung  von  Verlustjahren, 
sehr  schwierig.  Eine  Darstellung  der  in  Frage  kommenden  Gesichtspunkte  gibt 
Heideck,  Die  Schätzung  von  Grundstücken  und  Fabrikanlagen,  Berlin  1935 ;  dabei 
wird  auch  das  Weilsche  Verfahren  zur  Ermittlung  der  steuerlichen  Einheitswerte 
(FM.-Erlaß  vom  23.  2.  35)  behandelt. 

Bestandteile  und  Zubehör.  Heizungs-,  Entlüftungs-  und  Beleuchtungsanlagen, 
Aufzüge  und  sonstige  der  Benutzung  eines  Gebäudes  dienende  Anlagen  sind  wesent- 
liche Bestandteile  (BGB.  §  93)  oder  Zubehör  (BGB.  §  97)  der  Gebäude,  deren  Wert 
sie  ja  auch  erhöhen.  Mit  Rücksicht  auf  die  höhere  Abschreibung  sind  sie  aber  auf 
besonderen  Konten  zu  führen,  die  vor  dem  Abschluß  auf  das  entsprechende  Gebäude- 
konto übertragen  oder  außerhalb  der  Buchführung  für  die  Büanz  zusammengestellt 
werden  können.  Die  zum  Gewerbebetrieb  erforderlichen  Maschinen  sind  an  sich 
ebenfalls  wesentliche  Bestandteile  oder  Zubehör,  sind  aber  nach  §  131  gesondert  zu 
bilanzieren. 

Zugang.  Als  Zugang  sind  nur  werterhöhende  Aufwendungen  zu  aktivieren,  lau- 
fende Reparaturen  sind,  sofern  sie  laut  Journal  auf  dem  Gebäudekonto  gesammelt 
wurden,  auf  Gebäudeunterhaltungskonto  zu  übertragen.  Diese  Konten  sind  umge- 
kehrt darauf  zu  prüfen,  ob  größere  werterhöhende  Aufwendungen  in  ihnen  ver- 
schwunden sind. 

Bei  selbsterstellten  Bauten  und  sonstigen  Gegenständen  des  Anlagevermögens 
kann  die  Bewertung  zu  den  Verrechnungspreisen  erfolgen,  die  für  die  Selbstkosten- 
berechnung zwischen  den  Werksabteilungen  eingeführt  sind  (Hast,  Grundsätze 
ordnungsmäßiger  Bilanzierung  S.  85,  Schmaltz,  WP.  1933  S.  248). 

Abgang.  Bei  jedem  Teilabgang  von  Anlagewerten  ist  festzustellen,  wie  hoch  der 
abgeschriebene  Restbuchwert  ist.  Ein  den  Restbuchwert  übersteigender  Betrag  ist 
nicht  dem  Anlagekonto  gutzuschreiben,  sondern  als  außerordentlicher  Ertrag  in  der 
Gewinn-  und  Verlustrechnung  auszuweisen. 

Abschreibungen.  Die  Höhe  der  Abschreibungen  von  Anlagewerten  richtet  sich  nach 
der  Lebensdauer  im  einzelnen  Fall.  Bei  Wohnhäusern  werden  meist  j — 1%,  bei 
Fabrikgebäuden  2—3%,  bei  Fachwerkbauten  10—15%  abgeschrieben.  Ein  Vergleich 
mit  den  Abschreibungen  im  Vorjahr  ist  notwendig,  um  Abweichungen  in  den  Be- 
wertungsgrundsätzen feststellen  zu  können  (Geschäftsbericht).  Werden  die  Abschrei- 
bungen nicht  abgesetzt,  sondern  auf  einem  Wertberichtigungskonto  gesammelt,  so 
ist  ein  Übertrag  auf  F  28  vorzunehmen. 

Kontenprüfung.  Bei  Zugängen  und  Abgängen  sind  die  notariellen  Verträge,  Grund- 
buchauszüge, Baurechnungen  und  sonstigen  Unterlagen  einzusehen.  Die  verbuchten 
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Beträge  sind  auf  ihre  Angemessenheit  zu  prüfen.  Die  Einhaltung  etwaiger  Satzungs- 
bestimmungen  ist  zu  beachten.  Ausgeführte  Instandsetzungsarbeiten  müssen  aus  den 
Vorbüchern  festgestellt  und  daraufhin  untersucht  werden,  ob  sie  aktivierungsfähig 
oder  (z.  B.  nach  steuerlichen  Gesichtspunkten  mit  eventuellen  Nachzahlungsfolgen) 
aktivierungspflichtig  sind. 

Aus  der  Entwicklung  der  Buchwerte  von  den  Anschaffungswerten  unter  Heran- 
ziehung von  Vergleichswerten  läßt  sich  ein  Urteil  darüber  gewinnen,  ob  angemessen 
abgeschrieben  wurde  oder  ob  durch  hohe  Abschreibungen  stille  Reserven  gebildet 
worden  sind. 

§  19.  Unbebaute  Grundstücke  (F  9) 

Besitz-  und  Belastungsverhältnisse  des  Grundvermögens  sind  durch  Grundbuch- 
auszüge nachzuweisen  und  nötigenfalls  durch  Einsichtnahme  in  das  Grundbuch 
nachzuprüfen.  Soweit  Grundstücke  nicht  Daueranlagen  sind  (z.  B.  bei  Grundstücks- 
gesellschaften), gehören  sie  zum  Umlaufsvermögen  und  sind  dort  zu  bilanzieren.  — 
Pflasterung,  Umzäumung,  Kanalisation  gehören  zum  Grundstück.  Für  betrieblich 
ausgebeutete  Grundstücke  ist  wegen  ihrer  Bedeutung  die  Notwendigkeit  gesonderten 
Ausweises  aus  §  129  zu  folgern. 

Bewertung.  Höchstgrenze :  Anschaffungskosten.  Bei  Grundstücken,  die  am  1.1. 1924 
vorhanden  waren,  gelten  die  damals  angesetzten  Werte  als  Anschaffungskosten. 
Bei  späterem  Erwerb  müssen  die  häufig  in  den  Unkosten  verschwundenen  Nebenaus- 
gaben (Provisionen,  Grunderwerbsteuer,  Stempelkosten)  dem  Kaufpreis  hinzuge- 
rechnet werden. 

Die  Angemessenheit  der  Bewertung  ist  durch  Berechnung  des  Wertes  pro  qm  und 
Heranziehung  von  Verkaufspreisen  aus  letzter  Zeit,  Schätzungswerten,  Steuer- 
werten  und  sonstigen  Vergleichs  werten  zu  prüfen. 

Eine  Abschreibung  oder  Wertberichtigung  wegen  Abnutzung  kommt  bei  unbe- 
bauten Grundstücken  regelmäßig  nicht  in  Frage,  so  daß  die  Vorschrift  des  §  133 
Ziff.  1  Abs.  2  AktG.  hier  nicht  anwendbar  ist.  Bei  einer  voraussichtlich  dauernden 
Entwertung  ist  jedoch  eine  Abschreibung  nach  den  Grundsätzen  ordnungsmäßiger 
Buchfühnmg  auch  auf  unbebaute  Grundstücke  ebenso  vorzunehmen,  wie  §  133 
Ziff.  2  dies  für  die  dort  genannten,  nicht  nach  der  voraussichtlichen  Nutzungsdauer 
abzuschreibenden  Anlagewerte  vorschreibt. 

Zugang.  Nach  den  Joumalbuchungen  ist  festzustellen,  ob  alle  Erwerbskosten 
gleichzeitig  oder  später  auf  dem  Anlagekonto  aktiviert  oder  ob  sie  einem  Unkosten- 
konto  belastet  worden  sind.  Vom  Bewertungsstandpunkt  aus  kann  letzteres  nicht 
beanstandet  werden,  wohl  aber  vom  Standpunkt  richtiger  Betriebsrechnung  aus, 
sofern  es  sich  um  größere  Beträge  handelt. 

Abgang.  Sofern  auf  Grundstücke  Abschreibungen  vorgenommen  worden  sind,  ist 
bei  einem  Teilabgang  der  Restbuchwert  festzustellen  und  als  außerordentlicher 
Ertrag  auszuweisen. 

Abschreibungen  wegen  Substanzverringerung  sind  nur  bei  solchen  Grundstücken 
erforderlich,  die  abgebaut  oder  durch  den  Gebrauch  unbenutzbar  gemacht  werden 
(Schutthalden),  femer  bei  dauernder  Betriebsstillegung,  verschlechterter  Verkehrs- 
lage oder  anderen  Vorgängen,  welche  den  Grundstückswert  nachhaltig  vermindern 
(wirtschaftliche  Entwertung). 


r9 


- 1 


2.  Unbebaute  Grundstücke  (§  19)  Hbfol. 

Lage 

Art  der  Grundstücke 
Vorliegende  Grundbuchauszüge: 
Grundbuch  von 

Größe  lt.  Grundbuchauszug: 

Buchwert  lt.  letzter  Bilanz: 

Zugang: 
Monat/Jfol. 

Abgang: 
Monat/Jfol. 

Etwaige  Abschreibung: 
«a         %  vom 


fol. 

Band 

Blatt          ausgefertigt 

am 

ha 

a          qm 

=  insgesamt               qm 

%HJt 

9» 

M 

-Wert 

$» 

• 

Endwert  ^JC 

Vormerkungen  zu  Aktiva  11  Ziff.  1  und  2: 

Anschaffungspreis 

lt.  Kaufvertrag/Baurechnungen 

Schätzungswerte 
lt.  Taxe  vom 
von 

Einheitswerte 

EW.  Bescheid  vom 
Steuer-Nr. 

« 

Brandvers .  -Wert 
Vers.-Urkunde  vom 
Versicherungsträger 
Letzte  Prämie  fällig  am 
gezahlt  am 

hierzu  Anlage 


3» 
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3.  Maschinen  and  maschinelle  Anlagen  (§  20)  Hbfol. 

Maschineninventar  vom  abschließend  mit  JlJi 

Schätzungswert  NQia\.lYOVL 

Versicherungswert : 

Versicherungsart,  Deckungsbetrag 
lt.  Vers. -Urkunde  vom 

laufend  von  bis 

Versicherungsträger 
Letzte  Prämie  fällig  am 
gezahlt  am 

Letzter  Buchwert: 


täfl*m> 


Zugang: 
Monat/Jfol. 


tt 


Abgang : 
Monat/Jfol. 


tt 


i 


I 


Abschreibung : 

Übereignungen : 

Eigentumsvorbehalte  auf  Maschinen: 

Restraten  auf  Neuanschaffungen: 
aktiviert  Jfol. 
kreditiert   „ 

Die  Abschreibung  beträgt 
%  vom  Anfangswert 
vom  Buchwert 
vom  Zugang 

in  den  Vorjahren 
hierzu  Anlage 


^JC 


%/l%Jn) 


tt 

M 


Endwert  JiJC 


§  20.  Maschinen  und  maschinelle  Anlagen  (F 10) 

Maschinen  sind  die  der  Produktion  dienenden  Kraft-  und  Arbeitsmaschinen, 
msÄchinelle  Anlagen  sind  Kesselanlagen,  Brauereianlagen,  Hochöfen,  Förderbrücken, 
Kokereien,  Transformatorenhäuser,  elektrische  Anlagen,  Transportanlagen,  Gleis- 
anschluß, Krahnen. 

Maschineninventar.  Bei  den  Maschinen  handelt  es  sich  in  der  Regel  um  einen 
Hauptbilanzposten,  bei  dem  nicht  nur  die  absolute  Höhe  des  Wertansatzes,  sondern 
vor  allem  die  hieraus  zu  berechnende  Belastung  der  Produktionskosten  mit  Ab- 
schreibungen von  Bedeutung  ist.  Sowohl  für  die  Wertkontrolle  als  auch  für 
die  richtige  Berechnung  der  Abschreibungen  ist  eine  genaue  Aufzeichnung  der 
vorhandenen  Maschinen  und  Anlagen  in  Form  eines  Maschinenverzeichnisses 
oder  auf  Maschinenkarten  mit  Angabe  des  Anschaffungsjahres,  der  Anschaffungs- 
koeten,  Zugänge,  Abgänge  und  Abschreibungen  unerläßhch.  Im  Bericht  sollte 
da«  Fehlen  eines  Maschineninventars  stets  erwähnt  und  mindestens  hierdurch 
auf  die  Anlegung  desselben  hingewirkt  werden.  Beispiele  für  Maschinenskontro : 
Meltzer  §  412. 

Bewertung.  Höchstgrenze:  Anschaffungs-  oder  Herstellungskosten  unter  Berück- 
sichtigung angemessener  Abschreibungen.-  Goldbilanzwerte  sind  Anschaffungswerte. 
Bei  späterer  Anschaffung  sind  die  Nebenkosten,  Montage-  und  Einrichtungskosten, 
Kosten  des  Probebetriebs,  der  Abnahmeprüfung  usw.  zu  berücksichtigen.  Die  Kosten 
der  Maschinenfundamente  gehören  ebenfalls  auf  Maschinenkonto,  nicht  auf  das 
niedriger  abgeschriebene  Gebäudekonto.  Bei  Herstellung  in  eigener  Werkstatt  dürfen 
angemessene  Abschreibungen,  Betriebs-  und  Verwaltungskosten  des  Gesamtbetriebes 
für  den  Zeitaum  der  Herstellung  eingerechnet  werden. 

Zugang.  Wenn  die  Herstellung  in  eigener  Regie  erfolgt  ist,  so  sind  eventuell  vor- 
liegende Nachkalkulationen  oder  sonstige  Wertberechnungen  heranzuziehen.  Repa- 
raturen sind  nur  dann  zu  aktivieren,  wenn  es  sich  um  außergewöhnliche  Reparaturen 
handelt;  die  regelmäßig  wiederkehrenden  Reparaturen  sind  Unkosten.  Bei  Ab- 
gängen ist  der  Restbuchwert  festzustellen. 

Für  den  Geschäftsbericht  ist  festzustellen,  ob  Maschinen  übereignet  oder  neu  an- 
geschaffte Maschinen  noch  mit  Eigentumsvorbehalt  belastet  sind.  Bei  Neuanschaf- 
fungen sind  nicht  nur  die  bis  zum  Stichtag  bezahlten  Raten  zu  aktivieren,  sondern 
der  volle  Anschaffungspreis  mit  entsprechendem  Gegenposten. 

Ahschreibungen.  Für  Fabrikationsmaschinen  findet  man  häufig  einen  Abschrei- 
bungssatz von  10%,  bei  Dampfmaschinen  4—5%,  bei  Dampfkesseln  7%  vom  An- 
schaffungswert (Calmes,  Fabrikbetrieb  S.  147).  Bei  Bemessung  der  Abschreibungen 
ist  neben  der  Art  der  Beanspruchung  (z.B.  Material,  Doppelschichten)  auch  die 
Wahrscheinlichkeit  einer  technischen  und  wirtschaftlichen  Entwertung  (durch 
neue  Erfindungen,  Modewechsel,  Bedarfsänderung)  zu  berücksichtigen.  Neben 
den  regelmäßigen  Abschreibungen  sind  Sonderabschreibungen  notwendig,  wenn 
die  tatsächliche  technische  oder  wirtschaftUche  Entwertung  größer  ist  als  die 
bei  Bemessung  der  Abschreibungssätze  zugrunde  gelegte  wahrscheinliche  Ent- 
wertung. 

Wird  die  Abschreibung  auf  den  Buchwert  bezogen,  so  sind  bei  gleichmäßiger 
Altersmischung  etwa  die  doppelten  bis  dreifachen  Sätze  als  bei  Berechnung  vom 
Anschaffungswert  angemessen.  Abweichungen  von  den  bisherigen  Abschreibungs- 
sätzen oder  Abschreibungsmethoden  sind  im  Geschäftsbericht  zu  erwähnen  (Über- 
trag auf  F  37  Blatt  1). 
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INTENTIONAL  SECOND  EXPOSURE 
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3.  Maschinen  und  maschinelle  Anlagen  (§  20)  Hbfol. 

Maschinellinventar  vom  abschließend  mit  JiJi 

Schätzungswert  vom/von 


Versicherungswert : 

Versicherungsart,  Deckungsbetrag 
lt.  Vers.-Urkimde  vom 

laufend  von  bis 

Versichenmgsträger 
Letzte  Prämie  fälUg  am 
gezahlt  am 

Letzter  Buchwert: 

Zugang: 
Monat/Jfol. 


»» 


»> 


%/t%M> 


9» 


Abgang: 
Monat/Jfol. 


n 


Abschreibung : 

Übereignungen : 

Eigentumsvorbehalte  auf  Maschinen: 

Restraten  auf  Neuanschaffungen: 
aktiviert  Jfol. 
kreditiert   „ 

Die  Abschreibung  beträgt 
%  vom  Anfangswert 
vom  Buchwert 
vom  Zugang 

in  den  Vorjahren 
hierzu  Anlage 


JIM, 


%/tJt 


9> 
** 


Endwert  JUt 


§  20.  Maschinen  und  nmschinelle  Anlagen  (F  10) 

Maschinen  sind  die  der  Produktion  dienenden  Kraft-  und  Arbeitsmaschinen, 
maschinelle  Anlagen  sind  Kesselanlagen,  Brauereianlagen,  Hochöfen,  Förderbrücken, 
Kokereien,  Transformatorenhäuser,  elektrische  Anlagen,  Transportanlagen,  Gleis- 
anschluß, Krahnen. 

Maschineninventar.  Bei  den  Maschinen  handelt  es  sich  in  der  Regel  um  einen 
Hauptbilanzposten,  bei  dem  nicht  nur  die  absolute  Höhe  des  Wertansatzes,  sondern 
vor  allem  die  hieraus  zu  berechnende  Belastung  der  Produktionskosten  mit  Ab- 
schreibungen von  Bedeutung  ist.  Sowohl  für  die  Wertkontrolle  als  auch  für 
die  richtige  Berechnung  der  Abschreibungen  ist  eme  genaue  Aufzeichnung  der 
vorhandenen  Maschinen  und  Anlagen  in  Form  eines  Maschinenverzeichnisses 
oder  auf  Maschinenkarten  mit  Angabe  des  Anschaffungsjahres,  der  Anschaffungs- 
kosten, Zugänge,  Abgänge  und  Abschreibungen  unerläßüch.  Im  Bericht  sollte 
das  Fehlen  eines  Maschineninventars  stets  erwähnt  und  mindestens  hierdurch 
auf  die  Anlegung  desselben  hingewirkt  werden.  Beispiele  für  Maschinenskontro : 
Meltzer  §  412. 

Bewertung.  Höchstgrenze:  Anschaffungs-  oder  Herstellungskosten  unter  Berück- 
sichtigung angemessener  Abschreibungen.  Goldbilanzwerte  sind  Anschaffungswerte. 
Bei  späterer  Anschaffung  sind  die  Nebenkosten,  Montage-  und  Einrichtungskosten, 
Kosten  des  Probebetriebs,  der  Abnahmeprüfung  usw.  zu  berücksichtigen.  Die  Kosten 
der  Maschinenfundamente  gehören  ebenfalls  auf  Maschinenkonto,  nicht  auf  das 
niedriger  abgeschriebene  Gebäudekonto.  Bei  Herstellung  in  eigener  Werkstatt  dürfen 
angemessene  Abschreibungen,  Betriebs-  und  Verwaltungskosten  des  Gesamtbetriebes 
für  den  Zeitaum  der  Herstellung  eingerechnet  werden. 

Zugang.  Wenn  die  Herstellung  in  eigener  Regie  erfolgt  ist,  so  sind  eventuell  vor- 
liegende Nachkalkulationen  oder  sonstige  Wertberechnungen  heranzuziehen.  Repa- 
raturen sind  nur  dann  zu  aktivieren,  wenn  es  sich  um  außergewöhnliche  Reparaturen 
handelt;  die  regelmäßig  wiederkehrenden  Reparaturen  sind  Unkosten.  Bei  Ab- 
gängen ist  der  Restbuchwert  festzustellen. 

Für  den  Geschäftsbericht  ist  festzustellen,  ob  Maschinen  übereignet  oder  neu  an- 
geschaffte Maschinen  noch  mit  Eigentumsvorbehalt  belastet  sind.  Bei  Neuanschaf- 
fungen sind  nicht  nur  die  bis  zum  Stichtag  bezahlten  Raten  zu  aktivieren,  sondern 
der  volle  Anschaffungspreis  mit  entsprechendem  Gegenposten. 

Abschreibungen.  Für  Fabrikationsmaschinen  findet  man  häufig  einen  Abschrei- 
bungssatz von  10%,  bei  Dampfmaschinen  4-5%,  bei  Dampfkesseln  7%  vom  An- 
schaffungswert (Calmes,  Fabrikbetrieb  S.  147).  Bei  Bemessung  der  Abschreibungen 
ist  neben  der  Art  der  Beanspruchung  (z.  B.  Material,  Doppelschichten)  auch  die 
WahrscheinUchkeit  einer  technischen  und  wirtschaftlichen  Entwertung  (durch 
neue  Erfindungen,  Modewechsel,  Bedarfsänderung)  zu  berücksichtigen.  Neben 
den  regelmäßigen  Abschreibungen  sind  Sonderabschreibungen  notwendig,  wenn 
die  tatsächUche  technische  oder  wirtschaftHche  Entwertung  größer  ist  als  die 
bei  Bemessung  der  Abschreibungssätze  zugrunde  gelegte  wahrscheinliche  Ent- 
wertung. 

Wird  die  Abschreibung  auf  den  Buchwert  bezogen,  so  sind  bei  gleichmäßiger 
Altersmischung  etwa  die  doppelten  bis  dreifachen  Sätze  als  bei  Berechnung  vom 
Anschaffungswert  angemessen.  Abweichungen  von  den  bisherigen  Abschreibungs- 
sätzen oder  Abschreibungsmethoden  sind  im  Geschäftsbericht  zu  erwähnen  (Über- 
trag auf  F  37  Blatt  1). 
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Im  Prüfungsbericht  ist  auch  über  die  Angemessenheit  der  Abschreibungen  nach  den 
bisherigen  Erfahrungen,  femer  über  die  Zusammensetzung  des  Mcisohinenbestandes  nach 
dem  Alter  zu  berichten,  da  dies  für  die  Beurteilimg  der  Leistungsfähigkeit  des  Unter- 
nehmens wichtig  ist. 

Eine  systematische  Darstellung  der  Abschreibungsprobleme  bei  Maschinen  gibt 
Gürtler  in  WT.  1935  S.  352.  Die  Frage  des  ungedeckten  Anlagerestbuchwertes  wird 
behandelt  in  WT.  1936  S.  279,  375;  die  Frage  der  Abschreibimg  stillgelegter  Anlagen 
in  den  Leitsätzen  ebenda  S.  489. 

Kontenprüfung.  Vergleich  der  aktivierten  oder  ausgebuchten  Beträge  mit  den 
Unterlagen  (Einkaufsrechnungen,  Kostenberechnung  bei  selbst  erstellten  Anlagen, 
Verkaufsrechnungen);  Feststellung  nicht  aktivierter  Zugänge  aus  den  Unkosten- 
konten  bzw.  durch  Auskunft ;  Vergleich  der  Reparatur-  und  Instandsetzungskosten 
mit  den  Vorjahren,  wobei  wesentliche  Erhöhungen  auf  die  Verrechnung  von  Zu- 
gängen über  Keparaturkonto  hindeuten  können. 

§  21.  Werkzeuge,  Betriebs-  und  Geschäftsausstattung  (F  11) 

Hierher  gehören  die  unter  diesen  Kontenbezeichnungen  geführten  Anlagewerte, 
ferner  Mobilien  und  Utensilien,  Büro-,  Geschäfts-  und  Werkstatteinrichtung,  Modelle, 
Konstniktions-  und  Werkstattzeichnungen,  Kraftwagen,  Fuhrpark,  Pferde  usw.  Für 
jedes  einzelne  Konto  ist,  soweit  notwendig,  zur  Nachprüfung  ein  besonderes  Blatt 
zu  verwenden ;  die  getroffenen  Feststellungen  sind  auf  dem  Sammelbogen  F  11  für 
die  Bilanzposition  zusammenzufassen. 

Hinsichtlich  der  Zugehörigkeit  von  Anlagewerten  zu  den  maschinellen  Anlagen 
oder  zum  Betriebsinventar  können  sich  Zweifel  ergeben.  Als  Betriebsinventar  sind 
bewegliche  Gegenstände  anzusehen,  die  an  verschiedenen  Stellen  benutzt  werden 
können,  also  z.  B.  auch  Lokomobilen;  zu  den  maschinellen  Anlagen  sind  nur  orts- 
feste Anlagen  zu  rechnen.  Bei  größeren  Werten,  deren  Eingliederung  zweifelhaft  ist, 
ist  eine  besondere  Bilanzposition  zu  bilden. 

Bestandsverzeichnis.  Die  Bestände  der  Werkzeug-  und  Inventarkonten  stellen  meist 
recht  erhebliche  Anschaffungswerte  dar,  die  aber  infolge  starker  Abschreibung  niedrig 
zu  Buche  stehen.  Eine  genaue  inventarmäßige  Erfassung  und  Kontrolle  ist  daher  be- 
sonders wichtig. 

Bewertung.  Höchstgrenze:  Anschaffungskosten  unter  Berücksichtigung  angemes- 
sener Abschreibungen.  Bei  selbstangefertigten  Werkzeugen  können  angemessene 
Abschreibungen,  Betriebs-  und  Verwaltungskosten  des  Gesamtbetriebs  für  den  Zeit- 
raum der  Herstellung  eingerechnet  werden. 

Zugang.  Die  Neuanschaffungen  von  Werkzeugen  und  Inventar  sind  auch  dann  an 
Hand  der  Unterlagen  zu  prüfen,  wenn  sie  nicht  aktiviert  oder  sofort  voll  abgeschrie- 
ben worden  sind.  Aus  dem  Vergleich  mehrerer  Jahre  ergibt  sich,  ob  ein  auffälliger 
Verbrauch  festzustellen  ist.  Bei  Abgängen  muß  auf  die  ordnungsmäßige  Preisberech- 
nung und  buchmäßige  Behandlung  geachtet  werden. 

Eigentumsvorbehalte  und  rückständige  Kaufpreisraten  kommen  bei  wertvolleren 
Büromaschinen  oder  Kraftwagen  in  Betracht. 

Abschreibungen.  Bei  den  hier  in  Frage  kommenden  Gegenständen  handelt  es  sich 
um  Anlagewerte,  die  im  Gregensatz  zu  dem  übrigen  Anlagevermögen  zum  Teil  sehr 
schnell  verbraucht  werden.  Insbesondere  Werkzeuge  und  Modelle  unterliegen  einer 
starken  Abnutzung,  so  daß  häufig  in  der  Bilanz  nur  ein  Vormerkungsposten  geführt 
und  der  gesamte  Zugang  abgeschrieben  wird.  Im  übrigen  wird  man  je  nach  der 
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4,  Werkzeuge,  Betriebs-  und  Geschäftsausstattung  (§21) 

a)  Werkzeug-Kto.  Hbfol. 

b)  Betriebsinventar^Kto. 

c)  Geschäftsinventar-Kto. 

d)  Modell-Kto. 

e)  Auto-Kto.  /  Fuhrpark  /  Pferde-Kto. 
^)  Kto. 

Bestandsverzeichnis  vorhanden  für  a),  b),  c),  d),  e),  f) 
Schätzungswerte  vorhanden  für 
Versicherungen  abgeschlossen  f  ür 
Übereignungen : 
Eigentumsvorbehalte : 

Beanspruchung  im  Berichtsjahr : 
voll  eingeschränkt 
%  in    Monaten 

Zusammenstellung  der  zugehörigen  Konten: 


Letzter       „ 
Buchwert     ^"^^^g     Abgang 


»)  Kto. 

b) 

c) 

d) 
e) 

i) 

Letzter  Buchwert 
Zugang 

zusammen     JiJC 
Abgang 

bleiben  JiJC 

Abschreibung      „ 
Endwert  JiJC 


*/it^\) 


%/z%^ 


Ab- 
schreibung 


Endwert 


Die  Abschreibung  beträgt  beim  Gesamtkonto 


vom  Anfangswert 
vom  Buchwert 
vom  Zugang 
in  den  Vorjahren : 


% 
% 
% 
% 


hierzu  Anlage 


Endwert   JiJt 
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Lebensdauer  bei  Werkzeugen  und  Betriebsinventar  33J%,  bei  Geschäftsmobiliar 
10%,  bei  Kraftwagen  20%  als  angemessen  ansehen  können. 

Für  die  Beurteilung  der  Angemessenheit  der  Abschreibungen  ist  es  wichtig,  den 
Grad  der  Beanspruchung  und  Verwendung  festzustellen,  z.  B.  bei  Werkzeugen  die 
Art  des  bearbeiteten  Materials  und  die  Betriebsintensität,  bei  Modellen  und 
Zeichnungen  die  einmalige  oder  öftere  Verwendbarkeit,  bei  Automobilen  die  gefah- 
renen Kilometer  usw. 

Durch  §  6  Ziff.  1  Satz  4  des  Einkommensteuergesetzes  vom  16.  10.  1934  war  steuer- 
lich die  sofortige  Abschreibung  kurzlebiger  Anlagegegenstände  für  zulässig  erklärt  worden. 
Angesichts  der  engen  Beziehungen  zwischen  Handels-  und  Steuerbilcmz  ist  dies  auf  die 
üblichen  Abschreibungen  nicht  ohne  Einfluß  geblieben,  so  daß  das  Inventarkonto  viel- 
fach voll  abgeschriebene  (Gegenstände  enthält.  Die  Bestimmungen  über  die  kurzlebigen 
Wirtschaftsgüter  sind  ab  1.  10.  1937  außer  Kraft  gesetzt  worden. 

Kontenprüfung.  Die  Prüfung  wird  sich  auch  hier  nicht  auf  das  Hauptbuchkonto 
beschränken  dürfen,  sondern  die  in  Frage  konmienden  Unkostenkonten  berück- 
sichtigen müssen,  um  eventuell  größere  Aufwendungen  für  selbsterstellte  Werkzeuge 
und  Inventargegenstände  festzustellen.  Bei  größeren  Reparaturen  ist  die  Frage  der 
werterhöhenden  oder  nur  instandhaltenden  Auswirkung  der  Aufwendungen  zu 
klären.  Bei  Abgängen  muß  der  noch  nicht  abgeschriebene  Restwert  festgestellt 
werden. 

§  22.  Konzessionen,  Patente,  Lizenzen  usw.  (F  12) 

Die  hier  zu  behandelnden  sog.  immateriellen  Werte  nehmen  gegenüber  den  greif- 
baren Anlagewerten  eine  besondere  Stellung  ein.  Es  handelt  sich  um  behördlich, 
gesetzlich  oder  vertraglich  begründete  Rechte,  die  infolge  eines  ihnen  innewohnenden 
Ertragswertes  einen  Vermögenswert  der  Unternehmung  darstellen.  Auch  Verbots- 
rechte (Wettbewerbs verbot)  gehören  hierher.  Voraussetzung  für  die  Aktivierung  aller 
derartigen  Rechte  ist,  daß  sie  einen  wesentlichen  und  über  die  Dauer  des  einzelnen 
Wirtschaftsjahres  hinausgehenden  Wert  für  die  Unternehmung  darstellen. 

Rechtsquellen  für  gesetzlich  verliehene  Rechte  sind  die  drei  Gesetze  vom  5.  5. 1936: 
das  Patentgesetz  (RGBl.  II  S.  117),  das  Gebrauchsmusterschutzgesetz  (RGBl.  II 
S.  130)  und  das  Warenzeichengesetz  (RGBl.  II  S.  134). 

Die  Schutzdauer  beträgt  bei  Patenten  18  Jahre,  bei  Grebrauchsmustern  drei  Jahre, 
bei  Warenzeichen  zehn  Jahre  mit  Verlängerungsmöglichkeit. 

Das  erteilte  Schutzrecht  verbürgt  nicht  den  wirtschaftlichen  Wert  einer 
Erfindung.  Daher  findet  die  Bewertung  ihre  Höchstgrenze  im  Nutzungswert. 
Auch  imgeschützte  Erfindungen  und  Verfahren  können  aktiviert  werden,  ebenso 
im  Betrieb  durch  Aufwendungen  geschaffene  Rechte,  wenn  sie  einen  wirklichen 
Ertragswert  darstellen;  originär  ohne  Aufwendungen  entstandene  Rechte  sind 
nicht  aktivierungsfähig. 

Konzession  ist  ein  behördlich  verliehenes  Recht  zum  Betrieb  eines  Unternehmens 
oder  zur  Benutzung  gewisser  Einrichtimgen.  —  Das  Patent  schützt  eine  Erfindung, 
die  eine  gewerbliche  Verwertung  gestattet,  bzw.  bei  Nahrungs-,  Grenuß-  und  Arznei- 
mitteln ein  bestimmtes  Herstellungsverfahren.  Wer  die  Erfindung  zur  Zeit  der 
Anmeldung  benutzt  oder  die  erforderlichen  Vorkehrungen  dazu  getroffen  hat, 
darf  dieselbe  für  den  eigenen  Betrieb  weiter  benutzen.  —  OdtravchamvMer  sind  Modelle 
von  Arbeitsgerätschaften  und  Gebrauchsgegenständen  oder  Teilen  davon,  soweit 
sie  dem  Arbeits-  oder  Gebrauchszweck  durch  neue  Gestaltung,  Anordnung  oder 
Vorrichtung  dienen.  Bei  Gebrauchsmustern  findet  keine  Prüfung  statt,  daher 
problematischer  Wert!  —  Warenzeichen  ist  ein  Merkzeichen  (Bild-,  Wort-  oder  ge- 
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5.  Konzessionen  (§  22)  Hbfol. 
Patente 
Lizenzen 
Konto  Hbfol. 

Bestandsverzeichnis  vom 

Vorliegende  Schutzrechte: 

Konzessionen 

Patente 

Lizenzen 

Warenzeichen 

Gebrauchsmuster 

Urheberrecht 

Angaben  im  einzelnen  über 

Inhalt  des  Anspruchs 

für  welche  Länder 

Nummer  der  Patentrolle  usw. 

Datum  der  Anmeldung 

Ablauf  des  Schutzrechts 

Ausbeutungsmöglichkeit 

Aufwendungen  für  den  Erwerb 

Aufwendungen  im  Berichtsjahr: 
Beurteilung  des  Ertrags : 


Letzter  Buchwert: 
Zugang 

Monat/ Jfol. 

Abgang 

Monat/ Jfol. 

Abschreibung: 

Die  Abschreibung  beträgt 

%  vom  Anfangswert    J^J( 
vom  Buchwert 
vom  Zugang 

In  den  Vorjahren : 
hierzu  Anlage 


x/li*^/ 


» 


» 


»> 


)> 


»» 


I> 


Endwert  JIJC 


44 


45 


mischtes  Zeichen)  zur  Unterscheidung  der  in  einem  Geschäftsbetrieb  hergestellten 
Waren.  —  Lizenz  ist  die  vom  Inhaber  eines  Rechts  oder  Verfahrens  einem  Dritten 
erteilte  Erlaubnis  zur  Benutzung  desselben.  Lizenzen  werden  auch  für  ungeschützte 
Erfindungen  und  Geheimverfahren,  ferner  für  die  Benutzung  von  Warenzeichen, 
Firmenbestandteilen,  pachtweise  Ausnutzung  von  Konzessionen,  Schürfrechten, 
Braurechten,  Syndikatsquoten  usw.  vergeben. 

Bewertung.  Als  Anlagevermögen  sind  die  Schutzrechte,  Benutzungsrechte  und 
Verfahren  gemäß  §  133  Ziff.  2  AktG.  höchstens  mit  dem  Anschaffungspreis,  also 
mit  den  für  sie  entstandenen  Aufwendungen  zu  aktivieren;  auch  bei  geringerem 
Wert  dürfen  die  Anschaffungskosten  als  Wertansatz  beibehalten  werden,  wenn 
nicht  die  Grundsätze  ordnungsmäßiger  Buchführung  Abschreibungen  oder  Wert- 
berichtigungen notwendig  machen.  Dies  wird  dann  anzunehmen  sein,  wenn  der 
Ablauf  der  Nutzungsdauer  sich  übersehen  läßt.  Die  Verwertbarkeit  im  Betriebe 
wird  also  an  Hand  der  Verkaufsergebnisse  in  Verbindung  mit  der  Dauer  der  Schutz- 
rechte zu  prüfen  sein. 

Patente  werden  häufig  mit  Rücksicht  auf  die  sehr  erhebliche  jährliche  Steigerung 
der  Gebühren  nicht  bis  zum  Ablauf  ausgenutzt.  Bei  Konzessionen  ist  nur  eine  ein- 
mal  gezahlte  größere  Summe  aktivierungsfähig,  nicht  laufende  Gebühren. 

Abschreibungen.  Die  Aktivierung  von  Schutzrechten,  Benutzungsrechten  und 
Verfahren  bedeutet  im  Hinblick  auf  ihren  Ablauf,  den  technischen  Fortschritt  und 
wirtschaftliche  Einflüsse  ein  erhebliches,  mit  der  LÄnge  der  Zeit  wachsendes  Risiko. 
Diesem  Umstand  muß  bei  der  Bemessung  der  Abschreibungen  nach  den  Grundsätzen 
ordnungsmäßiger  Buchführung  Rechnung  getragen  werden. 

Höppner,  Die  Behandlung  von  Lizenzverträgen  in  der  Handels-  und  Steuerbilanz, 
WP.  1933  S.  76  fordert  Abschreibung  eines  Geschäftswertee  innerhalb  von  drei  Jahren, 
von  Patenten  innerhalb  eines  Drittels  ihrer  Laufzeit;  vgl.  dort  auch  über  die  Bilanzierung 
von  Stück-  und  Quotenlizenzen,  jährlichen  Pauschallizenzen  sowie  Pauschalzahlimgen 
für  einen  mehrjährigen  Lizenzzeitraum.  Hast,  Anlagegegenstände  behandelt  S.  237—288 
im  einzelnen  Konzessionen,  Patente,  Vorbenutzimgsrechte,  Gebrauchsmuster,  Ge- 
schmacksmuster, Warenzeichen,  Lizenzen,  Verlagsrechte,  Nutzungsrechte,  Nießbrauch, 
Wasserrecht,  Brennrecht,  Syndikatsquote,  Verbotsrechte  (Stillegung),  Organisations- 
kosten,  Geschäfts-  und  Firmenwert,  femer  nicht  patentierte  Erfindungen  imd  Fabrika- 
tionsgeheimnisse; als  Höchstgrenze  für  die  Abschreibung  von  Patenten  wie  nicht  ge- 
schützten Verfahren  gibt  Hast  vier  bis  fünf  Jahre,  in  Ausnahmefällen  acht  Jahre  an. 

§  23.  Beteiligungen  (F 13) 

Beteiligungen  ergeben  sich  aus  Kapitaleinlagen  bei  Unternehmungen  ohne  Rechts- 
persönlichkeit oder  aus  Aktien-,  Obligationen-  und  Anteilsbesitz.  Die  Form  der  Betei- 
ligung (stille  Gesellschaft,  off  ene  Handelsgesellschaf  t,  Kommanditgesellschaft,  Aktien- 
gesellschaft oder  Gesellschaft  m.  b.  H.)  ist  im  Bericht  festzustellen.  Debitoren  sind  keine 
Beteiligung,  solange  sie  nicht  in  Einlagen  umgewandelt  sind.  Auch  Betriebs-,  Ver- 
triebs- oder  Gewinngemeinschaften  und  Pachtverträge  begründen  keine  Beteiligung. 

Wird  die  Beteiligungsfirma  rechtlich  oder  tatsächlich  ausschlaggebend  beherrscht, 
so  spricht  man  von  einem  abhängigen  Unternehmen.  Das  herrschende  und  das 
abhängige  Unternehmen  gelten  nach  §15  Abs.  2  AktG.  zusammen  als  Konzern 
und  einzeln  als  Konzernunternehmen.  Die  Beteiligung  ist  die  wichtigste  Form  der 
Konzernverknüpfung. 

Steuerlich  kommt  bei  BeteiUgung  an  einer  Kapitalgesellschaft  mit  mindestens  25% 
und  bestimmter  Besitzdauer  für  die  hierauf  entfallende  Vermögens-  und  Körperschaft- 
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6.  Beteiligungen  (§  23)  Hbfol. 

Name  des  Beteiligungsunternehmens,  Grundkapital  : 
Beteiligungsart,  Nominalbetrag  der  Beteiligung, 

Gegenstand  des  Geschäftsbetriebes  des 

Beteiligungsunternehmens : 

Aktien,  Kuxe 

GmbH.-AnteUe 

o.H.  G.-AnteiJe 

Kommanditanteüe 

Stille  Gesellschaftseinlage 

Genossenschaftsanteü 

Gesellschaftseinlage  nach  BGB. 

Beteüigungsdarlehen 

Vertragsunterlagen : 

Bei  Aktien,  Anteilen  und  Kuxen : 

Nominalkapital  der  Beteiligungs- (Gesellschaft 
(Beteiligung  =        %  hiervon) 

Besondere  Feststellungen: 
Rückständige  Einlageverpflichtungen :  Passiva  Pos. 

Bewertung : 

Erwerbspreis  und  Kurs 
Börsenkurs  am  Erwerbstag 
Angesetzter  Kiu*s 
Börsenkiurs  am  Bilanztag 

Gründe  für  Beibehaltimg  oder  Bewilligung  eines  vom  Börsenkurs  ab- 
weichenden Kurses  (bei  Bestand,  Zugang,  Abgang) 

als  Unterlage  für  die  Prüfung  der  Bewertung  hat  vorgelegen 

Bei  Patentverwertungsgesellschaft : 
wer  hat  die  Patente  eingebracht 
Unterlagen  für  die  Bewertung  der  Patente 

Sonderprüfungen : 

Leistungsverkehr 
Preisberechnung 

Letzter  Buchwert:  ^Jff 

Zugang 

Monat/ Jfol. 
Abgang 

Monat/Jfol. 
Abschreibungen : 

Besondere  Zweckbestimmung 
hierzu  Anlage 
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Steuer  dcus  Schachtelprivileg  nach  §  60  RBewG.  bzw.  §  9  Abs.  1  KörpStG.  zur  Anwen- 
diuig.  Bei  Organverh&ltnissen  besteht  für  die  abhängige  Gesellschcift  keine  Körperschaft - 
und  XJmsatzsteuerpflicht.  Unter  Organgesellschaft  ist  eine  juristische  Person  zu  ver- 
stehen, die  wirtschaftlich,  finanziell  und  organisch  derart  in  ein  anderes  Unternehmen 
eingegliedert  ist,  daß  sie  bei  Betätigung  ihres  geschäftlichen  Willens  unter  der  Leitung 
des  anderen  Unternehmens  steht  (RFH.-Urteil  vom  11.  11.  1927  Bd.  22  S.  187). 

Daueranlage.  Maßgebend  für  die  Zugehörigkeit  zum  Anlagevermögen  ist  die 
Absicht,  die  Kapitaleinlage  oder  den  Anteilsbesitz  dauernd  zu  halten.  Gesetzliche 
Vermutung  (widerlegbar)  bei  Aktien,  Anteilen  an  einer  Kapitalgesellschaft  und 
Kuxen :  Nominalbesitz  von  25%  des  Gesamtkapitals  gilt  als  Beteiligung ;  geringerer 
Besitz  kann  jedoch,  höherer  Besitz  muß  nicht  Beteiligung  sein.  Die  Umstände  sind 
entscheidend;  wenn  der  Erwerb  und  die  Veräußenmg  von  Beteiligungen  zum 
Geschäftsbetrieb  einer  Gesellschaft  gehört,  so  sind  die  Beteiligungen  Umlaufs- 
vermögen. 

Bewertung.  Höchstgrenze:  Anschaffungskosten,  soweit  nicht  die  Grundsätze 
ordnungsmäßiger  Buchführung  Abschreibungen  erforderlich  machen.  Die  Bewer- 
tungsgrundlagen (Kurse,  Bilanzen  u.  a.)  sind  festzuhalten.  Bei  notleidenden  Papieren 
sind  Abschreibungen  unbedingt  erforderlich,  bei  Kurseinbußen  geboten. 

Zur  Wertberechnung  vgl.  Theisinger,  Errechnung  des  Wertes  gegenseitiger  Betei- 
ligungen, WP.  1933  S.  163;  Warnecke,  Zur  Auslegung  der  aktienrechthchen  Vor- 
schriften über  die  Bewertung  von  Beteiligungen  in  ZfhwForsch.  1933  S.  433.  Die 
Bewertung  nicht  notierter  Aktien  und  sonstiger  Unternehmungsanteile  behandelt 
Haberland  in  ZfhwForsch.  1936  Märzheft  und  WT.  1936  S.  253.  Der  Reichsfinanzhof 
hat  sich  in  verschiedenen  Urteilen  eingehend  mit  der  Bewertung  von  Gesellschafts- 
anteilen beschäftigt  (RStBl.  1932  S.  493,  966;  1933  S.  360;  1936  S.  1160).  Nach  dem 
Gutachten  FA.  Nr.  4/1933  (WP.  1933  S.  62)  darf  der  Anschaffungswert  in  den 
Fällen  nicht  mehr  in  der  Bilanz  zugrunde  gelegt  werden,  in  denen  für  die  einzelnen 
in  Frage  kommenden  Positionen  am  Bilanzstichtag  bereits  ein  tatsächlicher  Verlust, 
der  voraussichtlich  nicht  mehr  ausgeglichen  wird,  entstanden  ist. 

Zugang.  Nachschüsse  und  Einlagen  sind  zum  Betrag  der  Zahlung  zu  aktivieren, 
nötigenfalls  mit  Abschreibungen,  wenn  die  Zuschüsse  zur  Verlustdeckung  dienen. 
Nicht  ausgeschütteter  Gewinn  der  Beteiligungsgesellschaft  ist  ebenfalls  Zugang. 
Darlehen  an  die  Beteiligungsgesellschaft  sind  unter  III  9  zu  bilanzieren,  wenn  ein 
Konzernverhältnis  vorliegt,  sonst  unter  III 16. 

Abschreibungen.  Diese  sind  vorzunehmen,  wenn  der  Wert  der  Beteiligung  als 
Daueranlage  sinkt,  z.  B.  durch  Minderung  des  Substanzwerts  bei  Auflösung  stiller 
Reserven  oder  Zahlungseinstellung,  Minderung  des  Ertragswerts  bei  dauernd  gesun- 
kener Rentabilität  oder  Zinssenkung.  Stimmrechtsminderung,  Quotenminderung  usw. 
erfordern  ebenfalls  Abschreibung. 

Kontenprüfung.  Über  die  Schwierigkeiten  bei  der  Feststellung  von  Beteiligungen 
durch  Buchprüfung  vgl.  Unternehmungs Verflechtung  und  Bilanzrevision  in  WP.  1932 
S.  380.  Anhaltspunkte  für  Abhängigkeits-  und  Konzernverhältnisse,  Beteili- 
gungen usw.  ergeben  sich  bei  der  kritischen  Prüfung  des  Effektenkontos  und  des 
Kontokorrents;  Konten  ohne  Barregulierung  sowie  auffallend  große  Konten  sind 
nach  der  Korrespondenz  auf  eventuelle  Vertragsunterlagen,  aus  denen  sich  eine 
Bindung  oder  Einflußnahme  ergibt,  zu  prüfen  (Vertretung  im  Aufsichtsrat,  Verein- 
barungen über  Abnahme,  Belieferung  oder  sonstige  geschäftliche  Zusammen- 
arbeit usw.).  Auch  der  Leistungsverkehr  (ordnungsmäßige  Preisberechnung  seitens 
der  und  gegenüber  der  Beteiligungsgesellschaft)  ist  zu  prüfen. 
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Anwartschaften  auf  Ertrag  z.  B.  aus  Interessengemeinschaftsvertragen,  Betriebs- 
pachtvertrsgen  usw.  sind  nicht  aktivierungsfähig,  da  sie  keine  sichere  Forderung  dar- 
stellen. Dies  gilt  auch  für  Stookdividenden  aus  zum  Effektenbesitz  gehörenden  Wert- 
papieren, für  welche  ein  Teil  der  Dividende  €ui  den  Anleihestock  abgeführt  ist  (Schmelz 
in  WT.  1936  S.  471).  Über  die  Verbuchung  von  Erträgen  aus  Beteiligung  vgl.  Reinhold 
in  WT.  1935  S.  63;  der  Ertrag  aus  Beteiligungen  ist  in  der  Erfolgsrechnung  unter  Pos.  II  2 
gesondert  auszuweisen.  Eine  Forderung  auf  ausgeschütteten,  aber  noch  nicht  ausgezahlten 
Gewinn  fällt  bei  Konzemverhältnis  unter  die  Bilanzposition  A  III  9,  sonst  unter 
A  III  16. 

§  24.  Andere  Wertpapiere  des  Anlagevermögens  (F  14) 

Begriffsbestimmung  für  Wertpapiere  s.  §  15.  Wertpapiere,  die  als  Daueranlage, 
jedoch  nicht  als  Beteiligung  anzusehen  sind,  wurden  bisher  schon  üblicherweise 
gesondert  ausgewiesen.  Das  AktG.  hat  in  §  131  Abs.  1  A II  7  für  diesen  Ausweis 
eine  besondere  Bilanzposition  geschaffen.  Hierher  gehören  insbesondere  die  zur 
Vermögensanlage  bestimmten  festverzinslichen  Wertpapiere  (Reichs-  und  Schatz- 
anleihen, Pfandbriefe,  Obligationen).  Bei  industriellen  Schuldverschreibungen  ist 
besonders  zu  prüfen,  ob  Beteiligung  vorliegt.  —  Begriff  der  Daueranlage  s.  §  23. 

Bewertung  wie  bei  Beteiligungen.  Effekten,  die  zur  Bereithaltung  vorübergehend 
frei  gewordenen  Mitteln  dienen,  gehören  zum  Umlaufsvermögen  (Pos.  III  4).  Die 
Abgrenzung  ist  oft  schwierig,  aber  wichtig  wegen  der  verschiedenen  Be wer tungs  - 
grundsätze.  Bei  den  Wertpapieren  des  Umlaufsvermögens  muß  zum  Börsenkurs 
des  Bilanztages  bilanziert  werden,  wenn  dieser  niedriger  ist  als  der  Anschaffungs- 
wert ;  bei  Wertpapieren  des  Anlagevermögens  kann  nach  den  Grundsätzen  ordnungs- 
mäßiger Buchf  ühnmg  die  Abschreibung  auf  den  Niederstwert  so  lange  unterbleiben, 
als  nicht  mit  einer  dauernden  Entwertung  gerechnet  werden  muß.  Mit  der  Bewer- 
tung von  Auslosungsrechten  im  Sinne  des  Reichsgesetzes  vom  16.  7. 1925  als  Dauer- 
anlage und  der  Aktivierung  von  Stückzinsen  beschäftigt  sich  das  Gutachten 
FA.  Nr.  4/1936  WT.  1937  S.  11. 

Kontenprfifung.  Die  Prüfung  muß  nicht  nur  den  Bestand  am  Bilanztag  durch 
Aufnahme  oder  an  Hand  neuester  Depotscheine,  sondern  auch  die  Zu-  und  Abgänge 
im  Berichtsjahr  unter  Heranziehung  der  Bankunterlagen  umfassen.  Die  Verbuchung 
der  entstandenen  Kursgewinne  und  Kursverluste  sowie  die  Erträge  (Effektenertrags- 
konto)  ist  ebenfalls  zu  prüfen.  Ein  zweckmäßig  angelegtes  Eöektenbuch  erleichtert 
diese  Arbeit  (vgl.  auch  §  27).  Forderungen  auf  noch  nicht  ausgezahlte  Dividenden 
und  Zinsen  sind  unter  Pos.  A  III 16  zu  bilanzieren. 

§  25.  Sonstige  Anlagewerte  (F  14) 

Zu  den  Vermögenswerten  eines  Unternehmens  können  weitere  Aktivposten  ge- 
hören, die  unter  den  gesetzlichen  Positionen  des  Anlagevermögens  nicht  genannt 
sind.  Für  diese  sind  besondere  Bilanzpositionen  zu  bilden.  Das  AktG.  nennt  als 
derartige  Bilanzposten  das  Betriebseinrichtungskostenkonto  und  das  Geschäfts- 
wertkonto, die  beide  nach  §  133  Ziff.  4  und  5  beim  Anlagevermögen  zu  bilanzieren 
und  durch  angemessene  jährliche  Abschreibungen  zu  tilgen  sind. 

Betriebseinricbtungskosten.  Die  Aufwendungen  für  die  Gründung  und  Kapital- 
beschaffung (auch  Kapitalerhöhung)  dürfen  nach  gesetzlicher  Vorschrift  nicht  akti- 
viert werden ;  dagegen  ist  die  Aktivierung  der  oft  erheblichen  Kosten  der  geschäft- 
lichen Einrichtung  und  Organisation  (Propaganda,  Vertreternetz,  Versuchskosten; 
vgl-  §  8)  im  Anschluß  an  die  bereits  vor  Erlaß  der  Aktienrechtsnovelle  von  1931 
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7.  Andere  Wertpapiere  des  Anlageyermögeiis  (§  24) 

Art  und  Nennwert 

Aktien,  Kuxe 

Reichstuileihen 

Staatsanleihen 

Pfandbriefe 

Obligationen 

GmbH. -Anteile 

Genossensch  af  t8€uiteile 

Bewertung : 

Erwerbspreis  und  Kurs 

Börsenkurs  am  Erwerbstag 

Angesetzter  Kurs 

Börsenkurs  am  Bilanztag 

Gründe  für  Beibehaltung  oder  Bewilligung 
eines  vom  Börsenkurs  abweichenden 
Kurses    (bei   Bestand,   Zugang,   Ab- 
gang) 

als  Unterlage  für  die  Prüfung  der  Bewertung 
hat  vorgelegen : 

Letzter  Buchwert 

Zugang 
Monat/Jfol. 


y 
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Abgang 
Monat/Jfol. 

Abschreibungen 

Sonstige  Anlagewerte  (§  25) 

Betriebseinrichtungskonto 
Abschreibung 

Geschäftswertkonto 
Abschreibung 

Langfiristige  Darlehen 

hierzu  Anlage 
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herrschende  Meinung  ausdrücklich  zugelassen  worden.  Dabei  kann  nur  die  Akti- 
vierung neu  entstehender  Organisations-  und  Betriebseinrichtungskosten  in  Frage 

kommen. 

Geachäftewertkonto.  Nach  §  133  Ziff.  5  AktG.  ist  nur  ein  käuflich  erworbener 
(nicht  ein  in  der  Unternehmung  selbst  geschaffener)  Greschäfts-  oder  Firmenwert 
aktivierungsfähig.  Der  Wert  ergibt  sich  aus  dem  Mehrbetrag,  der  gegenüber  den 
Werten  der  einzelnen  Vermögensgegenstände  im  Zeitpunkt  der  Übernahme  gezahlt 
wird.  Ebenso  darf  nach  §  242  bei  einer  Verschmelzung  als  Geschäftswert  in  die  Bilanz 
der  übernehmenden  Gesellschaft  der  Betrag  eingesetzt  werden,  um  welchen  die  von 
ihr  gewährten  Aktien  (Nennbetrag  bzw.  höherer  Ausgabebetrag)  die  Vermögens- 
werte in  der  Schlußbilanz  der  übertragenden  Gesellschaft  übersteigen. 

Die  Höhe  der  angemessenen  Abschreibungen  ergibt  sich  wie  bei  den  übrigen  An- 
lagewerten  aus  der  voraussichtlichen  Gesamtdauer  der  Nutzung,  die  man  allerdings 
bei  diesen  immateriellen  Werten  nicht  zu  hoch  annehmen  darf.  Nach  Hast,  Grund- 
sätze ordnungsmäßiger  Bilanzierung  für  Anlagewerte  S.  284  ist  eine  Abschreibung  in 
fünf  Jahren  als  normal  anzusehen;  je  nach  den  Umständen  des  Falles  kann  aber 
auch  eine  bis  auf  zehn  Jahre  verteilte  Abschreibung  noch  angemessen  sein. 

Die  Berechnung  des  Geschäftswerts  wird  behandelt  von  Rechtmann  in  Zf  hwForsch. 
1926  S.  101 ;  Großmann  in  Zf  B.  1933  S.  449 ;  Hertlein,  Kapital-  und  Erfolgsrechnung, 
Stuttgart  1929  S.  38. 

Langfristige  Forderungen,  die  den  Charakter  von  Daueranlagen  tragen  (z.  B.  Brauerei- 
darlehen), sind  in  der  gesetzUchen  Bilanzgliederung  nicht  besonders  erwähnt.  Sie  können 
ihrer  Natur  nach  eigentUch  nicht  zu  den  Umlaufswerten  gerechnet  und  unter  Pos.  III  16 
als  sonstige  Forderungen  ausgewiesen  werden,  insbesondere  nicht  unter  dem  Gesichts- 
punkt, daß  die  Bilanzziffem  auch  der  Betriebsanalyse  nutzbar  gemacht  werden  sollen. 
Es  empfiehlt  sich  daher  gegebenenfalls  im  Anschluß  an  die  sonstigen  Gegenstände  des 
Anlagevermögens  eine  weitere  Gliederung  gem.  §  131  Abs.  1  AktG.  vorzunehmen  und 
derartige  langfristige  Forderungen  als  solche  auszuweisen  oder  beim  Ausweis  unter 
Pos.  III  16  den  langfristigen  Charakter  dieser  Forderungen  kennthch  zu  machen  (vgl. 
§41  und  1^21,  23). 

§  26.  Warenbestand  (f"  i^) 

Die  hier  zunächst  vorzunehmende  Prüfung  der  Wareninventur  ist  insofern  schwie- 
rig, als  der  Prüfer,  wenn  er  nicht  selbst  bei  der  Bestandsaufnahme  mitgewirkt  hat, 
sich  die  Überzeugung  von  der  Richtigkeit  eines  zeitlich  mehr  oder  weniger  zurück- 
liegenden Arbeitsvorganges  verschaffen  muß.  Grundlage  bilden  die  von  dem  auf- 
nehmenden Personal  unterzeichneten  Aufnahmelisten,  die  mit  den  Originalaufnahmen 
zu  vergleichen  und  nötigenfalls  auf  Anlagebogen  zusammenzustellen  sind. 

Soweit  ordnungsmäßig  geführte  Lagerbücher  mit  Bestandsangabe  sowie  Zu-  und 
Abgängen  vorhanden  sind,  sind  die  nach  Menge  und  Wert  wesentlichsten  Inventur- 
posten mit  dem  Buchbestand  abzustimmen.  Im  übrigen  muß  man  sich  darauf 
beschränken,  das  System  der  Aufnahme  und  die  Ausrechnung  der  größeren  Posten 
zu  kontrollieren.  Aus  der  hierbei  festgestellten  Sorgfalt  kann  auf  die  Zuverlässig- 
keit der  Inventuraufnahme  geschlossen  werden.  Besonders  zu  prüfen  ist,  ob  bei  der 
über  mehrere  Tage  sich  erstreckenden  Bestandsaufnahme  die  nach  dem  Stichtag 
erfolgten  Zugänge  nicht  berücksichtigt  und  die  Abgänge  bis  zum  Inventurschlußtag 
zugeschrieben  worden  sind.  i 

Bei  Prüfung  der  Wareninventur  ist  den  überalterten  Beständen  besondere  Auf- 
merksamkeit zuzuwenden  und  deren  Vorhandensein  durch  Vergleich  mit  der  vor- 
jährigen Inventur  sowie  durch  Befragen  der  zur  Auskunft  befugten  Personen  oder 
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m.  Umlaufsyermögen 

Warenbestand  (§  26)  Warenkonto  Hbfol. 

1.  Roh-,  Hills-  und  Betriebsstoffe  ^J( 

2.  halbfertige  Erzeugnisse 

3.  fertige  Erzeugnisse,  Waren 
davon  Kommissionsware 


Versicherungswert : 

Versicherungsart,  Deckungsbetrag 
Versicherungsträger,  Vers.-Urkunde  vom 
Letzte  Prämie  fällig  am  gezahlt  am 

Inventurprüfung : 

vorgelegte  Unterlagen : 
Originalaufnahmen 
Inventurlisten 
Inventurbuch 
Lagerbücher 
Einkaufsrechnungen 
Verkaufsrechnimgen 
Kalkulationsaufstellimgen 
Preislisten 
Orderlagerscheine 
Zugänge  nach  Stichtag 
Abgänge  vor  dem  Abschlußtag 

Bewertungsgrundsätze : 

Roh-,  Hilf s-  und  Betriebsstoffe 
halbfertige  Erzeugnisse 
fertige  Erzeugnisse 

evtl.  Abschreibung  (Begründung) 

Bewertung  im  Vorjahr : 

Rückgang  oder  Erhöhung  infolge  Änderung 
der  Bewertungsgrundsätze 
der  Herstellungskosten 
der  Einkaufspreise 
der  Mengen 

Zum  Geschäftsbericht: 

Ware  unter  Eigentumsvorbehalt 
Sicherungsübereignete  Ware 

hierzu  Anlage 


lfd.  von/bis 


1 


des  Vorstandes  zu  klären;  gegebenenfalls  ist  auf  die  Notwendigkeit  von  Abschrei- 
bungen hinzuweisen.  Besondere  Risiken  können  auch  mit  Kommissionslagern 
verbunden  sein.  —  Bei  größeren  Spezialanfertigungen  kann  das  Beanstandungs- 
risiko erheblich  sein. 

Über  Lagerkontrolle,  Materialkontrolle  und  Materialbewirtschaftung  siehe  die  Aus- 
führungen von  Grull  und  Rogowsky  unter  Kontrolle  im  Handwörterbuch  der  Betriebs- 
wirtschaft. Über  die  Technik  der  Aufnahme  von  Warenbeständen  vgl.  Grull,  Die  Inventur, 
Berlin  1911  bei  Springer;  Meltzer  §§  47—50;  femer  Gerstner,  Revisionstechnik  S.  145ff.; 
Derselbe,  Wegweiser  S.  63;  Mezger,  Revisionsprogramme  S.  22;  Berg,  Wareninventur- 
Prüfungen  in  WP.  1932  S.  405. 

Bewertmigsgnmdsätze  nach  §  133  Ziff.  3  AktG.:  Höchstgrenze  smd  die  Anschaf- 
fungs-  oder  Herstellungskosten,  letztere  einschließlich  anteiligem  Zuschlag  (zeitlich 
und  mengenmäßig)  für  Betriebskosten,  Verwaltungskosten  und  Abschreibungen,  — 
oder  wenn  niedriger  der  Börsen-  oder  Marktpreis  (Niederstwertprinzip). 

1.  Rohstoffe  sind  die  unmittelbar  in  das  fertige  Erzeugnis  hineingearbeiteten 
Hauptmaterialien.  Hilfsstoffe  sind  die  Nebenmaterialien,  die  nur  eine  ergänzende 
Verwendung  finden,  aber  ebenfalls  in  dem  Produkt  aufgehen  (Nägel,  Schrauben, 
Farben,  Isolierteile  usw.);  auch  gebrauchsfertige,  zur  Ergänzung  der  Erzeugnisse 
benötigte  selbsthergestellte  oder  bezogene  Nebenteile  einschUeßhch  der  Ersatzteile 
(Zubehör)  sowie  die  Verpackungsmaterialien  gehören  zu  den  Hilfsstoffen.  Betriebs- 
stoffe sind  die  unmittelbar  zur  Durchführung  des  Betriebs  notwendigen  Materialien 
wie  Kohle,  Schmieröl. 

2.  Halbfertige  Erzeug^nisse  sind  die  selbst  hergestellten  oder  bezogenen 
Halbfabrikate  der  industriellen  Erzeugung,  die  vor  dem  Verkauf  als  Fertigwaren 
noch  einer  Bearbeitung  bedürfen. 

3.  Fertige  Erzeugnisse  (Waren)  sind  die  ohne  weitere  Bearbeitung  seitens  des 
bilanzierenden  Unternehmens  für  den  Markt  bestimmten  Vorräte. 

Bewertmigsinrüfiuig.  Das  Warenlager  als  das  dem  Umsatz  gewidmete  Vermögen 
ist  für  die  Bilanz  von  besonderer  Bedeutung.  Neben  der  bereits  besprochenen 
mengenmäßigen  Kontrolle  ist  eine  sorgfältige  Prüfung  der  Wertansätze  in  der 
Inventur  vorzunehmen. 

Die  Anschaffungskosten  können  nach  den  Einkaufsrechnungen,  die  eventuell 
niedrigeren  Marktpreise  der  Rohstoffe,  Hilfs-  und  Betriebsmaterialien  sowie  der  zur 
Weiterveräußerung  bestimmten  Waren  am  Bilanzstichtag  können  an  Hand  der 
Rechnungen  für  Bezüge  und  Verkäufe  kurz  vor  oder  nach  dem  Abschlußtag  ermittelt 
werden.  Zum  Anschaffungspreis  gehören  auch  die  Beschaffungskosten  (Transport,  Ver- 
sicherung, Provision,  Montage).  Rechnungsabzüge  (Rabatt,  Skonto)  sind  abzusetzen. 

Bei   Fertigungsbetrieben   ist   die    Kalkulation    der    Herstellungskosten   im 
Rahmen  der  Bilanzprüfung  überschlägig  nachzuprüfen  (vgl.  hierzu  §  87  Kalkula- 
tionsprüfung). Zulässig  ist  die  Einrechnung  angemessener,  auf  den  Zeitraum  der 
Herstellung  entfallender  Teile  der  Betriebs-  und  Verwaltungskosten,  Abnutzungen 
und  sonstigen  Wertminderungen  in  die  Herstellungskosten.  Häufig  werden  in  der 
Inventur  Kalkulationspreise  eingesetzt,  welche  die  nach  §  133  zulässigen  Zuschläge 
nur  teilweise  oder  gar  nicht  berücksichtigen,  so  daß  eine  Unterbewertung  vorliegt. 
Bei  der  Untersuchung  der  Zuschläge  ist  vor  allem  darauf  zu  achten,  ob  eine  Änderung 
gegenüber  dem  Vorjahr  eingetreten  ist ;  bei  Halbfabrikaten  ist  der  Fertigungszustand 
zu  berücksichtigen.  Wegen  der  allgemein  zu  beachtenden   Gesichtspunkte  vgl. 
Schwarz  in  WT.  1935  S.  16,  Wegener  in  ZfhwForsch.  1933  S.  442,  Hartkopf  in 
Kongreß-Archiv  1936  S.  189. 
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Bewertiingsprüfung 


direkte  Kosten 

Zuschläge 

a  —  Material 

d  —  Betrieb 

b  —  Fracht 

e  —  Verwaltung 

Inventur- 

z. Vergleich 

c  — Lohn 

f  —  Abschr.  Anlagen 

preis 

Marktpreis 

1.  Rolistofre,  Hilfs-  und  Betriebsmaterial  (a— c) 

geprüft  wurden: 


2.  Halbfertige  Eneugnisse 

(a— c  voll,  d— f  anteilig) 
geprüft  wurden: 


3.  Fertige  Erzeugnisse  (a— f ) 
geprüft  wurden: 


Bei  Verrechnungspreisen: 

Verhältnis  zu  den  Marktpreisen 


hierzu  Anlage 


Vertriebskosten  sind  nach  ausdrücklicher  Vorschrift  des  §  133  Ziff.  1  Abs.  3 
von  der  Berücksichtigung  in  der  Bewertungskalkulation,  d.  h.  von  der  Aktivierung 
ausgeschlossen.  Vertriebskosten  sind  diejenigen  Kosten,  die  unmittelbar  im  Zusam- 
menhang mit  dem  Vertrieb  entstehen,  z.  B.  Gehälter  der  ganz  oder  teUweise  mit  dem 
Verkauf  beschäftigten  Personen,  Kosten  der  Vertreter,  der  Lager-  und  Verkaufs- 
räume, Umsatzsteuer,  Provisionen,  Syndikatsabgaben,  Skonti,  Ausgangsfrachten, 
Zölle,    Transportversicherungen,    Abschreibungen   auf    Transportmittel    usw.  Nur 
in  Ausnahmefällen,  z.  B.  bei  vorverkaufter  Ware,  können  solche  Vertriebskosten 
berücksichtigt  werden,  die  sich  als  Einzelkosten  oder  direkte  Kosten  nachweisen 
lassen  (Hartkopf  a.  a.  O.  S.  191).  -  Allgemein  ist  zu  bea<jhten,  daß  die  Unkosten- 
zuschläge auf  diejemgen  Beträge  zu  beschränken  sind,  die  dem  Grad  der  Betriebs - 
ausnutzung  entsprechen,  andernfalls  findet  bei  ungenügender  Beschäftigung  eine 
Aktivierung  von  Unkostenunterdeckungen  statt,  Leitsätze  WT    1936  S  489/513 
Außergewöhnliche  Kosten  und  Abschreibungen  (z.  B.  kurzlebiger  Wirtschaftsgüterj 
smd  mcht  zu  berücksichtigen. 

Aus  dem  Vergleich  mit  der  vorjährigen  Inventur  ist  festzusteUen,  ob  eine  Ver- 
anderung  im  Büanzwert  auf  eine  Erhöhung  bzw.  einen  Rückgang  der  Anschaffungs- 
wier  HersteUungspreise,  eine  Vorratsänderung  oder  auf  einen  Übergang  zu  anderen 
Bewertungsgrundsätzen  (im  Geschäftsbericht  zu  erwähnen!)  zurückzuführen  ist 
Im  letzterwähnten  Fall  kann  die  Legung  oder  Auflösung  einer  stülen  Reserve  vor- 
hegen. Die  Feststellung  der  preismäßig  bedingten  Wertänderungen  (Konjunktur- 
emflusse!)  dient  der  Unterscheidung  zwischen  Umsatzertrag  und  Wertänderungs- 
erfolg  bei  den  betriebsanalytischen  Untersuchungen  (§  81  und  Vordruck  F  51). 

Die  Vorratsänderung  kann  als  bewußtes  Mittel  zur  Erfolgsbeeinflussung  angewendet 
worden  sem.  Wenn  die  Vorräte  über  die  zur  Verkaufsbereitschaft  erforderUchen  Bestände 
hinaus  erhöht  werden,  so  liegen  grundsätzUch  Bestände  vor,  deren  Aktivierung  (auch  zu 
den  durch  Produktionssteigerung  verminderten  Herstellungskosten)  den  Gewinn  des 
abgeschlossenen  Geschäftsjahres  auf  Kosten  des  folgenden  Jahres  erhöht.  Der  betriebs- 
wirtschaftlich falsche  Gewinnausweis  kann  unter  sinngemäßer  Anwendung  der  Bewer- 
tungsvorschriften des  §  133  dadurch  verhindert  werden,  daß  die  zusätzlichen  Vorräte 
nur  zu  den  zusätzlichen  Herstellungskosten  aktiviert  werden  (Raueiser  in  WT.  1936  S.  77). 

Besondere  Bewertungsfragen.  Bei  der  Bewertung  von  sog.  Kuppelprodukten 
ist  zwischen  AbfäUen  und  Nebenerzeugnissen  zu  unterscheiden.  Handelt  es  sich 
nur  um  die  bei  der  Hauptproduktion  entstehenden  AbfaUerzeugnisse  (z.  B.  Späne 
und  bchrott  m  Drehereien),  so  ist  das  Hauptprodukt  zu  den  HersteUungskosten 
zu  bewerten  welche  naoh  Abzug  des  Erlöses  für  die  verkauften  und  des  g^hätzten 
Erloses  aus  den  unverkauften  AbfaUprodukten  verbleiben;  letztere  sind  zu  Markt- 
preisen  abzüglich  der  Verteüungskosten  und  Weiterverarbeitungskosten  bis  zur 
Marktreife  zu  bewerten.  Bei  den  in  der  Kostenrechnung  wertmäßig  bedeutsameren 
Nebenprodukten  ist  die  Bewertung  schwierig,  da  Selbstkosten  für  letztere  nicht  er- 
mittelt werden  können;  richtig  erscheint  die  Bewertung  zu  Erlöspreisen  mit  einem 
Gewinnabschlag  (Schulz  in  Kongreß. Archiv  1936  S.  202,  Leitsätze  WT  1936  S  489) 

Bei  aufeinander  folgenden  Stufen  kombinierter  Betriebe  oder  auch  rechtUch 
selbständiger  Konzernunternehmungen  können  die  weitergegebenen  Zwischen- 
erzeugmsse  entweder  zu  Herstellungskosten,  zu  festen  Verrechnungspreisen  oder 
zu  Marktpreisen  übernommen  werden.  Je  na<5h  der  Art  des  gewählten  Verrechnungs- 
Preises  ist  die  sich  ergebende  Rentabihtät  verschieden  zu  beurteüen. 

^e  Frage,  ob  in  bestimmten  AusnahmefäUen  eine  Durchbrechung  des  Niederst- 
wertprinzips mögüch  ist,  wird  von  Iteifenrath  ZfhwForsch.  1933  S.  439  bejaht.  Bei 
langfristigen    Fertigungs  vertragen,    z.B.    großen    Bauausführungen,     Staatsauf- 
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Prüfung  des  Wareneingang»!  Eingänge  lt. 

Waren-Kto.  Soll 
-7-  Berichtigungen 

Waren-Eingang 
Unterlagen  : 

Bestellbücher,  Bestellscheine 

W  aren-Einkaufsbuch 

Lieferantenrechnungen 
Frachtbriefe 

Lager-EingangskontroUe 
Journal 

Sachkonto 

Kontokorrent-Kreditoren 
Waren-Eingang 

Wertmäßige  Nachprüfung  der  Eintragungen 
im  Waren-Einkaufsbuch  an  Hand  der 
■Kechnungen 

^'"Ä^ufiet  ''-''''''  ^^^^^P^l^  des 
Verbindung  mit  Kreditoren-Kontokorrent 

Prüfnng  des  Warenausgangs:  Ausgänge  lt. 

Waren-Kto. 
Haben 

-r  Berichtigungen 
Waren-Ausgang 


•/c«^ 


>> 
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Unteriagen  : 

Waren-Verkaufsbuch 

Bechnungsausgangsbuch 
Rechnungskopien 

Duplikat-Frachtbriefe 
Journal 

Sachkonto 

Waren-Ausgang 

Kontokorrent-Debitoren 
Wertmäßige  Nachprüfung  der  Eintragungen 

Verbindung  mit  Debitoren-Kontokorrent 
hierzu  Anlage 


trägen  usw.,  ferner  wenn  einzelne  Geschäfte  von  ausschlaggebender  Bedeutung 
für  den  Arbeitseinsatz  eines  Jahres  waren,  muß  die  Aktivierung  zu  Verkaufspreisen 
allerdings  unter  entsprechender  Bewertung  der  mit  der  Abnahme  verbundenen 
Risiken,  im  Interesse  richtiger  Rechnungsabgrenzung  als  zulässig  angesehen  werden 
(vgl.  auch  §  8),  trotzdem  an  sich  schwebende  Geschäfte  nicht  aktivierungsfähig 
sind.  Für  bereits  verkaufte,  aber  noch  nicht  abgerechnete  Ware  ist  unter  demselben 
Gesichtspunkt  der  Marktpreis  abzügUch  noch  entstehender  Kosten,  für  Rohstoffe 
zur  Erfüllung  fester  Lieferungskontrakte  der  Anschaffungspreis  —  unter  der  Voraus- 
setzung gewinnbringender  Abwicklungsmöglichkeit  —  zulässig. 

Prüfnng  des  Warenverkehrs.  Die  Prüfung  des  Warenverkehrs  wird  insbe- 
sondere  die  größeren  ziffernmäßig  bedeutsamen  Posten  sowie  den  Verkehr  mit 
den  HauptUeferanten  und  Abnehmern  erfassen.  Bei  Handelsbetrieben  ist  der  Waren- 
emgang  an  Hand  der  Unterlagen  auf  die  Übereinstimmung  zwischen  Bestellunir, 
Rechnung  und  Rechnungseingangsbuch  unter  gleichzeitiger  KontroUe  desR^hnun^- 
mhalts  zu  prüfen.  Der  Warenausgang  ist  nach  Kassenzetteln  und  Abrechnu^n 
Rechnungskopien  und  Fakturenbüchern  zu  kontroUieren.  -  Bei  Fertigungsbetrkben 
hat  die  Prüfung  des  Wareneingangs  die  Konten  der  Rohstoffe,  Hilfs-  und  Betriebs- 
matenaUen  zum  Gegenstand,  während  der  Warenausgang  einerseits  den  Verbrauch 
für  die  Fabrikation  (Material Verwaltung!),  andererseits  den  Verkauf  der  Fertig- 
fabrikate  umfaßt.  ^ 

In  welchem  Umfang  die  Prüfung  des  Warenkontos  erfolgen  muß,  wird  wesentHch 
davon  abhängen,  welchen  Eindruck  der  Prüfer  während  seiner  Tätigkeit  hinsichtüch 
der  ordnungsmäßigen  Erfassung  und  Verbuchung  des  gesamten  Warenverkehrs 
gewmnt.  —  Laufende  Abschlüsse  sind  auf  die  Angemessenheit  der  vereinbarten 
Preise  (Rückstellung  für  Verluste  ?)  sowie  auf  die  Einhaltung  etwaiger  satzungs- 
mäßiger  Beschränkungen  zu  prüfen.  «  -o  --& 

Über  buch-  und  belegmäßige  Behandlung  der  Ein-  und  Verkäufe  von  der  Bestellung 
bis  zum  Emgang  bzw.  ziu-  Fakturierung  vgl.  Meltzer  §§97-112;  Wurzelstichproben 
beim  Ein-  und  Verkauf  ebenda  §  147.  FormeUe  und  materielle  Revision  sowie  Rück- 
wartsrechnung  bei  Warenbeständen  siehe  WT.  1934  S.  293,  366. 

Sonderprüfungen.  Die  Inventuraufnahme  muß  aUe  am  Stichtag  im  Besitz  des 
Unternehmens  befindUche  Vorräte  erfassen;  zu  prüfen  ist,  ob  auch  Ware  in  aus- 
wärtigen Lagern  berücksichtigt  ist.  Zweifelsfragen  entstehen  durch  bestellte  auf 
Transport  befmdUche  Ware,  verkaufte  Ware  und  Kommissionsware.  Nach  kauf- 
manmscher  Auffassung  ist  für  die  Büanzierung  nicht  der  juristische  Eigentums- 
begnH,  sondern  die  wirtschaftliche  Zugehörigkeit  maßgebend.  Mcht  das 
^igentum,  sondern  der  Begriff  Eingang  und  Ausgang  entscheidet.  Der  Käufer  bucht 
den  Eingang  erst,  wenn  die  Ware  an  ihn  abgeüefert  ist  und  er  sie  geprüft  und  ee- 
nehimgt  hat.  Die  Absendung  der  Ware  kann  deshalb  nicht  entscheidend  sein  weü 
der  Verkaufer  zunächst  noch  die  Verfügungsbefugnis  gemäß  §  433  BGB  hat  und 
auch  die  vertragsmäßigen  Eigenschaften  noch  nicht  festgesteUt  sind.  Von  dem 
GrundBatz,  daß  die  Begriffe  Eingang  und  Ausgang  entscheiden,  ist  jedoch  dann  eine 
Ausnahme  zu  machen,  wenn  dies  im  Interesse  eines  einwandfreien  Vermögens- 
nachweises  notwendig  erscheint,  ffiernach  ist  wie  folgt  zu  verfahren: 

bestellte,  noch  nicht  eingegangene  Ware  wird  (ebenso  wie  die  Lieferantenrech- 
nungen) mcht  büanziert  (Staub,  Komm.  Nachtrag  zur  12./13.  Auflage  Anm.  10  b 
zu  §261a);  jedoch  muß  die  bestehende  Abnahmeverpflichtung  dann  in  der 
Bilanz  berücksichtigt  werden,  wenn  die  bestellte  Ware  schon  zur  Zeit  der  Büanz- 
aufstellung  einen  niedrigeren  Wiederbeschaffungspreis  hat.  Dies  geschieht  dann 

5     Hertlein-Meisner,  Prüfung  d.  AG. 
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am  besten  durch  Bildung  einer  Sonderrtickstellung  (vgl.  auch  die  Ausführungen 
über  schwebende  Geschäfte  §  8  sowie  Rückstellungen  §  52).  —  Der  Nichtauf  - 
nähme  bestellter,  aber  noch  nicht  eingegangener  Waren  entspricht  auch  die  Vor- 
schrift des  §  131  Abs.  1 A III 7,  daß  geleistete  Anzahlungen  zu  aktivieren  sind ; 

verkaufte,  noch  nicht  abgeheferte  Ware,  gleichgültig,  ob  fakturiert  oder  nicht 
fakturiert,  ist  als  Ware  zu  bilanzieren,  die  liquidiere  Form  der  Forderung  aus 
(erfolgter)  Warenlieferung  ist  noch  nicht  erreicht.  (Ausnahme :  Verkauf  auf  Ab- 
ruf, sofern  die  Debitoren  für  den  Rechnungsbetrag  belastet  sind.)  Erhaltene  An- 
zahlungen sind  zu  passivieren.  Staub  a.  a.  O.  Anm.  20  zu  §  261  hält  die  Akti- 
vierung des  erzielten,  den  Anschaffungspreis  übersteigenden  Kaufpreises  nach 
seinem  wahren  Wert  (also  unter  Berücksichtigung  des  Ziels  und  der  Zahlungs- 
fähigkeit des  Käufers)  für  zulässig,  doch  ist  dies  bestritten.  Wegen  der 
Behandlung  langfristiger  Lieferungsverträge  vgl.  die  Ausführungen  betreffend 
besondere  Bewertungsfragen. 

Kommissionsware  an  Dritte  geliefert  wird  beim  Kommittenten  bilanziert.  Eme 
Geldforderung  gegen  den  Kommissionär  besteht  nicht,  bevor  die  Ware  bei 

diesem  verkauft  ist;  ,    ,  j  j  i 

genommene  Kommissionsware  ist  nicht  Eigentum  des  Kommissionärs  und  daher 
von  ihm  nicht  zu  bUanzieren.  Beim  Eingang  pflegen  nur  die  Auslagen,  mcht 
aber  der  Wert  der  Ware  auf  einem  Aktivkonto  verbucht  zu  werden.  Die  fremde 
anvertraute  Ware  ist  nur  das  Objekt  einer  risikofreien  Dienstleistung  des 

Kommissionärs; 
unter  Eigentumsvorbehalt  erhaltene  Ware  ist  wirtschaftüch  dem  Vermögen  des 
Empfängers  zuzurechnen  und  gehört  zu  seinem  werbenden  Betrieb.  Die  Schuld 
gegenüber  dem  Verkäufer  ist  zu  passivieren,  daraus  ergibt  sich  auch  die  Not- 
wendigkeit zur  Aktivierung  der  unter  Eigentumsvorbehalt  erhaltenen  Ware. 
Die  Büanz  soll  auch  das  für  einen  Gläubiger  reservierte  Vermögen  ausweisen. 

Das  gleiche  gilt  für 
sicherungsübereignete  Ware.  Die  Übereignung  ist  bei  der  AG.  im  Geschäfts- 
bericht zu  erwähnen,  soweit  sie  nicht  aus  der  Bilanz  ersichtlich  ist.  Dasselbe 
wird  man  aus  §  128  Abs.  3  auch  für  solche  Ware  folgern  müssen,  die  unter 
einem  nicht  brancheübüchen  Eigentumsvorbehalt  geüefert  ist  (vgl.  §70  Ziff.  6). 

Nicht  zu  bilanzieren  ist:  unter  Eigentumsvorbehalt  an  Dritte  gelieferte  Ware, 
von    Dritten    erhaltene    Sicherungsübereignung,    treuhänderisch    übernommenes 

Eigentum. 

§  27.  Wertpapiere  (F  16) 

Zu  aktivieren  sind  die  aus  der  Bestandsaufnahme  laut  Formular  F  6  festgestellten 
Effekten  mit  Ausnahme  der  BeteiUgungen,  Daueranlagen,  eigenen  Aktien  oder 
Aktien  einer  herrschenden  Gesellschaft,  Wechsel  und  Schecks.  Zum  Begriff  der 
Daueranlagen  vgl.  §  23;  wenn  auf  dem  Effektenkonto  während  längerer  Zeit  keme 
Veränderungen  eingetreten  sind,  so  läßt  sich  hieraus  auf  die  Eigenschaft  der  Wert- 
papiere als  einer  Daueranlage  schUeßen,  jedoch  ist  die  Absicht  der  Unternehmungs- 
leitung maßgebend. 

Zu  den  Wertpapieren  gehören  auch  Steuergutscheine,  Zinsvergütungsscheme,  bknps 
und  Gemeindeumschuldungsanleihe.  Die  Wertpapiere,  welche  auf  Grund  des  Aideihe- 
stockgesetzes  vom  4. 12. 1934  aus  den  an  die  Golddiskontbank  überwiesenen  Mehr- 
dividenden von  dieser  angeschafft  wurden,  gehören  den  Aktionären  und  sind  mcht  zu 
büanzieren,  abgesehen  von  dem  Fall,  daß  sie  zugunsten  der  bilanzierenden  Gesell- 
schaft aus  den  ihr  zustehenden  Dividenden  des  Effektenkontos  angeschafft  worden  smd. 

58 


FlO 


4.  Wertpapiere  (§  27)  Hbfol.  (Hierzu  Bestandsaufnahme  F  6) 

ohne  Beteüigungen,  Daueranlagen,  eigene  Aktien,  Aktien  einer  herrschen- 
den Gesellschaft,  Wechsel  imd  Schecks 


Kurswert  der  Wertpapiere 

lt.  voriger  Bilanz 
Börsenkurs  und  Kurswert  am  Bilanztag 
Nicht  realisierte  Kurssteigerung 
realisierter  Kursverlust 


Zugang 

Monat/Jfol. 

Erwerbspreis  und  Kurs 
Börsenkurs  am  Erwerbstag 

Nicht  realisierte  Kurssteigerung 
realisierter  Kursverlust 

Abgang 

Monat/Jfol. 

Erlös  und  Kurs 
Börsenkurs  am  Verkaufstag 

realisierter  Kursgewinn 
desgl.  Verlust 

Abschreibung 

übertragen  auf  G.  u.  V. 


Sonderprüfungen : 

Eigentumsvorbehalt 
Sicherungsübereignung 
Verpfändung 
Ertragsprüfung 


Rückwärtsrechnung  von  Bestandsaufnahme  F  6 

Bestand  am 
-f  Abgang 
-r  Zugang 


t/i%At 


»> 


}> 


>> 


» 


*> 


Endwert  JUi 


hierzu  Anlage 


6» 
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mangels  Notierung  der  »"«drige«  ^meme  Wert^rnea  r^^^^^^        ^^^^^^^ 

istX  K-,«^-  «2:£r^ire^-r^  KL'Tn  der  für  längere^^^ 
SrrrtÄeÄ^u^Jerheiuch  abweicht,  so  kann  letzterer  der  Bewertung 

Xrt-KÄt  notierter  f^^r.''^^:^^^'^^^^^^^- 
weSe'derartige  SF-|-f«^£f ^^^^Ä^^rS^^^^^  gle-hartiger 

suchen,  denselben  durch  Vergleich  nut  den  Kv^^^^^^^^^^^ 

Unternehmungen  unter  »«'««'^»«''^«^.f/'^if  S^^ttlung  von  GmbH.-Anteilen 
der  gleiche  Gesichtspunkt  kommt  ^f^^'^^ft^^^l  Stfuerrechtsprechung. 
in  Frage.  Anhaltspunkte  fmden  sich  m  der  «^^^'^„y^ngsanleihe  sind  ohne 
Steuirgutscheine,  f»'«»!  g^^^^^^f^Sf^n  ,u«^lt  worX  und  haben  daher 
Gegenwert  auf  Grund  ^^^'Zl^^^.^lyfert,  d.  h.  zum  Kurswert  am 
keinen  Anschaffungspreis.  Sie  sma  zum  goui 

Büanztag  einzusetzen.    ^  .i„«^hriebenen  Effekten  zwecks  FeststeUung  der 

Wertermittlui^  ist  auch  bei  abgeschneoeneu  j^- 
in  ihnen  enthaltenen  stmen  Reserven  erforde^^^^^  ^^^  ^^^ 

Zugang  und  Abgang  «ind  beim  ^f  »"f  *™^Snkonto  dient  einmal  zur  Durch- 
Die  Feststellung  der  Bewegungen  auf  d^  ^«^^X^zur  Kontrolle  der  Verwendung 
führung  der  Rückr^hnungb«  zum  Bü«^.  dann  ^^^^^  ^„  Verluste    (>- 

der  liquiden  Betriebsmittel  und  ^f^^-^^rtf  sowie  verpfändete  Wertpapiere  sind  zu 
Äet'wil^^'r'-"  Kl:.rvoÄr  ^ner  benähenden  OeseUscbaft  .t  durch 

S  65  Abs.  5  AktG.  beschrankt.  , ,    ,     „  „i^,  Ankauf  und  Verkauf  von  Wert- 

*   Kontenprüfimg.  Vergleich  der  Bf'^^8!j„\^',„ti;i  Zgänge  und  Ausgänge 

papieren  mit  den  Journalbuchungen  -  ^^^'^fj^^'^.^Kvidenden.  und  Zinsf älUg- 
^Wertpapieren  na.hdenUnteriagen^-Ve^^^^^  _  ^^,. 

keiten  lautB^^t^^'dsauf nähme  FomuUr^^^^  ^^^  ^^  Wertpapiere. 

Stellung  etwa  noch  bestehender  2»"«^^^^^  an  Hand  der  Bankkorrespondenz 

Die  Eigentums-  ««^d  Belastut^sver^ltn^e^^^^^^^  Verpfändung  oder  Sicherungs- 

zu  prüfen.  Über  nicht  aus  der  ,^'^°?  .^'C aben  gemacht  werden.  Erträge  aus 
Übereignung  müssen  im  .Ge^e^af^WW  Mgaben^ge     ^^^^^^^^^^ 

festverzinshchen  Wertpap»!«"^  "^  l^S  d2  HV.-BeschluB  festgestellten  Divi- 
zu  aktivieren;  dasselbe  gut  7\^'*'Xm Wertpapierbestand  sind  Effekten- 
denden. -  Bei  größerem  und  «»^^''Ll^^P^^XraS^Ule  wesentlich  erleichtert 
skontren  zu  empfehlen  durch  welche  dw^^r^^^^^^^^^  Zinsen  für  Ab- 

tu^^'SS^^^d  sS ^'tifeÄlilt  Nicllaus  in  WT.  103.  .  ^ 

3er  Pf Uchtprüfung  von  Banken  und  ^-k^^^en  ^^^r  .T^^^^^^^ 
ac^:nFA.Nr.lo)\934WT  1935S.14aacheme,^^^^ 

mcht  in  der  Bilanz  erschemenden  Wertpap^rdepo  ^^^^  ^^^  ^"^^^ 

v1^Ä'BT;?P^r?-S^Ä"^?^^  -n  Z  Prüfung  durch  den  W.rt- 
ISpmer  fÄen  oder  eingeschränkt  werden. 

§  28.  Eigen.  Aktien  und  Aktien  einer  herrsch.naen  GeselUehaft  (F17) 
ZU  blnziel  ^d  nur  die  f^^^^J^^^^:^::^;^  t^^^^^l 
Sst  Ä  SenetS  t  a^^the^'^-reignet  sind,  ^d  bei  der 
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5.  Eigene  Aktien  und  Aktien  einer  herrschenden  Gesellschaft  (§  28)  Hbfol. 

(Hierzu  Bestandsaufnahme  F  6)'* 

Gesamtnennbetrag  J^JT         '         =     o/^  ^^  Grundkapitals 
Erwerbsgrund  (§  65  Abs.  1—2) 

Bei  Erwerb  zur  Einziehimg:  HV.- Beschluß 
'     Einziehung  ist  erfolgt 


Bestand  lt.  letzter  Bilanz: 


Zugang 

Monat/ Jfol. 
Erwerbspreis  und  Kurs 
Börsenkurs  am  Erwerbstag 

Abgang 

Monat/Jfol. 
Erlös  und  Kurs 
Börsenkurs  am  Verkaufstag 

Abschreibung 

Börsenkurs  am  Bilanztag 
Angesetzter  Kurs 


Nennwert  ^Jt 
=      %  des  Grundkapitals 

Bilanzwert  JIJC 


>f 


»» 


Nennbetrag:  JIJC 


Endbestand  JIJC 
=      %  des  Grundkapitals 


6.  Hypotheken,  Grund-  und  Rentenschulden  (§  29)  Hbfol. 

(Hierzu  Bestandsaufnahme  F  6) 
Gegenstand 
Letzter  Buchwert 
Zugang 

Monat/Jfol. 
Abgang 

Monat/Jfol. 

Abschreibung 
Bewertimgsprüfung 
Zinsen  vereinnahmt 


•/ifc^V' 


» 


» 


Endwert   JIJC 

Überschneidungen  (§  36)  sind  möghch  mit  Ziff.  8,  9,  10,  11  und  12  (Sicher- 
heitsleistung) 

hierzu  Anlage 


6i 
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Gesellschaft  selbst  zu  bilanzieren.  Für  die  Bilanz  ist  nur  das  Eigentumsrecht,  nicht 
die  Zulässigkeit  des  Erwerbs  der  eigenen  Aktien  gem.  §  65  maßgebend,  es  sei  denn, 
daß  es  sich  um  nicht  voll  eingezahlte  Aktien  handelt,  deren  Erwerb  nach  §  65  Abs.  3 
unwirksam  ist.  —  Aus  eigenen  Aktien  hat  die  Gesellschaft  weder  Stimmrecht  noch 
Dividendenrecht.  Gleiches  gilt  für  Aktien,  die  ein  Dritter  für  Rechnung  der  Gesell- 
schaft erworben  hat  (§  65  Abs.  7  AktG.). 

Für  den  Prüfungsbericht  ist  die  Einhaltung  der  Vorschriften  des  §  65  festzustellen. 
Dem  nach  Absatz  1  beschränkten  Erwerb  ist  in  Abs.  4,  5  die  Inpfandnahme  sowie  der 
Erwerb  von  Aktien  einer  herrschenden  Gesellschaft  durch  ein  abhängiges  Unter- 
nehmen gleichgestellt.  Gemeint  sind  nur  Erwerb  und  Inpfandnahme  unter  Gegen- 
leistung; Schenkung,  Annahme  als  Kaution  von  Angestellten  und  in  Depot,  Aus- 
übung eines  Zurückbehaltungsrechts  werden  durch  die  Beschränkung  nicht  berührt. 

Aktien  einer  herrschenden  Gesellschaft  darf  die  zu  prüfende  AG.  als  abhängige 
Konzerngesellschaft  selbst  oder  durch  Dritte  ebenfalls  nur  im  Rahmen  des  §65 
Abs.  1—3  erwerben  oder  in  Pfand  nehmen.  —  Der  Nennbetrag  der  in  Ziff.  A  III  5 
zu  bilanzierenden  Aktien  ist  in  der  Vorspalte  der  Bilanz  anzugeben. 

Bewertung.  Höchstgrenze:  Anschaffungskosten  oder  der  niedrigere  Kurswert, 
mangels  Notierung  der  niedrigere  gemeine  Wert,  der  nötigenfalls  unter  Beachtung 
der  für  Wertpapiere  allgemein  geltenden  Bewertungsgrundsätze  vorsichtig  zu  schätzen 
ist  (Niederstwertprinzip). 

Kontenprüfimg.  Bei  Erwerb  oder  Veräußerung  von  eigenen  Aktien  durch  die  AG. 
selbst,  ein  abhängiges  Unternehmen  oder  einen  Dritten,  der  für  Rechnung  der  AG. 
handelt,  ist  im  Geschäftsbericht  über  den  Erwerbs-  oder  Veräußerungspreis  sowie 
über  die  Verwendung  des  Erlöses  zu  berichten.  Es  ist  daher  zu  prüfen,  ob  bei  den 
Zu-  und  Abgängen  ein  besonderer  Verwendungszweck  festzustellen  ist  oder  der 
Erlös  nur  allgemein  zur  Verstärkung  der  Betriebsmittel  diente.  —  Von  Interesse  ist 
auch  die  Feststellung  etwaiger  Beziehungen  zu  den  Personen,  von  denen  erworben 
oder  an  die  veräußert  worden  ist. 

§  29.  Hypotheken,  Grund-  und  Rentenschulden  (F  17) 

Diese  kommen  auf  der  Aktivseite  der  Bilanz  als  Vermögensanlagen  oder  Siche- 
rungsmittel für  Forderungen  in  Betracht.  Der  Ausweis  unter  Pos.  III  6  kann  nur 
im  letzteren  Fall  erfolgen.  Wenn  derartige  Rechte  als  Vermögensanlagen  erworben 
wurden  (z.  B.  bei  Hyi)othekenbanken  und  Versicherungsgesellschaften),  so  gehören 
sie  zum  Anlagevermögen.  Die  Begriffsbestimmungen  sind  bei  Besprechung  der 
Passiva  §  55  erläutert.  Sicherungshypotheken  gehören  nicht  hierher,  der  ihnen  zu- 
grunde liegende  Betrag  der  persönlichen  Forderung  ist  bei  der  zuständigen  Bilanz- 
position einzusetzen.  Auch  verpfändete  und  zur  Sicherheit  abgetretene  fremde 
Grundpfandrechte  sind  nicht  auszuweisen.  Ein  Überblick  über  die  maßgebenden 
rechtUchen  Gesichtspunkte  wird  in  WT.  1934  S.  133,  156  gegeben. 

Bewertung  nach  der  persönlichen  Forderung  bzw.  dem  Nennwert  abzüglich  Til- 
gungen. Grundstückswert,  Ertrag,  Vorbelastung  und  Vermögenslage  des  persön- 
lichen Schuldners  (eventuell  in  Verbindung  mit  dem  Debitorenkontokorrent)  sind 
zu  berücksichtigen,  nötigenfalls  ist  eine  Abschreibung  vorzunehmen  oder  ein  Wert- 
berichtigungsposten neu  zu  bilden. 

Kontenprüfung.  Dieselbe  wird  neben  der  Feststellung  etwaiger  persönlicher  Be- 
ziehungen insbesondere  die  Kontrolle  der  auf  das  Berichtsjahr  entfallenden  Zins- 
eingänge zum  Gegenstand  haben.  Rückständiger  Zinsertrag  ist  unter  sonstigen 
Forderungen  zu  berücksichtigen. 
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Als  Sicherungsmittel  sind  Hypotheken  usw.  in  solchen  Fällen,  in  denen  nach  Gesetz, 
gerichtlicher  Verfügung  oder  Rechtsgeschäft  eine  Verpflichtung  zur  Sicherheitsleistung 
besteht,  nach  §  238  HGB.  nur  dann  geeignet,  wenn  sie  mündelsicher  sind. 

Die  Verjährung  eines  Anspruchs,  der  durch  Hypothek  oder  Pfandrecht  gesichert  ist, 
hindert  nach  §  223  BGB.  den  Berechtigten  nicht,  sich  aus  dem  verhafteten  Gegenstand 
zu  befriedigen. 

Abtretung  einer  durch  Hypothek  oder  Pfandrecht  gesicherten  Forderung  z.  B.  «ui 
die  Bank  läßt  auch  die  Sicherimg  selbst  auf  den  neuen  Gläubiger  übergehen  (BGB.  §  401). 

§  30.  Forderungen. 

Allgemeines  (F 18  Blatt  1—3).  Die  in  der  Bilanz  auszuweisenden  Posten  nach  §  131 
Abs.  1  A  III  7—11  AktG.  werden  sich  häufig  erst  aus  der  Zerlegung  des  ein- 
heitlich geführten  Debitorenkontos  bzw.  Kontokorrentkontos  ergeben.  Der  Salden- 
auszug ist  hinsichtlich  seiner  einzelnen  Posten  mit  den  Salden  der  Debitorenkonten 
und  hinsichtlich  seiner  (rechnerisch  nachzuprüfenden)  Endsumme  mit  dem  Debitoren- 
saldo im  Hauptbuch  zu  vergleichen.  Auf  die  Erfassimg  und  gesonderte  Behandlung 
der  Konzernforderungen  sowie  der  Forderungen  an  Aufsichtsratsmitglieder,  Vor- 
standsmitglieder und  ihnen  gleichgestellten  Personen  (§80  AktG.)  ist  besonders 
zu  achten. 

Die  Verrechnung  von  Forderungen  und  Verbindlichkeiten  ist  durch  §  131  Abs.  5 
AktG.  verboten.  Dies  gilt  auch  dann,  wenn  Gläubiger  und  Schuldner  dieselbe  Person 
sind,  so  daß  Aufrechnung  möglich  ist ;  gerade  weil  durch  die  Aufrechnung  eventuell 
eine  liquide  Forderung  mit  einer  illiquiden  Schuld  verrechnet  werden  könnte, 
ist  der  getrennte  Ausweis  notwendig,  und  zwar  unter  Erläuterung  im  Geschäfts- 
bericht (Schlegelberger  Anm.  53  zu  §  131).  Eine  unzulässige  Verrechnung  liegt  nur 
dann  nicht  vor,  wenn  der  Anspruch  von  vornherein  auf  Zahlung  eines  durch  Ver- 
rechnung ermittelten  Betrages  gerichtet  war  (Kontokorrent verkehr). 

Bewertung.  Uneinbringliche  Forderungen  sind  abzuschreiben;  für  zweifelhafte 
sowie  bedingte  Forderungen  ist  eine  dem  Minderwert  entsprechende  Abschreibung 
vorzunehmen  oder  ein  Wertberichtigungsposten  (Delkrederekonto)  auf  der  Passiv- 
seite zu  bilden.  Die  Angemessenheit  der  Abschreibung  oder  Wertberichtigung  ergibt 
sich  aus  dem  Vergleich  mit  den  tatsächlichen  Ausfällen  im  Berichtsjahr  und  in 
früheren  Jahren  unter  Berücksichtigung  der  allgemeinen  Wirtschaftslage.  Guten 
Einblick  gewährt  eine  Zusammenstellung  der  Bilanzdebitoren  von  einer  bestimmten 
Höhe  an,  die  bis  zum  Prüfungstag  noch  nicht  eingegangen  sind,  und  die  Prüfung 
des  Alters  der  Forderungen,  ferner  Einsichtnahme  in  den  Schriftwechsel  und 
das  Mahnwesen.  Bei  einer  großen  Zahl  kleiner  Debitoren  kann  im  allgemeinen 
weniger  verloren  werden,  als  an  einigen  großen  Posten. 

Na<;h  dem  Guta<;hten  FA.  Nr.  2/1933  WP.  S.  62  hat  der  BUanzprüfer  die  PfHcht, 
bei  ungewöhnlich  hohen  Debitorenposten  die  Angemessenheit  einer  Abschreibung 
im  Prüfungsbericht  zu  untersuchen;  kann  er  sich  aus  eigenem  Wissen  kein  Urteil 
bilden,  ob  und  in  welcher  Höhe  eine  Abschreibung  angemessen  ist,  so  hat  er  dies 
im  Prüfungsbericht  zu  sagen.  Darüber  hinaus  kann  ein  Vorbehalt  im  Prüfungs- 
vermerk in  Frage  kommen.  Bei  Abweichung  von  der  bisherigen  Abschreibungs- 
praxis ist  eine  diesbezügliche  Erklärung  im  Geschäftsbericht  notwendig. 

Kontenpräfung.  Die  Prüfung  der  Bilanzposition  ist  im  Zusammenhang  mit  der 
Prüfung  des  Kontokorrentverkehrs  (F  18)  vorzunehmen,  da  nur  durch  ein  tieferes 
Eindringen  in  den  Geschäftsverkehr  mit  den  einzelnen  Abnehmern  die  zur  richtigen 
Bewertung  erforderlichen  Feststellungen  getroffen  werden  können.  Zur  formellen 
Prüfung  gehört  die  stichprobenweise  und  vornehmlich  bei  größeren  Konten  vor- 
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zunehmende  rechnerische  Kontrolle  der  Addition  und  der  Überträge.  In  materieller 
Hinsicht  ergeben  sich  aus  der  Nachprüfung  der  einzelnen  Konten  die  Gesichtspunkte 
für  die  Bewertung  und  Liquidität  der  Forderungen.  Bei  der  Zerlegung  des  Debitoren- 
auszugs ist  eine  Unterteilung  in  kurzfristige  und  langfristige  Forderungen 
vorzunehmen.  Überschneidungen  (vgl.  §36)  sind  in  der  Bilanz  zu  vermerken, 
wenn  dies  zur  klaren  und  übersichtlichen  Bilanzierung  notwendig  ist. 

Währungsforderungen  sind  höchstens  zum  Buchwert,  bei  gesunkenem  Kurs  jedoch 
zum  medrigeren  Kurswert  am  Bilanztag  zu  bewerten,  sofern  nicht  eine  Kurssicherung  be- 
steht. Bei  der  Bewertung  sind  auch  die  ausländischen  Devisenbestimmungen  imd  die 
Aussichten  einer  Rechtsverfolgung  zu  beachten;  Sperrguthaben  und  eingefrorene  Gut- 
haben sind  entsprechend  niedriger  zu  bewerten.  —  Bei  größeren  Währungsforderungen 
und  -schulden  ist  die  Aufstellung  einer  Devisenbilanz  nach  Währungen,  Fälligkeiten  und 
Salden  zur  Feststellimg  des  Wähnmgsrisikos  zu  empfehlen. 

§  31.  Anzahlungen  (F  18) 

Die  in  der  Regel  aus  der  Sollseite  des  Kreditorenauszugs  ersichtlichen  Voraus- 
zahlungen können  für  Lieferung  von  Anlagen  oder  Waren  geleistet  sein;  Voraus- 
zahlungen für  Leistungen,  die  über  Gewinn-  und  Verlustkonto  zu  verrechnen  sind 
(Miete,  Zinsen),  gehören  zu  den  Rechnungsabgrenzungsposten.  Die  Anzahlungen 
sind  kein  eigentliches  Aktivum,  was  bei  der  Beurteilung  der  Liquidität,  wenigstens 
bei  größeren  Beträgen,  beachtet  werden  muß. 

Die  den  Anzahlungen  zugrunde  liegenden  Verträge  sind  zu  prüfen.  Handelt  es 
sich  um  größere  Abschlüsse,  so  sind  dieselben  als  Vorgänge  von  besonderer  Bedeutung 
im  Geschäftsbericht  zu  erwähnen,  da  ihre  Kenntnis  für  die  Beurteilung  der  Geschäfts- 
lage wichtig  sein  kann. 

Sind  Lieferungen  bereits  fakturiert,  so  müssen  die  darauf  geleisteten  Anzahlungen 
verrechnet  werden. 

§  32.  Forderungen  aus  Lieferungen  und  Leistungen  (F  18) 

Es  handelt  sich  hierbei  um  die  aus  dem  eigentlichen  Geschäftsbetrieb  entstandenen 
Forderungen,  die  zur  Beurteilung  der  Liquidität  sowie  des  Verhältnisses  von  Umsatz 
und  Außenständen  von  besonderer  Bedeutung  sind.  Leistungsforderungen  sind  auch 
bereits  feststehende  Forderungen  auf  Ersatz  von  Prozeßkosten  und  Versicherungs- 
summen, da  sie  mit  dem  Geschäftsbetrieb  zusammenhängen. 

Die  materielle  Prüfung  des  Kontokorrentverkehrs  hat  zum  Gegenstand  die  Ent- 
stehung und  den  Ausgleich  der  Forderungen,  d.h.  die  Übereinstimmung  der 
Eintragungen  auf  den  Konten  mit  den  Belegen  für  die  Lieferung  oder  Leistung 
einerseits  und  die  Zahlung  andererseits;  ferner  die  Bewertung  der  noch  offen- 
stehenden Forderungen.  Hierfür  sind  maßgebend  bisherige  Zahlungsweise,  Ein- 
haltung der  Zahlungsbedingungen,  Alter  der  Forderung,  Verhältnis  derselben  zum 
Umsatz  des  Kunden  und  zu  dem  eingeräumten  Kredit,  Abwicklung  etwaigen  Wechsel- 
verkehrs, eventuell  eingeholte  Auskünfte. 

Unterlagen  für  diese  Prüfung  bilden  neben  dem  Debitorenkontokorrent  und 
Journal  die  Lieferungsbücher,  Warenausgangs-  und  Fakturenbücher  (Verkauf) 
sowie  die  Vorbücher  der  Konten  des  Geldverkehrs.  Die  nach  verschiedenen  Rich- 
tungen hin  vorzunehmenden  Prüfungsarbeiten  erfordern  im  Hinblick  auf  das  umfang- 
reiche Material  auch  bei  Beschränkung  auf  Stichproben  einen  erheblichen  Zeit- 
aufwand, dürfen  aber  nicht  unterlassen  werden. 

Zu  beachten  ist,  daß  Stichproben  nur  dann  ausreichend  sind,  wenn  man  sie 
zusammenhängend  und  systematisch  vornimmt.  Dies  geschieht  in  der  Weise, 
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7.-10.  Forderungen  (§  30)  Hbfol. 

Saldenliste  des  Schuldner-Kontokorrents  : 
Auszuscheidende  Posten: 
KommissionswarenUeferung 
Konsignationsware 

Warenlieferungen  an  Vertreter  und  Filialen 
Abgrenzungsposten  (Übertrag  auf  F  22) 

Notwendige  Abschreibungen: 


JiM, 


Zerlegung  gem.  §  131  Abs.  1  A  III 


Bilanz- 
position 


7.  Von  der  Gesellschaft  geleistete  Anzahlungen  (§31)      JlJi 
hiervon  sind  inzwischen  durch  Lieferung  erledigt : 


Überschneidungen  (§  36)  ev.  mit  Ziff.  9. 
Konzemuntemehmungen 


8.  Forderungen  auf  Grund  von  Warenlieferungen  und 

Leistungen  (§  32)  JlJC 

davon  an  Konzernunternehmungen  • 
Übertrag  auf  Ziff.  III 9 

umgewandelt  in  langfristige  Forderungen 
Übertrag  auf  Ziff.  III 16 

Überschneidungen  ev.  mit  Ziff.  6, 9, 10 


hierzu  Anlage 
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Forderungen  (Fortsetzung) 

9.  Forderungen  an    Konzernunternehmungen  (§  33)                 j%j( 
herrührend  aus  

Hypotheken 

Anzahlungen 

Waren!  ief  enmgen 

Wechseln 

Schecks 

Darlehen 

Gewinnbeteiligung 

Die  Forderungen  sind  langfristig/kurzfristig 
Überschneidungen  evtl.  mit  Ziff.  6,  7,  8, 12,  13,  16 


10.  Forderungen  aus  mit  Zustimmung  des  Aufsichtsrats 
gewährten  Krediten  (§  34) 

a)  Vorstandsmitglieder 

b)  leitende  Angestellte 

c)  desgl.  eines  abhängigen  Unternehmens 

d)  desgl.  eines  herrschenden  Unternehmens 

e)  Ehegatten  oder  minderjährige  Kinder  von  a)-d) 

f )  Treuhänder  von  a)— e) 

Zustimmender  Beschluß  des  Aufsichtsrats  gemäß 
§  80  vom 

Zinssatz 

Rückzahlung 

Sicherheiten 

Die  Forderung  ist  langfristig/kurzfristig 
Überschneidungen  evtl.  mit  Ziff.  6,  8, 12,  13 


*/i%^/ 


v^\  I  ik 


*/**Ä 


11.  Forderungen  an  Aufsichtsratsmitglieder  (§  35)  Jij^ 

Forderungsgrund 

Zinssatz 

Rückzahlung 

Sicherheiten 

Die  Forderung  ist  langfristig/kurzfristig 
Überschneidungen  evtl.  mit  Ziff.  6, 12, 13 
hierzu  Anlage 
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daß  man  eine  Auswahl  von  Fällen,  die  bei  der  kritischen  Durchsicht  der  Konten 
als  aufklärungsbedürftig  oder  aus  sonstigen  Gesichtspunkten  vorgemerkt  werden, 
mit  allen  Buchungsmerkmalen  auf  einer  Liste  verzeichnet  und  diese  der  Reihe 
nach  mit  den  Grundbuchungen  vergleicht.  Hierdurch  wird  der  gesamte  buchhal- 
terische Ablauf  der  geprüften  Geschäftsvorfälle  bis  zu  den  Belegen  verfolgt  (Meltzer 
§  144;  vgl.  ferner  den  Artikel  Kontokorrentrevision  in  WT.  1934  S.  229,  Gerstner, 
Revisionstechnik  S.  144,  Leitner,  Kontrolle  S.  95). 

Bei  Durchsicht  der  Buchungen  im  Journal  oder  Verkaufsbuch  kurz  vor  dem 
Bilanztag  unter  Heranziehung  der  Versandbücher,  Frachtbriefe  oder  Lagerbücher 
lassen  sich  gegebenenfalls  sog.  Vorfakturierungen,  d.  h.  intern  vor  dem  Bilanztag 
abgerechnete,  tatsächlich  erst  später  ausgeführte  Lieferungen  feststellen.  Die  Bilanz 
wird  dadurch  unrichtig,  weiter  besteht  die  Gefahr  doppelter  Aktivierung  (Ware 
und  Forderung).  Wegen  zulässiger  Voraktivierungen  in  Ausnahmefällen  und  unter 
gesondertem  Ausweis  vgl.  §  8.  —  Wenn  Filialen  oder  Zweigbetriebe  bestehen,  so 
ist  darauf  zu  achten,  daß  nicht  die  Salden  des  Verrechnungsverkehrs  mit  den  Filialen 
als  Forderungen  bzw.  Schulden  in  der  Bilanz  der  Hauptfirma  erscheinen;  ebenso 
wie  die  sonstigen  Aktiva  und  Passiva  des  Filialbetriebes  müssen  auch  die  Forderungen 
und  Schulden  ohne  Saldier ung  bilanziert  und  geprüft  werden. 

Bei  der  Prüfung  des  Kontokorrents  dürfen  die  im  Lauf  des  Greschäfts Jahres 
ausgeglichenen  Konten  nicht  übergangen  werden,  vielmehr  ist  auch  dieser  end- 
gültig abgewickelte  Geschäftsverkehr  in  die  stichprobenweise  Prüfung  einzubeziehen. 
Ebenso  sind  die  Ausbuchungen  dubioser  Debitoren  im  Laufe  des  Geschäftsjahres 
auf  die  Notwendigkeit  der  Ausbuchung  (Zahlungseinstellung,  Vergleich;  Gerichts- 
beschluß, Korrespondenz!)  zu  untersuchen. 

Saldobestätigungen  sind  bisher  lediglich  im  Bankverkehr  allgemein  üblich;  bei 
größeren  Posten  sowie  insbesondere  bei  Konzernforderungen  oder  bei  festgestellten 
Unstimmigkeiten  sollten  sie  vom  Prüfer  verlangt  werden. 

Koniokorrentdifferenzen  sind  bei  der  Aufstellung  der  Bilanz  in  der  Weise  zu  behan- 
deln, daß  von  der  Richtigkeit  der  (gehörig  kontrollierten)  Saldenauszüge  ausgegangen 
wird ;  jedoch  darf  dadurch  die  Bilanz  nicht  besser  werden,  als  sie  sich  aus  dem  roh- 
bilanzmäßig stimmenden  Sachkontenhauptbuch  ergibt.  Die  Darstellung  in  der 
Bilanz  hat  also  stets  nach  dem  schlechteren  Stand,  sei  es  laut  Saldenlisten 
oder  laut  Kontokorrentkonto,  zu  erfolgen.  Ein  nicht  aufzuklärender  Fehlbetrag  des 
Debitorenauszugs  gegenüber  dem  Kontokorrentkonto  ist  daher  dem  Debitoren- 
konto gutzuschreiben  und  einem  Differenzkonto  zu  belasten,  im  umgekehrten 
Fall  ist  der  Hauptbuchsaldo  zu  aktivieren. 

Forderungen  aus  Lieferungen  und  Leistungen  können  durch  Umwandlung  in 
langfristige  Schulden,  z.  B.  durch  Vereinbarung  von  über  mehrere  Jahre  sich  er- 
streckenden, von  den  sonst  geschäftsüblichen  Fristen  abweichenden  Zahlungs- 
terminen ihren  Charakter  als  Warenforderungen  verlieren;  vgl.  hierzu  §  41. 

§  33.  Konzernforderungen  (F  18) 

Forderungen  an  Konzernunternehmungen  können  entstehen  aus  Warenlieferungen 
oder  Leistungen,  Beteiligungen  (Beteiligungsgewinn),  Interessengemeinschafts- 
verträgen (z.B.  Gewinnausgleich),  Betriebspacht-  und  Betriebsüberlassungsverträgen 
sowie  Darlehen. 

Konzern  ist  nach  §  15  AktG.  die  Zusammenfassung  rechtlich  selbständiger  Unter- 
nehmungen zu  wirtschaftlichen  Zwecken  unter  einheitlicher  Leitung.  Die  Rechts- 
form der  einzelnen  Unternehmungen  ist  dabei  ebenso  wie  ihr  Sitz  im  Inland  oder 
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Forderungen  (Kontenprüfung) 

Material  für  die  Kontenprüfling: 
Saldenliste  ^ 

Journal 

Debitoren-Kontokorrent 
Waren-Ausgangsbuch 
Fakturenbücher,  Reehnungskopien 
Gutschriften  im  Bankverkehr 
desgl.  Postscheckverkehr 
desgl.  Kassenverkehr 

Vorgenommene  Stichproben: 
Vortrag 

Lieferungen 

Belastungen 

Zahlungen 

Gutschriften 

Saldo 

rechnerisch 

Sonderprüfungen : 
Abtretung  von  Forderungen 
Empfangene  Sicherheiten 
Ausgebuchte  Forderungen 


nachgeprüft 


Posten  in  Höhe  von  J?jr 


Einbringlichkeit  der  Forderungen: 
Ausgebuchte  Verluste  im  Berichtsjahr  Jgj( 

=        %  der  Warenforderungen  der  Vorbilanz 
=         %  des  Umsatzes  im  Vorjahr 

Aufstellung  der  Forderungen,  die  bis  zum  Prü- 
fungstag  nicht  voll  eingegangen  sind 

Zahl  der  Posten:  Betrag:  ^Jif 

davon  am  Bilanztag  überfällig 
inzwischen  eingegangen 

Delkredere-Rückstellung  in  der  Schlußbüanz         J?J^ 
=  %  der  Warenforderungen 

hierzu  Anlage 


68 


Ausland  ohne  Bedeutung.  Die  einheitliche  Leitung  kann  auf  verschiedenen  Um- 
ständen beruhen,  z.  B.  Beteiligung,  Stimmrecht,  Konsortialvertrag,  Personalunion 
oder  wechselseitiger  Vertretung  im  Vorstand  und  Aufsichtsrat,  Beherrschung  durch 
einen  Dritten  (Holdinggesellschaft).  Ein  Kartell  unterscheidet  sich  vom  Konzern 
dadurch,  daß  keine  einheitKche  Leitung  ausgeübt  wird.  Abhängiges  und  herr- 
schendes Unternehmen  (Mutter-  und  Tochtergesellschaft)  bilden  laut  gesetzlicher 
Vorschrift  auch  ohne  einheitliche  Leitung  stets  einen  Konzern.  Ob  ein  beherrschender 
Einfluß  mittelbar  oder  unmittelbar  besteht  und  worauf  er  beruht,  ist  Tatfrage. 
Die  durchsichtigste  Form  der  Beherrschung  ist  die  Beteiligung;  neben  den  sonstigen 
beim  Konzern  genannten  Bindungen  kann  ein  Abhängigkeitsverhältnis  z.  B.  auf 
Pacht-,  Betriebs-,  Lieferungs-,  Vertriebs-  und  Patentgemeinschaften  beruhen.  Eine 
lediglich  schuldrechtliche  (wirtschaftliche)  Abhängigkeit  von  einem  Kreditgeber 
begründet  kein  Konzern  Verhältnis,  ebenso  nicht  eine  wechselseitige  Verflechtung 
von  Unternehmungen  durch  gleichen  oder  ungefähr  gleichen  Aktienbesitz,  da  hier 
keine  einseitige  Beherrschung  möglich  ist. 

Ein  aus  dem  Konzernverhältnis  sich  ergebender  BeteiUgungsgewinn  ist,  auch 
wenn  er  noch  nicht  in  der  endgültigen  Höhe  feststeht,  im  Berichtsjahr  als  Forderung 
zu  bilanzieren.  Der  Bilanzansatz  richtet  sich  nach  dem  Grad  der  Sicherheit,  mit 
welcher  ein  bestimmter  Betrag  nach  Lage  der  Verhältnisse  angenommen  werden 
kann ;  eventuell  muß  dabei  zum  Ausdruck  gebracht  werden,  daß  es  sich  um  einen 
noch  nicht  abgerechneten  Bilanzposten  handelt. 

Forderungen  aus  Lieferungen  und  Leistungen  an  Konzernunternehmungen 
können  einen  nicht  realisierten  Gewinn  enthalten  oder  zur  Verminderung  eines 
Betriebsverlustes  benutzt  werden.  Feststellungen  in  dieser  Richtung  ergeben  sich 
aus  der  Prüfung  des  Kontokorrentverkehrs  auf  Preisberechnung  und  Rückbuchungen 
nach  dem  Bilanztag. 

Im  Rahmen  einer  PfUchtprüfung  muß  der  Bilanzprüfer  die  bestehenden  Konzern- 
beziehungen einer  materiellen  Untersuchung  unterziehen.  Diese  Untersuchung  hat 
das  Ziel,  festzustellen,  ob  im  Jahresabschluß  und  Geschäftsbericht  alle  Konzern- 
posten richtig  dargestellt  und  richtig  bewertet  sind,  ob  alle  mit  der  Konzernzugehörig- 
keit in  Verbindung  stehenden  Risiken  zum  Ausdruck  gebracht  sind  und  ob  den 
gesetzlichen  Vorschriften  über  die  Offenlegung  der  Konzernverflechtungen  in  an- 
gemessener Weise  nachgekommen  wurde  (Gutachten  FA.  Nr.  11/1935  WT.  1936  S.  19). 

Soweit  die  Unterlagen  bei  der  zu  prüfenden  Gesellschaft  für  die  in  dieser  Richtung 
zu  treffenden  Feststellungen  nicht  ausreichen,  muß  der  Prüfer  die  etwa  vorliegenden 
Berichte  über  die  Konzernunternehmungen  einsehen  bzw.  nötigenfalls  die  Vornahme 
einer  Prüfung  bei  denselben  verlangen.  Dies  kann  auch  zwecks  Bildung  eines  richtigen 
Urteils  über  die  Bewertung  erforderlich  sein,  und  zwar  insbesondere  dann,  wenn  die 
Beteiligung  bei  einem  nicht  der  Prüfungspflicht  unterliegenden  Unternehmen  besteht. 
Ob  das  Verlangen  gestellt  werden  muß,  hängt  von  der  Höhe  und  Bedeutung  des 
Beteihgungskontos  ab;  bei  Ablehnung  ist  ein  Zusatz  zum  Bestätigungsvermerk 
zu  machen. 

Die  Aufstellung  von  Konzernbilanzen  ist  im  AktG.  nicht  vorgeschrieben,  jedoch 
ist  in  §  134  Abs.  2  der  Reichsminister  der  Justiz  ermächtigt  worden,  im  Einvernehmen 
mit  dem  Reichswirtschaftsminister  für  Konzemuntemehmimgen  Vorschriften  über  die 
Aufstellung  des  eigenen  vmd  über  die  Aufstellung  eines  gemeinschaftlichen  Jahres- 
abschlusses zu  erlassen.  —  Die  Aufstellimg  einer  Einheitsbilanz  (konsolidierten  Bilanz) 
für  wirtschaftlich  einheitliche,  konzemmäßig  zusammengefaßte  Unternehmungen  dient 
zur  Ausscheidung  der  Wertänderungen,  die  sich  im  geschlossenen  Kreis  des  Konzerns 
vollziehen.  Voraussetzung  ist  Einheitlichkeit  des  Rechnungswesens,  der  Wertgrundlagen 
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^  der  Bilanzstichtage;  vgl.  hierzu  insbesondere  das  Sonderheft  über  Konzemfraeen 
WT.  1935  Nr.  22/23  S.  482ff.,  femer  Bores,  Konsolidierte  Erfolgsbilanzen,  Leipzig  1935 
und  in  ZfhwForsch.  1934  Nr.  3/4.  Die  bei  Konzemprüfungen  vorkommenden  wesent- 
lichen Probleme  sowie  die  Durchführung  der  Bilanzprüfung  bei  Konzemgesellschaften  be- 
handeln Voß  in  WT.  1937  S.  85  und  Warth  in  ZfhwForsch.  1937  S.  16.  Besondere  Vorzüge 
lur  die  Nachprüfung  der  aus  Konzemverhältnissen  sich  ergebenden  Fragen  hat  die 
Anwendung  der  von  Bauer  in  ZfhwForsch.  1926  S.  485  entwickelten  Bewegungsbilanz 
als  Konzernbilanz.  Die  Bewegimgsbilanz  gibt  in  der  dort  entwickelten  Form  eine  ein- 
fteitüche  Darstellung  der  Gewinnbildung,  der  Gewinnverwendung  und  der  Vermögens- 
Umschichtung  innerhalb  des  Konzerns  und  damit  gerade  das,  auf  was  es  bei  der  Bilanz- 
prufimg  des  Einzelunternehmens  ankommt.  Einen  Arbeitsbogen  als  Hilfsmittel  zur  Aus- 
scheidung wechselseitiger  Posten  aus  den  Bilanzen  der  Konzemuntemehmungen  ent- 
wickelt Berg  in  WP.  1933  S.  211.  Beachtenswert  ist  auch  Winkelmann,  Die  Gewinn-  und 
Verlust rechnung  in  Konzernen,  Berlin  1936. 

§  34.  Forderungen  aus  mit  Zustimmung  des  Aufsichtsrats  gewährten  Krediten  (F 18) 

Nach  §  80  AktG.  dürfen  Kredite  an  Vorstandsmitglieder  und  leitende  Angestellte 
der  Gesellschaft  nur  mit  ausdrücklicher  Zustimmung  des  Aufsichtsrats  gewährt 
werden.  Leitende  Angestellte  sind  Prokuristen,  Generalbevollmächtigte,  ferner 
solche  Geschäftsführer  und  Betriebsleiter,  die  zur  selbständigen  Einstellung  und 
Entlassung  der  übrigen  im  Betrieb  oder  einer  Betriebsabteilung  Beschäftigten 
berechtigt  sind.  Kredite  an  gesetzUche  Vertreter  oder  leitende  Angestellte  eines 
abhangigen  oder  herrschenden  Unternehmens  dürfen  nur  mit  ausdrücklicher  Zu- 
stimmung des  Aufsichtsrats  des  herrschenden  Unternehmens  gewährt  werden. 
Die  Vorschrift  gilt  auch  für  Kredite  an  Ehegatten  und  minderjährige  Kinder 
von  VorstandsmitgUedern,  gesetzüchen  Vertretern  oder  leitenden  Angestellten 
sowie  an  Dritte,  die  für  Rechnung  der  vorstehend  genannten  Personen  handeln. 
Der  Zustimmungsbeschluß  des  AR.  muß  die  Verzinsung  und  Rückzahlung  des 
Kredits  regeln. 

Kredit  ist  alles,  was  über  die  fälligen  vertraglichen  Vergütungen  hinausgeht, 
also  Gehaltsvorschüsse,  Tantiemevorschüsse,  Darlehen,  Warenkredit,  Wechsel' 
kredit,  Kontokorrentkredit  usw.  Vorschußweiser  Ersatz  barer  Auslagen  z.  B.  für 
Dienstreisen  fällt  unter  der  Voraussetzung  alsbaldiger  Abrechnung  nicht  hierunter. 

Auszuweisen  sind  nach  §131  Abs.  1  A  III 10  AktG.  alle  Forderungen,  die  aus 
hiernach  genehmigungspfUchtigen  Krediten  stammen.  Regreßforderungen  stammen 
nicht  aus  Krediten  und  sind  daher  unter  Ziff.  16  auszuweisen,  sofern  sie  nicht  etwa 
in  Darlehen  umgewandelt  sind.  Kredite  bis  zu  einem  Monatsgehalt  sind  von  der 
Genehmigungspflicht  und  damit  der  Ausweispflicht  ausgenommen. 

Aus  den  Prüfungsunterlagen  lassen  sich  Feststellungen  zu  Ziff.  10  nur  in  beschränktem 
Umfang  durch  Vergleich  des  Debitorenkontos  mit  der  Liste  der  Vorstandsmitglieder  und 
leitenden  Angestellten  der  Gesellschaft  sowie  der  etwa  in  Frage  kommenden  abhängigen 
oder  herrschenden  Gesellschaften  treffen;  im  übrigen  ist  für  die  Beachtung  dieser  Vor- 
schriften der  Vorstand  verantwortlich,  von  dem  eine  schriftliche  Erklärung  darüber 
verlangt  werden  kann  (Vollständigkeitserklärung,  vgl.  §  10). 

§  35.  Forderungen  an  Aufsichtsratsmitglieder  (F  18) 

Sie  sind  in  der  Bilanz  gesondert  auszuweisen,  soweit  sie  nicht  im  regelmäßigen 
Geschäftsverkehr  der  Gesellschaft  entstanden  sind.  Vertragsgegner  in  diesem 
Geschäftsverkehr  kann  naturgemäß  auch  ein  Aufsichtsratsmitghed  sein ;  derartige 
normale  Geschäftsbeziehungen  brauchen  nicht  durch  den  Ausweis  einer  bestehenden 
(Kontokorrent-)Forderung  offengelegt  zu  werden.  Es  wird  sich  in  der  Regel  hier  um 
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Kredite  irgendwelcher  Art  handeln.  Auch  Regreßforderungen  an  Aufsichtsrats- 
mitglieder  sind  hier  auszuweisen,  da  nicht  wie  unter  Ziff.  10  von  Forderungen  aus 
Krediten  gesprochen  wird,  sondern  schlechthin  von  Forderungen. 

Eine  Ausdehnung  der  Aiisweispfücht  auf  Forderungen  an  Ehegatten  und  Kinder 
sowie  Beauftragte  von  Aufsichtsratsmitghedern  wie  bei  Ziff.  10  ist  im  Gesetz  nicht 
erfolgt.  Die  Feststellung  einer  eventuellen  Kreditgewährung  muß  an  Hand  der 
Debitorenliste  sowie  mit  Hilfe  der  Auskunftspfücht  des  Vorstandes  getroffen  werden. 

§  36.  Überschneidungen 

Na^h  §  131  Abs.  6  Satz  I  AktG.  sind  beim  Ausweis  der  Forderungen  (und  ebenso 
der  Verbmdüchkeiten)  die  vorkommenden  Überschneidungen  zu  vermerken  wenn 
dies  zur  klaren  und  übersichtUchen  Bilanzierung  nötig  ist.  Überschneidungen  liegen 
vor,  wenn  ein  Posten  seinem  Wesen  nach  unter  mehreren  Bilanzpositionen  aus- 
gewiesen werden  kann.  Der  Ausweis  hat  in  erster  Linie  bei  der  spezielleren  Position 
zu  erfolgen,  z.  B.  Ausweis  von  Wechseln  oder  Konzernforderungen  geht  dem  Ausweis 
unter  Warenforderungen  vor. 

Für  Konzernforderungen  und  -Verbindlichkeiten  ist  in  Abs.  6  Satz  2  a  a  O 
ausdrücklich  bestimmt,  daß  sie  in  der  Regel  unter  Pos.  III  9  der  Aktivseite  ausge- 
wiesen werden  sollen.  Da  sie  aus  den  verschiedensten  Rechtsgründen  stammen, 
kann  aber  gerade  der  Ausweis  im  ganzen  gegen  den  Grundsatz  der  klaren  und 
ubersichthchen  Bilanzierung  verstoßen;  für  die  Beurteilung  der  Bilanz  und  der 
Liquidität  kann  es  wesentlich  sein,  ob  es  sich  bei  den  Konzernforderungen  um  Dar- 
lehensforderungen oder  um  Warenforderungen  handelt.  In  diesem  Fall  ist  der  Aus- 
weis  unter  der  einschlägigen  Bilanzposition  vorzuziehen,  weil  dort  die  Eigenschaft 
als  Konzernforderung  ausdrücklich  vermerkt  werden  muß. 

Ob  die  Voraussetzungen  für  den  zur  klaren  und  übersichtUchen  Bilanzierung  erfor- 
derlichen besonderen  Vermerk  bei  Überschneidungen  vorUegen  und  an  welcher 
stelle  der  Ausweis  zu  erfolgen  hat,  ist  nach  den  Verhältnissen  des  einzelnen  Falles 
und  dem  Zweck  des  Gesetzes  zu  entscheiden.  Der  gesonderte  Ausweis  z.  B.  der  Kon- 
zernforderungen bezweckt  Offenlegung  der  Verflechtungs Verhältnisse,  der  Ausweis 
von  Forderungen  an  Vorstands-  und  Aufsichtsratsmitgüeder  soll  Mißbräuche  ver- 
hmdern ;  andererseits  soll  die  Bilanz  über  die  Entstehung  der  Forderungen  (Waren-, 
Wechsel-,  Darlehensforderungen)  Aufschluß  geben.  Hier  wird  also  immer  die  Kennt- 
lichmachung von  Überschneidungen  notwendig  sein.  Mit  den  verschiedenen  Mögüch- 
keiten  dieses  Ausweises  beschäftigt  sich  das  Gutachten  FA.  Nr.  4/1934  WT.  S.  157. 

§  37.  Wechsel  (F  19) 

Der  buchmäßige  Bestand  laut  Hauptbuchkonto  ist  mit  dem  eventuell  durch  Rück- 
wartsrechnung  an  Hand  des  Wechselkopier buchs  zu  kontroUierenden  Inventurbestand 
zu  vergleichen.  Nur  die  laut  Wechselkopierbuch  vor  dem  Bilanzstichtag  eingegan- 
genen und  noch  mcht  weitergegebenen  Wechsel  dürfen  bilanziert  werden.  Zur  Beur- 
teilung  der  Liquidität  können  die  im  Bestandsverzeichnis  nach  Verfalltagen  geord- 
neten  Wechsel  mit  ihren  Beträgen  gruppenweise  zusammengefaßt  werden. 

Über  Wechsel,  die  sich  am  Stichtag  bei  Dritten  befanden,  ist  eine  entsprechende 
Bescheimgung  vorzulegen.  Dabei  ist  festzustellen,  ob  diese  Wechsel  der  Gesellschaft 
zur  freien  Verf  ugungstanden;  warensie  lombardiert,  so  muß  dies  für  den  Geschäfts- 
Dericht  vorgemerkt  werden.  Zum  Einzug  an  die  Bank  gegebene  Wechsel  sind  in 
aen^estand  aufzunehmen,  nicht  als  Bankguthaben  zu  führen;  ihre  Gutschrift 
nacn  dem  Bilanzstichtag  ist  zur  Beurteüung  ihrer  Sicherheit  zu  verfolgen.  Kautions- 
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12.  Wechsel  (§  37)  Hbfol. 


Buchmäßiger  Bestand      ^Jt 


Inventurbestand  lt.  Vordruck  F  7 
Davon  fällig 

binnen   1  Monat  nach  Stichtag 


\fl%/nj 


j> 


>i 


2  Monaten 

3  Monaten 
später 


%/l%m 


>f 


» 


f» 


c/pt/Ä' 


»» 


Von  dem  Wechselbestand  entfallen  auf 
Kunden  wec  hsel 
Konzernwechseln  aus  Lieferungen  und 

Leistungen 
sonstige  Konzernwechsel 
Finanzwechsel 

Kautionswechsel,  Depotwechsel 
Lombardiert :  Vormerkung  F  37  Ziff.  6 


Prüfung  des  Wechselobligos  für  den  Geschäftsbericht 
im  Berichtsjahr  ausgestellt  mit 

Fälhgkeitsdatum  nach  dem  Bilanztag 

a)  weitergegebene  und  diskontierte  Kunden- 
wechsel JiJC 

b)  selbst  ausgestellte  gezogene  Wechsel 
Übertrag  auf  F  37 


>> 


Überschneidungen  evtl.  mit/  Ziff.  6, 9, 10, 11  und  16 

13.  Schecks  (§  38)  Hbfol.  Buchmäßiger  Bestand    J^J( 

Inventurbestand  lt.  Vordruck  F  5 

Kundenschecks 
Konzernschecks 


%/i%nt 


Prüfung  des  Scheckobligos : 

mit  Fälligkeitsdatum  nach  dem  Bilanztag 

a)  weitergegebene  Kundenschecks 

b)  selbstausgestellte  Schecks 

Übertrag  auf  F  37 

Überschneidung  evtl.  wie  bei  Ziff.  12 

hierzu  Anlage 


\/C%M/ 


»» 


%/t%M> 


i 
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und  Depotwechsel  können  nur  gesondert  mit  entsprechendem  Gegenposten  auf  der 
Passivseite  oder  beiderseits  im  Avalkonto  bilanziert  werden. 

Bewertung.  Die  für  die  Bewertung  des  Wechselbestandes  maßgebenden  Anhalts- 
punkte ergeben  sich  aus  der  Prüfung  des  Debitorenkontos,  wobei  die  Zahlungsweise 
der  Wechselverpflichteten  und  das  Alter  der  Forderungen,  für  die  Wechsel  gegeben 
wurden,  besonders  zu  beachten  sind.  Wechsel  für  überfällige  Forderungen  sind  mit 
besonderer  Vorsicht  zu  beurteilen.  Auch  die  Indossamente  sind  einer  Durchsicht 
zu  unterziehen. 

Bei  größerem  Wechselbestand  ist  der  Diskontabzug  bis  zum  Fälligkeitstag  zu 
berücksichtigen,  und  zwar  durch  einen  passiven  Wertberichtigungsposten,  so  daß 
der  Nominalbetrag  der  Wechselforderungen  auf  der  Aktivseite  ausgewiesen  wird. 
Die  Berechnung  des  Diskonts  kann  einzeln  oder  für  die  zur  Liquiditätsbeurteilung 
gebildeten  Gruppen  nach  Durchschnittsfälligkeitstagen  erfolgen. 

Die  Bewertung  ausländischer  Wechsel  erfolgt  zum  Tageskurs  am  Büanzstichtag, 
die  Berechnung  des  Zeitwerts  zum  Diskontsatz  des  betreffenden  Landes.  Bei  Aus- 
landswechseln sind  die  Devisenvorschriften  zu  beachten. 

Kontenprüfung.  Bei  der  Prüfung  des  Wechselverkehrs  ist  auf  die  der  Wechsel- 
ausstellung zugrunde  liegenden  Geschäfte  einzugehen  und  hiernach  eine  Trennung 
vorzunehmen  in  Wechsel  aus  Lieferungen  und  Leistungen  an  Kunden  und  an  Kon- 
zernunternehmungen, Finanzwechsel,  Wechsel  aus  Darlehensforderungen  und 
eventuell  Gefälligkeitswechsel.  Diese  Feststellungen  ergeben  sich  bereits  bei  der 
Prüfung  des  Debitorenkontos.  Der  Eingang  und  Ausgang  der  Wechsel  ist  nach  dem 
Wechselkopierbuch  an  Hand  der  Bankauszüge  und  Kreditorenkonten  zu  prüfen. 
Auffallend  hohe  Wechsel,  ebenso  Finanzwechsel  usw.  erfordern  besondere  Prüfung 
der  Unterlagen  und  eventuell  Erwähnung  im  Bericht.  Es  ist  weiter  darauf  zu  achten, 
daß  nicht  vor  dem  Bilanztag  zur  Verbesserung  der  Liquidität  Tratten  gezogen  und 
später  wieder  zurückgebucht  werden. 

Beim  Wechselkopierbuch  sollte  darauf  gesehen  werden,  daß  beim  Ausgang  der 
Abschnitte  die  Art  ihrer  Verwendung  (zum  Diskont,  zur  Zahlung  oder  zum  Inkasso) 
vermerkt  wird,  ferner  daß  Proteste,  Teilzahlungen  und  Prolongationen  angegeben 
werden. 

§  38.  Schecks  (F  19) 

Der  Bestand  an  fremden,  noch  nicht  eingezogenen  Schecks  ist  nach  den  gleichen 
Gesichtspunkten  zu  untersuchen  wie  der  Wechselbestand.  Schecks,  die  am  Bilanztag 
zum  Inkasso  gegeben  sind  (Nachweis!),  werden  als  Bestand  aufgeführt,  da  ihr 
Gegenwert  erst  nach  tatsächlich  erfolgter  Gutschrift  zum  Bankbestand  gehört. 

Bei  größerem  Scheckverkehr  ist  die  Führung  eines  besonderen  Scheckkopierbuchs 
zweckmäßig,  bei  nur  gelegentlichen  Scheckeingängen  können  diese  auch  im  Wechsel- 
kopierbuch eingetragen  werden. 

Kontenprüfung.  Die  Kontenprüfung  erfolgt  im  Zusammenhang  mit  der  Prüfung 
des  Kontokorrents  an  Hand  des  Scheck-  oder  Wechselkopierbuchs  sowie  der  Bank- 
auszüge und  hat  die  ordnungsmäßige  Verwendung  der  erhaltenen  Schecks  zum 
Gegenstand.  Aus  der  Ausstellung  eines  Schecks  sowie  aus  der  Weitergabe  eines 
zahlungshalber  empfangenen  Schecks  mit  Indossament  entsteht  wie  beim  Wechsel 
ein  Scheckobhgo,  welches  für  den  Geschäftsbericht  festzustellen  ist.  Die  Vorlegungs- 
frist für  Inlandschecks  beträgt  acht  Tage,  für  Auslandschecks  20  Tage,  wenn  Aus- 
stellungs-  und  Zahlungsort  in  demselben  Erdteil  liegen,  sonst  70  Tage  (Scheck- 
gesetz vom  14.  8. 1933  RGBl.  I  S.  597). 


6     Hertlein-Melsner,  Prüfung  d.  AG. 
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Gelegentlich  findet  sich  noch  die  Übung,  Schecks  durch  die  Kasse  laufen  zu  lassen 
(unreine  Kasse).  In  diesem  Fall  muß  darauf  geachtet  werden,  daß  beim  Ausgang  an 
die  Bank  der  Nämlichkeitsnachweis  gegeben  ist,  damit  der  Verbleib  der  ein- 
zelnen Schecks  kontrolliert  werden  kann. 

Die  Grundsätze  ordnungsmäßiger  Bilanzierung  für  Wechsel,  Schecks  und  Akzepte 
behandelt  Weiland  in  Bd.  7  der  Veröffentlichungen  der  Schmalenbach-Vereinigung, 
Leipzig  1935;  vgl.  ferner  Winternitz,  Die  Bestandsaufnahme  von  Wechseln  und 
Schecks  WT.  1934  S.  374. 

§  39.  Kassenbestand,  Reichsbank-  und  Postscheckguthaben  (F  20) 

Der  buchmäßige  Kassenbestand  ist  mit  dem  durch  Rückrechnung  (oder  ein  Kassen- 
protokoll) bestätigten  Inventurbestand  zu  vergleichen.  Dem  Bestand  der  Haupt- 
kasse sind  die  ebenfalls  kontrollierten  Bestände  der  Nebenkassen  hinzuzurechnen. 
Reichsbank-  und  Postscheckguthaben  rechnen  wegen  ihrer  unbedingten  Sicherheit 
zu  den  Barbeständen.  —  Ein  Offenhalten  von  Konten  des  Geldverkehrs  über  den 
Bilanzstichtag  hinaus  darf  nicht  stattfinden  (WT.  1934  S.  114).  Der  Ausweis  fiktiver 
Kassenbestände  durch  Einlage  von  Entnahmezetteln  usw.  in  die  Kasse  ohne 
Verbuchung  derselben  widerspricht  den  Grundsätzen  ordnungsmäßiger  Buchführung. 

Die  Kontenprüfung  hat  die  Bewegung  auf  den  Geldverkehrskonten  zum  Gegen- 
stand, wobei  dem  Kassenverkehr  besondere  Bedeutung  zukommt.  Differenzen  können 
bei  den  Einnahmen  wie  bei  den  Ausgaben  vorkommen ;  die  Prüfung  hat  sich  daher 
auf  beide  Seiten  des  Kassenbuchs  zu  erstrecken.  Während  für  die  Ausgaben  meist 
ordnungsmäßige  (numerierte  und  in  geordneter  Reihenfolge  aufbewahrte)  Belege 
vorliegen,  ist  dies  bei  den  Einnahmen  vielfach  nicht  der  Fall,  so  daß  diese,  abgesehen 
von  den  Abhebungen  von  Bank-  und  Postscheckkonto,  nur  schwer  zu  kontrollieren 
sind.  Es  ist  darauf  hinzuweisen,  daß  ohne  einwandfreien  Einnahmennachweis  stets 
die  Grefahr  von  Veruntreuungen  besteht. 

Zu  prüfen  sind  Addition,  Belege  (Zahlungsanweisung,  Quittung,  Entwertung) 
und  richtige  Verbuchung.  Hinsichtlich  der  Technik  der  Kassenprüfung  wird  auf  die 
allgemeine  Revisionsliteratur  verwiesen,  insbesondere  auf  Meltzer,  Revisorenspiegel 
§§  37—44.  Wenn  auch  die  Bilanzprüfung  keine  Unterschlagungsprüfung  ist,  so 
muß  der  Prüfer  doch  die  Möglichkeiten  einer  willkürlichen  Veränderung  des  buch- 
mäßigen Kassenbestandes  im  Auge  behalten.  Derartige  Möglichkeiten  sind  auf  der 
Sollseite  des  Kassenbuchs  zu  niedrige  Addition,  verspätete  Verbuchung  und  Nicht- 
verbuchung  von  Einnahmen,  auf  der  Habenseite  zu  hohe  Addition,  verfrühte  Ver- 
buchung und  Unterschiebung  fiktiver  Ausgaben,  ferner  Ausbuchung  über  Aufwands- 
und  Erfolgskonten  und  Fälschung  von  Kassenprotokollen.  —  Unterschlagungs- 
revisionen  und  Einrichtungen  gegen  Unterschlagungen  behandelt  Schmalenbach 
in  ZfhwForsch.  Bd.  6  1911  S.  321,  die  Wahrscheinlichkeit  der  Entdeckung  von 
Fehlern  durch  Stichproben  untersucht  Klein  ebd.  S.  580. 

Bei  der  Prüfung  des  Kassenverkehrs  müssen  die  Bank-  und  Postscheckauszüge 
herangezogen  und  bei  den  für  die  Stichproben  ausgewählten  Posten  auch  die  Daten 
kontrolliert  werden.  Auf  die  Wichtigkeit  der  Prüfung  der  Abschlußzeit  ist  in  §  10 
bereits  hingewiesen  worden.  Einzahlungen  und  Auszahlungen  in  Kassen-  und  Bank- 
verkehr im  letzten  Monat  vor  dem  Abschluß  sind  übergreifend  auf  das  neue  Jahr 
besonders  zu  prüfen,  um  etwaige  Deckung  von  Fehlbeträgen  und  Ausgleich  berichts- 
pflichtiger Entnahmen  festzustellen. 

Die  Schwierigkeiten  und  Möghehkeiten  der  Erfassung  und  Prüfung  des  Zahlungs- 
eingangs behandelt  Zubrod  in  WT.  1934  S.  348;  bei  der  Eingangsprüfung  ist  die  retro- 
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14.  Kassenbestand,  Reichsbank-  und  Postscheckguthaben  (§  39) 

Kassa-Kto.  Hbfol.  Bestand  J^Jl 

Inventurbestand  lt.  Vordruck  J^  5  j^^ 

Dienstanweisung  f.  d.  Kassenverkehr  besteht/nicht 
Hauptkasse:  Bestand  j^j^ 

Nebenkassen : 

Kleine  Kasse 

Portokasse 

Frachtkasse 


>> 


>> 


>> 


JIM, 


Belegprüfung  Ausgang 

desgl.  Eingang 
Rechnerische  Prüfung  Ausgang 

desgl.  Eingang 
Abhebungen  von  Bank 

desgl.  von  Postscheck 
Einzahlungen  an  Bank 

desgl.  an  Postscheck 

Reichsbankguthaben  Hbfol. 

Reichsbank  Haupt/neben/SteUe  in 

Bestand  JIM 
Abstimmung  bei  noch  nicht  verbuchten  Übergangs- 
posten: 

Bestand  lt.  Auszug  vom 

-r  von  der  Bank  bereits  gutgeschriebene  Einzah- 
lungen Dritter 
-^   desgl.  Habenzinsen,  Coupons 

von  der  Bank  noch  nicht  belastete  Verfügungen 
von  der  Bank  noch  nicht  gutgeschriebene  Ein- 
zahlungen 

-h  von  der  Bank  bereits  belastete  Sollzinsen,  Pro- 
visionen usw. 
ergibt  Buchsaldo 
Belegprüfung  für  Monate 

Postscheckguthaben 

Postscheckamt  Hbfol.  Bestand  JIM 

Abstimmung  bei  noch  nicht  verbuchten  Übergangs- 
posten: 

Bestand  lt.  Postscheckbeleg  Jlj^ 

-r   vom  PA.  gutgeschriebene  Einzahlungen 
-^   noch  nicht  belastete  Verfügungen 
ergibt  Buchsaldo 
Belegprüfung  für  Monate 
hierzu  Anlage 
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grade  Methode  nicht  anwendbar,  da  etwaige  Unregelmäßigkeiten  hier  gerade  die  Unter- 
drückung des  Belegs  zum  Gegenstand  haben.  Sicherheit  bietet  nur  die  Verwendung 
fortlaufend  numerierter  Quittungsblocks  mit  Durchschriften;  Eingangsbelege  mit  Unter- 
Schrift  des  Kassierers  sind  nicht  ausreichend.  Gegen  die  hierbei  noch  möghche  Unter- 
drückung von  Postauszahlungen  empfiehlt  sich  die  Überleitung  derselben  (mit  AusneOune 
eigener  Abhebungen)  auf  Postscheckkonto.  Wertbriefe  sind  mit  ihrem  Inhalt  in  ein  be- 
sonderes von  der  Geschäftsleitung  quittiertes  Buch  einzutragen.  Auch  bei  dieser  Organi- 
sation  des  Zahlungseingangsnachweises  sind  noch  Betragsänderungen  möglich,  die  ledig- 
lich durch  progressive  Prüfung  vom  Auftrag  bis  zum  Zahlungseingang  festgestellt  werden 
können.  Beim  vöUigen  Fehlen  von  Eingangsbelegen  bleibt  dieser  Weg  als  einzige,  wenn 
auch  dem  Umfang  nach  beschränkte  Möglichkeit. 

Bei  den  Ausgaben  ist  der  Prüfung  des  Gehalts-  und  Lohnwesens  besondere  Auf- 
merksamkeit zu  schenken.  Lohn-  und  Gehaltslisten  imd  Einzelquittungen  hierzu  müssen 
den  Anweisungsvermerk  der  Geschäftsleitung  tragen.  Neben  der  Addition  der  Listen 
ist  auch  das  System  der  Lohnabrechnung  imd  diese  selbst  nachzuprüfen.  Die  Invaliden- 
karten, Lohnsteuerkarten  und  Lohnsteuerabzugs  Verzeichnisse,  Krankenkassenanmel- 
dimgen  und  Heberegister,  eventuell  die  Torkontrollen,  Werkstattmeldungen  usw.  sind 
heranzuziehen,  um  dauernde  oder  vorübergehende  Berechnung  falscher  oder  zu  hoher 
Löhne  zu  verhüten.  Einzelheiten  über  die  Prüfimg  des  Lohnwesens  siehe  bei  Meltzer 
§§  113—118,  Porzig  S.  44,  Mezger  S.  48,  Berhner  WP.  1933  S.  75  und  ausführlich,  speziell 
für  Sonder-  und  Zwischenprüfungen  Wirt z  WT.  1935  S.  230,  322.  Rechnungsabgrenzimgs- 
posten  siehe  Formular  i^  22.  —  Soweit  die  Vorstandsgehälter  durch  die  Kasse  ausgezahlt 
werden,  können  die  Feststellimgen  für  den  Geschäftsbericht  (F37)  hier  getroffen  werden. 

Werden  Registrierkassengeführt,  so  ist  auf  die  ordnungsmäßige  und  im  Interesse 
der  Revision  übersichtliche  Aufbewahrung  der  Kassenstreifen  und  auf  ihre  Unversehrt- 
heit zu  achten. 

§  40.  Andere  Bankguthaben  (F  21) 

Bei  der  Abstimmung  zwischen  den  buchmäßigen  Salden  des  geprüften  Unter- 
nehmens und  den  Guthabenbestätigungen  der  Banken  ergeben  sich  —  ebenso  auch 
beim  Postscheckkonto  —  häufig  Unterschiede,  die  durch  zeitliche  Verschiebungen 
in  der  Verbuchung  unterwegs  befindlicher  Schecks  und  Überweisungen  sowie  durch 
Abschlußposten  entstanden  sind.  Diese  Unterschiede  müssen  aufgeklärt  und  fest- 
gehalten werden;  ihre  Vermeidung  durch  gleichartige  Verbuchung  derartiger  Vor- 
fälle am  Jahresschluß  ist  zu  empfehlen.  Nicht  zulässig  ist  die  Verrechnung  von 
Bankguthaben  und  -schulden,  auch  wenn  sie  bei  derselben  Bank  auf  verschiedenen 
Konten  bestehen  (Schlegelberger  Anm.  53  zu  §  131). 

Kontenprüfung.  Zur  Prüfung  des  Bankverkehrs  stehen  die  Tages-  und  Halbjahres- 
auszüge  der  Banken  und  eventuell  ein  Bankgegenbuch  zur  Verfügung.  Abhebungen 
und  Einzahlungen  sind  im  Zusammenhang  mit  dem  Kassenverkehr  zu  prüfen ;  dabei 
sind  die  Scheckbücher  heranzuziehen.  Die  Übertragungen  auf  die  Gegenkonten 
sind  zu  prüfen  (Zahlungsempfänger  bzw.  Einzahler,  Leistungsgrund). 

Festgeldkonten,  die  für  längere  Zeit  angelegt  sind,  können  bei  der  Beurteilung 
der  Liquidität  besondere  Behandlung  erfordern.  Guthaben,  über  welche  die  Gesell- 
schaft nicht  frei  verfügen  kann,  sind  aus  demselben  Grund  gesondert  auszuweisen, 
wenn  bei  der  Zusammenfassung  mit  den  frei  verfügbaren  Bankguthaben  ein  falsches 
Bild  über  die  Vermögenslage  entstehen  würde. 

§  41.  Sonstige  Forderungen  (F  21) 

Unter  diesem  Bilanzposten  sind  alle  die  Forderungen  auszuweisen,  die  nicht 
unter  die  Positionen  6—11  und  15  der  Güederungsvorschriften  für  das  Umlaufs- 
vermögen fallen.  Es  handelt  sich  dabei  um  Forderungen,  deren  Ursprung  außerhalb 
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15.  Andere  Bankguthaben  (§40) 

-Ba-^  ^  Hbfol.  Bestand  JiJC 

Abstimmung  bei  noch  nicht  verbuchten  Übergangs - 
posten: 

Bestand  bei  der  Bank  lt.  Auszug  vom 

~  von  der  Bank  bereits  gutgeschriebene,  bei  der 

Firma    noch    nicht    verbuchte    Einzahlungen 

Dritter 

-r   desgl.  Habenzinsen,  Coupons 

-r   von  der  Bank  noch  nicht  belastete,  bei  der  Firma 
bereits  verbuchte  Verfügungen 

4-  von  der  Bank  noch  nicht  gutgeschriebene,  bei 
der  Firma  bereits  verbuchte  Einzahlungen 

+  von  der  Bank  bereits  belastete,  bei  der  Firma 
noch  nicht  verbuchte  Sollzinsen,  Provisionen 
usw. 


ergibt  Buchsaldo 

Belegprüfung  für  Monate : 

Vorliegende  Scheckbücher 

verwendet  bis  einschl.  Nr. 
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Nr. 


bis 


16.  Sonstige  Forderungen  (§41) 

Darlehen  langfristig  —  kurzfristig 
gesichert  —  ungesichert 

Kredite  an  Vorstandsmitglieder  usw.  ohne  Geneh- 
migungspflicht 

Sonstige  Gehalts-  und  Lohnvorschüsse 

Vorlagekonten 

Kautionen 

Abfindungsansprüche 

Abstandsforderungen 

Steuererstattungen 

Schadenersatzansprüche 

Versicherungsansprüche 

Von  den  Forderungen  sind  langfristig  —  kurzfristig 
hierzu  Anlage 
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des  Rahmens  der  geschäftlichen  Betätigung  des  Unternehmens  liegt.  In 
erster  Linie  kommen  hier  Darlehen  in  Frage,  die  weder  an  Konzernunternehmungen 
noch  an  Vorstandsmitglieder  und  ihnen  gleichgestellte  Personen  oder  an  Aufsichts- 
ratsmitglieder  gewährt  worden  sind;  Gehaltsvorschüsse  an  Vorstandsmitglieder  usw., 
welche  die  in  §  80  genannte  Grenze  eines  Monatsgehalts  nicht  übersteigen ;  Gehalts- 
vorschüsse an  nicht  leitende  Angestellte,  Lohnvorschüsse  und  Vorlagen  an  Arbeiter; 
ferner    Steuererstattungsansprüche,    Schadenersatz-    und  Versicherungsansprüche,' 
wenn  mit  ihrer  Verwirklichung  mit  einiger  Sicherheit  gerechnet  werden  kann.  Es 
handelt  sich  regelmäßig  um  Forderungen,  die  in  absehbarer  Zeit  eingehen  und  unter 
diesem  Gesichtspunkt   zum    Umlaufsvermögen   zu   rechnen   sind.    Langfristige 
Forderungen  sind  nach  dem  Wortlaut  des  Gesetzes  nicht  anders  zu  behandeln 
wie  kurzfristige  Forderungen,  sie  müßten  hiernach  unter  Pos.  III  16  ausgewiesen 
werden  (so  nach  Schlegelberger  Anm.  30  zu  §  131).  Vom  betriebswirtschaft- 
lichen Standpunkt  und  auch  für  die  Beurteüung  der  Liquidität  ist  diese  unter- 
schiedslose  Behandlung  aller  sonstigen  Forderungen  unzweckmäßig,  so  daß  der 
unter  Erweiterung  der  Bilanzgliederung  jedenfalls  zulässige  Ausweis  der  langfristigen 
Forderungen  besser  im  Anschluß  an  das  Anlagevermögen  erfolgt  (vgl.  §  25).  Als 
langfristige   Forderungen   kommen   besonders   Brauereidarlehen   und   eingefrorene 
Warenkredite  in  Frage.  Derartige  Forderungen  haben  durch  die  Vereinbarung  eines 
von  den  sonst  gewährten  Zahlungszielen  abweichenden  Tilgungsplans  ihren  Charakter 
als  Warenforderungen  verloren.  Ihr  Ausweis  unter  Pos.  III  8  oder  16  würde  ein 
falsches  Bild  von  der  Realisierbarkeit  der  Forderungen  geben  und  ist  mit  der 
Vorschrift  des  §  129  Abs.  1  AktG.  nicht  zu  vereinbaren.  Bei  der  Zusammenstellung 
der  Aktiva  für  die  Betriebsanalyse  (§  46,  F23—25)  muß  auf  jeden  Fall  eine  Trennung 
zwischen  langfristigen  und  kurzfristigen  Forderungen  vorgenommen  werden.  Wenn  der 
Ausweis  unter  Pos.  III  16  erfolgt,  so  erscheint  auch  hier  getrennte  Angabe  notwendig. 

§  42.  Redmungsabgrenzuiigsposteii  (F  22) 
Durch  den  Kontenabschluß  anläßlich  der  Bilanzaufstellung  werden  Aufwendungen 
und  Erträge  verrechnet,  welche  in  das  neue  Jahr  übergreifen,  die  sog.  transito- 
rischen  und  antizipativen  Posten.  Es  besteht  die  Gepflogenheit,  sowohl  transitorische 
Posten  als  auch  antizipative  Posten  unter  die  Rechnungsabgrenzung  aufzunehmen, 
obwohl  die  Zugehörigkeit  der  letzteren  zu  dieser  Bilanzposition  bestritten  ist.  Tran-' 
sitorische  Posten  sind  im  alten  Jahr  gezahlte  Aufwendungen  und  eingegangene 
Erträge,  die  in  das  neue  Rechnungsjahr  gehören  und  daher  durch  die  Rechnungs- 
abgrenzung zu  Lasten  bzw.  zugunsten  des  neuen  Jahres  verrechnet  werden.  Anti- 
zipationsposten sind  (in  der  Regel  nicht  aus  dem  eigentlichen  Warenverkehr 
stammende)  echte  Forderungen  und  Schulden,  die  im  neuen  Jahr  gezahlt  und  auf 
das  alte  Jahr  hinübergezogen  werden. 

Festzuhalten  ist,  daß  alle  eindeutig  als  Forderungen  und  Schulden  festzustellenden 
(bereits  abgerechneten)  Beträge  in  den  entsprechenden  Bilanzpositionen  ausgewiesen 
werden  müssen.  Ebenso  sind  die  Rückstellungen  als  noch  nicht  feststehende,  auf 
Schätzung  beruhende  Verbindlichkeiten  streng  von  den  (ziffernmäßig  feststehenden) 
Rechnungsabgrenzungsposten  zu  trennen.  Es  gibt  aber  auch  eine  Reihe  von  anti- 
zipativen Posten,  die  sich  nicht  unter  den  Lieferungen  und  Leistungen  aus  dem 
allgemeinen  Geschäftsbetrieb  unterbringen  lassen  und  daher  unter  Rechnungs- 
abgrenzungsposten ausgewiesen  werden.  Die  Rechnungsabgrenzungsposten  werden 
dabei  im  weiteren  Sinne  aufgefaßt  und  auch  die  Antizipationsposten  einbezogen. 
Als  Hauptposten  mit  transitorischem  Charakter  kommen  für  die  Aktivseite 
vornehmlich  folgende  für  das  neue  Jahr  vorausgezahlte  Aufwendungen  in  Frage: 

78 


^"22 


\ 


rV.  Rechnnngsabgrenzunggposten  (§42)  Hbfol. 

Vorausbezahlte  Unkosten,  die  auf  das  neue 
Jahr  entfallen: 

Steuern 

Versicherungsprämien 

Berufsgenossenschaft 

Verbandsbeiträge 

Mieten 

Zinsen 

Kraftfahrzeugs  teuer 

Diskont  auf  Akzepte 

Hypothekenbeschaffungskosten 
Reklamekosten 

Skonto  auf  Lieferantenregulierungen 

Forderungen  an  Dritte,  die  auf  das  alte  Jahr 
entfallen : 

Anteilige  Zinsen 

Dividenden 

Mieten 

Leihgebühren 

Umsatzprämien 

Frachtvergütungen 

Rabatte 

Kartell-  usw.  Vergütungen 

Disagio-Konto 
Abschreibung 

V.  Sonstige  Aktiva  (§  43) 
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Verlust  (§44) 

Verlust-  /  Gewinn-  /  Vortrag 

aus  Vorjahr  JIJC 

+  4-   Verlust  im  Berichtsjahr 
oder  -^  Gewinn  „         „ 

bleibt  Verlust 

Avale  (§  45)  (Vorspalte) 

Zusammensetzung  der  Rückgriffsforderungen : 

hierzu  Anlage 
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Lohn,  und  Gehaltsvorschüsse,  vorausgezahlte  Steuern,  Verbandsbeiträge,  Versiche- 
rungsprämien,   Mieten,    Zinsen   für    entUehene    Kapitalien,    Kraftfahrzeugsteuer, 
Auskünfte,  Diskont  auf  Akzepte.  Ferner  finden  sich  hier  Hypothekenbeschaffungs- 
und  Reklamekosten,  die  nicht  auf  mehrere  Jahre  verteilt  werden  sollen,  sowie 
Skontoabzüge  für  zu  Beginn  des  neuen  Jahres  zu  regulierende  Lieferantenrechnungen. 
Antizipative   Rechnungsabgrenzungsposten   sind    Stückzinsen    auf   Wertpapiere 
mit  Zmsfämgkeit  im  neuen  Jahr,  anteilige  Zinsen  aus  Hypothekenforderungen  und 
Darlehen,  Dividenden,  Mieten,  Leihgebühren.  —  Ansprüche  auf  Umsatzprämien, 
Rabatte  und  sonstige   mit  dem  Verkauf  zusammenhängende   Forderungen  sind 
eigentlich  Wertberichtigungsposten,  doch  werden  sie  bei  geringen  ziffernmäßigen 
Beträgen  meist  hier  untergebracht.  Ferner  kann  man  einen  Gegenposten  für  im 
Anrollen  begriffene  Ware,  die  bereits  gutgeschrieben,  aber  noch  nicht  in  den  Bestand 
aufgenommen  ist,  hier  unterbringen. 

Die  Feststellung  der  Rechnungsabgrenzungsposten  geht  aus  von  den  das  Gewinn- 
und  Verlustkonto  berührenden  Journalbuchungen  des  Geld-  und  Überweisungs- 
verkehrs in  alter  und  neuer  Rechnung,  von  der  Debitoren-  und  Kreditorenliste  sowie 
von  der  Inventuraufnahme.  Auch  ein  Vergleich  mit  den  vorjährigen  Abgrenzungs- 
posten kann  Fingerzeige  geben.  Nach  gesetzlicher  Vorschrift  ist  unter  Rechnungs- 
abgrenzungsposten gesondert  auszuweisen  ein 

Anleihen-Disagio  (Darlehensabgeld).  Wenn  bei  Anleihen  der  Gesellschaft  der 
Rückzahlungsbetrag  höher  als  der  Ausgabepreis  (Unterpari-Emission,  Überpari- 
Rückzahlung)  ist,  so  ist  nach  §  133  Ziff.  6  AktG.  ersterer  in  voller  Höhe  unter  die 
Passiva  aufzunehmen;  der  Unterschied  zwischen  Ausgabepreis  und  Rückzahlungs- 
betrag darf  unter  die  Aktiva,  und  zwar  unter  Rechnungsabgrenzungsposten  auf- 
genommen und  muß  in  diesem  Falle  durch  sofort  beginnende  jährliche  Abschrei- 
bungen getilgt  werden. 

Ausgabepreis  ist  der  Betrag,  den  die  Gesellschaft  nach  Abzug  aller  Unkosten  für 
die  Begebung  der  Anleihe  erhält.  Zu  den  Unkosten  sind  die  Druck-  und  Reklame- 
kosten, die  Vergütung  an  die  Bank  oder  das  Übernahmekonsortium  sowie  die  Kapital- 
verkehrssteuern zu  rechnen. 

Zu  den  mannigfachen  mit  den  Rechnungsabgrenzungsposten  zusammenhängenden 
Problemen  vgl.  Gruschwitz  WT.  1934  S.  134,  Pickler  WT.  1935  S.  132,  Fürth  in 
ZfhwForsch.  1935  S.  569  und  eingehend  Hörn  in  WT.  1936  S.  463. 

§  43.  Sonstige  Aktiva  (F  22) 

Die  in  §  131  AktG.  vorgeschriebene  gesetzliche  Bilanzgliederung  ist  als  Mindest- 
vorschrift aufzufassen;  sie  gilt  laut  Abs.  1  Satz  1  „unbeschadet  einer  weiteren 
Gliederung",  d.h.  eine  solche  ist  nicht  nur  zugelassen,  sondern  sie  muß  dann 
vorgenommen  werden,  wenn  sie  nach  dem  Zweck  der  Bilanz  notwendig  erscheint. 
Diese  ist  nach  §  129  Abs.  1  Satz  2  AktG.  so  klar  und  übersichthch  aufzustellen,  daß 
sie  einen  möglichst  sicheren  Einblick  in  die  Lage  der  Gesellschaft  gewährt. 

Eine  weitergehende  Gliederung  der  Bilanz  kann  also  hinsichtlich  solcher  Posten 
erforderlich  werden,  die  sich  ohne  Zwang  und  ohne  Trübung  des  Bilanzbildes  an 
anderer  Stelle  nicht  unterbringen  lassen  und  deren  Ausweis  an  anderer  Stelle 
nicht  ausdrücklich  vorgeschrieben  ist,  wie  dies  für  ein  Betriebseinrichtungskonto, 
Geschäftswertkonto  und  Disagiokonto  gilt.  Das  Betriebseinrichtungskonto  und 
Geschäftswertkonto  sind  nach  §  133  Ziff.  4  und  5  AktG.  unter  den  Anlagewerten  ge- 
sondert auszuweisen,  da  es  sich  um  immaterielle  Güter  handelt,  für  welche  ähnlich 
wie  für  die  allgemeinen  Gegenstände  des  Anlagevermögens  Aufwendungen  erforderlich 
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waren ;  ein  Anleihe-Disagio  ist  nach  §  133  Ziff.  6  unter  Rechnungsabgrenzungsposten 
einzustellen,  da  hier  eine  auf  der  Passivseite  ausgewiesene  Belastung  hinsichtlich 
ihrer  zeitlichen  Auswirkung  berichtigt  werden  muß.  Als  Aktivposten,  für  die  eine 
besondere  Bilanzposition  im  Anschluß  an  die  Pos.  III  oder  IV  der  gesetzlichen 
Gliederungsvorschriften  zu  bilden  ist,  kommen  vornehmlich  die  in  §  8  behandelten 
Voraktivierungen  (noch  nicht  abgerechnete  Anlagen,  Baukonto  usw.)  in  Frage,  die 
nicht  unter  den  Anlagewerten  auszuweisen  und  abzuschreiben  sind. 

Als  fiktiver  Bilanzposten,  dessen  Ausweis  eine  Erweiterung  der  gesetzlichen  Büanz- 
gliederung  erfordert,  fmdet  sich  zuweilen  noch  ein  Aufwertungsausgleichskonto  gemäß 
§  81  des  Aufwertungsgesetzes  vom  16.  7.  1925  RGBl.  I  S,  117.  Das  Konto  war  dazu 
bestimmt,  zur  Vermeidung  eines  bilanzmäßigen  Verlustes  den  Unterschied  zwischen 
emer  nachträglichen  höheren  Aufwertung  und  dem  ursprüngUch  paßsivierten  Schuld- 
betrag  aufzunehmen  und  auf  eine  Reihe  von  Jahren  zu  verteilen.  Die  erhöht  aufgewer- 
teten Schulden  mußten  gesondert  ausgewiesen  werden.  Das  Aufwertungsausgleichskonto 
soUte  durch  jährliche  Abschreibungen  nach  den  Grundsätzen  kaufmännischer  Geschäfts- 
gebarung  getügt  werden;  eine  zeithche  Begrenzung  war  nicht  vorgesehen,  so  daß  der- 
artige Konten  noch  vereinzelt  erscheinen. 

Das  Kapitalentwertungskonto  nach  §  5  Abs.  2  der  Goldbilanzverordnung  vom  28.  12. 
1923  war  innerhalb  von  drei  Geschäftsjahren  auszugleichen.  Das  Entwertungskonto  auf 
Grund  der  Verordnung  über  einmalige  Bilanzierungserleichterungen  vom  15.  12.  1931 
mußte  innerhalb  von  fünf  Geschäftsjahren  ausgeglichen  werden.  Diese  Konten  haben 
heute  keine  Bedeutung  mehr. 

§  44.  Verlust  (F  22) 

Als  letzter  Posten  der  Bilanz  ist  auf  der  Aktivseite  gemäß  §  131  Abs.  3  AktG. 
ein  aus  dem  Überschuß  .der  Passivposten  über  die  Aktivposten  sich  ergebender 
Verlust  unter  Angabe  des  vorjährigen  Gewinn-  oder  Verlustvortrages  und  von  diesem 
gesondert  auszuweisen . 

Der  Verlust  kann  jedoch  im  Gegensatz  zum  früheren  Recht  nach  §  130  Abs.  3  AktG. 
aus  der  gesetzlichen  Rücklage  abgedeckt  werden,  ehe  er  in  der  Bilanz  ausgewiesen 
wird  (vgl.  §  48).  Diese  Auflösung  der  gesetzlichen  Rücklage  zur  Verlustdeckung  ist 
Sache  des  Vorstandes,  der  den  Jahresabschluß  nach  §  125  AktG.  festzustellen  hat. 
Er  ist  dabei  nicht  genötigt,  zuerst  freie  oder  stille  Reserven  zwecks  Verlustdeckung 
aufzulösen.  Billigt  der  Auf sichtsrat  den  vom  Vorstand  festgestellten  Jahresabschluß, 
so  ist  die  Hauptversammlung  an  denselben  gebunden,  andernfalls  hat  sie  selbst 
den  Jahresabschluß  festzustellen. 

Wenn  der  Verlust  vor  Ausweis  in  der  Bilanz  aus  der  gesetzlichen  Rücklage 
abgedeckt  wird,  so  muß  er  gemäß  §  132  AktG.  in  der  Erfolgsrechnung  auf  beiden 
Seiten  ausgewiesen  werden,  und  zwar  bei  Aufwendungen  unter  Ziff.  I  7  und  bei 
den  Erträgen  unter  Ziff.  II  5;  wird  der  Verlust  durch  die  Auflösung  einer  freien 
Rücklage  bzw.  einer  Wertberichtigung  oder  Rückstellung  ausgegHchen,  so 
muß  der  aufgelöste  Betrag  als  außerordentlicher  Ertrag  unter  Ziff.  III  4  er- 
scheinen ;  das  gleiche  gilt  für  die  Auflösung  stiller  Reserven,  Gutachten  FA.  Nr.  2/1937 
WT.  S.  97.  ' 

§  45.  Avalkonto  (F  22) 

Nach  §  131  Abs.  7  sind  Verbindlichkeiten  aus  Bürgschaften,  Wechsel-  und  Scheck- 
bürgschaften sowie  aus  Gewährleistungsverträgen  in  der  Bilanz  zu  vermerken, 
was  üblicherweise  vor  dem  Strich  oder  in  einer  Fußnote  geschieht.  Auf  der  Aktivseite 
der  Bilanz  erscheinen  in  gleicher  Weise  die  diesen  Eventualverbindlichkeiten  gegen- 
überstehenden Rückgriffsforderungen.  Für  den  Ausweis  auf  beiden  Seiten  der 
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Bilanz  wird  vielfach  die  in  der  alten  Wechselordnung  für  die  Wechselbürgschaft 
erwähnte  Bezeichnung  Avale  verwendet. 

Die  den  Eventualverbindlichkeiten  zugrunde  liegenden  Rechtsverhältnisse  werden 
in  §  65  behandelt.  Hinsichtlich  der  hier  in  Frage  kommenden  aktiven  Gegenposten 
sind  die  vertraglichen  Unterlagen  einzusehen  und  festzuhalten.  Wenn  gegenüber 
öffentlichen  Auftraggebern  Bankbürgschaften  gestellt  sind,  so  ist  der  Bank  häufig 
eine  weitere  Sicherheit  aus  den  vorhandenen  Vermögenswerten  gegeben  worden, 
die  im  Geschäftsbericht  erwähnt  werden  muß. 

Die  Avalkonten  auf  beiden  Seiten  der  Bilanz  sind  meistens  gleich,  doch  entspricht 
dies  nicht  immer  den  Tatsachen.  Der  Wert  eines  Rückgriffsrechts  ist  nach  der 
Bonität  des  Verpflichteten  zu  beurteilen  und  gegebenenfalls  niedriger  anzusetzen. 

Auf  die  ordnungsmäßige  buchhalterische  Erfassung  der  in  der  Bilanz  zu  vermer- 
kenden vermögensrechtlichen  Schwebezustände  und  ihren  Nachweis  in  Hauptbuch- 
konten ist  zu  achten.  Vom  Standpunkt  der  Bilanzklarheit  ist  eine  getrennte  Angabe 
der  Bürgschafts-  und  sonstigen  Verpflichtungen  zu  empfehlen. 

§  46.  Zusammenstellung  der  Aktiva  (F  23—25) 

Für  die  Betriebsanalyse  sind  die  Aktivwerte  in  einer  Form  zusammenzustellen,  die 
ihre  Untersuchung  nach  den  in  den  §§  74  bis  84  dargelegten  Grundsätzen  ermöglicht. 
Dazu  muß  das  eigentliche  Anlagevermögen  von  dem  langfristigen  Finanzvermögen 
getrennt  werden ;  ferner  ist  das  Umlaufsvermögen  in  Betriebswerte  und  kurzfristige 
Finanzwerte  zu  zerlegen.  Von  den  Aktivwerten  müssen  die  passiven  Wertberichti- 
gungsposten abgezogen  werden. 

Zum  langfristigen  Finanzvermögen  sind  neben  den  unter  Ziff.  II 6  und  7  der  gesetz- 
lichen Bilanzgliederung  genannten  Beteiligungen  und  anderen  Wertpapieren  des 
Anlagevermögens  auch  solche  unter  Pos.  III  zu  bilanzierende  Forderungen  zu  rech- 
nen, die  im  einzelnen  Fall  als  Daueranlagen  oder  als  langfristige  Finanzwerte  zu 
betrachten  sind. 

Die  Rechnungsabgrenzungsposten  sind  bei  den  Umlaufswerten  unterzubringen. 
Etwaige  weiter  noch  vorhandene  und  am  Schluß  der  Bilanz  oder  unter  den  Anlage- 
werten  ausgewiesene  sonstige  Aktiva  (z.  B.  soziale  Einrichtungen)  müssen  für  die 
Bilanzanalyse  von  den  Anlagewerten  und  Umlaufswerten  getrennt  werden,  da  sie 
mit  der  eigentlichen  Betriebsleistung  nichts  zu  tun  haben. 

Die  Summe  der  Anlagewerte  wird  zur  Untersuchung  der  Investition  des  Eigen- 
kapitals, die  Summe  der  Betriebswerte  zur  Feststellung  der  eigentUchen  Betriebs- 
rentabilität gebraucht.  Die  Beträge  der  verschiedenen  Gruppen  von  Umlaufswerten 
finden  zur  Untersuchung  der  Kapitalverwendung,  der  Kreditanspannung  und 
des  Betriebsertrags  Verwendung. 

B.  Passiva 

§  47.  Grundkapital  (F  26) 

Die  laut  gesetzlicher  Vorschrift  in  der  Bilanz  zu  vermerkenden  Einzelheiten  über 
die  Zusammensetzung  des  Grundkapitals  (Aktiengattungen;  Mehrstimmenrechts - 
aktien  unter  Angabe  der  Stimmenverhältnisse;  bedingtes  Kapital)  sind  nach  den 
Satzungen,  dem  neuesten  Handelsregisterauszug  und  den  Hauptversammlungs- 
beschlüssen festzustellen.  Auszuweisen  ist  der  Gesamtnennbetrag  ohne  Abzug  rück- 
ständiger Einlagen  oder  eigener  Aktien.  Bei  Namensäktien  ist  die  Führung  des 
Aktienbuches  zu  kontrolUeren. 
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Zusammenstellung  der  Aktiva  für  die  Betriebsanalyse 

(Zu  den  Vordrucken  F  42  imd  55) 


WZ3 


Vordruck 
F  8 

F  8 
F  9 
F  10 
F  11 

F  12 


MM, 


>> 


>» 


>» 


j> 


t/iM 


F  13 
F  14 


F  17       III  5 


F  17 

F  18 
F  18 

F  18 
F  21 


Einzusetzen  sind  die   Bilanzendwert^   unter  Abzug   etwaiger 
passiver  Wertberichtigungsposten.  {F  28) 

ßil»^2-  Tatsächlicher 

P^«^*^°^  Büanzwert 

A I       Ausstehende  Einlagen  auf  das  Grundkapital  JIJC 

A.  Anlagevermögen  j^j; 

A  II   1     bebaute  Grundstücke 

2  unbebaute  Grundstücke 

3  Maschinen  und  maschinelle  Anlagen 

4  Werkzeuge,  Betriebs-  und  Geschäftsaus- 
stattung 

5  Konzessionen,  Patente,  Lizenzen,  Marken- 

und  ähnliche  Rechte 

Summe  A  Anlagevermögen  ohne  Beteili- 
gungen : 

Summe  Az\iF251B  und  F  42  Ziff.  1  und  2 

B.  Langfristiges  Finanzvermögen 

A II  6     Beteiligungen  j^jf^ 

(zu  F  55  Ziff.  5) 
7     Andere  Wertpapiere  des  Anlagevermögens 
Aus  Pos.  III  Umlaufsvermögen  sind  als 
Daueranlagen  bzw.  langfristiges  Finanz- 
vermögen zu  betrachten:] 

als  langfristige  Anlage  bestimmte  eigene 
Aktien  und  Aktien  einer  herrschenden 
Gesellschaft 

Hypotheken-,  Grund-  und  Rentenschulden 
(aktiv) 

9    langfristige  Konzernforderungen 

10  langfristige  Forderungen  aus  mit  Zustim- 
mung des  AR.  gewährten  Krediten 

11  langfristige  Forderungen  an  AR. -Mitglieder 
16    langfristige  Darlehen,  Finanzkredite 

Summe  B  Langfristiges  Finanz  vermögen :     JIJ{ 
Summe  B  zu  i^ 25  IIa 

Summe  C  Gesamtbetrag  der  Anlagen  und 

Beteiligungen  nach  Abzug  der  Wertbe-     

richtigungsposten:  ^ji 


>» 


6 


>> 


99 


99 


» 


}> 
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Smnme  Cz\iF42  Ziff.  1  b  und  2  b 


83 


84 


Zusammenstellimg  der  Aktiva  für  die  Betriebsanalyse     WZ 4^ 

(Zu  den  Vordrucken  F  41,  43  und  51) 


Vor-     Bilanz - 
druck  Position 


C.  Umlanfsyemiögen 


Rech- 
nungs- 
spetlte 

F15  A  III  1  Roh-,  Hilfs-  und  Betriebs- 
stoffe J^JC 


Betriebs- 
werte 


}) 


tt 


*t 


if 


F16 
F17 

F18 


2  Halbfertige  Erzeugnisse 

3  Fertige  Erzeugnisse 

Sizu-Pii  Ziff.  2  

4  Wertpapiere  ^ Jf 

5  Eigene  Aktien  und  Aktien 

einer  herrschenden  Gresell- 
schaft  als  kurzfr.  Anlage        „ 

7  Anzahlungen  ^Jff 

8  Forderungen  aus  Lieferun- 

gen und  Leistungen  „ 

-^  Wert- 
berichtigung     J^ 


>> 


>> 


>» 


n 


y» 


yt 


9  Kurzfristige  Konzernforde- 
rungen J%J( 

10  Kurzfr.    Forderungen  aus 
Krediten  gem.  §  80 

11  Kurzfristige    Forderungen 
an  AR. -Mitglieder 

16  Sonstige  kurzfristige  For- 
derungen 
S,  zu  F  41  Ziff.  3,F43         

12  Wechsel  JJPJf 

13  Schecks 

14  Kasse,    Reichsbank-    und 
Postscheckguthaben 

15  Andere  Bankguthaben 

S4  zu  F  41  Ziff.  1 

F  22  A  IV      Rechnungsabgrenzungs- 
posten 

A  IV       Sonstige  Aktiva 


F21 

F19 

F20 
F21 


ii 


}> 


>» 


%/l%Mi 


>> 


*/i»M 


» 


Sj  kRJC 


b«  %/lxM, 


S4  JtJt 


bß  JiJt 


s. 


%H*Mi 


Finanz - 

werte 

kurzfristig 


S|  JiJC 


^/t»My 


Zusammensteniing  der  Aktiva  für  die  Betriebsanalyse    VZS 

(Zu  den  Vordrucken  F  41,  44,  i5,  53  und  55) 


I.  Betriebsvermögen 

A.  Umlaulswerte 

1.  Flüssige  Mittel  F24  S4 

2.  Forderungen     F24:  S3 

3.  Waren  F24  Si 

ümlaufswerte  A  1—3 

4.  Sonstige  Umlaufswerte 
Rechnungsabgrenzungsposten 

F24  S5 

Umlaufswerte  insgesamt  A 1 — 4 
a  zu  F41  Ziff.  4 

B.  Anlagewerte  F23  Summe  A 

b  zu  F41  Ziff.  6 

Summe  I  Betriebsvermögen 
c  zu  F41  Ziff.  1—5 

IL  Finanz  vermögen 

a)  langfristiges  Finanzvermögen 

-P:25  Summe  B  JiJC 

b)  kurzfristiges  Finanzvermögen 


Summe  II  Finanzvermögen         JiJC 
d  zu  F41  Ziff.  6 


III.  Sonstige  Aktiva!?^  24  S« 
e  zu  F41  Ziff.  7 

Summe  I — III  Gresamtvermögen 
izMF41  Ziff.  6  und  7 


Zur  Kontrolle: 


Sunune  I— III 

-f  Rückst.  Einlagen 

-f  Passive  Wertberichtigungs- 
posten 
+  Verlust 

=  Bilanzsumme  ^jjf 


»» 


}) 


>) 


MJi 


*y 


>> 


*/i,At 


)> 


%/tJfL 

(a) 

ff   ■ 

(b) 

*M%m, 

(c) 

—  %HM, 


>} 


^*JC 


(d) 

(e) 
(f) 
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B.  Passiva 


JF^O 


I.  Grundkapital  (§  52)  Hbfol. 

Vortrag  lt.  letzter  Bilanz  JlJt 

eingeteilt  in  Aktien  zu  je  JlJt 

Einzahlung 
Inhaberaktien  —  Namensaktien ;  Aktienbuch 

Aktiengattungen : 
Stammaktien 
Vorzugsaktien 

Mehrstimmenrechtsaktien  (Bilanzvermerk) 
genehmigt  nach  §  12  Abs.  3 
Nennbetrag  und  Stimmenzahl 

Bedingtes  Kapital  (Bilanzvermerk) 

im  Berichtsjahr  bezogen 

zum  Geschäftsbericht  (§  128  Abs.  2  Ziff.  3) 
Grenehmigtes  Kapital 

zum  Geschäftsbericht  (§  128  Abs.  2  Ziff.  4) 

Kapitalerhöhung  —  Kapitalherabsetzung 
H.V.-Beschluß  vom 
eingetragen  am 

Bilanzbetrag  JlJt 


II.  Rücklagen 

1.  Gesetzliche  Rücklage  (§53)  Hbfol. 

Vortrag  lt.  letzter  Bilanz 

Zuweisung  5%  des  Jahresreingewinns 
vor  Ausweis  des  bilanzmäßigen  Reinge\^anns 
in  Höhe  von  JlJi  = 

Agio  bei  Aktienausgabe 

Ausgabe  von  Wandelschuldverschreibungen, 
Grewinnschuldverschreibungen,  Grenuß- 
rechten,  Zuzahlungen  der  Aktionäre 

nicht  eingetretene  Wertminderungen  bei 
Kapitalherabsetzungen  nach  §  185 

Nennbetrag  eingezogener  Aktien  nach  §  192 
Abs.  5 

Verwendung 
zur  Verlustdeckung 
zum  Ausgleich  von  Wertminderungen 

Bilanzbetrag 
hierzu  Anlage 


t/CJnj 


%/l»M/ 
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Als  Aktiengattungen  kommen  Stammaktien  und  Vorzugsaktien  nach  §  11  AktG. 
in  Frage.  Mehrstimmenrechtsaktien  sind  grundsätzlich  unzulässig,  können  jedoch 
nach  §  12  AktG.  genehmigt  werden. 

Bedingtes  Kapital  kann  durch  einen  Beschluß  der  Hauptversammlung  gemäß 
§  159  AktG.  bis  zur  Hälfte  des  vorhandenen  Grundkapitals  geschaffen  werden  mit 
dem  Zweck,  Umtausch-  oder  Bezugsrechte  an  Gläubiger  von  Wandelschuld, 
verschreibungen  zu  gewähren  oder  einen  Zusammenschluß  mit  einem  anderen 
Unternehmen  vorzubereiten.  (§§  174,  233  AktG.)  Der  Beschluß  enthält  eine  Satzungs- 
änderung und  muß  mit  Dreiviertelmehrheit  oder  einer  satzungsmäßig  bestimmten 
größeren  Mehrheit  gefaßt  werden. 

Die  Ausgabe  der  Bezugsaktien  erfolgt  nach  schriftUcher  Bezugserklärung  der 
Bezugsberechtigten;  mit  dieser  Ausgabe  (nicht  erst  mit  ihrer  Anmeldung  zum 
Handelsregister  gemäß  §  168  AktG.)  ist  das  Grundkapital  erhöht  und  in  der  Büanz 
als  solches  auszuweisen.  -  Über  die  im  Geschäftsjahr  bezogenen  Aktien  ist  im  Ge« 
Schaftsbericht  zu  berichten. 

Oer^hmigtes  Kapital  (§  169  AktG.)  ist  lediglich  im  alljährhchen  Geschäftsbericht 
anzugeben,  mcht  in  der  Bilanz  zu  vermerken.  Die  Ausgabe  der  auf  genehmigtes 
Kapital  ausgegebenen  neuen  Aktien  vollzieht  sich  na<;h  den  allgemeinen  Vorschriften 
für  die  Kapitalerhöhung.  -  Bezugsaktien  und  genehmigte  Aktien  sind  dazu 
bestimmt   die  früheren  gesetzlich  nicht  geregelten  Vorzugsaktien  zu  ersetzen. 

K^pitalerhohungen  sind  auf  ihre  ordnungsmäßige  Buchführung  gemäß  §  149ff . 
AktG.  zu  prüfen.  Der  Nennbetrag  der  ausgegebenen  Aktien  ist  auf  Aktienkapital- 
konto, ein  eventuelles  Agio  auf  den  gesetzlichen  Reservefonds  zu  buchen.  Das 
Kapital  ist  erst  mit  der  Eintragung  der  Durchführung  des  Erhöhungsbeschlusses 
erhöht.  Durchgeführt  ist  der  Beschluß,  wenn  die  eingeforderten  Einzahlungen  ge- 
leistet smd.  Unterpari-Emission  ist  nach  §  9  unzulässig; 

Kapitalherabsetzungen  können  na<jh  dem  Aktiengesetz  als  ordentHche  (§§  175  bis 
181),  veremfa<5hte  (§§182-191)  und  als  Kapitalherabsetzungen  durch  Einziehung 
von  Aktien  (§§  192-194)  erfolgen.  Auch  hier  ist  die  Einhaltung  der  gesetzHchen 
Bestimmungen,  insbesondere  der  Gläubigerschutzvorschriften,  nachzuprüfen.  Vor- 
handene  eigene  Aktien,  die  vor  dem  18.  2.  1932  erworben  sind,  können  gemäß  §  13 
Q^  _^"^^^^"^g8gesetzes  zum  AktG.  noch  nach  den  bisherigen  Vorschriften  bis  zum 
öl  IZ.  1939  eingezogen  werden;  unter  besonderen  Umständen  kann  auch  die  Ein- 
Ziehung  später  erworbener  Aktien  zugelassen  werden. 

Verlust  d^  haWen  Orundkapitah.  Wenn  bei  Aufstellung  der  Jahresbüanz  oder  einer 
Zwischenbüanz  festgestellt  wird  oder  wenn  bei  pflichtmäßigem  Ermessen  anzunehmen 
ist,  daß  ein  Verlust  m  Höhe  der  Hälfte  des  Grundkapitals  besteht,  so  hat  der  Vor- 
stand naoh  §  83  Abs.  1  AktG.  unverzügUch  die  Hauptversammlung  zu  berufen  und 
^^er  Anzeige  zu  machen;  bei  Überschuldung  muß  der  Vorstand  ebenso  wie  bei 
Zahlungseinstellur^  Konkurs  anmelden,  §83  Abs.  2.  Für  die  Bilanz-  oder  Ver- 
mogensaufstelung,  nach  welcher  das  Vorüegen  einer  Überschuldung  im  Sinne  des 
^  «3,Abs  2  AktG  zu  beurteüen  ist,  kann  das  Niederstwertprinzip  nicht  angewendet 
werden,  da  dasselbe  auf  die  Gewinnermittlungsbüanz  abgestellt  ist.  Die  Warenvorräte 
können  vielmehr  zum  Verkaufswert  abzüglich  der  bis  zum  Verkauf  noch  entstehen- 
den Unkosten  angesetzt  werden.  Bei  Prüfung  der  Voraussetzungen  des  §  83  AktG. 
muß  der  Vorstand  sich  die  Frage  vorlegen,  ob  das  Unternehmen  als  Arbeitsstätte 
erhalten  werden  kann  und  unter  Berücksichtigung  aller  Umstände  auf  die  Dauer 
^Ibe  cn^r^^-f^'^^'u  y^,^P^l^<^^*"^ge«  den  Gläubigern  gegenüber  zu  erfüllen.  Da^- 
l^ste«f^  ^  II    T  ?^''??  (Aktionärschutz)  auch  für  die  Feststellung  des  Ver- 
lustes  im  Falle  des  §  83  Abs.  1  AktG.   (Düring  in  Kongreß-Archiv  1936  S.  165, 
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WT.  1936  S.  489  Leitsätze  A  5—7 ;  vgl.  ferner  zur  früheren  Fajgsung  des  Gesetzes 
Staub,  Anm.  2  zu  §  240  HGB.,  Wehler  in  WT.  1934  S.  447). 

Die  Formen  der  Kapitalbeschaffung  und  Kapitalherabsetzung  n€W5h  neuem  Recht, 
femer  die  neuen  Finanzierungsmittel  der  Wandelschuldverschreibungen,  Gewinn- 
schuldverschreibimgen  imd  Vorzugsaktien  ohne  Stimmrecht  werden  behandelt  von 
Walb  in  ZfhwForsch.  1937  S.  284,  Minz  in  WT.  1937  S.  155,  Weiß  in  BetrW.  1937  S.  89. 

§  48.  GesetzUche  Rücklage  (F  26) 

Der  gesetzlichen  Rücklage  sind  nach  §  130  AktG.  mindestens  5%  (oder  der 
satzungsmäßig  höhere  Betrag)  des  jährlichen  Reingewinns  bis  zur  Erreichung  von 
10%  (ebenso)  des  Grundkapitals  zuzuweisen ;  ferner  fließen  der  gesetzlichen  Rücklage 
die  Gewinne  aus  besonderen  Maßnahmen  der  Kapitalbeschaffung  zu  (Agio  bei  der 
Ausgabe  von  Aktien,  Wanaelschuldverschreibungen  und  Genußrechten),  und  zwar 
ohne  Rücksicht  darauf,  ob  die  vorgeschriebene  Höhe  der  Rücklage  bereits  erreicht 
ist.  Bei  der  vereinfachten  Kapitalherabsetzung  ist  die  Einstellung  in  die  gesetzliche 
Rücklage  ausnahmsweise  durch  §  186  AktG.  nach  oben  begrenzt.  In  der  Bilanz 
erscheint  bereits  der  um  die  Zuweisung  aus  dem  Jahresreingewinn  erhöhte  Betrag 
der  gesetzlichen  Rücklage. 

Reingewinn  ist  der  nach  Vornahme  aller  Abschreibungen,  Wertberichtigungen 
und  Rückstellungen,  jedoch  vor  der  Bildung  freier  Rücklagen  verbleibende  Jahres- 
gewinn. Die  Gewinnanteile  des  Vorstands,  des  Auf  sichtsrats  und  der  gewinnbeteiligten 
Angestellten,  der  Inhaber  von  Grewinnschuldverschreibungen  und  Genußrechten 
oder  von  sonstigen  Dritten  dürfen  vor  Berechnung  der  Zuweisung  nicht  abgezogen 
werden  (Teichmann-Köhler,  Anm.  3  zu  §  130  AktG.).  Durch  Gesetz  oder  Satzung 
nicht  gedeckte  Zuweisung  begründet  Anfechtbarkeit,  jedoch  beschränkt  durch 
§  198  Abs.  2  AktG.  und  nur  dann,  wenn  die  Hauptversammlung  den  Jahresabschluß 
festgestellt  hat. 

Die  gesetzliche  Rücklage  (auch  soweit  mehr  als  5%  zugewiesen  sind),  darf  nur 
zur  Deckung  von  Verlusten  und  zum  Ausgleich  von  Wertminderungen  ver- 
wendet werden.  Wertminderungen  können  ausgeglichen  werden,  auch  wenn  sie 
keinen  Verlust  herbeiführen.  Sonst  vorhandene  freie  Rücklagen  brauchen  nicht 
vor  Inanspruchnahme  der  gesetzlichen  Rücklage  verwendet  zu  werden.  Der  Verlust 
muß  nicht  aus  der  vorhandenen  Rücklage  abgedeckt,  sondern  kann  auch  vor- 
getragen werden  (abweichend  von  RG.,  13.  11.  1934  Bd.  145  S.  336;  Begr.  AktG. 
zu  §  130  Abs.  3). 

Der  Reingewinn,  von  welchem  die  Zuweisung  zur  gesetzlichen  Rücklage  berechnet 
wird,  ist  um  diese  Zuweisung  höher  als  der  im  Jahresabschluß  ausgewiesene  Rein- 
gewinn. Er  enthält  weiter  auch  den  Gewinnvortrag  aus  dem  Vorjahr.  Dieser  wird 
also  doppelt  zur  gesetzlichen  Rücklage  herangezogen;  das  mag  unbillig  erscheinen, 
läßt  sich  aber  nach  der  Begriffsbestimmung  des  Reinvermögens  in  §  131  Abs.  3 
sowie  nach  der  oberstrichterlichen  Auffassung  des  Gewinnvortrags  als  einer  (hier 
aufgelösten)  Rücklage  nicht  anders  annehmen  (a.  M.  Trumpler,  Bilanz  S.  123). 

Der  Verlustausgleich  aus  der  gesetzlichen  Rücklage  muß  als  außerordentlicher 
Ertrag  über  Ziff.  II  4  der  Erfolgsrechnung  laufen.  Der  Ausgleich  ist  im  Gegensatz 
zum  früheren  Recht  nicht  erst  nach,  sondern  bereits  vor  Ausweis  in  der  Bilanz 
zulässig;  für  diesen  Fall  ist  jedoch  in  §  132  Abs.  1 1  7  zur  Verhinderung  einer  Ver- 
schleierung gesonderter  Ausweis  des  ausgeglichenen  Verlustvortrags  auf  der  Seite 
der  Aufwendungen  vorgeschrieben. 

Die  Anwendung  der  die  gesetzliche  Rücklage  betreffenden  Vorschriften  ist  Gegen- 
stand der  Pflichtprüfung.  Dabei  sind  die  Satzungen  heranzuziehen,  ferner  ist  die 
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Entwicklung  der  gesetzlichen  Rücklage  in  der  Vergangenheit  zu  kontrollieren. 
Als  gesetzliche  Rücklage  gut  auch  ein  bei  der  Goldmarkumstellung  eventuell  fest- 
gestellter Überschuß  des  Vermögens  über  das  Grundkapital  (§  5  Goldbilanz- Verord. 
vom  28.  12.  23).  Soweit  die  gesetzHche  Höhe  durch  Gewinnzuweisung  (nicht  Emis- 
sionsagio) überschritten  ist,  kann  der  gesetzHche  Reservefonds  zu  anderen  Zwecken 
verwendet  werden,  und  zwar  durch  Satzungsänderung,  wenn  die  Überhöhung  auf 
der  Satzung  beruht,  sonst  durch  HV.-Beschluß. 

§  49.  Andere  Rücklagen  (F  27) 

Die  freien  Rücklagen  können  als  allgemeine  Rücklagen  ohne  besondere  Zweck- 
bestimmung oder  laut  Satzung  bestimmten  Zwecken  gewidmet  sein,  z.  B  Dividenden- 
ergänzungsrücklage, Rücklage  für  außerordentUche  Verluste,  Werkerneuerungsfonds, 
Wohlfahrtsrücklage  ohne  Rechtsanspruch  usw.  Die  Büdung  und  (soweit  sie  nicht 
satzungsmäßig  gebunden  sind)  Auflösung  freier  Rücklagen  erfolgt  durch  den 
Vorstand  im  Jahresabschluß;  dieser  hat  nach  ausdrückhcher  Vorschrift  des  §  131 
Abs  2  AktG.  die  Abschreibungen,  Wertberichtigungen,  Rücklagen  und  Rück- 
stellungen, die  für  das  Geschäftsjahr  gemacht  werden,  bereits  in  der  Jahres- 
bilanz vorzunehmen.  Da  der  Vorstand  den  Jahresabschluß  aufzusteUen  hat,  kann 
er  in  diesem  auch  freie  Rücklagen  (ebenso  wie  die  gesetzUche  Rücklage,  vgl.  §  48) 
auflösen.  Rücklagen  mit  fester  Zweckbestimmung  sind  entsprechend  zu  ^rwenden. 

Der  Vorstand  ist  verpfüchtet,  die  Rücklagen  zu  büden,  die  durch  Gesetz  oder 
Satzung  bestimmt  sind  oder  die  er  darüber  hinaus  nach  pfHchtmäßigem  Ermessen 
für  notwendig  hält.  BiUigt  der  Aufsichtsrat  die  vom  Vorstand  aufgestellte  BUanz, 
so  ist  diese  damit  festgestellt.  Die  Hauptversammlung  kann  eine  vom  Vorstand 
gestellte  freie  Rücklage  nicht  etwa  auflösen  und  als  Reingewinn  verteüen;  sie  kann 
nur  umgekehrt  den  ihr  vorgeschlagenen  Reingewinn  ganz  oder  teüweise  von  der 
Verteüung  ausschüeßen  und  dadurch  von  sich  aus  eventueU  eine  freie  Rücklage 
schalen.  ^ 

Die  Hauptversammlung  entscheidet  nur  dann  über  die  Büdung  und  Auflösung 
freier  Rücklagen,  wenn  der  vom  Vorstand  aufgestellte  Jahresabschluß  nicht  die 
Bilhgung  des  Aufsichtsrats  gefunden  hat  und  die  Feststellung  der  Büanz  damit 
Ihr  zufallt.  Die  Hauptversammlung  ist  in  diesem  FaU  nicht  an  Vorschläge  gebunden 
muß  sich  aber  innerhalb  der  durch  Gesetz  und  Satzung  gezogenen  Grenzen  halten. 

Die  Auflosung  emer  freien  Rücklage  erfolgt  nach  §  132  Abs.  1 114  AktG.  als 
außerordentUcher  Ertrag  über  die  Erfolgsrechnung.  GrundsätzUch  sind  auch  frei 
gewordene  Rückstellungsbeträge,  welche  in  die  Rücklage  überführt  werden  soUen, 
über  die  Erfolgsrechnung  umzubuchen;  nach  dem  Gutachten  FA.  Nr.  3/1937  WT. 
S.  362  ist  jedoch  zur  Vermeidung  einer  Aufblähung  der  Erfolgsrechnung  die  unmittel- 
bare Umbuchung  von  den  Rückstellungen  auf  die  Rücklagen  zulässig,  wenn  sie  in 
der  Vorspalte  der  Büanzposition  B  II  erkennbar  gemacht  und  gegebenenfalls  auch 
im  Geschäftsbericht  erwähnt  wird. 

§  50.  Stiüe  Reserven  (F  27) 

Die  grundsätzlichen  Fragen,  welche  mit  der  Büdung  und  Auflösung  stüler  Reserven 
zusammenhängen,  sind  bereits  m  §  8  besprochen  worden.  Hier  sollen  sie  im  Zu- 
sammenhang mit  den  in  der  Büanz  ausgewiesenen  Rücklagen  vom  Standpunkt  der 
l^ufung  aus  behandelt  werden.  Die  stülen  Reserven  erhöhen  ebenso  wie  die  gesetz- 
üchen  und  freien  Rücklagen  das  Vermögen  der  Gesellschaft,  wenn  sie  auch  nicht 
ziffernmäßig  m  Erscheinung  treten.  Ihre  schätzungsweise  Feststellung  und  Vor- 


7     Hertlein-Melsner,  Prüfung  d.  AG. 
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2.  Andere  Rücklagen  (§  49)  Hbfol. 

Vortrag  lt.  letzter  Bilanz 

Zuweisung  lt.  Bilanz 

Allgemeine  Rücklage 
Erneuerungsrücklage 

(soweit  nicht  Wertberichtigung) 
Baurücklage 

Selbstversicherungsrücklage 
Unterstützungs-  und  Wohlfahrtsrücklage 
frei  gewordene  Rückstellungen 

Verwendung  von  Rücklagen 
Erfolgsrechnung  II 4 

Bilanzbetrag 


t/t%M 


*/t%M> 


Stüle  Reserven  (§  50) 
(nicht  zum  Ausweis) 

in  der  Vorbilanz : 
in  der  Schlußbilanz : 


aus  Unterbewertung  der  Aktiva  Pos. 


%/t%Mf 


zulässiger  Wertansatz 
Buchwert 


aus  Rückstellung  oder  Wertberichtigung  F  28,  29 
notwendige  Berichtigung 
eingesetzt  wurden 


Erhöhung  der  stillen  Reserven 
Auflösung  stiller  Reserven 

Vormerkung  auf  F  33  und  37 
hierzu  Anlage 


merkung  durch  den  Prüfer  ist  für  die  Beurteüung  der  Vermögenslage  wichtig  und 
deLr"         ""    ^'   größeren  Beträgen,   auch  für  die  Betriebsamlyse  von  Be- 

Durch  die  Büanzprüfung  sollte  auf  jeden  Fall  die  interne  Offenlegung  der  stülen 
Reserven  erfolgen,  um  die  in  ihnen  gebundenen  Mittel  nicht  der  Kontrolle  zu  ent- 
ziehen, vor  allem  aber  auch  um  die  Unterlagen  für  die  betriebswirtschaftlichen 
Untersuchungen  der  Büanz  richtigzustellen.  Die  mit  den  stillen  Reserven  zusammen- 
^^^f^^^l^"^}^^^^^  Die  stülen  Reserven,  Berlin-W^n 

1934 ;  Walb^ilanzwahrheit  und  stille  Reserven,  Mamiheim-Berlin-Leipz  g  1935  ferner 
Hoppner,  Praxis  des  Aktienrechts,  Hamburg  1935-  DiPt^pn    rr>..r.^a^f       ^ 
mäß^er  Bilanzierung  für  stüle  B^rven.  Zfipz'g  ioS ;  v^L  ^Tch  WtIoSV  sTs 

'"t).?^?^    ^^  "Z^'l  '^'^^'"  •'^  ^^™^*  ^^  Ab;chlußprMerr' 

^  AufUung  stdler  Reserven  ist,  soweit  die  Zuschreibung  auf  Anlaeekont«n 
m  Betraeht  kommt,  m  §  8  grundsätzUch  erörtert  worden.  Sie  muß  über^e  Pos  n  4 
der  Gewinn,  und  Verlustrechnung  erfolgen,  da  es  sich  um  früher  zurückgehaltenen 
Gewum  handelt   Beim  Verkauf  unterbewerteter  Warenbestände  vXeÄh  ^ 

^üSlteUch  mS,  f  .nl  r^'  Auf losung  einer  stillen  Reserve  durch  Zuschreibung 
grunasatzüch  mcht  zu  emer  Gewinnausschüttung  führen.  Für  die  Beurteüunc  dw 
h.er  m  Frage  kommenden  Gesichtspunkte  ist  eine  Entscheidung  des  Ha^t^chtn 
Oberlandesgenchts  Hamburg  vom  3. 12.  1935  von  Bedeutung,  welcheT^^iS 

l  ^f  °'u^r  r^^-  ^'^  Oberlandesgericht  verneint  etoen  gesetSichen  oder 
gewohnheitsrechtüchen  Zwang  zur  Einhaltiincr  Ha»  =„„  bi  s'^'^^™"«''  o«»«' 
und  sagt  weiter:  Jimnaltung  des  sog.  Bilanzenzusammenhangs 

bZ^^n  ^^l^'  <^e  Auflösung  stiUer  Reserven,  die  durch  bUanzmäßige  Abschrei- 

z^c^n  s'Zn  ^^  f  r?"^'-  "^  *""••  ***  8"*'  "o  solche  A^schreiCgenT 
zwischen  schon  zur  Entstehung  von  1  .SJ(-  Konten  geführt  haben. 

Whl^^    konnte  nur  sein,  ob  die  Ingewinnahme  stiller  Reserven  durch  Wieder 
hÄchung  auch  dann  zulässig  er^cheüxt,  wenn  sie  erfolgt,  um  einen^n^t  b  iZ 

und~hZ^C^  «^nl^^™^'™'"^^  «"'«»»•'dene  Verluste  durch  Auflösung 
una  öocnpuchung  stiller  Reserven  nach  außen  verdeckt  und  die  nur  auf  «olnh^ 

^ZS"^    "i?""*"«""*^"  "^"^  '■"  ^"*^'««^  -i"«"  i^  den  betrefWe^Betrieb 

E  Äress^Frr^r^::"*f7f^'«'«*-g-'^^ 

nün^SgeTMaßr  ^        ""  wirtschafthch  vertretbaren  Zwecks  und  des  ver- 

anlÜ^J«^'^''!'^'^^''  4,""ö8ung  stüler  Reserven  zwecks  Vornahme  einer  Gewinn 
GrünH^K  •"!''"!,'^r'  «^''^lage  wird  man  hiernach  nur  beim  Vorigen  z^^; 
S^lÄtrhaltut^:-  2^7- di^.Kreditfähigkeit  des  ünternehm'ru^l" 
ürteü  d^m  r   H  ^K        ^}^^^  davon  abhängt.  Voraussetzung  ist  na<!h  dem 

F^^nzkraf;  dSTr^r^  T*"""'  '^'"^^'""^  ^'  ^"«»«"'^  ^«^  «*"^°  Reserven  2 
»«rdaß  d^e  Weftere^wuf  T  T^'  ^  bedenkUcher  Weise  geschwächt  wird 
naC  fi!er  S^fiH  V"',,^!™''"'  «^••=^^^*  ^'"'^^^*-  ^^<'^  ^^  Heraus- 
öffentL'ÄnfSt'g^hrdtt^d'en.'"  ^''"'''^*^'  '^^  '^''''^''^''  ""^  '^ 
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§  51.  Wertbcrichtigimgsposten  (F  28) 

Wertberichtigungsposten  sind  passive  Korrekturposten  f^z«  h-hein^set^^^^ 
Aktivwerte,  insbesondere  Anlagen;  diese  können  naeh  §  133  ^f  •  1^"  °«°  ^ 
t  ^Hpr  Herstelluneskosten  angesetzt  werden,  wenn  der  Anted  an  dem  Wert- 

T't    dJrS  bS  sC  VerteUung  auf  die  voraussichtüche  Gesamtdauer  der 
ZtndJi  ür  das  ei::le  Geschäftsjahr  ergibt,  in  der  Form  -n  ^bschmbu^en 
L Jr  Wertberichtieungskonten  (indirekte  Abschreibungen)  in  Ansatz  gebracht  wird. 
i^di^s^tZ  dSiekten  Abschreibung  ist  gedacht,  wenn  das  Gesetz  ah  P^iv- 
™sit  on  in  ausdrückUch  Wertberichtigungen  zu  Posten  des  AnUgevermogens  an- 
fCt    Damit  sollen  Wertberichtigungen  zu  Posten  des  Umlauf  svermogensm^t 
ausgeschlossen,  sondern  es  soll  nur  der  getrennte  A"sw«'«  f «'  ^"^  ^»^  ^^ 
vermögen   und   auf   das    Umlaufsvermögen   entfaUenden  Wertbencht^ngsposten 
Irrwerden.  Die  Ansammlung  von  Abschreibungen  wird  m  der  ^^^^^^^^ 
™erscWrfen8ten  Bezeichnungen  durchgeführt;  die  Grenze  zwischen  Wertbench- 
Sn^en  S  zweckgebundenen  Rücklagen  ist  flüssig  Die  auf  d-|-^"-^^*^^^ 
w!^%ntfallenden  Wertberichtigungen  sind  nach  §  131  AbsJ  If '^^^ssu^ 

^e  WeSorderungen  einzubeziehen  sind;  abgesehen  von  Ausfallen  können  auch 
^:lf  ÄßensLde  entfallende  Umsatzsteuer    Sko^toabzuge,  „^kon^^  md 
Abztasung  als  Wertberichtigung  berücksichtigt  werden.  Zur  Berechnung  des  m 
Äekontos  m„>h  steuerUchen  Gesichtspunkten  vgl.  Beuck,  Bromier  u.  a.  in  WT. 

iQ^fi  S  4Q  378-  Schäfer  in  BetrW.  1937  S.  60.  i  •  •     „  \rr^^ 

T«.  Ausbuchung  eines  Anlagepostens  bedingt  Auflösung  des  zugehörigen  Wert- 

eüie  dem  Abgang  auf  Bestandskonto  entsprechende  Ausbuchung  auf  dem  Wert 

"£^Sr£:h^^;^=nTrstüle  Kurven  d^ch^.  ,^  n^rtansatz 

enthalten  sem,  Di.e  smd  in  ^^^l^^^SulT^S^^^^i^^  ^B 
rrtaf.Iirdtr"SLhfung":rfolgen;  wegen  der  hierbei  anzuwendenden 
S^ndsftze  vgl.  die  na.>hfolgenden  Ausführungen  über  Ruckstellungen. 

§  52.  Rückstellungen  (F  29) 

Rückstellungen  sind  nach  Höhe  und  (oder)  FäUigkeit  noch  f  »>*  g^"t"i!*^t°lt 
bafe  VerbindUchkeiten,  Aufwendungen  oder  Verluste  die  ^'^^"^^^^^ ^°^'^^ 
^uschUeßenden  Büanzperiode  begründet  sind.  Wemi  ihre  zrffernmaßige  Hohe  noch 
nicht  feststeht,  so  ist  sie  durch  Schätzung  zu  ermitteln.  w.t^hender 

Rückstellungen  dienen  aUo  nicht  nur  zur  Erfassung  noch  mcht  genau  feststehender 

hnp?  ^d    w^^^^^^^      durch  die  Rückstellungen  sichere  Aufwendungen,  deren 
^^Tje^iin^S^^         zuverlässig  ermitteln  läßt,  berücksichtigt  werden. 
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m.  Wertberichtigungen  (§  51)  Hbfol. 
Zu  Posten  des  Anlagevermögens : 

Geschäfts-  und  Wohngebäude 

Fabrikgebäude 

Grundstücke 

Maschinen 

Werkzeug  und  Inventar 

Konzessionen,  Patente 

Beteiligungen 

Wertpapiere  des  Anlagevermögens 

Einzelbeträge  in  Bilanz-  und  Geschäfts- 
bericht 


Zu  Posten  des  ümlaufsvermögens 

Wertpapiere 
Delkredere-Konto 
Währungsforderungen 
Fremde  Noten  und  Sorten 
Wechselabzinsung 

Gesamtbetrag  für  Bilanz 


Endwert  lt.  letzter  Bilanz 


Erhöhungen  —  Auflösungen 
(Erfolgsrechnung  II  4) 


Prüfung  der  Angemessenheit 


Behandlung  ausgebuchter  Anlagen 


Bilanzbetrag 


hierzu  Anlage 


%ji,M> 
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lY.  Rückstellimgen  (§  52)  Hbfol. 

Zweckbestimmung 

Vortrag  lt.  letzter  Bilanz 

Prozeßrückstellung 

Garantierückstellung 

Steuerrückstellung 

Rückstellung  für  Prüfungskosten 

Rückstellung  für  Währungsdifferenzen 

Pensionsrückstellung 
für  vertragliche  Ansprüche 

Rückstellung  für  noch  zu  zahlende  Rabatte, 
Provisionen  usw. 

Rückstellung  für  zweckgebundene  Aufwen- 
dungen 

Rückstellung  für  Währungsdifferenzen 


%/l»vv 


Angemessenheitsprüfung 


Zuweisungen  lt.  Bilanz 


Freigewordene  Rückstellungen 
Übertrag  auf  Rücklagenkonto 
Auflösung  Erfolgsrechnung  II  4 


bei  Pensionsverpflichtungen 

Verträge  mit  Pensionszusagen 
Bilanzbetrag 

hierzu  Anlage 


xHJft 
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Die  verschiedenen  juristischen  und  betriebswirtschaftlichen  Ansichten  zur  Frage 
der  Rückstellungen  werden  von  Streit,  Grundsätze  ordnungsmäßiger  Büanzierunff 
für  Rückstellungen,  Leipzig  1935  behandelt. 

AbsichtHch  gelegte  stille  Reserven  dürfen  in  den  Rückstellungen  nicht  ent- 
halten  sein  (Verbot  fiktiver  Kreditoren  §  40  Abs.  2  HGB.);  allerdings  kann  bei  vor- 
sichtiger  Schätzung  unter  Anwendung  der  kaufmännischen  Sorgfaltspfücht  eine 
Ruckstellung  zu  hoch  angesetzt  sein.  In  diesem  allgemeinen  Rahmen  sind  stiUe 
Reserven  m  den  Ruckstellungen  unter  Umständen  nicht  zu  vermeiden  Wird  Über- 
schätzung emerRiickstellung  festgestellt,  so  muß  die  Rückstellung  insoweit  aufgelöst 
und  als  offene  Rucklage  weitergeführt  werden  (vgl.  §  49).  Die  Beibehaltung  ursprüng- 
hch  angem^sener,  später  nicht  mehr  erforderücher  Rückstellungen  ist  nach  dem 
Gu  achten  FA.  Nr.  3/1937  WT.  S.  362  nur  dami  zulässig,  wemi  andere  alte  RücT 
ste  lungen  entsprechend  erhöhte  Schätzungsbeträge  erfordern;  bei  wesentUchen 
Betragen  und  Änderungen  ist  Erwähnung  im  Geschäftsbericht  erforderüch.  Dagegen 
ist  es  unzulässig,  wenn  frei  gewordene  alte  Rückstellungen  in  großem  Umfang  un- 
mittelbar zur  Deckung  von  neuen  Rückstellungserfordernissen  des  Abschlußjahres 
verwandt  werden.  In  solchen  FäUen  müssen  die  frei  gewordenen  alten  Rückstellung« - 
betrage  als  außerordentUche  Erträge  buchmäßig  vereinnahmt,  die  neuen  Rück- 
stellungen des  Abschlußjahres  dagegen  zu  Lasten  der  Jahresaufwendungen  erfaßt 
werden^  Ein  Ausgleich  von  Schätzungsdifferenzen  bleibt  jedoch  insow^  zulässig, 
als  hierdurch  eme  Verschleierung  der  Erfolgsrechnung  nicht  stattfindet. 

V.«?i^f ^^^^''•^'^^''  '^  kaufmämüschen  Rechnungswesen  und  im  Steuerrecht  be- 
handelt  Lauter  m  ZfhwForsch.  1934  S.  1  unter  besonderem  Eingehen  auf  die  Prüfungs- 
praxis Schadenersatznsiken  sind  mit  jeder  wirtschaftUchen  Betätigung  eng  verbunden 
und  erfordern  daher  auf  merksame  Prüfung;  insbesondere  bei  neu  aufgenommenen  Fabri- 
kationszweigen  und  außergewöhnüchen  Lieferungsgeschaften  kann  die  RücksteUung 
emer  Garantiereserve  notwendig  sein.  Auf  keinen  FaU  ist  es  zulässig,  Gewinn  auszuweis^ 
und  auszuschütten  wenn  ein  (auch  bestrittener)  Anspruch  gegen  die  Gesellschaft  geltend 
^^1  ^""^7  ^\  auch  nur  entfernt  mit  seinem  Fälligwerden  gerechnet  terden 
muß,  ohne  daß  ausreichende  Reserven  zu  seiner  Deckung  vorhanden  sind.  Der  rech- 
nungsma^ige  Gewinn  ist  hier  nötigenfalls  in  voUer  Höhe  unter  entsprechender  Erläute- 
rung im  Geschäftsbericht  zurückzustellen. 

Fensionsrückstelluiigen.  Rückstellungen  in  ausreichender  Höhe  müssen  auch  für 
etwa  b^tehende  PensionsverpfHchtungen  gebüdet  werden.  Zur  Beurteüung  der- 
artiger Verpflichtungen  sind  die  Anstellungs-  und  Arbeitsverträge  zu  prüfen  Bei 
ausdruckhch  zugesagten  Pensionsleistungen  handelt  es  sich  um  einklagbare 
Ansprüche,  die  im  Falle  des  Konkurses  den  Charakter  einer  nicht  bevorrechtigten 
Konkursforderung  haben  (Reichsarbeitsgericht  vom  21.  11.  1931)  und  für  deren 
Erfüllung  ausreichend  Vorsorge  getroffen  werden  muß.  Eine  Kündigung  des  Arbeits- 

WP  X  ^  ÄQ  ^"^1*  w^  ^no  ü^^^«^^^^^^  Verpfüchtung;  vgl.  hierzu  Velder, 
WP.  1933  S.  89,  Fürth  WT.  1934  S.  62.  Eine  Herabsetzung  von  Pensionsleistungen 
kann  na^h  dem  Urteü  des  Reichsarbeitsgerichts  vom  26.  9.  1934  (RAG.  84/34)  nLh 
Treu  und  Glauben  dann  in  Frage  kommen,  wenn  unverschuldete  schwere  Verluste 
den  Fortbestand  des  Unternehmens  gefährden ;  doch  ist  eine  derartige  in  der  Zukunft 
hegende  Moghchkeit  für  die  Notwendigkeit  der  Bildung  einer  Rückstellung  ohne 
Bedeutung.  In  dem  Guta<jhten  FA.  Nr.  13/1933  WP.  S.  273  werden  Grundsätze 
für  die  Beurteüung  von  Pensionszusagen  und  die  Büanzierung  von  Pensions verpfüch- 
fnn^?  f  ^gestellt.  Die  Auffüllung  einer  bisher  unterlassenen  PensionsrücksteUung 
innerhalb  angemessener  Zeit  (höchstens  10  Jahren)  ist  hiernach  zulässig 

Auch  wenn  Rechtsansprüche  auf  Pensionszahlungen  nicht  bestehen,  ist  eine  nach 
versicherungstechnischen  Grundsätzen  berechnete  Rückstellung  (soweit  nicht  in 
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anderer  Weise  entsprechende  Vorsorge  getroffen  ist)  wünschenswert  und  bilanz- 
rechtlich vertretbar,  weil  die  Unternehmungen  sich  besonders  unter  dem  Gesichts- 
punkt der  Betriebsgemeinschaft  der  Fürsorgepflicht  für  arbeitsunfähig  gewordene 
Gefolgschaftsmitglieder  nicht  ohne  zwingenden  Grund  entziehen  können. 

Eine  zusammenfassende  Darstellung  der  bilanz-  und  steuerrechtUchen  Behandlung 
von  Pensionsverpflichtungen  sowie  eine  Anleitung  zur  Berechnung  der  in  Frage 
kommenden  Belastungen  für  Fälle  einfacher  Art  gibt  Krause  in  Grundsätze  ordnungs- 
mäßiger Bilanzierung  für  Pensions  Verpflichtungen,  Leipzig  1935. 

Für  eine  in  der  Praxis  meistens  ausreichende  annähernde  Schätzimg  der  zu  passi- 
vierenden Rückstellungen  wird  im  WT.-Jahrbuch  1937  S.  421  die  AUgemeine  Deutsche 
Sterbetafel  für  die  Jahre  1932—34  abgedruckt;  vgl.  hierzu  das  Ausrechnungsbeispiel  im 
Jahrbuch  1936  S.  380  und  die  Ausführungen  von  Closterhalfen  in  WT.  1936  S.  148.  Zur 
SteuerrechtUchen  Seite  vgl.  die  Abhandlung  von  Beuck  u.  a.  über  steuerliche  Bewer- 
timgsgrundsätze  für  das  kaufmännische  Betriebsvermögen  in  WT.  1936  S.  47;  zur 
handelsrechtlichen  Seite  das  Urteil  des  OLG.  Hamburg  vom  3.  12.  1935  WT.  1936  s!  413, 
nach  welchem  eine  schnellere  Auffüllung  der  Pensionsrückstellimg  auf  die  erforderliche 
Höhe  nicht  angefochten  werden  kann. 

Zuwendungen  an  Pensionskassen  sind,  soweit  sie  über  die  laufenden  Pensionsausgaben 
der  Kasse  hinausgehen,  steuerhch  nur  dann  abzugsfähige  Betriebsausgaben,  wenn  sie 
an  rechtsfähige  Kassen  geleistet  werden,  die  nach  §  4  Abs.  1  Ziff.  7  KStG.  1934  und  §§  13 
bis  17  der  1.  KSt.-Dmxjhfühnmgsverordnimg  vom  6.  2.  1935  von  der  Körperschaftsteuer 
befreit  sind;  vgl.  hierzu  auch  WT.  1936  S.  432ff. 

§  53.  Verbindlichkeiten.  Allgemeines  (F  30,  31) 

Die  ihrer  Höhe  nach  feststehenden  Verbindlichkeiten  sind  nach  Zerlegung  der 
Saldenliste  eines  eventuell  einheitlich  geführten  Kreditorenkontos  in  der  Reihenfolge 
der  gesetzlichen  Bilanzgliederung  auszuweisen.  Die  Bewertung  erfolgt  nach  §  40  HGB. 
zum  tatsächhchen  Wert  am  Bilanztag ;  die  Bildung  stiller  Reserven  durch  Einstellung 
fiktiver  Kreditoren  ist  hierdurch,  die  Aufnahme  von  Rücklagen,  Wertberichtigungen 
und  Rückstellungen  unter  die  Verbindlichkeiten  ist  durch  §  131  Abs.  5  Satz  2  AktG. 
untersagt.  Verbindlichkeiten  dürfen,  abgesehen  vom  Kontokorrentverkehr,  nicht 
mit  Forderungen  verrechnet  werden. 

Überschneidungen  sind  anzugeben,  soweit  dies  zur  klaren  und  übersichtlichen 
Bilanzierung  erforderlich  ist.  Die  bestehenden  Möglichkeiten  einer  Überschneidung 
sind  bei  den  einzelnen  Positionen  in  F  31  vermerkt;  vgl.  hierzu  auch  die  Ausiüh- 
rungen  in  §  36. 

Verpflichtungen  der  Gesellschaft,  die  lediglich  aus  dem  Reingewinn  zu  tilgen 
sind,  können  nicht  als  Verbindlichkeiten  in  die  Bilanz  aufgenommen  werden,  da 
sie  nicht  das  Stammvermögen  belasten.  Derartige  Verpflichtungen  z.  B.  aus  Besse- 
rungsscheinen  oder  Vorzugsaktien  nüt  kumulativer  Dividendengarantie  sind  jedoch 
nach  dem  Gutachten  FA.  Nr.  3/1935  WT.  S.  156  während  ihres  Bestehens  in  jedem 
Geschäftsbericht  zu  erwähnen;  darüber  hinaus  sollten  sie  als  Eventual Verpflich- 
tungen in  der  Bilanz  vermerkt  werden. 

Eine  Bilanzierung  von  Schulden  zu  einem  höheren  Wert  als  dem  Zeitwert  kommt 
dann  in  Frage,  wenn  es  sich  um  Währungsschulden  handelt  und  der  Wert  der 
ausländischen  Währung  gesunken  ist.  Hier  ist  nach  dem  Grundsatz,  daß  nicht  rea- 
lisierte Grewinne  nicht  auszuweisen  sind,  die  Schuld  zu  dem  ursprünglichen  zugeflos- 
senen Reichsmarkbetrag  zu  bilanzieren. 

Über  die  Bilanzierung  von  Währungsschulden  in  der  Praxis  vgl.  die  Mitteilungen 
aus  dem  Bilanzarchiv  der  Universität  Köln  in  ZfhwForsch.  1934  S.  940;  über  Be- 
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V.  VerbindUchkeiten  1—2 

1.  Anleihen  (§54)  Hbf ol. 

Vortrag    lt.    letzter    Bilanz:    Rückzahlungsbetrag     J^Jt 

Neu  ausgegeben 

Ausgelost 

Endwert  für  Bilanz 

DingHche  Sicherung  (Angabe  in  Bilanz) 

auf  Grundstück 

lt.  Auszug 

Ausgabejahr  Prospekt  von 

Ausgabekurs 

Zinsfuß 

Fälhgkeit 

Bisher  getilgt 

Schuldverschreibungenregister 

Anleihebedingungen 

Tilgungsplan 

Auslosungsprotokoll 

Ausgeloste  Stücke 

Entwertimg 

Eingelöste  Zinsscheine 

Noch  einzulösende  Zinsscheine 

Zinsscheinregister 

Abgrenzungsposten 

Ansammlung  von  Mitteln  für  die  Tilgung 

Abschreibung  eines  Disagios 

Büanzbetrag     J^J( 

2.  Hypotheken-,  Grund-  und  Rentenschulden  (§  55)  Hbfol. 

Grundbuchauszug  vom  (^8^-  ^  ^) 

Belastungen  auf  Grundstück  1 

Grundbuch  von  Bd.  Blatt 

Art  und  Rang  der  Forderungen,  Zinssätze 
Rückzahlbar 
Ursprünghche  Schuld 
Letzter  Buchwert  j^j^ 

Amortisation  im  Berichtsjahr 

Zinszahlung 

Rückständige  Zinsen 
Rechnungsabgrenzung 

Zinsbetrag  vom  bis 

davon  auf  die  Zeit  vom  bis 

Vormerkung  von  Sicherungshypotheken 

für  den  Geschäftsbericht  F  37  Ziff.  5 

Überschneidungen  von  Ziff.  1  u.  2  evtl.  mit  Ziff.  7—9 

hierzu  Anlage 


Bilanzbetrag     JEJ( 
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Wertung  von  WährungsverpfUchtungen  in  WT.  1934  die  Aufsätze  von  Rehr  S  36 

in  Ä"l935  S  196"^"  H^''"  -tWaxü^k-Köhler  S.  145/148,  ferner  Rautma^ 
m  WT.  1935  S.  196 ,  über  devisenrechthche  Bestimmungen  Müller  in  WT.  1934  S.  514. 

Die  aus  Schuldverhältnissen  des  Kapitalverkehrs  (nicht  auch  des  Waren-  und  Dienst- 
leistungsverkehr«)  mfolge  einer  Währungsänderung  entstehenden  Abwertung  wZ^ 

SeitSl^^  'li  «^eriltelrdÄ^STrsTa^to^^ZTzli^g^^ 
iTÄen  a^  G^haW  ^^"^"^«'«2"^^  "''*«*^*'«"  ^'  der  Erfüllung  von  Verbind- 
^en^d^H^-n  V      '  f"'  ^«•'^«"'  Hypotheken,    Grundschulden.   BeteiU- 

Sn  oXr  ^.^n  hT  r""?^*«^"'  ^^  ""^  ^'"«  abgewertete  ausländische  Währung 
derTrfMiLt  Zh?  ,  ir^"^''  ^'T  ^^S^"^^^*^^  ausländischen  Währung  bestirnm^ 
^h.^^     rf/  f^'"^'  ■"^"°  '*«'■  inländische  Schuldner  durch  die  Un^teUune  de^ 

Verbmdhchkeit  in  einer  abgewerteten  ausländischen  Währung  befreit  wird..  Als  Ge^Z 

£  aMsch^  W?h^'"*   ^T"*'^^  "''"  Reichsmarkgegenwert  der  VerbiLdh^^^Tt 
m  ausländischer  Wahrung  an  dem  Tage  ihrer  Entstehung  und  ihres  Erlöschens    In 
gewissen  FaUen  besteht  Anzeigepflicht  (§  2  Abs.  2),  femer  sind  BefreiiSgfn  v™hen 
vgl.  hierzu  Koehler  m  WT.  1937  S.  119  und  219,  Mauve  in  BetrW.  S.  71         ^°'«««®*>e°' 

§  54.  Anleihen  (F  30) 

Anleihen  sind  langfristige  Darlehen,  die  unter  Inanspruchnahme  des  öffentüchen 
«.apitalmarktes  aufgenommen  worden  sind.  In  der  Regel  sind  Schuldverschrei- 
b^gen  auf  den  Inhaber  (ObUgationen)  oder  Schuldscheine  für  Teilbeträge  einer 

^^s'^^^At^rT   w    ^'^^T^""-  ^  b««<«>de'«  Finanzierungsmittel  erwähnt 
der  H74  AktG.  die  Wandelschuldverschreibungen  und  Genußscheine.  Zur  Prüfune 
smd  die  grundlegenden  Aufsichtsratsbeschlüsse,  der  Grundbuchauszug  wegen  hypo- 
thekarischer Sicherheit,  Prospekt,  Stammrolle  der  Emissionsbank,  TümingspUn 
Auslosungsprotokoll  und  ausgeloste  Stücke  heranzuziehen  6     B  F      , 

Auf  der  Passivseite  ist  der  Rückzahlungsbetrag  einzusetzen.  Ist  die  Anleihe  noch 
mcht  vollständig  untergebra<!ht,  so  ist  der  Rückzahlungsbetrag  der  begebenen 
btucke  mit  Abrechnung  vor  dem  Strich  zu  passivieren.  Für  Rückzahlung  über  pari 
Sd^w"'?^  22r^'''*'*''  Aktivposten  zwecks  VerteUung  auf  die  Laufzeit 

Kann  der  Rückzalilungsbetrag  verschieden  berechnet  werden  (z.  B.  bei  Vorbehalt 
der  Kündigung  mit  Aufgeld  oder  verschiedenen  Tügungskursen),  so  ist  der  ungün- 
stigste Fall  anzunehmen  oder  eine  RücksteUung  für  diesen  Fall  zu  bUden  Aus- 
geloste Stucke  smd  vom  Rückzahlungsbetrag  abzusetzen,  für  noch  nicht  zur  Ein- 
losung  emgereichte  Stücke  ist  unter  Pos.  V  10  ein  Betrag  vorzusehen.  Für  die  vor 
^n  zuTild    ^^^""^^  laufende  Zinsperiode  ist  ein  passiver  Rechnungsabgrenzungs- 

^,1^°"^ ^nl^l?^'^**'?"  ""■''"  Inh«"^"»  ein«  BeteiUgung  am  Gewinn  oder  Liquidations- 
^^^     M  „;if  T^"''**'-  "^^«en  ihrer  Rechtsnatur  und  buchtechnischen  Behandlung 

^1.  Koehler  m  WT.  1936  S.  265  und  Wipper  ebenda  S.  106.  Genußscheine  können  ebenso 
wie  Besserungs«=heme  und  Dividendengarantien  nicht  als  Passivposten  in  der  Bilanz 
erechemen  da  die  auf  ihnen  ruhenden  VerpfUchtungen  ledigUch  aus  dem  Reingewinn 
oder  Liquidationseriös  zu  erfüUen  sind.  Nur  wenn  Genußscheine  zum  Zweck  der  Kapital- 
beschaffung  ausgegeben  worden  sind,  müssen  sie  zur  Vermeidung  eines  Gewinnausweises 
ebenso  wie  das  Agio  aus  der  Ausgabe  von  Wandelschuldverschreibungen  usw.  unter 
den  freien  Rucklagen  bilanziert  werden. 
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§  55.  Hypotheken,  Gnmd-  und  Rentenschulden  (F  30) 

Die  Prüfung  erfolgt  nach  dem  neuesten  Grundbuchauszug  bzw.  unter  Einsicht- 
nahme in  das  Grundbuch.  Zu  büanzieren  ist  der  tatsächHch  noch  bestehende  Schuld- 
betrag nach  Abzug  geleisteter  Tilgungen.  Rückständige  Zinsen  sind  unter  Ziff.  10 
aufzunehmen.  Für  auf  das  alte  Jahr  entfallende  Zinsbeträge  ist  ein  Abgrenzungs- 
posten zu  bilden. 

Hypothek  (BGB.  §  lllSff.)  ist  das  Recht  auf  Zahlung  einer  bestimmten  Geld- 
summe aus  emem  Grundstück  zur  Befriedigung  einer  Forderung;  Grundschuld 
(BGB.  §  1191ff.)  ebenso,  jedoch  ohne  daß  ihr  eine  Forderung  zugrunde  hegen  muß 
Die  Grundschuld  kann  zwar  auch  durch  eine  Forderung  veranlaßt,  z.  B  zur  Tilgung 
derselben  oder  als  Sicherheit  gegeben  sein;  das  dingliche  Recht  entsteht  aber  oh^ 
Rücksicht  auf  die  Forderung. 

Bei  Vereinigung  von  Eigentum  und  Gläubigerrecht  entsteht  die  Eigentümer- 
hypothek bzw.  die  Eigentümergrundschuld  (BGB.  §§889-  1163ff  •  1196ff  ) 
Diese  brauchen  nicht  bilanziert  zu  werden,  wenn  na<3hgewiesen  W,  daß  keine  Ver^ 
Wendung  für  Kreditsicherung  usw.  erfolgt  ist. 

Die  Rentenschuld  ist  eine  Abart  der  Grundschuld,  und  zwar  eine  Belastung 
des  Grundstücks  in  der  Weise,  daß  der  Grundstückseigentümer  nicht  ein  Kapital, 
sondern  regelmäßig  wiederkehrende  Geldleistungen  aus  dem  Ertrage  des  Grund- 
stücks schuldet  (BGB.  §  1199ff.).  Für  die  Rentenschuld  haftet,  ebenso  wie  für  die 
Grundschuld,  nur  das  Grundstück  und  nicht  der  Grundstückseigentümer  (soweit 
nicht  eme  besondere  persönUche  Forderung  besteht).  Eine  Ablösungssumme  muß 
bei  jeder  Rentenschuld  bestimmt  und  im  Grundbuch  eingetragen  sein.  Hierdurch 
gewinnt  die  Rentenschuld  äußerüch  eine  starke  Ähnhchkeit  mit  der  Grundschuld. 

Von  der  Rentenschuld  ist  die  Reallast  (BGB.  §  1105)  zu  unterscheiden,  die  nicht 
auf  eme  Geldrente,  sondern  auf  wiederkehrende  Leistungen  geht.  Diese  und  die  sonstigen 
noch  möglichen  GrundstücksbelsÄtungen  (Erbbaurecht,  Grunddienstbarkeit,  Nießbrauch. 
Vorkaufsrecht)  gehören  nicht  in  die  Bilanz. 

Sicherungshypotheken  waren  nach  der  Aktienrechtsnovelle  von  1931  ausdrückUch 
von  der  Bilanzierung  als  Hypotheken  ausgeschlossen.  Diese  Beschränkung  ist  in  der 
neuen  BilanzgUedenmg  fortgefaUen.  Da  sich  das  Recht  des  Gläubigers  einer  Sicherungs- 
hypothek  (Höchstbetragshypothek)  nach  §  1184  BGB.  nur  nach  der  persönüchen  For- 
derung bestimmt,  ist  auch  der  Ausweis  dieser  Forderung  wie  bisher  mit  einem  die  hypo- 
thekarische Sicherung  kenntUch  machenden  Vermerk  als  zulässig  anzusehen. 

Bei  Verkauf  eines  belasteten  Grundstücks  mit  Schuldübemahme  ist  mangels  Geneh- 
migung derselben  durch  den  Gläubiger  (§  416  BGB.)  die  Schuld  als  sonstige  Verbind- 
•  *L  u^^®^^^  ^"  büanzieren;  der  Gegenanspruch  an  den  neuen  Eigentümer  bedingt 
jedoch  die  Aktivierung  einer  entsprechenden  Forderung. 

§  56.  Pfandgelder.  Werkspareinlagen  (F  31) 

Der  Ausweis  dieser  beiden  Bilanzpositionen  ist  durch  das  AktG.  neu  eingeführt 
worden.  Die  Hinterlegung  von  Pfandgeldern  durch  GefolgschaftsmitgHeder  -  nur 
diese  faUen  unter  die  Ausweisvorschrift  —  wird  vielfach  verlangt,  wenn  Rechnungen 
oder  Versicherungsbeiträge  eingezogen  oder  Kassen-  und  Lagerbestände  verwaltet 
werden.  Soweit  solche  Pfandgelder  durch  Lohn-  und  Gehaltsabzug  angesammelt 
worden  smd,  handelt  es  sich  um  rückständigen  Arbeitslohn,  der  zu  den  bevorrech- 
tigten Forderungen  nach  §  61  Ziff.  1  KO.  gehört.  Der  besondere  Charakter  der  an 
t^folgschaftsmitgUeder  hinterlegten  Handgelder  läßt  über  den  gesonderten  Büanz- 
ausweis  hinaus  eine  Trennung  von  den  sonstigen  Betriebsmitteln  und  gesonderte 
Anlegung  angebracht  erscheinen. 
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V.  Verbindlichkeiten  3-6 

Saldenliste  des  Gläubiger-Kontokorrents :  JiJC 

Auszuscheidende  Posten: 

Rücklagen 

Rückstellungen 

Wertberichtigungsposten 

Abgrenzungsposten 

Avalposten 

Zerlegung  gem.  §  131  Abs.  1  B  V 


Bilanz- 
position 

3.  Pfandgelder  von  Arbeitern  und  Angestellten  (§  56)  Hbfol. 
Sicherungsmaßnahmen  ? 


Bilanzbetrag     J^JC 

4.  Verbindlichkeiten  aus  Werkspareinlagen  (§56)  Hbfol. 
Sicherungsmaßnahmen  ? 


Bilanzbetrag     JlJt 


5.  Anzahlungen  von  Kunden  (§57)  Hbfol. 

festgestellt  nach  Lieferungsverträgen 
inzwischen  durch  Lieferung  erledigt 


Bilanzbetrag     J%Jt 


Überschneidung  evtl.  mit  Ziff.  7 


6.  Verbindlichkeiten  auf  Grund  von  Warenlieferungen 
und  Leistungen  (§  58)  Hbfol. 

davon  an  abhängige  und  Konzerngesellschaften 
Übertrag  auf  sonstige  Verbindlichkeiten 
Fälhgkeiten 

Bilanzbetrag     ^JC 

Überschneidungen  evtl.  mit  Ziff.  2,  7  und  8 
hierzu  Anlage 
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Bei  den  Werkspareinlagen  ist  der  besondere  Ausweis  im  HinbHck  auf  die  im  Gang 
befindUche  Auflösung  der  Werksparkassen  vorgeschrieben  worden.  Diese  Kassen 
smd  nach  §  27  des  Reichsgesetzes  über  das  Kreditwesen  vom  5.  12.  1934  (RGBl  I 
S.  1203)  bis  zum  31.  12.  1940  aufzulösen.  Die  hiermit  zusammenhängenden  Fragen 
behandelt  Wenz  in  WT.  1936  S.  345.  ^  J^r<igen 

§  57.  Anzahlungen  von  Kunden  (F  31) 

Ke  Anzahlungen  von  Kunden  für  in  Ausführung  begriffene,  noch  nicht  abgerechnete 
Auftrage  ergeben  sich  aus  der  Habenseite  des  Debitorenauszugs.  Bei  langfristigen 
Vertragen  handelt  es  sich  häufig  um  große  Beträge,  die  ihren  Gegenwert  im  Waren- 
konto  oder  einem  Konto  noch  mcht  abgerechneter  Anlagen  finden  müssen,  da  andern- 
falls da^  Ergebnis  der  R^hnungsperiode  zu  Unrecht  mit  den  als  Schuld  ausgewiesenen 
Anzahlungen  belastet  wird  (vgl.  §  8).  &      ^    ^ 

rWe  bis  zum  Prüfungstag  erfolgte  Ausführung  der  Lieferungen  bzw.  das  VorUegen 
der  dem  Bilanzposten  zugrunde  hegenden  Aufträge  ergibt  sich  aus  den  Kommissions- 
zetteln,  Lieferungsverträgen  und  aus  der  Korrespondenz.  Auch  die  richtige  Ab- 
wicklung der  vorjährigen  größeren  Anzahlungen  ist  zu  kontrolüeren.  -  Besondere 
*  ragen  bei  Anzahlungen  der  Abnehmer  von  Versorgungsunternehmungen  für  Strom, 
Gas  usw.  behandelt  Kruschwitz  in  WT.  1935  S.  181. 

§  58.  Verbindlichkeiten  aus  Warenlieferungen  und  Leistongen  (F  31) 

•  ^^^,.^^^®r^^g8;  "»d  LeistungsverbindHchkeiten  bedürfen  als  Schulden  aus  dem 
eigenthchen  Geschäftsverkehr  besonderer  Beachtung.  Für  ihre  Na<jhprüfung  gelten 
sinngemäß  die  Ausführungen  über  die  Prüfung  des  Kontokorrentverkehrs  in  §  30  • 
Unterlagen  hierfür  sind  die  Kreditorenkonten  sowie  die  Bücher  des  ZahlunJver' 
kehrs  und  des  Einkaufs,  ferner  die  Einkaufsrechnungen  und  die  Lieferantenkorre- 
epondenz  (Saldenauszüge).  Die  materielle  Prüfung  des  Kreditorenkontos  hat  die 
Entstehung  und  den  Ausgleich  der  Verpfüchtungen  im  gesamten  äußeren  Geschäfts- 
verkehr zum  Gregenstand. 

ur^f  ""•.? ^  ^^^^  ^^"^  Lieferantenkonten  wird  der  Prüfer  sich  zunächst  einen  Über- 
bückul^r  die  Organisation  des  Einkaufs  verschaffen  müssen,  um  hiernach  den  Gang 
der  Prüf ung  emzurichten  und  sich  ein  Büd  über  die  vorhandenen  Sicherungen  gegen 
zu  hohe  Preisberechnung  sowie  Minderlieferungen  machen  zu  können,  wlnn 
ausreichende  Sicherungen  nicht  bestehen,  so  muß  die  Prüfung  besonders  eingehend 
erfolgen.  Von  Wichtigkeit  ist  weiter  die  KontroUe  des  Eingangs  der  besteUten  V^are  im 
Werk  die  Weiterleitung  bis  zum  Lager  und  die  Lagerverwaltung.  Zu  den  Prüfungs- 
unterlagen gehören  auch  die  Bestellbücher,  Fraehtbriefe,  Lieferscheine,  Eingangs- 
kontrollen und  Lagerbücher.  ^     ^ 

Für  größere  und  regelmäßige  Lieferungen  hegen  häufig  Abschlüsse  vor,  die  eben- 
falls zu  prüfen  smd.  Etwaige  Satzungsbestimmungen,  na<;h  denen  Verträge  von  nicht 
bestimmter  Wertgrenze  an  der  Genehmigung  des  Aufsichtsrats  unterüegen,  sind 
zu  Deacmen. 

Für  die  Priif ung  des  Lieferantenverkehrs  kommen  hinsichtUch  der  Gutschriften 
folgende  R^visionshandlungen  in  Frage:  Prüfung  der  Originabechnungen  auf  Über- 
einstimmung  mit  den  Bestellscheinen  bzw.  Bestellbüchern,  auf  richtige  Ansetzung 
des  verembarten  Preises  (Offerten  PreisHsten),  richtige  Ausrechnung  der  Preise, 
Kontierui^  im  Emgangsbuch  und  Übertragung  in  das  Kontokorrent;  Kontrolle  des 
tatsachhchen  Emgangs  der  berechneten  Ware  na<;h  Gegenstand,  Gewicht  und 
Menge;  endhch  Behandlung  und  buchmäßige  Erfassung  von  Retouren  und  Abzügen. 
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Die  Lastschriften  sind  an  Hand  der  Belege  des  Zahlungsverkehrs  zu  kon- 
trollieren. Auch  bei  der  Prüfung  des  Kreditoren-Kontokorrents  wird  man  wie  bei  den 
Debitoren  eine  Auswahl  bestimmter  Fälle  durch  zusammenhängende  systematische 
Stichproben  erfassen  und  dabei  den  größeren  Konten  sowie  dem  letzten  Monat  vor 
und  dem  ersten  Monat  nach  dem  Abschluß  besondere  Aufmerksamkeit  schenken. 
Bei  der  gesamten  Prüfung  ist  auf  das  Zustandekommen  der  Verbindlichkeiten 
(Geschäftsverkehr  oder  Finanz  verkehr)  einzugehen  und  auf  Anhaltspunkte  für 
Konzernverhältnisse  zu  achten.  Aus  der  Zahlungsweise  des  geprüften  Unternehmens 
ergibt  sich  die  Beurteilung  seiner  finanziellen  Lage ;  eventuell  ist  die  Bildung  einer 
Rückstellung  für  Verzugszinsen  auf  überfällige  Verbindlichkeiten  notwendig. 

Bei  Kontokorrentdifferenzen  ist  der  Kreditoren- Saldenauszug  dann  maßgebend, 
wenn  er  einen  höheren  Endbetrag  zeigt  als  der  Hauptbuchsaldo.  Der  Mehrbetrag 
des  Kreditorenauszugs  ist  bis  zur  Aufklärung  über  ein  Differenzkonto  dem  Kreditoren- 
konto gutzuschreiben.  Im  umgekehrten  Fall  muß  der  höhere  Hauptbuchsaldo  passi- 
viert werden. 

Für  die  Prüfung  des  Geschäftsberichts  sind  Lieferungen  unter  Eigentumsvorbehalt 
und  nicht  aus  der  Bilanz  hervorgehende  Sicherheitsleistungen  vorzumerken.  Wenn 
jedoch  Eigentumsvorbehalte  als  branchenüblich  bezeichnet  werden  können,  so  darf 
von  der  Erwähnung  im  Geschäftsbericht  abgesehen  werden,  WT.  1936  S.  491 
Leitsätze  B  11. 

§  59.  Konzemverbindlichkeiten  (F  31) 

Die  Verbindlichkeiten  gegenüber  Konzernunternehmungen  entstehen  aus  dem 
Lieferungs-  und  Leistungs verkehr,  aus  Finanzierungsgeschäften  oder  Beteiligungs- 
und Interessengemeinschafts vertragen  der  verschiedensten  Art.  Die  in  Frage  kom- 
menden rechtlichen  Beziehungen  zwischen  Konzerngesellschaften  und  die  Möglich- 
keiten ihrer  Feststellung  bei  der  Bilanzprüfung  sind  bereits  bei  den  Konzernforde- 
rungen in  §  33  behandelt  worden.  Die  dort  entwickelten  Gesichtspunkte  sind  auch 
hier  zu  beachten. 

Die  Prüfung  der  schuldrechtlichen  Seite  von  Konzernverhältnissen  hat  in  erster 
Linie  die  Entstehung  und  richtige  Bewertung  der  ausgewiesenen  Verbindlichkeiten 
zum  Gegenstand.  Dabei  ist  zu  beachten,  daß  der  Geschäftsverkehr  zwischen  Konzern- 
unternehmungen zur  Regulierung  der  Bilanz  und  des  Geschäftsergebnisses  im  Sinne 
einer  Gewinnminderung  bei  der  geprüften  Gesellschaft  benutzt  werden  kann.  Beim 
Erwerb  von  Waren  oder  sonstigen  Vermögenswerten  kann  durch  Bewilligung  über- 
höhter Preise,  beim  Verkauf  durch  niedrigere  Preisstellung  oder  Gewährung  von 
Rabatten,  Frachtübernahme  und  Einräumung  anderer  sonst  nicht  üblicher  Vorteile 
eine  Gewinnverlagerung  herbeigeführt  werden;  beim  Erwerb  von  Wertpapieren 
können  Kursdifferenzen,  Abmachungen  über  die  Dividendenberechtigung  oder  über 
Kursgarantien  in  dieser  Richtung  wirken.  Die  verschiedenen  in  Frage  kommenden 
MögUchkeiten  werden  von  Voß  in  WT.  1937  S.  85  und  Warth  in  ZfhwForsch.  1937 
S.  16  behandelt. 

Die  besondere  straf-  imd  steuerrechthehe  Seite  derartiger  Gewinnverschiebungen 
untersucht  Reinhold  in  WT.  1935  S.  64.  Wenn  die  Vereinbarung  von  Verrechnungs- 
preisen mit  der  Folge  der  Gewinnregulienmg  rechtswirksam  ist,  so  kann  der  Bilanzprüfer 
eine  Änderung  der  Abrechnungsart  bzw.  den  Ausweis  des  wahren  Gewinns  nicht  ver- 
langen;  strafrechtlich  kann  aber  imter  Umständen  der  Tatbestand  der  handelsrechtUchen 
Untreue  nach  §  312  HGB.  (=  294  AktG.)  gegeben  sein.  Steuerrechtüch  kann  verdeckte 
Gewinnausschüttvmg  vorliegen,  die  eine  Rückstellung  für  etwaige  Steuemachforderungen 
erfordert. 
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V.  VerbindUchkeiten  7—10 


Bilanz- 
position 

7.  Verbindlichkeiten  gegenüber  Konzernunternehmimgen  (§  59)  Hbfol. 
Herrührend  aus 


Bilanzbetrag     JiJC 
Überschneidungen  evtl.  mit  Ziff.  1, 2, 5, 6, 8  und  9 


8.  Verbindlichkeiten  aus  der  Annahme  von  gezogenen 

Wechseln  und  der  Ausstellung  eigener  Wechsel  (§  60)  Hbfol. 

davon  an  Konzernunternehmungen 
an  Banken 

Fälligkeiten 


Bilanzbetrag     JIJC 
Überschneidimgen  mit  Ziff.  2,  6,  7,  und  9 


9.  Verbindlichkeiten  gegenüber  Banken  (§61)  Hbfol. 
Bankauszug  vom 
Abstimmung  von  Differenzen 
Gegebene  Sicherheiten 


Überschneidimgen  mit  Ziff.  2,  7  und  8 


Bilanzbetrag     JiJC 


10.  Sonstige  Verbindlichkeiten  (§  62) 

Darlehen  langfristig/kurzfristig  Hbfol. 

Steuer-Rückstände  Hbfol. 

Nicht  eingelöste  Zins-  und  Dividendenscheine 

Verbindlichkeiten  aus  obligationsähnlichen  Genuß- 
scheinen 


Büanzbetrag     MJl 


hierzu  Anlage 
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§  60.  Akzepte  (F  31) 

Die  Verbindlichkeiten  aus  der  Annahme  gezogener  Wechsel  oder  der  Ausstellung 
eigener  Wechsel  (Art.  28  und  78  WG.)  erscheinen  bei  der  Weitergabe  dieser  Papiere 
unter  Belastung  des  Empfängers  auf  dem  Akzeptkonto.  Auch  Gefälligkeitsakzepte 
sind  als  Akzepte  auszuweisen.  Der  Bezogene,  der  einen  auf  ihn  gezogenen  Wechsel 
noch  nicht  akzeptiert  hat,  haftet  noch  nicht  wechselmäßig  und  kann  bis  zur  Annahme 
die  bestehende  Verbindlichkeit  an  der  zugehörigen  SteUe  bilanzieren.  Die  Giro- 
verpfüchtungen  aus  indossierten  weitergegebenen  Fremdwechseln  sind  in  Akzept- 
konto nicht  enthalten  und  daher  als  WechselobUgo  im  Geschäftsbericht  anzugeben, 
wenn  sie  nicht  als  Eventualverbindlichkeiten  in  der  Bilanz  vermerkt  sind. 

Nicht  hierher  gehören  Kautions-  und  Depotwechsel,  die  bei  Verbänden, 
Kartellen  oder  anderen  Stellen  als  Sicherheit  für  die  Einhaltung  übernommener 
Verpflichtungen  hinterlegt  worden  sind.  Sie  können  in  einem  Depotwechselkonto  oder 
unter  sonstiger  Bezeichnung  in  der  Bilanz  erscheinen,  andernfalls  müssen  sie  gemäß 
§  128  Abs.  2  Ziff.  6  AktG.  im  Geschäftsbericht  angegeben  werden.  Wenn  sie  in  das 
Avalkonto  aufgenommen  werden,  so  ist  dieses  mangels  Rückgriffsforderung  auf 
der  Passivseite  höher.  Kurssicherungswechsel  und  Bankfinanzierungswechsel  (vgl. 
§61)  sind  ebenso  wie  ein  Obligo  aus  Arbeitsbeschaffungswechseln  (Oeffa-  und 
Mefowechseln)  nur  im  Geschäftsbericht  zu  erwähnen. 

Die  Angabe  von  Bankfinanzierungswechseln  im  Geschäftsbericht  kann  nach 
Risse,  Kongreß-Archiv  1936  S.  141  dann  unterbleiben,  wenn  ein  Risiko  hinsichtlich 
doppelter  Inanspruchnahme  als  ausgeschlossen  erscheint.  Andererseits  kann  unter 
Umständen  eine  Verpflichtung  bestehen,  Eventualverbindlichkeiten  nicht  nur  im 
Geschäftsbericht  oder  in  der  Bilanz  zu  vermerken,  sondern  unter  die  Passiva  aufzu- 
nehmen, wenn  nämlich  eine  Inanspruchnahme  sicher  oder  höchst  wahrscheinlich  ist 
und  eine  Rückgriffsforderung  nicht  besteht  oder  eine  bestehende  Rückgriffsforderung 
nicht  gleichwertig  ist  (RG.  120,  367). 

Beim  Übergang  von  bisher  anderer  Zahlungsweise  zu  Akzeptzahlungen  sowie  bei 
Zunahme  oder  Verminderung  des  Akzeptkontos  ist  dies  im  Prüfungsbericht  zu  er- 
wähnen. Die  Grundsätze  ordnungsmäßiger  Bilanzierung  für  Wechsel,  Schecks  und 
Akzepte  behandelt  Weiland  in  Bd.  7  der  Veröffentlichungen  der  Schmalenbach- 
Vereinigung  (Leipzig  1935). 

§  61.  Verbindlichkeiten  gegenüber  Banken  (F  31) 

Zur  Prüfung  der  Bankschulden  liegen  die  Tagesauszüge  und  Halbjahresauszüge 
vor,  aus  denen  sich  der  eventuell  durch  Abschlußposten  geänderte  Endsaldo  des 
Bankkontos  ergibt.  Abweichungen  gegenüber  dem  Buchsaldo  durch  am  Bilanztag 
unterwegs  befindliche  Schecks  und  Überweisungen  sind  durch  Abstimmung  zu 
klären.  Für  die  Prüfung  des  Bankverkehrs  gelten  im  übrigen  die  in  §  40  gemachten 
Ausführungen.  Forderungen  und  Schulden  bei  derselben  Bank  auf  verschiedenen 
Konten  sind  getrennt  auszuweisen. 

Sind  zwecks  Kreditbeschaffung  Bankfinanzierungswechsel  gegeben,  so  ist 
keine  Wechselschuld,  sondern  eine  Giroverpflichtung  entstanden,  die  ihre  Grundlage 
in  dem  mit  Hilfe  der  Wechselziehung  flüssiggemachten  Bankkredit  hat.  Zu  bilan- 
zieren ist  daher  der  Bankkredit,  und  zwar  nicht  die  Kreditsumme  und  ein  etwa 
hieraus  bestehendes  Guthaben,  sondern  der  in  Anspruch  genommene  Kreditbetrag. 
In  der  Hingabe  eines  Finanzierungswechsels  an  eine  Großbank  wird  allgemein  ein 
Risiko  nicht  gesehen,  die  Aufnahme  unter  die  im  Greschäftsbericht  anzugebenden 
Giro  Verbindlichkeiten  ist  daher  nicht  erforderlich,  doch  ist  ein  Hinweis  im  Geschäfts- 
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Prüfung  des  Kreditorenkontos  (§  58) 

Material  für  die  Kontenprüfung : 

Journal 

Kreditoren-Kontokorrent 

Kreditoren- Auszug 

Kontenauszüge  der  Kreditoren 

Waren-Einkaufsbuch 

Bestellbücher 

Frachtbriefe 

Lieferscheine 

Eingangskontrollen 

Lagerbücher 

Einkaufsrechnungen 

Lastschriften  im  Bankverkehr 

desgl.  Postscheckverkehr 

desgl.  Kassen  verkehr 

Kontenauszug  geprüft  auf : 

Vortrag 

Lieferungen 

Gutschriften 

Zahlungen 

Belastungen 

Salden 

Rechnerisch 


Geprüfte  Konten: 
Monate 


Vormerkungen : 

Lieferungen  unter  Eigentumsvorbehalt 
Vormerkung  zum  Geschäftsbericht  F  37 

gegebene  Sicherheiten 

Vormerkung  zum  Geschäftsbericht  F  37 

Überfällige  Kreditoren 

Vorbemerkung  zum  Prüfungsbericht 

hierzu  Anlage 


8     Hertleln-Meisner,  Prüfung  d,  AG. 
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§  60.  Akzepte  (F  31) 

Die  Verbindlichkeiten  aus  der  Annahme  gezogener  Wechsel  oder  der  Ausstellung 
eigener  Wechsel  (Art.  28  und  78  WG.)  erscheinen  bei  der  Weitergabe  dieser  Papiere 
unter  Belastung  des  Empfängers  auf  dem  Akzeptkonto.  Auch  Gefälligkeitsakzepte 
sind  als  Akzepte  auszuweisen.  Der  Bezogene,  der  einen  auf  ihn  gezogenen  Wechsel 
noch  nicht  akzeptiert  hat,  haftet  noch  nicht  wechselmäßig  und  kann  bis  zur  Annahme 
die  bestehende  Verbindlichkeit  an  der  zugehörigen  Stelle  bilanzieren.  Die  Giro- 
verpflichtungen aus  indossierten  weitergegebenen  Fremdwechseln  sind  in  Akzept- 
konto nicht  enthalten  und  daher  als  Wechselobligo  im  Geschäftsbericht  anzugeben, 
wenn  sie  nicht  als  Eventualverbindlichkeiten  in  der  Bilanz  vermerkt  sind. 

Nicht  hierher  gehören  Kautions-  und  Depotwechsel,  die  bei  Verbänden, 
Kartellen  oder  anderen  Stellen  als  Sicherheit  für  die  Einhaltung  übernommener 
Verpflichtungen  hinterlegt  worden  sind.  Sie  können  in  einem  Depotwechselkonto  oder 
unter  sonstiger  Bezeichnung  in  der  Bilanz  erscheinen,  andernfalls  müssen  sie  gemäß 
§  128  Abs.  2  Ziff.  6  AktG.  im  Geschäftsbericht  angegeben  werden.  Wenn  sie  in  das 
Avalkonto  aufgenommen  werden,  so  ist  dieses  mangels  Rückgriffsforderung  auf 
der  Passivseite  höher.  Kurssicherungswechsel  und  Bankfinanzierungswechsel  (vgl. 
§  61)  sind  ebenso  wie  ein  Obligo  aus  Arbeitsbeschaffungswechseln  (Oeffa-  und 
Mefowechseln)  nur  im  Greschäftsbericht  zu  erwähnen. 

Die  Angabe  von  Bankfinanzierungswechseln  im  Greschäftsbericht  kann  nach 
Risse,  Kongreß- Archiv  1936  S.  141  dann  unterbleiben,  wenn  ein  Risiko  hinsichtlich 
doppelter  Inanspruchnahme  als  ausgeschlossen  erscheint.  Andererseits  kann  unter 
Umständen  eine  Verpflichtung  bestehen,  Eventualverbindlichkeiten  nicht  nur  im 
Greschäftsbericht  oder  in  der  Bilanz  zu  vermerken,  sondern  unter  die  Passiva  aufzu- 
nehmen, wenn  nämlich  eine  Inanspruchnahme  sicher  oder  höchst  wahrscheinlich  ist 
und  eine  Rückgriffsforderung  nicht  besteht  oder  eine  bestehende  Rückgriffsforderung 
nicht  gleichwertig  ist  (RG.  120,  367). 

Beim  Übergang  von  bisher  anderer  Zahlungsweise  zu  Akzeptzahlungen  sowie  bei 
Zunahme  oder  Verminderung  des  Akzeptkontos  ist  dies  im  Prüfungsbericht  zu  er- 
wähnen. Die  Grundsätze  ordnungsmäßiger  Bilanzierung  für  Wechsel,  Schecks  und 
Akzepte  behandelt  Weiland  in  Bd.  7  der  Veröffentlichungen  der  Schmalenbach- 
Vereinigung  (Leipzig  1935). 

§  61.  Verbindlichkeiten  gegenüber  Banken  (F  31) 

Zur  Prüfung  der  Bankschulden  liegen  die  Tagesauszüge  und  Halbjahresauszüge 
vor,  aus  denen  sich  der  eventuell  durch  Abschlußposten  geänderte  Endsaldo  des 
Bankkontos  ergibt.  Abweichungen  gegenüber  dem  Buchsaldo  durch  am  Bilanztag 
unterwegs  befindliche  Schecks  und  Überweisungen  sind  durch  Abstimmung  zu 
klären.  Für  die  Prüfung  des  Bankverkehrs  gelten  im  übrigen  die  in  §  40  gemachten 
Ausführungen.  Forderungen  und  Schulden  bei  derselben  Bank  auf  verschiedenen 
Konten  sind  getrennt  auszuweisen. 

Sind  zwecks  Kreditbeschaffung  Bankfinanzierungswechsel  gegeben,  so  ist 
keine  Wechselschuld,  sondern  eine  Giroverpflichtung  entstanden,  die  ihre  Grundlage 
in  dem  mit  Hilfe  der  Wechselziehung  flüssiggemachten  Bankkredit  hat.  Zu  bilan- 
zieren  ist  daher  der  Bankkredit,  und  zwar  nicht  die  Kreditsumme  und  ein  etwa 
hieraus  bestehendes  Guthaben,  sondern  der  in  Anspruch  genommene  Kxeditbetrag. 
In  der  Hingabe  eines  Finanzierungswechsels  an  eine  Großbank  wird  allgemein  ein 
Risiko  nicht  gesehen,  die  Aufnahme  unter  die  im  Greschäftsbericht  anzugebenden 
Giroverbindlichkeiten  ist  daher  nicht  erforderlich,  doch  ist  ein  Hin  weis  im  Geschäfts- 
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Prüfung  des  Kreditorenkontos  (§  58) 

Material  für  die  Kontenprüfung : 

Journal 

Kreditoren-Kontokorrent 

Kreditoren- Auszug 

Kontenauszüge  der  Kreditoren 

Waren- Einkaufsbuch 

Bestellbücher 

Frachtbriefe 

Lieferscheine 

Eingangskontrollen 

Lagerbücher 

Einkaufsrechnungen 

Lastschriften  im  Bankverkehr 

desgl.  Postscheckverkehr 

desgl.  Kassen  verkehr 

Kontenauszug  geprüft  auf : 

Vortrag 

Lieferungen 

Gutschriften 

Zahlungen 

Belastungen 

Salden 

Rechnerisch 


Geprüfte  Konten: 
Monate 


Vormerkungen : 

Lieferungen  unter  Eigentumsvorbehalt 
Vormerkung  zum  Geschäftsbericht  F  37 

gegebene  Sicherheiten 

Vormerkung  zum  Geschäftsbericht  F  37 

Überfällige  Kreditoren 

Vorbemerkung  zum  Prüfungsbericht 

hierzu  Anlage 


8     Hertlein-Meisner,  Prüfung  d.  AG. 
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bericht  zu  empfehlen  dahingehend,  daß  das  hieraus  beatehenH^  R.^i,       u    ,  .. 
für  unbeachtlich  gehalten  und  daher  nichttngSn^  Se  WT '^  Q^f t^ 

1^  für  größere  Bankkredite  SicherheitsleistÄücr^st  härLT^üfe^i^  «^>- 
bhck  auf  die  gegebenenfalls  im  Geschäftsbericht  ,nT»^hfn-r»r  ^  u  "?  ^•°- 
zustellen,  ob  Pfandbestellunsen  oder^thl^    *  *,.     '?*^*>«"<^«"  Angaben  auch  fest- 

der  geprüf  ten  GeseStiS  fÄch^H^^^^^ 

hypothek,  Abtretung  von  Forderungen  R^h?    »ypothekenb^tellung,  Sicherungs- 

oder  Bevorschussung'  von  ^rt^en  «aret '  Grundschulden,  Verpfändung 

auf  normalem  We^ ablXckt  3«  ^„  ^?"^*  ""f^""'  "^  '^''  ^^^^  tatsächlich 
am  Bilanztag  gegeLtanSuZle^::  d^ß  dl^  lirrV.""'  ^.  Sicherheitsleistung 
in  Anspruch  genommen  wurde;  im  eräCn  Fal    k»n  t^"  ®''"''**8 '"'^«'' 

stehenden  Sicherheit  im  GeschäfUb^richf  „h^  ^  ""T  ^'"^'  Erwähnung  der  be- 
1936  S.  138).  i^escnaftsbencht  abgesehen  werden  (Risse,  Kongreß-Archiv 

§  62.  Sonstige  Verbindlichkeiten  (F  31 J 

^eÄal;:X  ~R^'"  Auf  Sichtsrat  zu  Händen  seines  VorsHzendeJund'war 
gegebenenfalls  zweckmäßig  m  emem  Sonderschreiben,  zu  unterrichten  h,ihpn    H» 

rMJÄL^Ä'^hf  ^r'l"'i«  "^^  GesckäftsfTht^tn  ÄuJg 
ist.  we  selbständige  Untemchtung  des  Aufsichtsrats  wird  nur  dann  unterbleiben 

können,  wennderWirtschaftsprüferdieGewißheithat,daßdervöJs£iLi"SStt^ 

§  63.  Rechnungsabgrenzunggpogten  (F  32) 

Entsprechend  der  in  §42  gegebenen  Definition  kommen  als  transitorische 
Passiva  Zahlungen  m  Frage,  welche  von  Dritten  im  alten  Jahr  ^totet  ^rden 
aber  ganz  oder  teJwewe  das  neue  Jahr  betreffen;  ferner  als  antifipatTve7Lten 
Zahlungen  des  Bilanzierenden  im  neuen  Jahr,  welche  das  alte  Jahr  angehet  - 

io6 
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VI.  RechnungsabgrenzuDgsposten  (§  63)  Hbfol. 

Nach  dem  Bilanztag  zu  zahlende  Unkosten,  die  auf  das 
alte  Jahr  entfallen : 
Lohn-Teilwoche  vom  bis 

Grehälter 
Krankenkasse 
Invalidenversicherung 
Angestelltenversicherung 
Lohnsteuer  usw. 
Umsatzsteuer 
anteilige  sonstige  Steuern 
Versicherungsprämien 
Berufsgenossenschaft 
Verbandsbeiträge 
Mieten 
Zinsen 

Frachten,  Zölle 
Provisionen 
Licht  und  Kraft 
Leihgebühren 
Sonstiges  (z.  B.  unbez.  Reparaturen) 

Vorauszahlungen  von  Dritten,  die  auf  das  neue  Jahr 
entfallen : 
Miete 
Pacht 
Zinsen 

Endwert : 
Reingewinn  (§64) 

G€wiim-/Verlust-/Vortrag  aus  dem  Vorjahr  J^JC 
4-  Reingewinn  im  Berichtsjahr 
oder  -f-  Verlust  im  Berichtsjahr 


^Ji 


» 


Avale  (§  65)  (Vorspalte) 

Verpflichtungen  aus  Bürgschaft 

Wechselbürgschaft 

Scheckbürgschaft 

Sonstige  Bürgschaften 

(jrewährleistungsverträge 

Depotwechsel 

Kautionswechsel 

Genußrechte 

Dividendengarantien 

Besserungsscheine 

hierzu  Anlage 


ergibt  Reingewinn     JlJi 


JRJi 


8* 
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Rechnungsabgrenzungsposten  sind  (im  Gegensatz  zu  Rückstellungen)  nach  Höhe 
und  Fälligkeit  genau  bestimmt. 

Zu  der  erstgenannten  Gruppe  gehören  Vorauszahlungen  von  Dritten  für  gemietete 
Räume  und  vorausgezahlte  Zinsen  usw.,  zu  den  Antizipativposten  vornehmlich  die 
Löhne  für  den  ersten  Teil  einer  durch  den  Bilanzstichtag  geteilten  Lohnwoche,  ferner 
rückständige  Gehälter,  auf  das  alte  Jahr  ganz  oder  anteilig  entfallende  Steuern,  Ver- 
sicherungsprämien, Mieten,  Zinsen  für  entliehenes  Kapital,  gestundete  Frachten 
und  Zölle,  Provisionen  usw.  Abzüge  auf  Forderungen,  die  bei  Zahlung  seitens  der 
Debitoren  zu  erwarten  sind,  können  durch  einen  Wertberichtigungsposten  berück- 
sichtigt werden ;  bei  kleinen  Beträgen  wird  gegen  die  Aufnahme  unter  Rechnungs- 
abgrenzungsposten nichts  einzuwenden  sein.  Die  aus  dem  Reingewinn  zu  zahlenden 
Bezüge  des  Vorstandes  für  das  Bilanzjahr  werden  üblicherweise  ebenfalls  über 
Rechnungsabgrenzungskonto  verbucht.  Die  Kosten  der  Pflichtprüfung  können  dann 
unter  die  Rechnungsabgrenzungsposten  aufgenommen  werden,  wenn  sie  im  voraus 
(z.B.  bei  Pauschal  vertragen)  genau  feststehen ;  in  der  Regel  sind  sie  unter  den  Rück- 
stellungen zu  passivieren  (Gutachten  FA.  Nr.  18/1933  WP.  S.  359  erläutert  von 
Adler  in  WT.  1936  S.  192). 

Wegen  der  Feststellung  von  Rechnungsabgrenzungsposten  vgl.  die  Ausführungen 
in  §  42.  Wenn  ein  Abgrenzungskonto  gebildet  wurde,  so  ist  darauf  zu  achten,  daß 
der  spätere  Ausgleich  über  dieses  Konto  und  nicht  ein  Konto  der  Erfolgsrechnung 
vorgenommen  wird. 

§  64.  Reingewinn  (F  32) 

Der  Überschuß  der  Aktivposten  über  die  Passivposten  ist  nach  §  131  Abs.  3  AktG. 
als  Reingewinn  ungeteilt  und  vom  vorjährigen  Gewinn-  oder  Verlustvortrag  ge- 
sondert am  Schluß  der  Jahresbilanz  auszuweisen.  Eine  Verrechnung  auf  Dividenden-, 
Tantiemen-  oder  ein  sonstiges  Konto  vor  dem  Ausweis  ist  also  unstatthaft ;  lediglich 
die  festen  vertraglichen  Tantiemen  sind  vor  der  Gewinnberechnung  über  die  Gewinn - 
und  Verlustrechnung  zu  verbuchen.  Über  die  Berechnung  derartiger  Tantiemen  aus 
dem  Reingewinn  vgl.  F  38. 

Reingewinn  ist  bei  der  AG.  nicht  der  volle  Jahresgewinn,  sondern  nur  der  nach 
Vornahme  aller  Rücklagen  verbleibende"  verFeirbarTlIewirih.rDer  Hemgewinn 
wird  regelmäßig  durch  clen  Vorstand,  und  zwar  durch  die  Aufstellung  des  Jahres- 
abschlusses mit  Billigung  des  Auf  sich  tsrats,  festgestellt ;  nur  wenn  der  Aufsichtsrat 
den  vom  Vorstand  aufgestellten  Jahresabschluß  nicht  billigt  oder  wenn  Vorstand 
und  Aufsichtsrat  sich  für  eine  Feststellung  durch  die  Hauptversammlung  entscheiden, 
liegt  die  Feststellung  des  Reingewinns  in  deren  Händen.  Nur  die  Verteilung  des 
Reingewinns  unterliegt  stets  dem  Beschluß  der  Hauptversammlung,  und  zwar  auf 
der  Grundlage  eines  vom  Vorstand  vorzulegenden  Verteilungs Vorschlags.  —  Die  Aus- 
schüttung des  verteilten  Reingewinns  ist  durch  das  Anleihestockgesetz  (vgl. 
§  71)  beschränkt. 

Unbeschadet  der  bilanzmäßigen  Feststellung  des  Reingewinns  wird  der  Bilanz- 
prüfer  sich  mit  der  Frage  einer  eventuell  verdeckten  Gewinnausschüttung  be- 
schäftigen müssen,  und  zwar  schon  mit  Rücksicht  darauf,  daß  gegebenenfalls  eine 
Steuer-Rückstellung  notwendig  ist,  ferner  im  Hinblick  auf  die  richtige  Beurteilung 
der  Wirtschaftlichkeit. 


Der  Begriff  der  körj)erschaftsteuerrechtUchen  „verdeckten  Gewinnausschüttung'* 
bezieht  sich  auf  Vorteile  aller  Art,  die  den  Interessenten  einer  juristischen  Person  gewährt 
werden,  ohne  als  Gewinnausschüttung  äußerUch  in  Erscheinung  zu  treten.  (Beispiele: 
Überhöhte  Bezüge  von  Vörataiidsmltgnedern  und  Äüßichtsiraten,   Sondervergütungen 


imd  Provisionen  ohne  wirtschaftliche  Begründung,  Kauf  von  einem  Gesellschafter 
über  Tagespreis  oder  Verkauf  an  Gesellschafter  imter  Tagespreis,  Zuwendungen  und 
Sondervergütungen  an  Verwandte  oder  Geschäftsfreunde.)  Das  Problem  der  verdeckten 
Gewinnausschüttung  ist  auch  vom  Standpunkt  der  Anleihestockbestimmungen  von 
größter  Bedeutung.  Eine  gesetzliche  Regelung  ist  mit  Rücksicht  auf  die  außerordentlich 
verschiedenartigen  Erscheinungsformen  kaum  möglich,  doch  sollten  einheitliche  Verwal- 
tungsrichtlinien der  Finanzbehörden  in  bezug  auf  die  Beurteilung  der  Gehälter  von 
Gesellschafter -Geschäftsführern  erlassen  werden,  da  hier  bei  den  einzelnen  Finanz- 
ämtern große  Unterschiede  und  bis  zu  einem  gewissen  Grade  auch  willkürliche  Aus- 
legungen anzutreffen  sind  (Beuck  in  Kongreß -Archiv  1936  S.  181  =  Leitsätze  WT.  1936 
S.  489  C  1—3);  vgl.  auch  Lindrath  in  BetrW.  1937  S.  11. 

f.^f^t^        §«.  Avale  rf  32; 

Von  den  als  Eventüalverpflichtungen  bezeichneten  Verpflichtungen  sind  die  Ver- 
bindlichkeiten aus  Bürgschaften,  Wechsel-  und  Scheckbürgschaften  sowie  ausJ>>W/ti 
Gewährleistungsverträgen  nach  ausdrücklicher  Vorschrift  des  §  131  Abs.  7  AktG. 
in  der  Bilanz  ziffernmäßig  zu  vermerken.  Die  Hinzurechnung  zur  Summe  der  Passiva_ 
ist  nicht  erforderlich,  es  genügt  Ausweis  in  der  Vorspalte,  solange  die  Inanspruch- 
nahme aus  der  Bürgschaft  usw.  noch  nicht  feststeht.  Wird  die  Verpflichtung  den 
Passiven  hinzugerechnet,  so  darf  dies  nicht  unter  einer  allgemeinen  Bilanzposition 
erfolgen,  sondern  nur  mit  ausdrückHcher  Angabe  ihrer  Eigenschaft  als  Bürgschafts- 
verbindlichkeit, Wechselbürgschaft  usw.  (Schlegelberger  Anm.  56  zu  §  131  AktG.). 

Wenn  Bürgschaften  in  Form  eines  Wechselgiros  gegeben  sind,  so  gehören  sie 
nicht  hierher,  sondern  wie  alle  Giroverpflichtungen  in  den  Grcschäftsbericht.  Es  ist 
darauf  zu  achten,  daß  auch  die  aus  Gefälligkeit  gegebenen  Akzepte  und  zwar  unter 
der  Bilanzposition  V  8  ausgewiesen  werden.  Andererseits  sind  Bürgschaften,  die  im 
Kontokorrent  verbucht  sind  (z.  B.  Bankbürgschaft  für  Frachtenstundung),  aus 
diesem  herauszunehmen  und  unter  Avalkonto  unterzubringen.  r. 

Unter  Gewährleistungsverträgen  ist  nur  das  Einstehen  für  fremde  Lei- W'' 
stungen  in  irgendeiner  Form  gemeint;  es  handelt  sich  um  eine  Erweiterung  des  Bürg- 
schattsbegriffes.  Nicht  hierher  gehört  die  allgemeine  Garantie  für  eigene  Lieferungen. 
Einzelheiten  s.  Berthmann  WT.  1934  S.  106,  Risse  ebenda  S.  136. 

Die  Übernahme  von  Bürgschaften  in  verschiedenster  Form  hat  init  der  zunehmen- 
den wirtschaftlichen  Verflechtung  immer  größere  Bedeutung  erlangt.  Der  Fest- 
stellung derartiger  eventuell  nicht  aus  den  Büchern  zu  ersehender  Verbindlichkeiten 
ist  allgemein  und  besonders  bei  Abhängigkeits-  und  Konzernverhältnissen  größte 
Aufmerksamkeit  zuzuwenden. 

Neben  den  zwingend  unter  §  131  Abs.  7  AktG.  fallenden  Verpflichtungen  gibt  es 
weitere  Eventual Verbindlichkeiten,  deren  Ausweis  an  dieser  Stelle  erfolgen  kann, 
aber  nicht  vorgeschrieben  ist,  wie  Depotwechsel  oder  Kau tions Wechsel,  die  bei  Auf- 
traggebern, Verbänden,  Kartellen  usw.  hinterlegt  sind.  Über  diese  Haftungsmöglich- 
keiten ist,  wenn  sie  nicht  aus  der  Bilanz  ersichtlich  sind,  im  Geschäftsbericht  zu 
berichten.  Ferner  sollen  lt.  Gutachten  FA.  Nr.  3/1935  WT.  S.  156  Dividenden- 
garantien und  sonstige  aus  dem  Reingewinn  zu  tilgende  Verpflichtungen  hier  ver- 
merkt werden. 

§  66.  Zusammenstellung  der  Passiva  (F  33^  34) 

Ebenso  wie  die  Aktiva  (§46,  F  23 — 25)  sind  auch  die  Passiva  für  die  betriebs- 
analytischen Untersuchungen  zusammenzustellen.  Ein  Abzug  aktiver  Wertberichti- 
gungsposten kommt  in  der  Regel  nicht  in  Frage,  da  diese  in  F  25  unter  I A  4  und  III 
als  Rechnungsabgrenzungsposten  und  sonstige  Aktiva  berücksichtigt  sind. 
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Zusammenstellung  der  Passiva  für  die  Betriebsanalyse     ^33 

(Zu  den  Vordrucken  F  39,  40,  42,  55) 


Vor-     Bilanz- 
druck Position 

F26       BI 


A.  Eigenkapital 

Grundkapital 

-r  Rückständige  Einlagen 
(Aktiva  A I) 

Zur  Einzahlung  bestimmte  eigene 
Aktien 


*/tJnf 


fi 


SkzuF40  Ziff.  5,  F  55  Ziff.  1 

F  26     II 1     Gesetzliche  Rücklage 
F  27         2     Andere  Rücklagen 
Stille  Reserven 

Rücklagen  zusammen 


*/iM, 


»» 


ff 


%/t%m> 


Vorläufig  nicht  verteilter  Reingewinn: 
Rücklagenzuweisung  JIJC 

Vortrag  auf  das  nächste  Jahr  „ 

b  und  C2AXF40  Ziff.  5 


Werbendes  Eigenkapital 

Langfristiges  Eigenkapital  (d) 
+  J-Jahres-Reingewinn  (e) 

=  durchschnittlich  während 
des  Geschäftsjahres  werben- 
des Eigenkapital 
g  zu  2^55  Ziff.  2 


Tat- 
sächlicher 
Wert 


ff 


%/lJn/ 


(a) 


*/i*m/ 


(b) 


(c) 


Langfr.  Eigenkapital 

^2X3lF42  Ziff.  1 

%H»M> 

Verteilter  Reingewinn: 
Dividende 

*H*At 

Tantieme  Vorstand 

»> 

„         Aufsichtsrat 

» 

Zuweisung  zum  Anleihestock 

ff 

e  zu  i^  34 

(Ge8amt-)Eigenkapital  am 
Bilanztag 

*/i*M 

(d) 


(e) 


(f) 


%H%Jn> 


ff 


^Ji 


(g) 
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Zusammenstellung  der  Passiva  für  die  Betriebsanalyse      W3^ 

(Zu  den  Vordrucken  F  39,  40,  42,  43,  44, 53, 55) 


B.  Fremdkapital 


Vor-    Bilanz - 
druck  Position 

F  29        IV    Rückstellungen 
F  30      VI    Anleihen 

2    Hypotheken,    Grund-    und 
Rentenschulden 
F31  3    Pfandgelder 

4    Werkspareinlagen 
Anzahlungen 

Verbindlichkeiten  auf  Grund 
von  Warenlieferungen  und 
Leistungen 
Verbindlichkeiten  gegenüber 
Konzernunternehmungen 
Verbindlichkeiten    aus    der 
Annahme  von  gezogenen 
Wechseln  und    der   Aus- 
stellung   eigener  Wechsel 
9    Verbindlichkeiten  gegenüber 

Banken 
10    Sonstige  Verbindlichkeiten 
F  32        VI    Rechnungsabgrenzungspost. 


f> 
ff 
ff 


ff 


ff 


ff 


f» 


5 
6 


7 
8 


davon 

zusammen 

kurzfristig 

langfristig 

JUH 

*/iJt 

%/i%M> 

ff 

ff 

ff 

ff 

ff 

ff 

ff 

ff 

ff 

ff 

ff 

ff 

ff 

ff 

>i 

i. 

>f 

» 

ff 


ff 

ff 
ff 

ff 


Gesamtschulden 

a  zu  i^  59  Ziff.  2  imd  3, 
F40Z\ii.^: 

davon  kurzfristig 
b  zu  2^59  Ziff.  3,  F  45 

langfristig 

c  zu  i^^  Ziff.  4 

Langfristiges  Kapital 

Langfristiges    Eigenkapi- 
tal F  33^ 

Langfr.  Schulden  F  34  c 
d  zu  F 42  Zm.2 

Kurzfristige  Zahlmigsver- 
pflichtungen 

Kurzfr.  Schulden  F34h 

Gewinnauszahlungsver- 
pflichtung F  33  e 
e  zu  F  44 

Gesamtkapital 

i  zu  F  39  l  und  2,  F  53 
Ziii.l,F55Ziif.6 


JiJt 


%RJft 


f> 


kRJH 


f> 


»» 


» 


ff 

>* 
>.• 

f» 


ff 


ff 


(a) 


%/i»M 


(b) 


(c) 


JUH 


(d) 


ff 


xRJIi 


x/tJnj 


III 


HO 


Die  Aufgliederung  der  Passivseite  der  Bilanz  erfolgt  unter  dem  Gesichtspunkt 
des  Eigenkapitals  und  Fremdkapitals,  wobei  zwischen  langfristigem  und  kurz- 
fristigem Kapital  zu  unterscheiden  ist.  Zum  langfristigen  Eigenkapital  gehört  das 
Grundkapital  (abzüglich  etwaiger  rückständiger  Einlagen  und  der  zur  Einziehung 
bestimmten  eigenen  Aktien)  und  das  in  Form  von  Rücklagen  vorhandene  eigene 
Kapital.  Als  Rücklagen  müssen  hier  auch  die  stillen  Reserven  (§  50)  berücksichtigt 
werden,  ferner  der  nicht  zur  Verteilung  bestimmte  Reingewinn.  Das  Gesamteigen- 
kapital am  Bilanztag  ergibt  sich  aus  der  Hinzurechnung  des  zur  Verteilung  be- 
stimmten Reingewinns. 

Die  in  i^  55  zusammengestellten  Ziffern  des  langfristigen  Kapitals  werden  zur  Be- 
rechnung der  Rentabilität  und  des  Grades  der  Selbstfinanzierung  verwendet.  Zur 
Feststellung  der  Rentabilität  des  Eigenkapitals  {F  55  Ziff.  2)  ist  es  zweckmäßig, 
zum  langfristigen  Eigenkapital  noch  den  halben  Jahresreingewinn  hinzuzurechnen,  um 
auf  das  im  Jahresdurchschnitt  im  Betrieb  arbeitende  Eigenkapital  zu  kommen.  Die 
Zerlegung  des  Fremdkapitals  in  langfristiges  und  kurzfristiges  Kapital  dient  zur 
Untersuchung  des  Verschuldungsgrades,  der  Kreditanspannung  und  der  Dringlich- 
keit der  Schuldentilgung,  ferner  zur  Berechnung  der  bilanzmäßigen,  einzugs bedingten 
und  umsatzbedingten  Liquidität. 


Zweiter  Abschnitt 
Die  Gewinn-  und  Yerlustrechnung 

§  67.  Allgemeines 

Gegenüber  der  früher  vielfach  üblichen  Nettorechnung,  d.  h.  einer  bis  auf  wenige 
Soll-  und  Habenposten  saldierten  Gewinn-  und  Verlustrechnung  verlangt  das  AktG. 
wie  bereits  die  Aktienrechtsnovelle  von  1931  eine  erweiterte  Offenlegung  der  Betriebs- 
verhältnisse und  zwar  in  der  Richtung,  daß  einmal  die  aus  dem  eigentlichen  Ge- 
schäftsbetrieb herrührenden  Erträge  von  den  Beteiligungserträgen  und  sonstigen 
Erträgen  getrennt  auszuweisen  sind,  und  daß  ferner  die  Saldierung  von  Erträgen 
und  Aufwendungen  nur  noch  in  den  gesetzlichen  Grenzen  zulässig  ist. 

Das  Gesetz  ist  nicht  so  weit  gegangen,  die  volle  Bruttorechnung  vorzuschreiben, 
bei  welcher  einerseits  der  Umsatz,  andererseits  alle  auf  ihm  ruhenden  Kosten  in  der 
Gewinn-  und  Verlustrechnung  auszuweisen  wären,  vielmehr  ist  ein  Mittelweg  ein- 
geschlagen worden,  und  zwar  im  Interesse  eines  gewissen  (allerdings  zweifelhaften) 
Schutzes  gegenüber  der  in-  und  ausländischen  Konkurrenz.  Auszuweisen  ist  als  Er- 
trag der  Umsatz,  vermindert  um  die  Aufwendungen  für  die  bezogenen  Roh-,  Hilfs- 
und  Betriebsstoffe  bzw.  Waren  und  die  unter  der  Bezeichnung  „alle  übrigen  Auf- 
wendungen" zusammengefaßten  Aufwendungen,  die  nicht  unter  I  1—8  der  Auf- 
wandseite  gesondert  auszuweisen  sind.  Die  übrigen  Fabrikationskosten,  nämlich  die 
Aufwendungen  für  Löhne  und  Gehälter,  soziale  Abgaben,  Abschreibungen,  Zinsen, 
Besitzsteuern  usw.,  die  den  Umsatzerlös  schmälern,  sind  —  selbstverständlich  un- 
beschadet ihrer  internen  Verrechnung  auf  die  Fabrikationskonten  in  der  Betriebs- 
buchführung —  auf  der  Sollseite  der  Gewinn-  und  Verlustrechnung  anzugeben. 

Betriebswirtschaftlich  ist  die  Gliederung  der  Gewinn-  und  Verlustrechnung  nicht 
befriedigend,  da  in  gewissem  Sinne  nicht  vergleichbare  Größen  einander  gegenüber- 
gestellt werden.  Richtig  wäre  es,  den  Verkaufserlös  und  den  auf  die  verkauften 
Waren  entfallenden  Aufwand  einander  gegenüberzustellen.  Die  nach  §  132  AktG. 
vorzunehmende  Gegenüberstellung  in  der  Gewinn-  und  Verlustrechnung  umfaßt 

112 


P 


jedoch  nicht  Umsatz  und  Umsatzaufwand,  sondern  den  um  Anfangs-  und  End- 
bestandsdifferenz  korrigierten  Umsatz  einerseits  und  den  Jahresaufwand  ande- 
rerseits. Auf  der  Aufwandseite  erscheint  der  auf  die  bezogenen  oder  hergestellten 
Waren  und  nicht  der  auf  die  verkauf  ten  Waren  entfallende  Aufwand.  Wenn  also  der 
ausgewiesene  Jahresaufwand  den  auf  den  Umsatz  entfallenden  Aufwand  übertrifft 
und  dadurch  eine  Vermehrung  an  Umsatzgütern  eingetreten  ist,  so  muß  diese  Mehr- 
leistung dem  Verkaufserlös  zugerechnet  werden,  damit  der  Enderfolg  wieder  rich- 
tig wird ;  umgekehrt  muß  eine  Bestandsminderung  vom  Verkaufserlös  abgerechnet 
werden,  damit  der  Enderfolg  richtig  dargestellt  wird. 

Buchungstechnisch  bestehen  insofern  Schwierigkeiten,  als  die  Gewinn-  und  Ver- 
lustrechnung in  der  gesetzlich  vorgeschriebenen  Form  besonders  in  Fertigungs- 
betrieben bei  einem  fortschrittlich  entwickelten  Rechnungswesen  sich  nicht  unmittel- 
bar aus  der  Buchführung  ergibt,  wie  dies  hinsichtlich  der  Bilanzposten  der  Fall  ist. 
Wenn  in  der  Buchführung  eines  Unternehmens  die  Materialaufwendungen  und 
Fabrikationskosten  erst  am  Schluß  des  Geschäftsjahres  verrechnet  und  von 
den  verschiedenen  Unterkonten  auf  die  Gewinn-  und  Verlustrechnung  übertragen 
werden,  so  können  allerdings  die  nach  §  132  AktG.  auszuweisenden  Beträge  ohne 
weiteres  aus  der  Buchführung  entnommen  werden.  Wenn  jedoch  bei  kurzfristiger 
Erfolgsrechnung  Materialaufwand  und  Unkosten  monatlich  nach  bestimmten 
Gesichtspunkten  auf  die  verschiedenen  Fabrikationskonten  umgelegt  werden,  so 
ergibt  sich  aus  der  Buchführung  am  Jahresschluß  zunächst  nur  die  bereits  zu  Ein- 
gang dieses  Abschnitts  erwähnte  Nettorechnung,  und  es  ist  notwendig,  auf  die  Konten 
über  die  Kostenarten  zurückzugreifen. 

Eine  weitergehende  Aufgliederung  der  Aufwendungen  und  Erträge  in  den  zur  Ver- 
öffentlichung gelangenden  Erfolgsrechnungen  ist  selbstverständlich  zulässig  und  auch 
wünschenswert,  da  sie  die  Konjunkturforschung  und  die  staatliche  Wirtschafts- 
lenkung erleichtert.  Der  Nachweis  des  Materialaufwands,  der  Fertigung  für  den 
eigenen  Betrieb,  die  Ausscheidung  von  Fabrikations-  und  Handelsgewinn,  ferner  bei 
Unternehmungen  mit  mehreren  Fertigungszweigen  auch  die  entsprechende  Auf- 
gliederung der  Kosten-  und  Ertragsrechnung  ermöglicht  genauere  analytische 
Untersuchungen. 

Soweit  die  auszuweisenden  Posten  nicht  unmittelbar  aus  der  Buchführung  ent- 
nommen werden  können,  müssen  sie  statistisch  ermittelt  werden.  Ihre  Entwicklung 
innerhalb  der  Buchführung  selbst  ist  nicht  notwendig  und  nicht  zweckmäßig,  da 
hierdurch  die  Übersichtlichkeit  leidet.  Es  genügt,  wenn  der  Reingewinn  in  der  für 
das  Unternehmen  zweckmäßigen  Form  auf  dem  Wege  der  Nettorechnung  fest- 
gestellt wird  und  wenn  von  hieraus  rückwärts  durch  Auflösung  der  Salden  der  Be- 
triebsbuchführung die  gesetzlich  auszuweisenden  Zahlen  errechnet  werden.  In  diesem 
Fall  erscheint  es  aber  unerläßlich,  die  Entwicklung  dieser  Ziffern  im  Prüfungsbericht 
kontensystematisch  aufzuzeigen. 

In  den  Vordrucken  F  35  und  36  sind  die  Aufwendungen  und  Erträge  derart  zu- 
sammengestellt, daß  einerseits  die  Ziffern  der  Gewinn-  und  Verlustrechnung  in  der 
gesetzlichen  Gliederung,  andererseits  im  einzelnen  die  Posten  hieraus  entwickelt 
werden  können,  welche  für  die  Betriebsanalyse  erforderlich  sind. 

§  68.  Aufwendimgen  (F  35) 

Im  Vordruck  F  35  werden  die  einzelnen  Aufwendungen  für  die  Zwecke  der  Be- 
triebsanalyse als  Fertigungskosten,  Verwaltungskosten,  Verkaufskosten,  Zinskosten 
und   außerordentliche   Aufwendungen   aufgeteilt.   Aus   der   Berücksichtigung  des 
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Zusammenstelliiiig  der  Aufwendimgen  für  die  Betriebsanalyse  (§  68) 


Zu  über- 
tragen 

in 
Spalte 


Rechnungsspaltc 
1 


0.  Verbrauch  an  Roh-,  Hilfs-  und  Betriebsstoffen: 
Anfangsbestand 
4-  Einkauf  (einschl.  Licht,  Kraft,  Heizung) 


1 
1 


-^  Endbestand  i 

Materialverbrauch  (A)  1,  2 
A  zu  F 36  la 

1 .  Löhne  und  Gehälter  (lt.  Bilanzaufstellung) 

a)  Produktive  Löhne  1,  2 

b)  Unproduktive  Löhne  1,  2 

c)  Technische  Gehälter  1, 2  (3) 

d)  Gehälter  Verwaltung  (an  Vorstand  und  AR.)     1, 3  (4) 

e)  Gehälter  Verkauf  l,  4 

f)  Provision  an  Angestellte  1,  4 

g)  Vertragliche  Tantieme  1, 3  (4) 
h)  Nebenbezüge  1»  3  (4) 

i) 

2.  Soziale  Abgaben 

a)  Arbeiter  und  technische  Angestellte  1,  2 

b)  Kaufmännische  Verwaltung  1,  3 

c)  Verkauf  l,  4 

d)  (Freiwillige  soziale  Leistungen)  1—4 

3.  Abschreibungen  (Wertminderimgen)  a.  Anlagen 

a)  Fertigungsanlagen  1,  2 

b)  Sonstige  Anlagen  1,  3, 4 

4.  Zinsen 

a)  Soll-Zinsen  1,  5 

b)  -i-  Haben-Zinsen  1,  7 

5.  Besitzsteuem 

a)  Körperschaftsteuer  1,  6 

b)  Vermögenssteuer  1,  6 

c)  Grund-  und  Hauszinssteuer  1,  6 

d)  Gewerbesteuer  l,  6 

e)  Aufbringungsumlage  1,  6 

f)  Sonstige  Besitzsteuem  1,  6 

6.  Beiträge  zu  Berufs  Vertretungen  1,  3 

7.  Auflösung  der  gesetzlichen  Rücklage 

a)  Für  Wertminderungen  1,  2,  4 

b)  Für  sonstige  Verluste  1,  6 

8.  Außerordentliche  Aufwendungen  1,  6 

9.  Überschuß  der  übrigen  Aufwendungen  über  den 
Ertrag  nach  II 1  (von  F  36)  1,6 

Zum  tibertrag  auf  F36: 
10.  Alle  übrigen  Aufwendungen: 

a)  Reparaturen  1^  2 

b)  Versicherungen,  Mieten  il_4 

c)  Verkaufsfrachten  1,  4 

d)  Provision  an  Vertreter  i,  4 

e)  Propaganda  i\  4 

f)  Sonstige  Steuern:  Umsatzsteuer  1,  4 

Gesellschaftsteuer  1, 6 

g)  Sonstige  Verluste  1   6 
h) 

Simmie  der  in  Spalte  2  enthaltenen  Fertigungskosten  =  S I 
+  Anfangsbestand  an  Halbfabrikaten 
-^  Endbestand  an  Halbfabrikaten 
B  zu F 36  la 

Ergibt  Herstellungskosten  der  Jahreserzeugung  =  S 11 
-f-  Anfangsbestand  an  Fertigfabrikaten 
-^  Endbestand  an  Fertigfabrikaten 
C  zuF36  la 

Ergibt  Herstellungskosten  der  verkauften  Erzeugnisse  =  S III 


Fertigungskosten 
2 


%/t%M> 


•jLM, 


(A) 


Zu  den  Vordrucken  F  45, 48, 49, 51, 52, 54, 55 


rss 


(B) 


(C) 


Vervraltungskosten 
3 

VerkaufskoBten 
4 

Zinskosten 
5 

Verluste 

und  außerordentliche 

(neutrale)  Aufw. 

6 

Sollseite 

der 

G.  -f  V.-Bechnung 

(aus  Spalte  1) 

MC 

f 

JIM, 

• 

r 

s, 
s. 

S4 

s. 

S. 

s. 

JuMi 

srv 

Summe  der 
Verwaltungs- 
kosten 

SV 

Siunme  der 

Verkaufs - 

kosten 

SVI 

Summe  der 
Zinskosten 

SVII  Summe 

der  Verluste 

und  ao. 

Aufwendungen 

• 

—  Gewinn 
Summe  der  Sollseite 

Jum, 
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Materialverbrauchs  und  der  Inventurdifferenzen  ergeben  sich  gleichzeitig  die  Her- 
Stellungskosten  der  erzeugten  und  der  verkauften  Fertigfabrikate. 

Der  Materialverbrauch  ergibt  sich  aus  dem  Einkauf  von  Roh-,  Hilfs-  und  Betriebs- 
stoffen, der  den  Rohstoff-  und  Materialkonten  entnommen  werden  kann,  sowie  aus 
dem  Bestandsvergleich  dieser  MateriaUen  zu  Beginn  und  am  Ende  des  Geschäftsjahres. 
Zu  den  du-ekten  Materialkosten  gehören  auch  die  Nebenkosten  wie  Frachten,  Versiche- 
rung, Zölle  und  Lagergeld.  Von  außen  bezogener  elektrischer  Strom  (Kraft-,  Licht-  und 
Heizstrom)  ist,  ebenso  wie  die  von  außen  bezogenen  anderen  Energiearten,  z.B.  Gas 
naoh  dem  Gutachten  FA.  Nr.  12/1933  WP.  S.  192  als  Materialverbrauch  zu  verrechnen. 

Die  produktiven  Löhne  und  die  Betriebsgemeinkosten  können,  soweit  sie  in  den 
verschiedenen  Konten  der  Betriebsbuchführung  verrechnet  sind,  auf  besonderen 
Anlagebogen  zusammengestellt  und  in  den  Vordruck  eingesetzt  werden. 

Bei  den  hier  berechneten  Herstellungskosten  handelt  es  sich  nicht  um  die  Her- 
stellungskosten im  Sinne  des  §  133  Ziff.  3  AktG.  Die  dort  erwähnten,  für  die  Bewer- 
tung der  Bestände  maßgebenden  Herstellungskosten  werden  durch  Berücksichtigung 
der  Abschreibungen  auf  produktive  Anlagen  und  auf  Anlagewerte  des  Absatzes  so- 
wie der  Verwaltungskosten  gewonnen  (vgl.  hierzu  Vierter  Teil,  Kalkulationsprüfung). 

1.  Löhne  und  Gehälter.  Auszuweisen  sind  die  Bruttobeträge  einschließlich  der 
Lohnsteuern  und  der  Arbeitnehmerbeiträge  zur  Sozialversicherung  und  zwar  sämt- 
liche im  abgelaufenen  Wirtschaftsjahr  angefallenen  (nicht  nur  die  ausgezahlten) 
Beträge  einschließlich  der  Vorstandsgehälter  sowie  der  vertraglichen  (nicht  aus 
dem  Reingewinn  berechneten)  Tantiemen  und  Vergütungen  an  den  Aufsichtsrat, 
Vorstand,  Angestellte  und  Arbeiter.  Die  aus  dem  Jahresgewinn  berechneten  Ver- 
gütungen gehören  zu  den  übrigen  Aufwendungen.  Nach  dem  Gutachten  FA. 
Nr.  11/1933  WP.  S.  191  gehören  zu  den  Löhnen  und  Gehältern  u.  a.  auch  Deputate, 
mietfreie  Dienstwohnungen,  Nebenbezüge,  allgemeine  Aufwandsentschädigung  an 
Vorstand  und  Aufsichtsrat,  Gratifikationen,  Provisionen  an  angestellte  Reisende, 
Hausstands-  und  Kinder  Zulagen,  ferner  Löhne,  die  zu  Lasten  von  Rücklagen  ver- 
rechnet werden;  die  Auflösung  der  betr.  Rücklage  hat  also  insoweit  über  Gewinn- 
und  Verlustkonto  und  zwar  über  Ziff.  II  4  zu  erfolgen. 

Nicht  als  Löhne  auszuweisen  sind  erstattete  Barauslagen,  weiter  berechnete  Löhne 
bei  Aushilfsarbeiten  sowie  Abfindungen  an  ausscheidende  Betriebsangehörige,  ferner 
Pensionszahlungen,  die  nicht  zu  Lasten  eines  Pensionsfonds  gehen,  da  denselben 
keine  Gegenleistung  innerhalb  der  abgelaufenen  Rechnungsperiode  gegenüber- 
stehen. Diese  Aufwendungen  sind  bei  den  übrigen  Aufwendungen  zu  verrechnen. 
Rückstellungen  für  Pensionen  usw.  enthalten  sowohl  Entgelte  für  im  Geschäftsjahr 
angefallene  Arbeitsleistungen  als  auch  Zinsen  für  den  bis  dahin  gebildeten  Gesamt- 
fonds; bei  strenger  Verrechnung  müßte  eine  Trennung  und  gesonderter  Ausweis 
erfolgen,  doch  wird  im  Gutachten  FA.  Nr.  11/1933  WP.  S.  191  die  Zurechnung  der 
gesamten  Pensionsrückstellungen  zu  den  übrigen  Aufwendungen  als  zweckmäßig 
bezeichnet,  um  die  Löhne  und  Gehälter  nicht  mit  fremden  Auf  wandsposten  zu  belasten. 

2.  Soziale  Abgaben  sind  die  Arbeitgeberanteile  an  den  Beiträgen  zu  Versicherungs- 
einrichtungen mit  Zwangscharakter  (Krankenkasse  einschl.  der  Ersatzkassen,  In- 
validen-,  Arbeitslosen-  und  Angestelltenversicherung,  Berufsgenossenschaft,  Knapp. 
Schaftskassen).  Freiwillige  soziale  Leistungen  z.  B.  an  Pensionskassen,  Unter- 
stützungs-  und  Wohlfahrtskassen  oder  besondere  Werkseinrichtungen  sowie  Unter- 
stützungen an  Gefolgschaftsmitglieder  gehören  zu  den  übrigen  Aufwendungen;  zum 
wenigsten  sind  sie  als  freiwillige  Leistungen  kenntlich  zu  machen,  wenn  die  ge- 
samten  sozialen  Leistungen  des  Betriebes  hier  ausgewiesen  werden  sollen. 
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3.  Abschreibungen  und  Wertberichtigungen  auf  das  Anlagevermögen ;  zu  diesem 
gehören  nach  der  Bilanzgliederung  des  AktG.  auch  die  Beteiligungen.  Eine  Auf- 
gliederung der  Abschreibungen  ist  in  der  Erfolgsrechnung  weder  bei  direkter  noch 
bei  indirekter  Abschreibungsmethode  erforderlich,  da  sie  sich  aus  der  Bilanz  oder  aus 
dem  Geschäftsbericht  ergeben  muß  (§  131  Abs.  4  AktG.). 

Die  Abschreibungen  auf  selbsterstellte  Anlagen  durch  Aktivierung  eines  unter- 
halb der  Herstellungskosten  liegenden  Wertes  müssen  ebenfalls  zu  den  Abschrei- 
bungen auf  das  Anlagevermögen  gerechnet  werden.  Dies  ergibt  sich  daraus,  daß 
Zugänge  zunächst  voll  auszuweisen  und  dann  erst  abzuschreiben  sind  (vgl.  hierzu 
die  Ausführungen  über  Abschreibungen  im  I.  Teil  §  7).  Wenn  beim  Abgang  eines 
noch  nicht  voll  abgeschriebenen  Anlagegegenstandes  ein  Verlust  entsteht,  so  ist 
derselbe  (ebenso  wie  eine  Sonderabschreibung  z.  B.  wegen  technischer  Überalterung) 
hier  zu  verrechnen. 

Abschreibungen  auf  das  Umlaufsvermögen  (z.  B.  auf  Debitoren,  Wertpapiere 
usw.)  mußten  nach  der  Aktienrechtsnovelle  von  1931  als  andere  Abschreibungen 
besonders  ausge^^iesen  werden.  Im  AktG.  ist  ein  gesonderter  Ausweis  nicht  mehr 
vorgeschrieben,  diese  Abschreibungen  sind  daher,  da  es  sich  in  der  Regel  um  außer- 
ordentliche Aufwendungen  handelt,  unter  Ziff.  I  8  auszuweisen.  Da  die  gesetzlichen 
Gliederungs Vorschriften  nur  Mindestvorschriften  sind,  können  sie  aber  auch  be- 
sonders ausgewiesen  werden. 

4.  Zinsen  und  ähnliche  Aufwendungen.  Zu  den  Zinsen  gehören  Hypotheken-, 
Anleihen-  und  Darlehenszinsen,  Konto-Korrent-,  Stundungs-  und  Prozeßzinsen, 
Wechseldiskont ;  ähnliche  Aufwendungen  sind  Kreditprovisionen,  Bankspesen,  Dis- 
agio  und  Verwaltungskostenbeiträge  bei  Aufnahme  von  Anleihen,  Garantiekosten 
bei  Wechselbürgschaften.  Skontoabzüge  sind  als  Erlösschmälerungen  direkt  zu  ver- 
rechnen. Soll-  und  Habenzinsen  können  saldiert  werden. 

5.  Besitzsteuem  im  Gregensatz  zu  Verkehrssteuern,  Zöllen  und  Verbrauchsabgaben 
umfassen  die  Steuern  vom  Einkommen,  vom  Ertrag  und  vom  Vermögen.  Hierzu 
gehören  die  Körperschaft-  und  Vermögensteuer,  Grundvermögen-  und  Hauszins- 
steuer (Sondergebäudesteuer,  Mietzinssteuer),  Gewerbesteuer  vom  Ertrag  und  Ka- 
pital (Lohnsummensteuer),  Aufbringungsumlage  und  Erbschaftsteuer.  Ausdrück- 
lich ausgenommen  vom  Ausweis  an  dieser  Stelle  sind  die  Steuern  vom  Einkommen, 
die  durch  Steuerabzug  erhoben  werden,  also  die  Kapitalertragsteuer  und  der 
Steuerabzug  von  Auf  sich  tsrats  Vergütungen,  wenn  die  Gesellschaft  ihn  selbst  trägt. 
Diese  und  die  sonstigen  Steuern  wie  Umsatz-,  Kapitalverkehr-,  Grunderwerb-  und 
Wertzuwachssteuer,  Kraftfahrzeug-  und  Beförderungsteuer  gehören  zu  den  sonstigen 
Aufwendungen,  die  mit  dem  Ertrag  verrechnet  werden  können. 

6.  Beiträge  zu  Berufsvertretungen,  wenn  die  Zugehörigkeit  auf  gesetzlicher  Vor- 
schrift beruht.  Hierzu  gehören  die  Beiträge  zur  Handelskammer,  zu  den  Wirtschafts- 
gruppen und  zu  deren  Unter  verbänden. 

7.  Auflösung  der  gesetzlichen  Rücklage  zum  Ausgleich  von  Wertminderungen  und 
sonstigen  Verlusten.  Die  gesetzliche  Rücklage  kann  aufgelöst  werden,  ohne  daß  ein 
Verlust  vorher  in  der  Bilanz  ausgewiesen  wird,  doch  muß  diese  Auflösung  in  der 
Erfolgsrechnung  auf  der  Seite  der  Aufwendungen  unter  Ziff.  I  7  und  auf  der  Seite 
der  Erträge  unter  Ziff.  II  5  offengelegt  werden.  Wenn  sowohl  Wertminderungen 
als  auch  ein  sonstiger  Verlust  ausgeglichen  werden  sollen,  so  sind  getrennte  Angaben 
hierüber  zu  machen. 

Der  Ausweis  des  aus  der  gesetzlichen  Rücklage  abzudeckenden  Verlustes  unter 
Ziff.  I  7  der  Erfolgsrechnung  ist  in  der  Praxis  dann  nicht  ohne  weiteres  durchführbar, 
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Zusammenstelliing  der  Erträge  für  die  Betriebsanalyse  (§  69) 


Zu  den  Vordrucken  F5i,  52, 55 


F30 


Zu 

über- 

Rechnungs- 

tragen 

spalte 

Ul 

Spalte 

1 

jm 

0.  Gewinnvortrag  aus  dem  Vorjahr : 

6 

1.  a)  Verkaufsrechnungen  (einschl.  des  Erlöses  aus  Neben- 

■ 

produkten,  Abfällen  sowie  Lohnarbeit) 

2 

-^  Erlösschmälerungen: 

Rücksendungen  der  Kunden 

1 

• 

Rabatte,  Nachlässe,  Umsatzvergütungen 

1 

Skonti 

1 

Syndikatsumlagen,  geleistete  Ausgleichszahlungen 

usw. 

1 

Stomobuchungen 

ergibt  Netto -Verkaufserlös  Sj 

1,2 
2,3 

-f-  Sachaufwand  für  die  Verkäufe : 

Verbrauch  an  Roh-,  Hilfs-  und  Betriebsstoffen 

F35  (A) 

1 

+  Anfangsbestand  -^  Endbestand  an  Halbfabri- 

katen i^  35  (B)  ± 

1 

--  Anfangsbestand  -f-  Endbestand  an  Fertigfabri- 

kasteni^JJ  (C)  ± 

ergibt  Netto -Verkaufserlös  abzüglich  des  Sach- 

1,2 

aufwands  für  die  Verkäufe  Sj 

3 

hiervon  ab  alle  übrigen  Aufwendungen  F35  Ziff.  10 

3.4 

hierzu  Leistungen  für  den  eigenen  Betrieb  und 

nicht  gesondert  auszuweisende  Erträge : 

b)  Selbsthergestellte  Anlagen 

1 

c)  Werterhöhende  Reparaturen  im  eigenen  Betrieb 

1 

d)  Sonstige  unter  2 — 6  nicht  verrechnete  Erträge 

1 

(Lizenzeinnahmen,  Ausgleichszahlgn.,  Vergütun- 

gen aus  Interessengemeinschaft  u.  Kartellen  usw.) 
ergibt  Ertrag  nach  §  132  II 1  AktG. 

1,4 

4,5 

2.  Erträge  aus  Beteiligungen 

5 

3.  Zinsen  und  ähnliche  Erträge 

Haben-Zmsen  und  ähnliche  Erträge 

1 

-^  Soll -Zinsen  und  ähnliche  Aufwendungen 
4.  Außerordentliche  Erträge 

1,5 
5 

5.  Auflösung  der  gesetzlichen  Rücklage 

« 

6.  Außerordentliche  Zuwendungen 

6 

Summe  der  Jahreserträgo 

5,6 

Gesamtertrag  (Jahresertrag  -j-  Vortrag) 

6 

Sl 

Verkaufserlös 
abzüglich 

S2 

Netto - 

Verkaufserlös 

abzüglich 
Ss/Chaufwand 

S3 

Ertrag 

nach 

§  132  II 1 

Habenseite 
der  Gewinn-  imd  Verlustrechnimg 

Erlös- 
schmälerungen 

Jahreserträge 

Gesamtertrag 

2 

3 

4 

5                 i                 6                 1 

MC 

tMM, 

%/LM> 

k/iM, 

JIM, 

• 
• 

Sl 

• 
• 

s. 

• 

• 

+ 

s. 

s. 

S4 

Sb 

s« 

s. 

Sinnm 

s. 

s, 

-|-  Verlust 
le  der  Habenseite 
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wenn  es  sich  nicht  um  Wertminderungen  oder  im  einzelnen  nachweisbare  besondere 
Verluste  sondern  um  einen  allgemeinen  Betriebsverlust  handelt.  Dieser  ergibt 
sich  nämlich  aus  den  gesamten  Aufwendungen,  soweit  sie  die  Erträge  übersteigen 
und  kann  daher  mcht  mehr  besonders  auf  der  Sollseite  der  Erfolgsrechnung  aus- 
gewiesen werden.  I^e  in  Frage  kommenden  Ausweismöglichkeiten  für  die  verschieden 
gelagerten  Fale  behandelt  Trumpler  in  WT.  1937  S.  257.  Wenn  nur  ein  allgemeiner 
Betriebsverlust  durch  Inanspruchnahme  der  gesetzlichen  Rücklage  gedeckt  werden 
bIZT^  der  gesetzhchen  Vorschrift  durch  Ausweis  des  in  Frage  kommenden 
zurXir  T'^/^K^  ^  r'  ^^!  ^^^""^  .Auflösung  der  gesetzlichen  Reserve 

Zs^Zt     7',fl7^"^^^^^^  ^'^'^"^'^  «^'^^  ^^ß  -^  besonderer 

frlw^  .  w  f  •  ^^  notwendig  ist.  Wenn  sich  der  Gesamtverlust  aus  Be- 
triebsverlust  Wertminderungen  und  sonstigen  Verlusten  zusammensetzt,  so  ist  eine 
entsprechende  Aufgliederung  der  Erfolgsrechnung  vorzunehmen. 

8.  Außerordentliche  Aufwendungen,  soweit  sie  nicht  unter  eine  andere  Position 
der  gesetzlichen  Gliederung  fallen.  Es  handelt  sich  hier  nur  um  ungewöhnliche  ein 
Äetl  rl???  °^'  Sond^harakter,  die  aus  dem  Rahmen  des  regelmäßi- 
gen Geschäftsbetriebes  herausfallen.  Als  solche  kommen  z.  B.  in  Frage-  Betriebs 
Umstellungen,  einmalige  größere  Versuchskosten  und  Reklameausgaben-  Buch- 
verluste beim  Abgang  von  Gegenständen  des  Anlagevermögens,  bei  Diebstahl  oder 
Brandschaden;  Ausgleichszahlungen  auf  Grund  eines  Interessengemeinschaftsver- 
aTI'  "^t^''^'^^^^"^^^^'  Stiftungen  und  besondere  Leistungen  sozialer 
Art.  Auch  Abschreibungen  und  Wertberichtigungen  auf  da^  Umlaufsvermögen  (z.  B 

ßirKoaTf  nsT'"'^^^^^^^  "^^  ^^'"""^  '^^  ^^'  auszuweisen  (Schmaltz  in 

Wenn  Aufwendungen  außergewöhnUcher  Art  unter  eine  andere  Position  der  ge- 
setzhchen  AufwandsgUederung  fallen,  z.  B.  als  außerordentüche  Abschreibungen  auf 
Anlagewerte,  so  sind  sie  dort  auszuweisen. 

9.  Alle  übrigen  Aufwendungen,  soweit  sie  den  unter  II  Nr.  1  der  Erfolgsrechnung 
auszuweisenden  Betriebsertrag  übersteigen.  Hier  auszuweisen  ist  also  nur  ein  et- 
waiger Verlustsaldo,  der  sich  aus  der  Verrechnung  des  Betriebsertrags  mit  den 
(nicht  gesondert  unter  I  Nr.  1-8  auszuweisenden)  übrigen  Aufwendungen  ergibt 
Da  diese  übrigen  Aufwendungen  nicht  mehr  wie  nach  dem  bisher  geltenden  I^cht 
auf  der  Sollseite  der  Erfolgsrechnung  erscheinen  müssen,  sondern  auf  der  Habenseite 
mit  dem  Betriebsertrag  verrechnet  werden  können,  besteht  die  Möglichkeit,  daß  ein 
Sollsaldo  verbleibt;  daher  mußte  ein  Ausgleichsposten  auf  der  Seite  der  Aufwendun- 
gen vorgesehen  werden. 

Zu  den  übr^en  Aufwendungen  gehören  alle  nicht  unter  den  Aufwendungen  I 
j-\:r  f  f?"!"^^^*  auszuweisenden  Kosten  der  Verwaltung  und  des  Verkaufs.  Kraft, 
l^cht  und  Heizung,  Reparaturen,  Versicherungen,  Provisionen  an  selbständige  Ver- 
treter,  regelmäßige  freiwülige  Sozialaufwendungen,  Mieten,  überhaupt  alle  sonst 
mcht  unterzubringenden  Ausgaben. 

§  69.  Erträge  (F  36) 

Auf  der  Seite  der  Erträge  steht  an  erster  Stelle  der  Jahresertrag  nach  Abzug  der 
Aufwendungen,  soweit  sie  nicht  unter  Nr.  1 1-8  auf  der  Sollseite  der  Erfolgsrechnung 
erscheinen;  bestimmte  Erträge  und  zwar  solche  aus  Beteiügungen,  ferner  ein  Habei^ 
zinssaldo,  außerordentliche  Erträge  und  Beträge  aus  der  Auflösung  der  gesetzlichen 
Kucklage  müssen  gesondert  ausgewiesen  werden.  ^ 
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1.  Jahresertrag.  Es  handelt  sich  hier  um  den  Umsatzerlös  aus  Lieferungen  und 
Leistungen  abzüglich  Erlösschmälerungen,  berichtigt  durch  Bestandsdifferenzen, 
eigene  Betriebsleistungen  und  sonstige  Erträge  und  Aufwendungen,  soweit  sie  nicht 
gesondert  auszuweisen  sind. 

Zum  Umsatzerlös  gehören  auch  die  Einnahmen  aus  dem  Verkauf  von  Neben- 
produkten und  Abfällen,  aus  weiterberechneten  Arbeiten,  Verkäufen  an  Arbeiter 
und  Angestellte  sowie  Erträge  aus  Nebenbetrieben. 

Eriösschmälerungen  sind  Rücksendungen,  Rabatte,  Nachlässe  und  Umsatz- 
vergütungen, Syndikatsumlagen  und  Ausgleichszahlungen.  Frachten  und  Ver- 
sicherungen, Provisionen  an  selbständige  Vertreter  sind  keine  Erlösschmälerungen; 
sie  gehören  zum  Aufwand  für  die  Produktion. 

Nach  Abzug  des  in  F  35  bereits  berechneten  Materialverbrauchs  und  Zusetzung 
eines  Mehrbestands  bzw.  Absetzung  eines  Minderbestands  an  Halb-  und  Fertig- 
fabrikaten ergibt  sich  der  Netto- Verkaufserlös  abzügUch  des  Saehaufwands  für  die 
Verkäufe.  Bei  Bestandsänderungen  ist  darauf  zu  achten,  ob  eine  wertmäßige  Ände- 
rung  durch  Unterbewertung  der  Materialien,  Halb-  oder  Fertigfabrikate  veranlaßt 
worden  ist.  Zur  Darstellung  des  richtigen  Leistungsertrages  müssen  die  Bestands- 
änderungen mit  den  richtigen  Werten  berücksichtigt  und  die  etwa  zu  legenden 
stillen  Reserven  als  sonstige  Abschreibungen  behandelt  werden. 

Dem  so  ermittelten  Netto-Verkauf seriös  müssen  zur  Feststellung  der  tatsächlichen 
Betriebsleistung  noch  die  selbsthergestellten  Anlagen  sowie  die  Reparaturen  an 
eigenen  Anlagen  hinzugerechnet  werden.  Der  betriebswirtschaftHch  richtige,  perio- 
disch abgegrenzte  Ertrag  beschränkt  sich  nicht  auf  den  Erlös,  sondern  umfaßt  auch 
die  nicht  abgesetzten  Leistungen  und  die  Bestandsänderungen.  Ebenso  wie  die 
Verrechnung  aller  Aufwendungen  eine  Selbstverständlichkeit  ist,  müssen  auch  alle 
Erträge  einschließlich  der  Leistungen  für  den  eigenen  Betrieb  ausgewiesen  werden. 

Bei  großen  Reparaturausgaben  hat  die  Frage,  was  davon  zu  aktivieren  ist,  für  den 
richtigen  Erfolgsausweis  die  gleiche  Bedeutung  wie  die  Frage  der  Abschreibungen. 
Entscheidend  für  die  Aktivierung  der  Reparaturen  bzw.  ihre  Behandlung  als  Un- 
kosten ist  nicht  die  Unterscheidung  in  werterhöhende  und  werterhaltende,  sondern 
in  außergewöhnliche  und  laufende  Reparaturen.  Reparaturen,  die  (vom  Stand- 
punkt des  Gesamtbetriebes  aus  gesehen)  regelmäßig  wiederkehren  oder  durch  be- 
sondere Umstände  des  abzurechnenden  Wirtschaftsjahres  (Überbeschäftigung)  be- 
dingt sind,  gehören  zu  den  Unkosten.  Großreparaturen,  Generalüberholungen  sind 
dagegen  Leistungen  für  den  eigenen  Betrieb  und  zu  aktivieren. 

Weiter  hinzuzurechnen  sind  dem  eigentlichen  Betriebsertrag  diejenigen  sonstigen 
Erträge,  die  nicht  unter  Ziff.  2—5  auszuweisen  sind;  als  solche  kommen  in  Frage 
die  laufenden  Einnahmen  aus  Lizenzen,  Kartell-  und  Syndikats  Vergütungen,  Aus- 
gleichszahlungen aus  Interessengemeinschaftsverträgen  und  Betriebspachtverträgen, 
Treurabatte  und  vertragUche  Rückvergütungen.  Einmalige  Ausgleichszahlungen  und 
Vergütungen  für  die  Aufgabe  einer  Tätigkeit  sind  jedoch  außerordentüche  Erträge. 

Abzuziehen  von  den  zu  Nr.  1 1  ermittelten  Erträgen  ist  die  Summe  der  nicht  be- 
sonders auszuweisenden  übrigen  Aufwendungen  {F  35  Ziff.  10).  Wenn  sich  dabei  ein 
Verlustposten  ergibt,  so  ist  dieser  unter  Ziff.  9  der  Aufwendungen  auszuweisen. 

2.  Erträge  aus  Beteiligung  sind  die  auf  den  Bilanzposten  Beteiligungen  entfallenden 
Einnahmen  in  voller  Höhe  in  einem  Posten,  jedoch  ohne  Verrechnung  mit  den  Auf- 
wendungen für  diese  oder  Verlusten  hieraus.  Auch  bei  mehreren  Beteiligungen  dürfen 
Gewinne  nicht  mit  Verlusten  oder  Aufwendungen  aus  anderen  bzw.  für  andere  Be- 
teiligungen verrechnet  werden.  Interessengemeinschaften,  Betriebspacht-  und  Be- 

9     Hertlein-Meisner,  Prüfung  d.  AG.  jjt 
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triebsüberlassungsverträge  sind  keine  Beteiligung;  wenn  sie  mit  einer  BeteiHgung 
verbunden  sind,  so  gehören  die  Aufwendungen  für  die  Interessengemeinschaft  zu  den 
übrigen  Aufwendungen,  der  Beteiligungsertrag  ist  in  voller  Höhe  hier  auszuweisen, 
und  zwar  in  der  Regel  für  dasselbe  Geschäftsjahr,  für  welches  er  von  der  Beteiligungs- 
gesellschaft ausgewiesen  worden  ist;  Schlegelberger  Anm.  23  zu  §131  AktG.  Der 
Erlös  aus  dem  Verkauf  einer  Beteiligung  ist  außerordentlicher  Ertrag. 

Verluste  aus  Beteihgungen  sind  als  Abschreibungen  auf  Anlagewerte  oder  als 
außerordentliche  Aufwendungen  auszuweisen. 

3.  Zinsen  und  ähnliche  Erträge,  soweit  sie  die  Aufwandszinsen  übersteigen.  Als 
ahnUche  Erträge  kommen  in  Frage  Dividenden  auf  Aktien,  Bezugsrechte,  Aus- 
beuten aus  Kuxen  und  sonstige  Ausschüttungen  aus  Kapitalanlagen,  die  keine  Be- 
teiUgungen  sind,  ferner  Miet-  und  Pachteinnahmen.  Ein  Ausweis  dieser  Erträge  ist 
nur  vorgeschrieben,  soweit  sie  die  Sollzinsen  und  ähnlichen  Aufwendungen  über- 
steigen. 

4.  Außerordentliche  Erträge  sind  Einnahmen,  die  nicht  im  regelmäßigen  Geschäfts- 
verkehr anfallen,  wie  Kursgewmne,  Gewinn  aus  Veräußerung  von  Anlagegegen- 
ständen  über  dem  Abschreibungswert  und  von  Beteiligungen,  Überschüsse  aus  Ver- 
sicherungsleistungen auf  buchmäßig  niedriger  .  abgeschriebene  Vermögenswerte, 
Schadenersatzzahlungen,  Steuerrückvergütungen,  Auslosungen,  Spekulationsge- 
wmne.  NachträgHche  Emgänge  aus  abgeschriebenen  Debitoren  sind  ebenfalls  als 
außerordentlicher  Ertrag  auszuweisen. 

Ferner  sind  hier  auszuweisen  die  Beträge,  die  durch  Auflösung  von  Wertberichti- 
gungen,  Rückstellungen  und  freien  Rücklagen  gewonnen  werden.  Es  ist  nicht  zu- 
lässig, Rücklagen  zwecks  Verwendung  als  Abschreibung  direkt  von  der  Passivseite 
auf  die  Aktivseite  umzubuchen,  vielmehr  muß  die  aufgelöste  Rücklage  als  außer- 
ordentlicher Ertrag  vereinnahmt  und  der  Abschreibungsbetrag  zu  Ziff.  I  3  auf  der 
Aufwandseite  gerechnet  werden.  ^ 

Unter  freien  Rücklagen  sind  auch  die  stillen  Reserven  zu  verstehen.  Werden  sie 
aufgelöst,  so  muß  dies  über  die  Gewinn-  und  Verlustrechnung  erfolgen  (Schlegel- 
berger Anm.  20  zu  §  132  AktG.). 

5.  Auflösung  der  gesetzlichen  Rücklage.  Der  Posten  entspricht  der  Ziff.  7  der  Auf- 
wendungen. Da  der  Verlust  ohne  bilanzmäßigen  Ausweis  aus  der  gesetzlichen  Rück- 
lage gedeckt  werden  kann,  muß  der  Verlustausgleich  in  der  Erfolgsrechnung  offen- 
gelegt  werden. 

6.  Außerordentliche  Zuwendungen  smd  unentgeltliche  oder  ohne  Gegenwert  der 
Gesellschaft  zugeflossene  Beträge  wie  Subventionen,  Forderungs verzichte,  Zubußen 
oder  Aktienrückgabe  von  Gesellschaftern,  Zuschüsse  von  Konzernunternehmungen, 
Fusions-  und  Sanierungsgewinne.  Ist  mit  diesen  Zuwendungen  ein  besonderer  Zweck 
verbunden,  so  muß  gleichwohl  der  Ausweis  erfolgen  unter  Einsetzung  eines  Gegen- 
postens unter  den  sonstigen  Aufwendungen. 

Reichszuschüsse  zu  Instandsetzungsarbeiten  sind  nach  dem  Gutachten  FA. 
Nr.  5/1935  WT.  S.  253  als  außerordentliche  Erträge  oder  außerordentliche  Zuwen- 
dungen auszuweisen.  Eine  Saldierung  mit  Aufwandsposten  würde  dem  allgemeinen 
Saldierungsverbot  der  Gewinn-  und  Verlustrechnung  widersprechen.  Es  sind  hier- 
nach  sowohl  Zuschüsse  für  Arbeiten  mit  reinem  Aufwandschärakter  als  auch  Zu- 
schüsse für  solche  Instandsetzungen,  die  ihrer  Art  nach  aktivierbar  sind,  über  Ge- 
winn- und  Verlustrechnung  zu  vereinnahmen;  da  jedoch  eine  Erhöhung  des  Gewinns 
bei  aktivierbaren  Instandsetzungsarbeiten  wohl  nicht  im  Sinne  des  Gesetzgebers 
lag,  wird  in  solchen  Fällen  eine  Sonderabschreibung  in  Höhe  des  Zuschusses  empfohlen. 
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Dritter  Abschnitt 

Der  Geschäftsbericht 

(Hierzu  F  37) 
§  70.  Inhalt  des  Geschäftsberichts 

Der  Geschäftsbericht  bildet  eine  wesentüche  Ergänzung  des  vom  Vorstand  aufzu- 
stellenden Jahresabschlusses.  Er  ist  gem.  §  135  Abs.  1  AktG.  zu  prüfen,  soweit  er 
den  Jahresabschluß  erläutert.  Der  Geschäftsbericht  muß  also  bei  der  Prüfung  zum 
wenigsten  in  Form  eines  Entwurfs  vorHegen  und  ist  vom  Prüfer  zu  seinen  Akten  zu 
nehmen.  Die  für  seine  Aufstellung  und  Prüfung  zu  beachtenden  Gesichtspunkte  sind 
in  F  37  Bl.  1 — 4  zusammengestellt. 

Als  Unterlage  für  die  Prüfung  des  Geschäftsberichts  kann  auch  die  in  §  81  AktG. 
vorgeschriebene  Berichterstattung  des  Vorstands  an  den  Aufsichtsrat  herangezogen 
werden.  Hiernach  hat  der  Vorstand  dem  Aufsichtsrat  regelmäßig,  längstens  viertel- 
jährlich, über  den  Gang  der  Geschäfte  und  die  Lage  des  Unternehmens  mündlich 
oder  schriftlich  zu  berichten;  neben  diesen  regelmäßigen  Berichten  hat  er  dem  Vor- 
sitzer des  Aufsichtsrats  oder  seinem  Stellvertreter  bei  jedem  wichtigen  Anlaß  Bericht 
zu  erstatten.  Sind  schriftliche  Berichte  erstattet  worden,  so  wird  der  Prüfer  sich  diese, 
andernfalls  die  Protokolle  der  Aufsichtsratssitzungen  vorlegen  lassen. 

Allgemeiner  Inhalt.  Die  allgemeine  Aufgabe  des  Geschäftsberichts  ist  bereits  in 
§  3  erörtert  worden.  Der  Geschäftsbericht  soll  den  Geschäftsverlauf  und  die  Lage 
der  Gesellschaft  darlegen  und  den  Jahresabschluß  erläutern.  Er  soll  damit  das  im 
wesentlichen  zahlenmäßige  Bild,  welches  der  Jahresabschluß  bietet,  veranschaulichen 
und  verdeutlichen,  damit  er  seiner  Bestimmung,  einen  möglichst  sicheren  Einblick 
in  die  Lage  der  Gesellschaft  zu  gewähren  (§  129  Abs.  1  Satz  2),  gerecht  werden  kann 
(Schlegelberger  Anm.  7  zu  §  128 ;  vgl.  Spor,  Der  Geschäftsbericht  der  AG.  ZfhwForsch. 
1937  S.  457 ff).  Hier  sollen  noch  einige  besondere  Fragen  behandelt  werden,  die  sich 
bei  der  Aufstellung  und  Prüfung  des  Geschäftsberichts  ergeben. 

Die  Grenzen  der  Berichterstattungspflicht  werden  durch  die  beiden  Bestimmun- 
gen des  §  128  Abs.  3  AktG.  umrissen.  Die  Berichterstattung  muß  hiernach  den  Grund- 
sätzen einer  gewissenhaften  und  getreuen  Rechenschaftslegung  entsprechen  (posi- 
tive Gleneralklausel);  sie  kann  insoweit  unterbleiben,  als  überwiegende  Belange  der 
Gesellschaft  oder  eines  beteiligten  Unternehmens  oder  der  gemeine  Nutzen  von  Volk 
und  Reich  es  erfordern  (negative  Gleneralklausel).  Für  das  Vorliegen  derartiger 
überwiegender  Interessen  ist  der  Vorstand  beweispflichtig.  Unvollständige  oder  ver- 
schleierte Angaben  im  Geschäftsbericht  können  Strafbarkeit  und  Schadensersatz- 
pflicht des  Vorstandes  und  Aufsichtsrats  gem.  §  296  sowie  des  Bilanzprüfers  gem. 
§  302  AktG.  und  die  Anfechtung  von  Hauptversammlungsbeschlüssen  begründen. 

Zur  Darlegung  der  Verhältnisse  gehört  neben  der  bilanzmäßigen  Darstellung 
nach  dem  Stand  am  Bilanzstichtag  (statisches  Moment)  eine  Darlegung  darüber, 
wie  sich  die  Vermögenslage  und  die  wirtschaftlichen  Verhältnisse  der  Gesellschaft 
fortlaufend  während  des  Geschäftsjahres  bis  zum  Stand  am  Bilanzstichtag  (dyna- 
misch) entwickelt  haben. 
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Geschäftsbericht  (§  70) 
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Prüfung  des  allgemeinen  Inhalts  des  Geschäftsberichts : 

§  128  Abs.  1  Geschäfts  verlauf  und  Lage  der  Gesellschaft 
Zugang  von  größeren  Anlagewerten  und  Beteiligungen 
Abgang  von  solchen 

Entwicklung  der  Forderungen  und  Schulden 
Gründung  und  Auflösung  von  Zweigbetrieben 
Umstellungen  in  Fabrikation  und  Verkauf 
Wichtige  Vorgänge  und  Maßnahmen 

Entwicklung  des  Umsatzes  (Inland,  Ausland) 

Preisentwicklung 

Auftragsbestand 

Gewinn-  und  verlustbringende  Geschäfte 

Vertragsabschlüsse  von  besonderer  Bedeutung 

Schwebende  Geschäfte  —  besondere  Risiken 

Sanierungen 
Prozesse 


Wesentliche  Abweichungen  vom  letzten  Jahresabschluß 

Ziffernmäßige  Abweichungen 

Änderungen  in  der  Bilanzgliederung 

Änderung  im  Inhalt  einer  Bilanzposition 

Änderung  von  Abschreibungssätzen 

Übergang  zu  anderer  Abschreibungsart 

Bildung  stiller  Reserven 

Auflösung  stiller  Reserven 

Vorgänge  von  besonderer  Bedeutung  nach  Ablauf  des  Geschäftsjahres 

hierzu  Anlage 
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Die  Erläuterung  des  Jahresabschlusses  hat  die  Bedeutung  und  die  Zusammen- 
hänge der  Bilanzposten  offenzulegen.  Die  Vorschrift,  daß  wesentliche  Abweichungen 
von  dem  letzten  Jahresabschluß  zu  erörtern  sind,  soll  den  organischen  Zusammenhang 
der  Angaben  in  den  aufeinanderfolgenden  Bilanzen  sichern.  Daraus,  daß  die  Ver- 
pflichtung zur  Erörterung  auf  wesentliche  Abweichungen  beschränkt  ist,  soll  der 
Auslegung  vorgebeugt  werden,  als  ob  die  Posten  des  früheren  Jahresabschlusses  im 
einzelnen  zum  Vergleich  herangezogen  werden  müßten.  Umsatzzahlen  sind  im  all- 
gemeinen wesentlich  für  die  Beurteilung  der  Verhältnisse  der  Gesellschaft;  jedoch 
kann  hier  die  Schutzklausel  des  Abs.  3  eingreifen,  so  daß  die  Angabe  von  Umsatz- 
zahlen gewöhnlich  unterbleibt  (Schlegelberger  Anm.  4  zu  §  128).  Auch  über  den 
Beschäftigungsgrad,  die  Markt-  und  Preisverhältnisse  wird  man  im  allgemeinen  keine 
zahlenmäßigen  Angaben  verlangen  können,  da  ihre  Offenlegung  leicht  zu  einer 
Schädigung  der  Gesellschaft  führenkann  (Teichmann-Koehler,  Anm.  2  zu  §  128  AktG.). 
Vorgänge  von  besonderer  Bedeutung  sind  lt.  Gutachten  FA.  Nr.  8/1933  WP. 
S.  147  solche  Vorgänge,  welche  geeignet  sind,  die  Beurteilung  der  Bilanz  und  der 
Lage  des  Unternehmens  erheblich  zu  beeinflussen.  Über  solche  Vorgänge  ist  zu  be- 
richten, auch  wenn  sie  erst  nach  Ablauf  des  Geschäftsjahres  eingetreten  sind.  Als 
Beispiele  nennt  das  erwähnte  Gutachten:  Verkauf  und  Erwerb  von  Grundstücken, 
von  Beteiligungen,  Eingehen  einer  Interessengemeinschaft,  Beitritt  zu  einem  Kartell*, 
Kapitalerhöhung  und  -herabsetzung  sowie  größere  Verluste. 

Bei  der  Prüfung  des  Geschäftsberichts  wird  der  Prüfer  im  Hinblick  auf  die  vor- 
geschriebene Erläuterung  wesentlicher  Abweichungen  vom  vorjährigen  Abschluß 
häufig  vor  der  Frage  stehen,  ob  und  inwieweit  stille  Reserven  erwähnt  werden 
müssen.  Die  Bildung  stiller  Reserven  ist  grundsätzlich  auch  den  Aktionären  gegen- 
über als  zulässig  anzusehen,  soweit  Stärkung  des  Unternehmens  durch  niedrig  ge- 
haltene Wertansätze  und  damit  durch  Schaffung  eines  gewissen  Überschußkapitals 
na<;h  den  Umständen  des  Falles  der  kaufmännischen  Sorgfaltspflicht  entspricht.  Als 
Umstände  dieser  Art  kommen  in  Betracht:  die  allgemeinen  wirtschaftlichen  Verhält- 
nisse, die  besondere  Lage  des  Geschäftszweigs  und  des  Unternehmens  selbst,  der  Ge- 
schäftsgang und  seine  voraussichtliche  Gestaltung,  die  Höhe  der  flüssigen  Mittel  und 
der  Schulden,  die  größere  oder  geringere  Möglichkeit  raschen  Absatzes  der  Waren- 
bestände, die  Art  der  Aktiven,  endlich  der  Bestand  an  offenen  Reserven  (RGZ.  116, 
119ff.).  Anfechtung  der  Bilanz  wegen  Bildung  stiller  Reserven  ist  lücht  gegeben,' 
wenn  die  Reservebildung  nach  diesen  Grundsätzen  zulässig  ist  (vgl.  hierzu  §§  8, 50). 
Eine  Pflicht  zur  Berichterstattung  über  die  Bildung  stiller  Reserven  wird 
dementsprechend  nur  mit  einer  gewissen  Beschränkung  hinsichtlich  ihres  Umfange 
anzunehmen  sein,  weil  die  Schaffung  derartiger  Reserven  im  Sinne  einer  vorsichtigen 
Geschäftspolitik  liegt  und  daher  im  allgemeinen  bei  Unternehmungen  in  dauernd 
günstigen,  gefestigten  Verhältnissen  stets  vorausgesetzt  werden  kann.  Anlagewerte, 
die  bis  auf  Vormerkungsposten  abgeschrieben  sind,  lassen  ohne  weiteres  auf  stille 
Reserven  schließen.  Wenn  jedoch  die  Kenntnis  von  der  Bildung  stiller  Reserven 
wesentlich  ist,  um  ein  richtiges  Bild  von  dem  tatsächlichen  Vermögensstand  und 
den  Verhältnissen  der  Gesellschaft  zu  gewinnen,    mit  anderen  Worten,  wenn  stille 
Reserven  gemessen  am  Gesamtvermögen  der  Gesellschaf t,  .in  erheblichem  Umfange 
gebildet  worden  sind,  so  ist  zum  wenigsten  die  Tatsache,  daß  bestimmte  Vermögens- 
werte der  Gesellschaft  unterhalb  der  zulässigen  Höchstgrenze  bewertet  sind, 
zu  erwähnen.  Dies  ergibt  sich  auch  aus  §  128  Abs.  2  AktG.,  wonach  wesentUche 
Abweichungen  von  dem  letzten  Jahresabschluß  im  Geschäftsbericht  zu  erörtern  sind. 
Nach  gleichen  Grundsätzen  wie  die  Bildung  stiller  Reserven  ist  ihre  Auflösung 
zu  beurteilen.  Still  gelegte  Reserven  können  allerdings  nicht  auch  still  aufgelöst 
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werden,  vielmehr  muß  ihre  Auflösung  über  Ziff.  II  4  der  Gewinn-  und  Verlust- 
rechnung erfolgen.  Auch  dieser  Vorgang  muß,  wenn  es  sich  um  eine  wesentliche 
Abweichung  vom  letzten  Jahresabschluß  handelt,  im  Geschäftsbericht  erwähnt  werden. 

Zu  bemerken  ist,  daß  im  betriebswirtschaftlichen  Schrifttum  eine  deutliche  Ab- 
kehr von  den  stillen  Reserven  festzustellen  ist;  s.  hierzu  besonders  Schmidt,  Bilanz- 
wahrheit und  Führerprinzip  in  ZfB.  1935  Nr.  4,  ferner  Dietzen,  Wirtschaftliche  Vor- 
teile  undNachteile  stiller  Reserven  bei  Aktiengesellschaften  in  ZfhwForsch.  1935  S.  192. 

Unabhängig  von  der  Berichterstattungspflicht  des  Vorstandes  im  Geschäftsbericht 
ist  die  Bildung  und  Auflösung  stiller  Reserven  für  den  Prüfungsbericht  sowie  für 
die  Betriebsanalyse  festzustellen  (vgl.  F  27).  Der  Abschlußprüfer  hat  nach  §  135 
Abs.  1  AktG.  den  Geschäftsbericht  insoweit  zu  prüfen,  als  er  den  Jahresabschluß  er- 
läutert; bei  der  Eriäuterung  sind  nach  §  128  Abs.  2  wesentliche  Abweichungen  vom 
letzten  Jahresabschluß  zu  erörtern.  Hieraus  ergibt  sich  für  den  Abschlußprüfer  die  Not- 
wendigkeit, das  Vorhandensein  und  die  Bewegungen  der  stillen  Reserven  selbst 
zu  prüfen,  damit  er  zu  dem  diesbezüglichen  Inhalt  des  Geschäftsberichts  Stellung 
nehmen  kann.  Über  das  Ergebnis  seiner  Prüfungstätigkeit  hat  der  Abschlußprüfer 
einen  schriftlichen  Bericht  (§  139  AktG.)  zu  erstatten.  Da  dieser  Bericht  nach  der 
Berufsauffassung  die  Prüfungsergebnisse  im  einzelnen  wiederzugeben,  das  geprüfte 
Zahlenmaterial  kritisch  zu  erläutern  und  bei  der  Besprechung  des  Geschäftsberichts 
auch  die  Tatsachen  anzuführen  hat,  deren  Angabe  nach  §  128  Abs.  3  AktG.  im  Ge- 
schäftsbericht selbst  unterbleiben  kann  (vgl.  §  11),  so  müssen  die  bei  der  Prüfung 
festgestellten  stillen  Reserven  und  ihre  Bewegungen  auch  im  Prüfungsbericht 
erörtert  werden.  Dabei  ist  allerdings  eine  gewisse  Vorsicht  um  so  mehr  angebracht, 
als  die  Höhe  der  stillen  Reserven  in  der  Hauptsache  auf  Schätzung  beruht.  Zur  Kenn- 
zeichnung der  Reservebildung  genügt  im  Prüfungsbericht  ein  Hinweis  des  Inhalts, 
daß  die  Abschreibungen  höher  als  im  Vorjahr  bemessen  oder  daß  die  Buchwerte 
der  Vorräte  gegenüber  dem  Vorjahr  herabgesetzt  wurden;  bei  der  Auflösung  stiller 
Reserven  ist  eine  ziffernmäßige  Angabe  in  abgerundeten  Zahlen  erforderlich  (Dietzen 
in  WT.  1937  S.  274).  Die  Berichterstattung  erfolgt  nach  Dietzen  zweckmäßig  in  der 
Form,  daß  in  einem  besonderen  Berichtsabschnitt,  der  die  allgemeine  Beurteilung 
der  Rentabilitätslage  zum  Gegenstand  hat,  die  bei  den  einzelnen  Bilanzpositionen 
festgestellten  Reservebewegungen  und  die  wichtigsten  gegenüber  dem  Vorjahr  ein- 
getretenen Veränderungen  der  Aufwands-  und  Ertragsposten  zusammenfassend  be- 
sprochen werden. 

Besondere  Angaben.  Nach  §  128  Abs.  2  sind  im  Geschäftsbericht  besondere  An- 
gaben zu  machen,  über  deren  Vorliegen  oder  Nichtvorliegen  der  Abschlußprüfer  sich 
auf  jeden  Fall  vergewissern  muß.  Die  Angaben  sind  in  jedem  späteren  Geschäfts- 
bericht zu  wiederholen,  soweit  nicht  aus  dem  Wortlaut  des  Gesetzes  etwas  anderes 
hervorgeht.  Soweit  die  nachfolgenden  Berichtsgegenstände  vorhanden  sind  und  die 
Schutzklausel  nicht  entgegensteht,  sind  Angaben  zu  machen  über 

1.  Aktienübernahme  für  Rechnung  der  Gesellschaft  oder  eines  abhängigen  Unter- 
nehmens oder  durch  ein  abhängiges  Unternehmen.  Diese  erfolgt  bei  der  Gründung 
oder  Kapitalerhöhung  durch  einen  Treuhänder,  ein  Konsortium  oder  die  Emissions- 
bank in  Form  der  sog.  Vorrats-  oder  Verwertungsaktien,  die  zur  Kapital- 
beschaffung durch  spätere  Unterbringung  oder  zu  Fusionszwecken  dienen  sollen.  Da 
diese  Aktien  für  Rechnung,  d.  h.  aus  den  Mitteln  der  Gesellschaft  oder  wenigstens 
zu  deren  Lasten  eingezahlt  wurden,  sind  der  Gesellschaft  in  Wirklichkeit  insoweit 
keine  Mittel  aus  der  Aktienausgabe  zugeflossen.  Eine  derartige  Übernahme  von 
Aktien  ist  nach  §  51  Abs.  1  AktG.  nur  verboten,  wenn  sie  durch  ein  abhängiges 
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Geschäftsbericht  (1.  Fortsetzung) 

Besondere  Angaben  im  Geschäftsbericht 

1.  übernommene  Aktien 

durch  einen  Aktionär  für  Rechnung  der  Gresellschaft 

durch  einen  Aktionär  für  Rechnung  eines  abhängigen  Unternehmens 

durch  ein  abhängiges  Unternehmen 

Verwertung,  Erlös  und  Verwendung  des  Erlöses 

Nennwert,  Aktiengattung 

2.  Eigene  Aktien  (auch  bei  Dritten) 

Nennwert,  Aktiengattung 

Erwerb  —  Inpfandnahme  —  von  eigenen  Aktien  durch  die  Gesell- 
schaft 

Erwerb  —  Inpfandnahme  —  von  Aktien  der  Gesellschaft  durch  ein 
abhängiges  Unternehmen 

Erwerb  —  Inpfandnahme  —  von  eigenen  Aktien  durch  einen  Dritten 
für  Rechnung  der  Gesellschaft 

Erwerb  —  Inpfandnahme  —  von  eigenen  Aktien  durch  einen  Dritten 
für  Rechnung  eines  abhängigen  Unternehmens 

Erwerb,  Begründung  desselben,  Verhältnis  des  (^esamtnennbetrags 
an  eigenen  Aktien  und  zum  Grundkapital 

Veräußerung,  Zweck  desselben,  Verwendung  des  Erlöses 


3.  Bezugsaktien 
Bedingtes  Kapital 
davon  bezogen 

hierzu  Anlage 
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Unternehmen  erfolgt  ist.  Die  Übernahme  ist  zivilrechtlich  in  jedem  Fall  wirksam, 
der  Übernehmer  ist  für  die  Einzahlung  haftbar.  Die  Vorratsaktien  werden  also  vom 
Gesetz  abgelehnt ;  an  die  Stelle  des  Verbots  dieser  Leeraktien  ist  jedoch  ihre  Kon- 
trolle durch  den  Geschäftsbericht  getreten. 

Wenn  solche  Aktien  im  Geschäftsjahr  verwertet  worden  sind  (wozu  auch  die 
Übernahme  durch  Dritte  für  eigene  Rechnung  an  Stelle  des  bisherigen  Besitzes  für 
Rechnung  der  Gesellschaft  gehört),  so  ist  über  den  Erlös  und  die  Verwendung  des- 
selben zu  berichten. 

Über  gebundene  Aktien,  d.  h.  solche  Aktien,  hinsichtlich  deren  eine  Bindung 
in  bezug  auf  die  Ausübung  der  Aktienrechte  oder  sonstige  Verfügungen  besteht, 
braucht  im  Gegensatz  zum  bisherigen  Recht  nicht  mehr  berichtet  zu  werden,  sofern 
nicht  durch  die  Bindung  ein  Konzern  Verhältnis  (Ziff.  8)  begründet  worden  ist. 

2.  Eigene  Aktien,  die  von  der  Gesellschaft  oder  einem  abhängigen  Unternehmen 
oder  die  für  Rechnung  der  Gesellschaft  oder  eines  abhängigen  Unternehmens  er- 
worben oder  in  Pfand  genommen  sind.  Der  Erwerb  eigener  Aktien  ist  durch  §  65 
AktG.  beschränkt;  er  soll,  soweit  er  erfolgt  ist,  im  Geschäftsbericht  offengelegt 
werden. 

Sind  eigene  Aktien  im  Geschäftsjahr  erworben  worden,  so  sind  die  Voraussetzungen 
für  die  Zulässigkeit  des  Erwerbs  darzulegen  (Abwendung  eines  schweren  Schadens, 
Nennbetrag  der  erworbenen  eigenen  Aktien  und  der  zur  Zeit  des  Erwerbs  bereits 
vorhandenen  eigenen  Aktien).  Die  Angaben  über  den  Erwerbspreis  müssen  auch  er- 
kennen lassen,  ob  und  welche  besonderen  Vorteile  dem  übereignenden  Aktionär  ge- 
währt worden  sind,  z.  B.  Verlängerung  seines  Anstellungsvertrages  als  Vorstands- 
mitglied; Zusage,  für  seine  Wahl  in  den  Aufsichtsrat  einzustehen  (Schlegelberger, 
Anm.  10  zu  §  128). 

3.  Bezugsaktien,  d.  h.  die  bei  bedingter  Kapitalerhöhung  (§  159  AktG.)  im  Berichts- 
jahr bezogenen  Aktien.  Bei  der  bedingten  Kapitalerhöhung  kann  der  Vorstand  die 
neuen  Aktien  ausgeben,  ohne  daß  ihre  Ausgabe  vorher  zum  Handelsregister  ange- 
meldet und  eingetragen  werden  muß,  wie  dies  bei  der  gewöhnlichen  Kapitalerhöhung 
nach  §§  155,  158  AktG.  vorgeschrieben  ist.  Die  Anmeldung  und  Eintragung  der  Be- 
zugsaktien erfolgt  erst  nach  ihrer  Ausgabe.  Die  näheren  Umstände  sind  anzugeben. 

4.  Genehinigtes  Kapital.  Durch  die  Satzung  kann  der  Vorstand  nach  §  169  AktG. 
ermächtigt  werden,  das  Grundkapital  bis  zu  einem  bestimmten  Nennbetrag  durch 
Ausgabe  neuer  Aktien  gegen  Einlagen  zu  erhöhen.  Zur  Ausgabe  der  neuen  Aktien 
ist  nur  die  Zustimmung  des  Aufsichtsrats  erforderlich.  Zur  Unterrichtung  der  Haupt- 
versammlung über  die  hiemach  etwa  getroffenen  Maßnahmen  ist  entsprechende 
Angabe  im  Geschäftsbericht  vorgeschrieben.  Auch  die  Öffentlichkeit  hat  ein  Interesse 
an  der  dem  Vorstand  eingeräumten  Befugnis;  zu  berichten  ist  daher  in  jedem  Gre- 
schäftsbericht  über  die  Höhe  des  genehmigten  Kapitals  und  gegebenenfalls  über  Art, 
Zweck  und  Bedingungen  seiner  Begebung. 

5.  Genußrechte.  Die  bestehenden  Genußrechte  unter  Angabe  der  im  Greschäfts- 
jahr  neu  geschaffenen  sind  im  Geschäftsbericht  anzugeben,  gleichgültig,  ob  sie  in 
Urkunden  verbrieft  sind  (Genußscheine)  oder  nicht.  Genußrechte  können  eingeräumt 
werden  für  die  Aufgabe  von  Rechten,  Ablösung  von  Schulden  (Besserungsscheine), 
Überlassung  von  Konzessionen,  Patenten  und  Lizenzen,  Abfindung  von  Ansprüchen 
(Gründerlohn),  ferner  zur  Kapitalbeschaffung  (Zuzahlungen).  Art  und  Umfang  der 
Verpflichtungen  aus  den  bestehenden  und  im  Berichtsjahr  neu  geschaffenen  Grenuß- 
rechten  müssen  in  jedem  Geschäftsjahr  offengelegt  werden. 
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Geschäftsbericht  (2.  Fortsetzung) 

4.  Grenehmigtes  Kapital 

Betrag 

Ermächtigung  zur  Ausgabe  lt. 

Ausgegeben  wurden 

Zweck  der  Ausgabe,  Bedingungen 

Art  und  Höhe  des  Gregenwerts 

Verwendung  desselben 


5.  Bestehende  Genußrechte 

Nennbetrag,  Inhalt 

Gegenleistungen 

Inhalt  der  Schuldurkunden 


6.  Aus  der  Bilanz  nicht  ersichtliche  Haftungsverhältnisse 

Vertragsstrafen  ^ 

Kursgarantie 

EinZahlungsverpflichtung  auf  Aktien  usw. 
Haftung  als  Genossenschaftsmitglied 
in  Anspruch  genommenes  Zurück- 
behaltungsrecht 

Pfandrecht  vertraglich  bestellt 

desgl.  aus  Pfändung 
Sicherheitsleistung 
Sicherungsübereignung 
Sicherungsabtretung 
Eigentumsvorbehalt 
Dividendengarantie 
Besserungsscheine 


Wechsel-  und  Scheckobligo 

Wechselobligo  F  18 
Scheckobligo  F  18 

hierzu  Anlage 
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6.  Haftangsverhältiiisse,  die  aus  der  Bilanz  nicht  ersichtlich  sind,  einschließlich  der 
Pfandbestellungen  und  Sicherungsübereignungen  sowie  von  Verbindlichkeiten  aus 
der  Begebung  von  Wechseln  und  Schecks.  Solche  Haftungsverhältmsse  liegen  vor, 
wenn  eine  bilanzpflichtige  Schuld  noch  nicht  zu  Tage  getreten  ist,  jedoch  mit  der 
Möglichkeit  einer  Inanspruchnahme  der  Gesellschaft  aus  zusätzlicher  Haftung  ge- 
rechnet werden  muß. 

Gewisse  Haftungsverhältnisse,  nämlich  solche  aus  Bürgschaften  und  Garantie- 
verträgen, sind  nach  §  131  Abs.  7  AktG.  in  der  Bilanz  selbst  zu  vermerken  (F  22 
Avale).  Die  sonstigen  Haftungsverhältnisse  können  ebenfalls  dort  aufgenommen, 
müssen  aber  andernfalls  im  Geschäftsbericht  erwähnt  werden.  Verpflichtungen,  die 
aus  dem  Reingewinn  zu  tilgen  sind  (vgl.  §  53),  sind  ebenfalls  hier  zu  erwähnen. 

Nach  dem  Gutachten  FA.  Nr.  4/1935  WT.  S.  179  müssen  derartige  Angaben  im 
Geschäftsbericht  so  gehalten  sein,  daß  sie  eine  Beurteilung  ihrer  Bedeutung  für  das 
Vermögen  der  Gesellschaft  zulassen.  Handelt  es  sich  bei  den  Sicherheiten  um  solche, 
die  auf  Grund  gesetzlicher  Bestimmungen  oder  auf  Grund  allgemein  üblicher  Ge- 
schäftsbedingungen gestellt  werden  und  mit  denen  jeder  Gläubiger  des  Unternehmens 
ohne  weiteres  rechnen  muß,  so  ist  eine  besondere  Erwähnung  im  Greschäftsbericht 
überhaupt  nicht  erforderlich  (z.  B.  Vermieter-  und  Verpächterpfandrechte,  sofern 
nicht  Mieten  oder  Pachten  rückständig  sind,  ferner  brancheübliche  Eigentums- 
vorbehalte und  Pfandrechte  des  Bankiers  an  den  bei  ihm  hinterlegten  Effekten). 

Liegen  dagegen  besondere  Abmachungen  über  Bestellung  von  dinglichen  Sicher- 
heiten am  Umlaufs  vermögen  vor,  die  das  betreffende  Unternehmen  in  nicht  all- 
gemeinüblicher Weise  belasten  und  die  daher  ein  besonderes  Haftungs Verhältnis 
darstellen,  so  müssen  Angaben  über  die  getroffenen  Vereinbarungen  gemacht  werden, 
so  z.  B.  bei  Sicherungsübereignungen,  besonderen  nicht  brancheüblichen  Eigentums- 
vorbehalten, Verpfändungen.  —  Es  ist  in  jedem  Falle  anzugeben,  welche  Art  von 
Vermögenswert  zur  Sicherheit  hingegeben  ist.  Nicht  notwendig  dagegen  ist  es,  die 
Höhe  der  gestellten  Sicherheiten  ziffernmäßig  anzugeben,  vielmehr  genügt  es,  wenn 
die  gesicherten  Verpflichtungen  ziffernmäßig  oder  durch  Hinweis  auf  einen  in  der 
Bilanz  gesondert  ausgewiesenen  Posten  angegeben  werden. 

Die  Unterlassung  eines  hiernach  notwendigen  Hinweises  unter  Berufung  auf  die 
Schutzklausel  des  §  128  Abs.  3  AktG.  ist  nach  dem  vorerwähnten  Gutachten  nicht 
zulässig. 

Garantiepflichten  und  allgemein  zugesagte  Vertragsstrafen  aus  schwebenden  Ge- 
schäften, die  zum  regelmäßigen  Geschäftsbetrieb  der  Gresellschaft  gehören,  sind 
ebenfalls  nicht  anzugeben. 

Das  Wechsel-  und  Scheckobligo  ist  ziffernmäßig  anzugeben;  wegen  der  Fest- 
stellung desselben  vgl.  F  18.  Für  ein  etwa  vorhandenes  Obligo  aus  Arbeitsbeschaf- 
fungswechseln (Oeffa-  und  Mefowechseln)  genügt  ein  Hinweis  ohne  Ziffernangabe, 
Guta<;hten  FA.  Nr.  7/1934  WT.  S.  528. 

7.  Die  Gesamtbezüge  der  Mitglieder  des  Vorstandes,  die  Gesamtbezüge  der  Mit- 
glieder des  Auf  sich  tsrats  sowie  diejenigen  eines  Beirats  oder  einer  ähnlichen  Ein- 
richtung der  Gesellschaft.^)  Anzugeben  sind  die  Bezüge  für  das  Geschäftsjahr  und 
weiter  die  im  Geschäftsjahr  geleisteten  Zahlungen,  über  die  nicht  bereits  im  Vor  j  ahr 
berichtet  worden  ist.  Die  Angaben  für  Vorstand,  Aufsichtsrat  und  Beirat  sind  ge- 
trennt zu  machen.  Wenn  die  gesonderte  Angabe  fehlt,  so  ist  der  Bestätigungsver- 


Blau  4     r37 


Geschäftsbericht  (3.  Fortsetzung) 

7.  Gesamtbezüge  der  Vorstandsmitglieder 

„  der  AufsichtsratsmitgUeder 

eines  Beirats  usw. 


JiJK, 


» 


»> 


1)  Bei  der  Bemessung  der  Bezüge  der  Vorstandsmitglieder  ist  der  §  78,  bei  der  Bemee« 
sung  von  Tantiemen  sind  die  §§  77  und  98  AktG.  zu  beachten. 


Zusammenstellung:                         Vorstand 

Aufsichtsrat 

Beirat  usw. 

Gehalt                                           JlJt 

t/CtMf 

JiJit 

Feste  Vergütung                            „ 

yy 

Gewinnbeteiligung                         „ 

» 

Sondervergütung                            „ 

tj 

Aufwandsentschädigung               „ 

»f 

Provisionen                                      „ 

tf 

Versicherungsentgelte                   „ 

f» 

Ruhegehalt ;  Hinterbliebenen- 

versorgung                                 „ 

jj 

ii 

%fi%At 

,/lJlt 

%/iJli' 

8.  Beziehung  zu  einem  Konzernunternehmen 

Name,  Form  und  Inhalt  des  Konzernverhältnisses 

Die  Konzernbeziehungen  bestehen 

unmittelbar 

mittelbar 

rechtlich 

tatsachlich 

durch  BeteiUgung 

Anteilsmehrheit 

Stimmrecht 

Satzimgen 

Pachtvertrag 

• 

Betriebsvertrag 

Liefeningsvertrag 

Sonstigen  Vertrag 

Interessengemeinschaft 

Gewinngemeinschaft 

Betriebsgemeinschaft 

Vertriebsgemeinschaft 

Patentgemeinschaft 

Personalunion 

9.  Zugehörigkeit  zu  preis-  und  absatzregelnden  Verbänden  und 

ähnlichen  Bindungen 
Abführung  an  die  Golddiskontbank 
Abschreibungen  und  Wertberichtigungen 
Namensangaben  des  Vorstands-  und  Aufsichtsrats 
Schutzklausel  nach  §  128  Abs.  3 

Nicht  erwähnte  Gegenstände 

Begründung 
hierzu  Anlage 
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merk  nur  mit  einer  dahingehenden  Einschränkung  zu  erteilen.  Die  Schutzklausel  des 
Abs.  3  kommt  hier  nicht  in  Betracht. 

Unter  Bezügen  ist  alles  zu  verstehen,  was  die  (ordentlichen  und  stellvertretenden) 
Vorstands-,  Aufsichtsrats-  und  Beiratsmitglieder  in  dieser  ihrer  Eigenschaft  —  nicht 
für  Sonderleistungen  —  erhalten;  doch  kann  die  Offenlegung  der  Bezüge  nicht  da- 
durch umgangen  werden,  daß  man  sie  durch  Konzerngesellschaften  oder  Dritte  aus- 
zahlen läßt  oder  Dienstverträge  für  eine  Tätigkeit  abschließt,  die  in  den  Rahmen  der 
allgemeinen  Obliegenheiten  eines  Verwaltungsmitgliedes  fallen.  Ruhegehälter  sind 
nicht  nur  dann  anzugeben,  wenn  sie  aus  laufenden  Mitteln  der  Gesellschaft  gewährt 
werden,  sondern  auch  dann,  wenn  sie  von  einer  selbständigen  Kasse  oder  einem  Ver- 
sicherungsunternehmen auf  Grund  von  Verträgen  gezahlt  werden,  die  die  Gesell- 
schaft abgeschlossen  hat  (Schlegelberger,  Anm.  15  zu  §  128).  Versicherungs- 
prämien und  Pensionskassenbeiträge  für  die  Alters-  und  Hinterbliebenen- 
versorgung gehören  ebenfalls  zu  den  auszuweisenden  Bezügen ;  wenn  die  Beiträge  in 
einer  Summe  gezahlt  werden  und  eine  Zerlegung  nicht  möglich  ist,  so  genügt  die 
Angabe  der  sonstigen  Bezüge  unter  Hinweis  auf  bestehende  Pensionsrechte. 

Der  Begriff  der  Gesamtbezüge  des  Vorstandes  deckt  sich  nach  Art  der  hinzuzu- 
rechnenden Aufwendungen  grundsätzlich  mit  dem  Grehälterbegriff  der  Gewinn-  und 
Verlustrechnung;  hinzukommen  jedoch  die  weiteren  in  §128  Ziff.  7  genannten 
Zahlungen,  insbesondere  die  Gewinnbeteiligungen  usw.,  die  aus  dem  Reingewinn  des 
Geschäftsjahres  zu  bezahlen  sind.  Als  Beispiele  für  Nebenleistungen  werden  im  Gut- 
achten FA.  Nr.  9/1933  WP.  S.  172  genannt:  Sachbezüge  wie  Gas,  Strom,  Wasser, 
Heizung,  freie  Dienstwohnung;  keine  Nebenleistungen  sind  Reisespesen,  wenn  sie 
im  Rahmen  des  Angemessenen  bleiben,  gestellter  Personenwagen,  angemessene 
Pauschal  Vergütung  für  den  eigenen  im  Interesse  der  Gresellschaft  benutzten  Wagen, 
Geschenke,  die  nicht  in  bar  gegeben  werden.  Bei  Kreditgewährung  sind  Zinssätze, 
welche  eine  Belastung  der  Gesellschaft  herbeiführen,  als  Nebenleistungen  anzusehen 
(Emmerich,  ZfhwForsch.  1934  S.  397). 

Für  die  Aufsichtsratsbezüge  gelten  sinngemäß  die  gleichen  Richtlinien.  Dele- 
gierte des  AR.  im  Vorstand  nach  §  90  AktG.  gelten  für  die  Zeit  der  Delegation  als 
Vorstandsmitglieder.  Ständige  Delegierte  sind  AufsichtsratsmitgUeder. 

Unter  einem  Beirat  ist  eine  neben  den  gesetzlichen  Organen  bestehende  Stelle 
mit  beratender  Tätigkeit  zu  verstehen.  Die  Ausdehnung  der  Berichtspflicht  auf  die 
Bezüge  von  Beiräten  soll  Umgehungen  verhindern. 

8.  Konzernbeziehungen.  Die  Auswirkungen  der  Konzernbeziehungen  werden  in  der 
Büanz  ziffernmäßig  für  einen  bestimmten  Zeitpunkt  dargestellt.  Im  Geschäftsbericht 
sind  Angaben  zur  weitergehenden  Offenlegung  der  bestehenden  Konzernverflechtung 
zu  machen,  soweit  nicht  die  Schutzklausel  des  Abs.  3  eine  Ausnahme  zuläßt. 

Anzugeben  ist  Name,  Form  und  Inhalt  der  bestehenden  Konzern  Verhältnisse,  Höhe 
einer  Beteiligung  und  Verhältnis  derselben  zum  Grundkapital  des  Konzernunter- 
nehmens, Art  und  Ergebnis  der  geschäftlichen  Beziehungen.  Es  genügt  nicht,  ledig- 
lich die  Beteiligungen  mit  dem  Nennbetrag  anzugeben  und  über  die  Vertragsverhält- 
nisse der  Konzernunternehmungen  zu  berichten;  vielmehr  ist  über  alle  Vorgänge, 
die  sich  zwischen  der  AG.  und  einem  Konzernunternehmen  oder  bei  diesem 
ereignen  und  für  die  AG.  von  Bedeutung  sein  können,  in  gleicher  Weise  zu  berichten 
wie  über  Vorgänge,  die  sich  bei  der  AG.  selbst  ereignen.  Es  ist  weiter  Auskunft 
darüber  zu  geben,  in  welchem  Maße  und  nach  welcher  Richtung  eine  Einflußnahme 
auf  die  Bilanzierung  erfolgt  ist  (Schlegelberger,  Anm.  16  zu  §  128).  Zur  Bericht- 
erstattung über  diese  Verhältnisse  ist  jedes  der  verflochtenen  Unternehmungen  für 


sich  verpflichtet.  Die  Rücksicht  auf  Konkurrenzverhältnisse  wird  allerdings  gerade 
bei  Konzernbeziehungen  die  Anwendung  der  Schutzklausel  des  Abs.  3  häufig 
rechtfertigen. 

9.  Die  Verbandszugehörigkeit  umfaßt  die  Mitgliedschaft  namentlich  bei  Syndi- 
katen, Kartellen,  Trusts  und  sonstigen  Vereiiügungen  mit  dem  Zweck  der  Preis-  und 
Absatzregelung,  aber  auch  sonstige  vertragHche  Bindungen  ohne  feste  Vereinigung. 
Namentliche  Angabe  im  einzelnen  ist  erforderlich.  Soweit  die  Zugehörigkeit  ohne 
besondere  Bedeutung  für  die  Gesellschaft  ist,  kann  die  Angabe  unterbleiben. 

Namensangabe  der  Vorstands-  und  Aufsichtsratsmitglieder.  Nach  §  128  Abs.  4 
sind  im  Geschäftsbericht  die  sämtlichen  Mitglieder  des  Vorstandes  und  des  Auf- 
sichtsrats einschließüch  der  im  Geschäftsjahr  oder  nach  Ablauf  desselben  ausge- 
schiedenen Mitglieder  mit  dem  Familiennamen  und  mindestens  einem  ausgeschrie- 
benen Vornamen  anzugeben.  Hierbei  ist  der  Vorsitzer  des  Vorstands,  falls  ein  solcher 
nach  §  75  Abs.  2  AktG.  ernannt  ist,  und  der  Vorsitzer  des  Aufsichtsrats  besonders 
zu  bezeichnen. 

Als  weitere  für  bestimmte  Fälle  gesetzlich  vorgeschriebene  Gegenstände  der  Be- 
richterstattung kommen  in  Frage : 

Überweisnngen  an  die  Golddiskontbank.  Nach  Art.  12  der  Ersten  Verordnung  zur 
Durchführung  und  Ergänzung  des  Anleihestockgesetzes  vom  27.  2.  1935  RGBl.  I 
S.  316  ist  alljährlich  im  Geschäftsbericht  anzugeben  der  Betrag,  den  die  Gesellschaft 
für  den  Anleihestock  abgeführt  hat,  für  wessen  Rechnung  die  Abführung  geschehen 
ist  und  in  welcher  Weise  die  Deutsche  Golddiskontbank  den  Betrag  angelegt  hat. 

Das  Anleihestockgesetz  (Gresetz  über  die  Gewinnverteilung  bei  Kapitalgesell- 
schaften) vom  4.  12.  1934  RGBl.  I  S.  1222  berührt  an  sich  nicht  die  Gesellschaft, 
sondern  ledigUch  die  Dividendenempfänger ;  zu  den  Aufgaben  des  Bilanzprüfers  ge- 
hört jedoch  die  Feststellung,  ob  die  vom  Gesetz  der  Gesellschaft  auferlegte  Pflicht 
zur  eventuellen  Überweisung  eines  Teils  der  Ausschüttung  erfüllt  worden  ist. 

Nach  §  3  des  Anleihestockgesetzes  darf  der  für  ein  Geschäftsjahr  bar  auszuschüt- 
tende (gewinn  6%  des  Kapitals  (bei  Mehrausschüttung  im  Vorjahr  entsprechend 
mehr  bis  zu  8%  des  Kapitals)  nicht  überschreiten.  Der  den  (Gesellschaftern  zustehende, 
nicht  zur  baren  Ausschüttung  gelangende  Teil  des  Reingewinns  ist  von  der  Gesell- 
schaft gem.  §  4  unverzüglich  nach  der  Beschlußfassung  über  die  Gewinnausschüttung 
an  die  deutsche  Golddiskontbank  in  Berlin  zu  überweisen,  wo  er  für  Rechnung  der 
Gesellschafter  in  Reichsanleihe  angelegt  und  treuhänderisch  bis  zum  Ablauf  der 
Sperrfrist  verwaltet  wird. 

Die  Sperrfrist  beträgt  nach  §  11  in  Verbindung  mit  §6  insgesamt  vier  Jahre. 
Nach  §  11  gilt  das  Gesetz  für  den  ersten  Jahresabschluß,  über  den  nach  Inkrafttreten 
des  Gesetzes  Beschluß  gefaßt  wird,  und  für  die  Abschlüsse  der  beiden  folgenden, 
einen  Zeitraum  von  mindestens  je  12  Monaten  umfassenden  Geschäftsjahre.  In  §  6 
ist  bestimmt,  daß  bei  der  Beschlußfassung  über  die  Verteilung  des  Gewinns  für  den 
ersten  Jahresabschluß  nach  Ablauf  der  Geltungsdauer  des  Gesetzes  (§11)  der  gesamte 
Anleihestock  unter  die  alsdann  gewinnberechtigten  Gesellschafter  zu  verteilen  ist. 

Der  Anleihestock  ist  aus  dem  Reingewinn  zu  bilden,  der  lt.  HV.-Beschluß  nach 
Vornahme  aller  Abschreibungen  und  Rücklagen  in  irgendeiner  Form  zur  Verteilung 
gelangt ;  der  Anspruch  auf  den  Anleihestock  hängt  an  der  Aktie. 

Gesellschaften  mit  einem  Kapital  unter  MJi  100000  sind  nach  Art.  2  Abs.  1  der 
1.  DVO.  vom  27.  2.  1935  von  den  Vorschriften  des  Anleihestockgesetzes  befreit. 

Die  allgemeinen  Vorschriften  des  Anleihestockgesetzes  werden  behandelt  von 
Fromm  in  WT.  1935  S.  149,  die  in  den  Durchführungsbestimmungen  enthaltenen 
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selbst  keine  BüanzierungspfUcht,  ebenso  bis  zum  tatsachUchen  Eingang 
der  Gesellschaft  als  Aktionär  (WT.  1935  S.  367,  471). 

Abschreibungen  und  Wertberichtigungen  auf  Gegenstände  des  Anla^j;"^«^ 
-nr^ipht  in  der  Bilanz  selbst  bei  den  einzehien  Posten  gesondert  aufgeführt  sind, 
^fin^n  n^h  U3T  Ate  4  Satz  3  AktG.  im  Geschäftsbericht  vermerkt  werden.  Die 
Mrrbiwiktete  Entlastung  der  BUanz.  Die  Angaben  im  G^chäftebencht 
mü^ndie  VerteUung  der  Abschreibungen  und  Wertberichtigungen  auf  d«  «'"f ^«^ 
^~rte  erkemien  lassen.  Die  Zu-  und  Abgänge  gehören  mcht  m  den  Geschäfts- 
bericht,  sondern  müssen  in  der  Bilanz  selbst  ausgewiesen  werden. 

Sozialberichl.  Die  gesetzUchen  Vorschriften  über  den  Gfchäftsbericht  betreffen 
le.uZh  die  wirtschitUche  Seite  der  Rechenschaftslegung  des  Vorstands.  Mit  Recht 

S;^  to^SXÄ  od.,  bei  gHUierom  M»«  »  .to«  b«o~d„n  S»»l- 

10^    S  42-   Arbeitseinsatz  im   Betrieb   (Stärke  der   Gefolgschaft,  Altersaufbau, 
SiUenstnd^  D^Tder    Betriebszugehörigkeit    Kriegsverletzte,   F-h-l.^^^: 

Jährlinge.  Schul^ir^htung^n).^^^^^^^^ 

Chüsse  bei  besonderen  Anlässen);  Arbeit^tätte  (Schaffun^on  A„fÄ 
Speiseräumen,   Kleiderablagen);    Gesundheitspflege  JUÄhutz    ge^r^hy|e 

Kapitalgesellschaften  selbst  als  die  Verantwortungslosigkeit  d^^^^ 
Kapitalgebers  wird  von  der  nationalsoziahstischen  Wirtschaf tspohtik  »»«kämpft. 

Anwendbarkeit  der  Schutzklausel.  Die  Anwendung  der  Schutzklausel  des  §128 
Abfrsätz  2  i^tG  erfordert  ein  sorgfältiges  Abwägen  der  Interessen  der  Akfona  e 
und  oSigefe^erseits  und  der  zu  schützenden  Interessen  andererse.te;  »e 
können  tei  der  Gesellschaft  selbst,  bei  einem  Konzernunternehmen  oder  bei  der  All 

''S^f^Mer  wM  mit  Rücksicht  auf  seine  VerantwortUchkeit  für  den  Inhalt  d^ 
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düng  eintreten  würde.  Auch  um  sich  VerdienstmögUchkeiten  zu  erhalten  oder  vor 
Verlusten  zu  schützen,  um  schwebende  Verhandlungen  z.  B.  über  eine  Beteiligung 
oder  Fusion  nicht  zum  Scheitern  zu  bringen,  um  schwebende  Prozesse  nicht  un- 
günstig zu  beeinflussen,  kann  die  Gesellschaft  an  der  Geheimhaltung  interessiert 
sein;  auch  zur  Abwehr  einer  Konkurrenzgefahr  oder  einer  ausländischen  oder  in- 
ländischen  Überfremdung  könnte  eine  Geheimhaltung  gerechtfertigt  erscheinen.  Zu 
den  Interessen  der  Allgemeinheit  gehören  nicht  nur  solche  der  Pohtik  oder  Landes- 
Verteidigung,  sondern  auch  der  nationalen  Wirtschaft. 

Das  Recht  zur  Unterlassung  der  Berichterstattung  kann  im  Rahmen  der  all- 
gememen  Sorgfaltspflicht  des  Vorstandes  nach  §84  AktG.  eine  Schweigepflicht 
begründen.  Em  Nachteil,  der  für  die  Gesellschaft  durch  die  nach  §  128  Abs  3  AktG 
nicht  erforderUche  Offenlegung  bestimmter  Verhältnisse  entsteht,  kann  Strafbarheit 
des  Vorstandes  und  Aufsichtsrats  gem.  §  294  AktG.  und  damit  zivih-echtUche  Haft- 
barkeit zur  Folge  haben. 

Unvollständige  Angaben  und  verschleierte,  d.  h.  irreführende  Angaben  werden 
durch  die  negative  Sohutzklausel  nicht  gedeckt;  die  Angaben  im  Geschäftsbericht 
müssen  entweder  vollständig  und  dann  richtig  gema<;ht  werden,  oder  sie  müssen 
unterbleiben.  Nach  §  296  Abs.  1  AktG.  sind  Mitgüeder  des  Vorstandes  oder  Auf- 
Sichtsrats  die  m  ihren  Darstellungen,  in  ihren  Übersichten  über  den  Vermögensstand 
der  Gesellschaft,  in  den  Auskünften  an  den  Abschlußprüfer  oder  an  sonstige  Prüfer 
sowie  m  Vorträgen  und  Auskünften  in  der  Hauptversammlung  die  Verhältnisse  der 
tresellschaft  unwahr  darstellen  oder  verschleiern,  strafbar.  Der  §  128  Abs  3  Satz  2 
gestattet  unter  den  dort  bezeichneten  Voraussetzungen  zwar  das  Verschweigen  ge- 
wisser G^häftsvorgänge,  jedoch  nur  mit  der  Einschränkung,  daß  das  Verschweigen 
mcht  zu  falschen  Angaben  führen  darf.  Was  der  Geschäftsbericht  sagt,  muß  richtig 
sem,  wenn  es  auch  nicht  vollständig  ist.  Jedenfalls  muß  er  als  Ganzes  ein  richtiges 
Oresamtbild  ergeben.  Je  ungünstiger  die  verschwiegenen  Tatsachen  für  die  Be- 
urteüung  der  wu-tschaftUchen  Lage  der  Gesellschaft  sind,  desto  schärfere  Anforde- 
rungen smd  an  die  Voraussetzungen  für  die  Anwendung  der  Schutzklausel  zu  stellen 
(Leiteätze  1936  WT.  S.  489  B  7,  8).  Beispiele  für  den  vollständigen  und  unvoll- 
standigen  Inhalt  von  Geschäfteberichten  sowie  über  richtige  und  falsche  Bericht- 
erstattung gibt  Lauterbach  in  WT.  1936  S.  246. 

Nach  §  112  AktG.  besteht  ein  Auskunftsrecht  der  Aktionäre  innerhalb  der 
dort  angegebenen  Grenzen.  Unvollständige  oder  falsche  Auskünfte  können  ein  An- 
fechtungsrecht begründen,  wenn  ein  Beschluß  der  Hauptversammlung  auf  Grund 
derartiger  Angaben  zustande  gekommen  ist. 

§  71.  Berechnung  der  Gewinnbeteiligungen 

Am  Schluß  des  Geschäfteberichts  findet  sich  in  der  Regel  der  Gewinnverteüungs- 
vorschlag  des  Vorstands,  wobei  die  Berechnung  der  vertragüchen  oder  satzungs- 
maßigen  Gewinnbeteiligung  des  Vorstands  und  des  Aufsichtsrats  eine  Rolle  spielt 
Zur  Abschlußprüfung  gehört  die  Feststellung,  ob  die  zwingenden  gesetzUchen  Vor- 
schriften über  die  Berechnung  der  Gewinnbeteihgung  von  Vorstand  und  Aufsichte- 
rat eingehalten  sind. 

Soweit  unter  der  Bezeichnung  GewinnanteUe  oder  Tantieme  feste  garantierte  Ver- 
gütungen an  AufsichtsratsmitgUeder,  Vorstandsmitgheder  oder  sonstige  Angestellte 
zu  zahlen  sind,  handelt  es  sich  um  Teile  des  Gehalts  und  damit  um  Unkosten,  die 
vor  der  Berechnung  des  Reingewinns  in  Abzug  zu  bringen  sind.  Für  die  Berechnung 
der  echten,  vom  Reingewinn  zu  berechnenden  Vorstandsvergütung  gilt  §  77  Abs.  2 
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AktG.,  der  mit  zwingender  Wirkung  (soweit  nicht  vertraglich  eine  Berechnung  auf 
niedrigerer  Grundlage  vereinbart  ist)  folgendes  bestimmt: 

Wird  den  Vorstandsmitgliedern  ein  Anteil  am  Jahresgewinn  gewährt,  so  be- 
rechnet sich  der  Anteil  nach  dem  Reingewinn,  der  sich  nach  Vornahme  von  Ab- 
schreibungen und  Wertberichtigungen  sowie  nach  Bildung  von  Rücklagen  und 
Rückstellungen  ergibt;  abzusetzen  ist  ferner  der  Teil  des  Gewinns,  der  durch 
die  Auflösung  von  Rücklagen  entstanden  ist.  Entgegenstehende  Festsetzungen 
sind  nichtig.  Der  Aufsichtsrat  kann,  wenn  es  die  Billigkeit  verlangt,  für  das 
einzelne  Geschäftsjahr  zulassen,  daß  der  Teil  des  Gewinns,  der  zur  Bildung 
freier  Rücklagen  verwandt  werden  soll,  nicht  abgesetzt  wird. 
Für  die  Berechnung  der  Auf sichtsrats Vergütung  sind  nach  §  98  Abs.  3  neben  den 
Abschreibungen,  Wertberichtigungen,  Rücklagen  und  Rückstellungen  noch  4%  der 
geleisteten  Einlagen  vom  Jahresgewinn  abzuziehen: 

Wird  den  Aufsichtsratsmitgliedern  ein  Anteil  am  Jahresgewinn  gewährt,  so 
berechnet  sich  der  Anteil  nach  dem  Reingewinn,  der  sich  nach  Vornahme  von 
Abschreibungen  und  Wertberichtigungen  sowie  nach  Bildung  von  Rücklagen 
und  Rückstellungen  ergibt ;  abzusetzen  ist  ferner  der  Teil  des  Gewinns,  der  durch 
die  Auflösung  von  Rücklagen  entstanden  ist,  sowie  ein  für  die  Aktionäre  be- 
stimmter Betrag  von  mindestens  4  v.  H.  der  geleisteten  Einlagen.  Entgegen- 
stehende Festsetzungen  sind  nichtig. 
Diese  Vorschriften  sind  auch  dann  anzuwenden,  wenn  ein  Anteil  am  Bruttogewinn, 
Geschäftsergebnis  oder  Jahresüberschuß  vereinbart  ist. 

Durch  die  neuen  Vorschriften  ist  eine  wesentliche  Erweiterung  der  vor  Berech- 
nung der  Gewinnbeteiligung  abzusetzenden  Posten  gegenüber  dem  früheren  Rechts- 
zustand eingetreten,  insbesondere  sind  jetzt  alle  Rücklagen  sowohl  bei  der  Bildung 
als  auch  bei  der  Auflösung  vergütungsfrei.  Dabei  wird  man  allerdings  nur  die  offen 
ausgewiesenen  Rücklagen  als  solche  ansehen  können,  nicht  die  aufgelösten  stillen 
Reserven,  deren  Berücksichtigung  im  übrigen  auch  einen  unerträglichen  Zustand 
der  Rechtsunsicherheit  mit  sich  bringen  würde  (so  Düring  in  WT.  1937  S.  338  und 
Foettinger  S.  338  im  (^gensatz  zu  Hörner  ebenda  S.  247  und  Schlegelberger,  Anm. 

13  zu  §  77). 

Vergütungsfrei  sind  hiernach:  alle  vor  der  Berechnung  des  Jahresgewinns  vor- 
genommenen Abschreibungen,  Wertberichtigungen,  Rücklagen  und  Rückstellungen; 
die  vom  zunächst  ausgewiesenen  Jahresgewinn  weiter  abzusetzenden  Beträge  dieser 
Art,  die  von  der  Hauptversammlung  gem.  §  126  AktG.  in  Abweichung  vom  Gewinn- 
verteilungsvorschlag des  Vorstands  beschlossen  werden;  der  vorjährige  Verlust- 
vortrag, der  ja  ohnedies  im  Reingewinn  nach  §  131  Abs.  3  nicht  enthalten  ist;  auf- 
gelöste Rücklagen,  nicht  dagegen  frei  gewordene  Rückstellungen,  da  diese  im  Gesetz 
nicht  bei  den  aufgelösten  Rücklagen  genannt  sind.  Abzusetzen  ist  ferner  vor  der  Ge- 
winnanteilberechnung der  vorjährige  Gewinnvortrag,  und  zwar  nicht  nur  dann, 
wenn  er  bereits  im  Vorjahr  vergütungspflichtig  gewesen  ist  (vgl.  weiter  unten). 

Nach  §  77  Abs.  2  Satz  3  kann  der  Aufsichtsrat,  wenn  es  die  Billigkeit  verlangt,  für 
das  einzelne  Geschäftsjahr  (also  nicht  generell  im  Anstellungsvertrag  des  Vorstands) 
zulassen,  daß  der  Teil  des  Gewinns,  der  zur  Bildung  freier  Rücklagen  verwandt 
werden  soll,  nicht  abgesetzt  wird.  Er  wird  dies  dann  tun,  wenn  die  Rücklagen- 
bildung überwiegend  durch  die  Tüchtigkeit  des  Vorstands  ermöglicht  worden  ist  und 
die  Lage  der  Gesellschaft  die  Berücksichtigung  der  Rücklage  rechtfertigt.  Die  Be- 
gründung zum  AktG.  verweist  dabei  ausdrücklich  auf  den  Gewinnvortrag.  ^ 

Vergütungspflichtig  sind  folgende  aus  dem  Reingewinn  gezahlten  Beträge :  die 
Gewinnanteile  selbst,  da  sie  Teile  des  Reingewinns  sind;  Gratifikationen  usw.  an  die 
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Gefolgschaft,  Zuweisungen  an  Pensionskassen,  die  ohne  Rechtspflicht  vorgenommen 
werden  und  die  aus  dem  Vermögen  der  Gesellschaft  ausscheiden  (Schlegelberger, 
Anm.  16  zu  §  77;  Trumpler,  Bilanz  S.  304;  a.  M.  Hörner  in  WT.  1937  S.  243;  Sandig 
in  ZfhwForsch.  1937  S.  302);  Zahlungen  an  Unterstützungskassen  und  für  sonstige 
gemeinnützige  und  öffentliche  Zwecke;  Zahlungen  an  Gläubiger  von  Gewinnschuld- 
verschreibungen und  Genußrechten.  Zuweisungen  an  Amortisationsfonds,  Divi- 
dendenergänzungsfonds oder  Sicherungsfonds  für  Gläubiger  von  Schuldverschrei- 
bungen sind  nach  Schlegelberger  a.  a.  0.  dann  vergütungspflichtig,  wenn  die  zu- 
gewiesenen Gewinnbeträge  bestimmungsgemäß  sofort  zum  Ankauf  von  Aktien 
(§  192  Abs.  2)  oder  zur  Zahlung  an  die  Aktionäre  bzw.  Gläubiger  verwandt  werden; 
werden  sie  dagegen  zurückgelegt,  so  sind  sie  vergütungsfrei. 

Die  Behandlung  des  Gewinnvortrags  auf  neue  Rechnung  ist  bestritten. 
Nach  Schlegelberger,  Anm.  10  zu  §  77  ist  er  seinem  Wesen  nach  eine  Rücklage,  da 
nach  der  bisherigen  Rechtsprechung  des  RG.  zu  §  237  HGB.  jede  Zurückhaltung  von 
der  Verteilung  ohne  Rücksicht  auf  die  Zeitdauer  als  Rücklage  anzusehen  ist.  Wenn 
man  den  Gewinnvortrag  als  Rücklage  auffaßt,  so  sind  zur  richtigen  Ermittlung  der 
Gewinnbeteiligung  des  Vorstandes  und  des  Aufsichtsrats  Berechnungen  mit  einer 
unbekannten  Größe  durchzuführen,  für  die  komplizierte  Formeln  aufgestellt  worden 
sind.i)  Gegenüber  dieser  zur  Zeit  noch  als  maßgebend  anzusehenden  Auffassung  weißt 
Trumpler,  Bilanz  S.  305  darauf  hin,  daß  der  Gewinnvortrag  nicht  auf  dem  Gedanken 
der  Rücklage,  d.  h.  der  dauernden  Stärkung  des  Unternehmens  beruht,  sondern  zum 
Teil  auf  technischen  Erwägungen;  teilweise  ist  er  auch  von  vornherein  zur  Ver- 
wendung im  nächsten  Jahr  vorgesehen,  wird  aber  ausdrückhch  nicht  als  Rücklage 
bestimmt;  ebenso  Düring  in  WT.  1937  S.  338,  Kosiol  in  ZfB.  1937  S.  238  und  Sandig 
in  ZfhwForsch.  1937  S.  302.  Auch  Foettinger  WT.  1937  S.  379  hält  es  (mit  Beziehung 
auf  die  stillen  Reserven)  nicht  für  angängig,  jeden  durch  irgendwelche  Umstände 
herbeigeführten  und  mit  Reservewirkung  ausgestatteten  Zustand  ohne  Rücksicht 
auf  die  bei  seinem  Zustandekommen  maßgebende  Absicht  als  Rücklage  zu  be- 
zeichnen. Die  Begründung  zum  AktG.  faßt  zwar  den  Gewinnvortrag  auf  neue  Rech- 
nung als  (tantiemefreie)  Rücklage  auf,  hält  es  aber  für  billig,  ihn  in  der  Regel  bei  der 
Berechnung  der  GewinnbeteiUgung  des  Vorstands  (als  tantiemepflichtig)  zu  berück- 
sichtigen. Über  die  Behandlung  des  Vortrags  bei  der  Gewinnbeteiligung  des  Auf- 
sichtsrats äußert  sich  die  Begründung  nicht. 

Der  Vordruck  F  38  zeigt  die  Berechnung  der  GewinnbeteiUgung  für  die  Fälle,  daß 
der  Vortrag  auf  neue  Rechnung  entweder  nur  für  den  Aufsichtsrat  oder  auch  für  den 
Vorstand  vergütungsfrei  ist.  Wenn  die  Auffassung  vertreten  wird,  daß  der  Vortrag 
für  beide  Verwaltungsträger  vergütungspfUchtig  ist,  so  braucht  die  Berechnung  nur 
nach  Ziff.  1  durchgeführt  zu  werden.  Die  Berechnung  läßt  sich  im  übrigen  durch 
die  beiden  angegebenen  Hilfsrechnungen  ohne  Anwendung  einer  Formel  vornehmen. 

Wenn  dem  Aufsichtsrat  im  ganzen  eine  Gewinnbeteiligung  zugesagt  ist,  so  richtet 
sich  die  Verteilung  desselben  auf  die  einzelnen  Mitglieder  in  erster  Linie  nach  der 
Satzung.  Ist  in  dieser  die  Verteilung  nicht  geregelt,  so  hat  jedes  Mitglied  Anspruch 
auf  den  gleichen  Anteil  selbst  bei  unterschiedhcher  Arbeitsleistung  (§  240  HGB.). 
Wenn  in  der  Satzung  bestimmt  ist,  daß  der  Aufsichtsrat  über  die  Verteilung  der  Ver- 
gütung beschließt,  so  ist  der  Betrag  nach  billigem  Ermessen  zu  verteilen  (§  315  BGB. ; 
Schlegelberger,  Anm.  21,  Teichmann-Koehler,  Anm.  3  c  zu  §  98  AktG.). 

l)Vgl.  Schmalenbach,  Beteiligiingsfinanzieningen,  Leipzig  1932  S.  202;  Dietrichs 
und  Frentzel  in  ZfhwForsch.  1934  S.  431  und  587;  WT.- Jahrbuch  1937  S.  277  mit 
weiterer  Literatur. 
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Berechnung  der  Vorstands-  und  Aufsichtsratsvergütung  (§  71)     F3S 


/o 


Hundertsatz  der  Vorstandsvergütung  pi  = 
Hundertsatz  der  Aufsichtsratsvergütung  pj  =  % 

1.  Vorläufige  Berechnung 

Bilanzmäßiger  Reingewinn  J?j^ 

-V-  5  %  Zuweisung  zur  gesetzlichen  Rücklage  (aus  Ziff.  1)    „ 

-f-  Gewinnvortrag  aus  dem  Vorjahr  ,^Ji  "^^ 

Aufgelöste  gesetzliche  Rücklage      „ 
Aufgelöste  freie  Rücklagen  „  „ 

Höchster  zulässiger  Betrag  für  Vorstandsvergütimg :      JL^ 
4-  Neugebildete  freie  Rücklagen,  die  auch  bei  Berech- 
nung der  Vorstandsvergütung  abzuziehen  sind  „ 
Grundbetrag  für  Vorstandsvergütung  einschl.  des  neuen 
Grewinn  Vortrags :                                                                        J^J^ 
-^  Sonstige  neue  freie  Rücklagen,  die  nicht  bei  der  Vor- 
standsvergütimg, sondern  nur  bei  der  Aufsich tsrats- 
vergütimg  abzuziehen  sind  „ 


(Ziff.  1) 


(Ziff.  2) 
(Ziff.  3) 


(Ziff.  4) 


-f-  4  %  Vordividende  für  die  Aktionäre  „ 

Grundbetrag  für  Aufsichtsratsvergütimg  einschl.  des 
neuen  Gewinnvortrags:  JgJ^ 

~  Vorläufige  Vorstandsvergütung 

Pi  =  %  aus  Ziff.  3=JU( 

-f-  Vorläufige  Aufsichtsratsvergütung 

P2  =  %  aus  Ziff.  4  = 


(Ziff.  5) 


»» 


** 


+  Vortr.  aus  d.  Vorj.  u.  aufgelöste 
Rücklagen  (Ziff.  2) 

-i-  Gewinnanteile  an  Gefolgschaft      .^JC 
Überdividende  an  Aktionäre 
Sonst.  Zahlxmgen  aus  dem  Gewinn 


\/t%^/ 


>» 


JIM 


»» 

>» 


♦» 


a)  Neuer  Vortrag  vergütungspflichtig 
für  Vorstand 


Vorläufiger  Gewinn  Vortrag :    JIM 
2.  Berichtigung  der  Berechnung 


(Ziff.  6) 


-^-  Auf  sichtsratsver- 
gütungp2  = 


100  o/^ 


/o 


Ungefährer  Vortrag  ==  p^  %  =  % 

Wirklicher  Vortrag  = 

imgefährer  Vortrag  (Ziff.  6)  :  p^  .  100 

=  JiJl  :  .  100  =  JOr 

(Ziff.  7) 


b)  Neuer  Vortrag  vergütungsfrei 
für  Vorstand  und  Aufsichtsrat 


—  Vorstandsvergü- 
tung pi  = 
Aufsichtsratsver- 
gütung p2  = 


100  o 


/o 


/o 


% 


Ungefährer  Vortrag  =  p^%  =  o 

Wirklicher  Vortrag  = 

ungefährer  Vortrag  (Ziff.  6)  :  p^,  •  100 

=  JIM  :  .  100  =  J^M 

(Ziff.  7) 


Grundbetrag  Ziff.  4 
-f-  Vortrag  Ziff.  7 

Die  Vorstandsvergütung  beträgt  pi*  _ 
aus  Ziff.  8  =  j^KJJT 


3.  Endgültige  Berechnung 


%/t%M) 


»» 


o/ 

/o 


%M>M, 


(Ziff.  8) 


-^  Sonstige  freie  Rücklagen  wie  oben  JIjK 
-f-  4  %  Vordividende 


>» 


.   »* 


Die  Aufsichtsratsvergütung  beträgt 
P2%ausZiff.  9  =JlJt 


x/ixM, 


(Ziff.  9) 


Vierter  Abschnitt 

§  72.  Erteilung  und  Verweigerung  des  Bestätigungsvermerks 

Wenn  nach  dem  abschließenden  Ergebnis  einer  Prüfung  keine  Einwendungen 
gegen  die  geprüften  Unterlagen  zu  erheben  sind,  so  ist  der  Bestätigungsvermerk  mit 
dem  in  §  140  AktG.  vorgeschriebenen  Inhalt  zu  erteilen.  Das  Gesetz  selbst  schreibt 
eine  bestimmte  Formel  nicht  vor.  Um  eine  allgemein  gültige  Formulierung  des 
Bestätigungsvermerks  bei  Pflichtprüfungen  einzuführen  und  in  der  Öffentlichkeit 
Zweifel  über  die  Tragweite  des  Vermerks  auszuschalten,  hat  der  Fachausschuß  des 
Instituts  der  Wirtschaftsprüfer  durch  Gutachten  FA.  Nr.  16/1933  (WP.  1933  S.  358) 
eine  einheitliche  Fassung  empfohlen,  die  im  Anschluß  an  §  140  AktG.  folgenden 
Wortlaut  hat: 

Nach  dem  abschließendenErgebnis  meiner  (unserer)  pflichtgemäßen  Prüfung  auf 
Grund  der  Bücher  und  Schriften  der  Gesellschaft  sowie  der  vom  Vorstand  er- 
teilten Aufklärungen  und  Nachweise  entsprechen  die  Buchführung,  der  Jahres- 
abschluß und  der  Geschäftsbericht,  soweit  er  den  Jahresabschluß  erläutert,  den 
gesetzlichen  Vorschriften. 

Für  öffentliche  Betriebe,  Versicherungsunternehmungen,  Bausparkassen,  Ge- 
nossenschaften und  Sonderprüfungen  kommen  Bestätigungsvermerke  mit  abweichen- 
dem Wortlaut  zur  Anwendung.  Sind  Einwendungen  zu  erheben,  so  ist  nach  §  140 
Abs.  2  die  Bestätigung  zu  versagen  oder  einzuschränken.  Dabei  werden  allerdings 
geringfügige  und  belanglose  Beanstandungen  nicht  als  Einwendungen  im  Sinne  dieser 
Vorschrift  anzusehen  sein  (Begründung  und  Schlegelberger,  Anm.  7  zu  §  140).  Die 
Grundsätze,  welche  für  die  Erteilung  oder  Verweigerung  des  Bestätigungs Vermerks 
maßgebend  sind,  lassen  sich  wie  folgt  zusammenfassen: 

Wenn  keine  oder  nur  geringfügige  Mängel  festgestellt  worden  sind  oder  wenn 
die  Beanstandungen  des  Prüfers  während  der  Prüfung  beseitigt  werden  konnten,  so 
ist  der  uneingeschränkte  Bestätigungsvermerk  zu  erteilen.  Geringfügig  sind  vor 
allem  formelle  Mängel  sowie  solche  unerheblichen  Verstöße  materieller  Art,  die  das 
Gesamtergebnis  nicht  beeinflussen. 

Wenn  die  festgestellten  Ordnungswidrigkeiten  so  schwerwiegend  sind,  daß  Buch- 
führung und  Bilanz  als  Ganzes  abgelehnt  werden  müssen,  so  ist  der  Bestätigungs- 
vermerk zu  verweigern.  Als  wesentliche  Verstöße  gegen  die  Ordnungsmäßigkeit  der 
Buchführung  und  Rechnungslegung  nennt  das  WT.- Jahrbuch  1937  S.  233 :  unordent- 
liche Buchführung,  mangelhafte  Kontenführung,  Bilanzfälschung  und  Bilanzver- 
schleierung, falsche  Auskünfte,  unzulässige  Anwendung  der  Schutzklausel. 

Die  Verweigerung  des  Bestätigungsvermerks  ist  nach  dem  Gutachten  FA.  Nr.3/1934 
(WT.  1934  S.  113)  dann  geboten,  wenn  nach  den  bei  der  Prüfung  getroffenen  Fest- 
stellungen von  einer  den  gesetzlichen  Vorschriften  entsprechenden  Buchführung  oder 
einem  diesen  Vorschriften  entsprechenden  Jahresabschluß  oder  Geschäftsbericht 
überhaupt  keine  Rede  mehr  sein  kann,  ferner  wenn  Vorschriften  nicht  beachtet  sind, 
an  deren  Verletzung  das  Gesetz  die  Rechtsfolge  der  absoluten  Nichtigkeit  knüpft, 
z.  B.  Nichtbeachtung  der  Gläubigerschutzvorschriften  des  §  178,  des  Verbots  der 
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Unterpari- Emission  nach  §  9  oder  der  Rückzahlung  des  Grundkapitals  nach  §  52 
AktG.  Nach  Karoli,  WT.  1937  S.  49  ist  die  Verweigerung  des  Vermerks  in  der  Regel 
auch  dann  notwendig,  wenn  die  zu  erhebenden  Beanstandungen  so  zahlreich  sind, 
daß  ihre  Aufzählung  im  Rahmen  einer  Einschränkung  den  Positivbefund  des  Be- 
stätigungsvermerks aufheben  würde;  wenn  die  Bewertung  des  Hauptaktivums  be- 
anstandet werden  muß;  wenn  Vermögenswerte  nicht  geprüft  werden  konnten,  die 
für  die  Gesamtbeurteilung  des  Jahresabschlusses  wesentlich  sind  (ausländische 
Filialen  oder  Beteiligungen);  wenn  frühere  Bestätigungsvermerke  eingeschränkt 
erteilt  wurden  und  die  Beanstandungen  nicht  behoben  worden  sind.  Der  Bestäti- 
gungsvermerk kann  nach  §  140  Abs.  3  auch  dann  versagt  oder  eingeschränkt  werden, 
wenn  der  Geschäftsbericht,  soweit  in  ihm  der  Geschäftsverlauf  und  die  Lage  der 
Gresellschaft  dargelegt  sind,  offensichtlich  eine  falsche  Vorstellung  von  den  Ver- 
hältnissen der  Gesellschaft  erweckt,  die  geeignet  ist,  das  durch  den  Jahresabschluß 
ermittelte  Bild  von  der  Lage  der  Gesellschaft  zu  fälschen. 

Der  Bestätigungsvermerk  ist  nach  §  144  AktG.  in  allen  Veröffentlichungen  und 
Vervielfältigungen  des  Jahresabschlusses  mit  seinem  vollen  Wortlaut  aufzunehmen. 
Der  Bilanzprüfer  ist  nach  dem  Gutachten  FA.  Nr.  10/1933  WP.  S.  191  nicht  ver- 
pflichtet, die  mit  seinem  Attest  versehene  Bilanz  mit  der  veröffentlichten  Bilanz  zu 
vergleichen:  erfährt  er  jedoch  von  einer  abweichenden  Veröffentlichung,  so  hat  er 
eine  Richtigstellung  zu  veranlassen.  Wegen  des  zivilrechtlichen  Anspruchs  auf  Rich- 
tigstellung und  der  Durchsetzung  dieses  Anspruchs  vgl.  das  Gutachten  FA.  Nr.  8/1934 
WT.  S.  529. 

Durch  die  Verweigerung  des  Bestätigungs Vermerks  wird  der  Jahresabschluß  an 
sich  nicht  berührt;  auf  die  Tatsache  der  Verweigerung  muß  jedoch  nach  §144 
AktG.  bei  allen  Veröffentlichungen  und  Vervielfältigungen  in  einem  besonderen 
Vermerk  hingewiesen  werden.  Dadurch  soll  die  Öffentlichkeit  auf  das  Fehlen  des 
Bestätigungsvermerks  und  die  hieraus  zu  ziehenden  Folgerungen  aufmerksam  ge- 
macht werden. 

Wenn  Abschlußprüfungen  bei  nicht  prüfungspflichtigen  Unternehmungen  vor- 
genommen werden,  so  sollen  sie  grundsätzlich  den  Umfang  und  Inhalt  der  aktien- 
rechtlichen Pflichtprüfung  haben;  für  den  Bestätigungs  vermerk  ist  die  gleiche 
Formulierung  zu  verwenden  wie  bei  der  Pflichtprüfung.  Bei  Teilprüfungen  soll  kein 
Bestätigungsvermerk  erteilt  werden  (Gutachten  FA.  Nr.  9/1934  WT.  S.  14). 

§  73.  Einschränkungen  und  Zusätze 

Sind  die  festgestellten  Verstöße  heilbar,  so  kann  der  Bestätigungsvermerk  mit 
einer  Einschränkung  erteilt  werden.  Der  eingeschränkte  Bestätigungsvermerk  besagt, 
daß  die  gesetzlichen  Vorschriften  mit  Ausnahme  derjenigen  Einzelheiten,  die  sich 
aus  der  Einschränkung  ergeben,  erfüllt  sind.  Der  Bestätigungs  vermerk  soll  nur  bei 
wirklich  wesentlichen  Verstößen  eingeschränkt  werden;  unwesentliche  Beanstan- 
dungen können  im  Prüfungsbericht  erwähnt  werden.  Eine  Einschränkung  des 
Bestätigungsvermerks  nur  durch  Bezugnahme  auf  den  Prüfungsbericht  ist  un- 
zulässig (Gutachten  FA.  Nr.  3/1934  WT.  S.  113).  Auch  der  eingeschränkte  Be- 
stätigungsvermerk muß  zunächst  den  vorgeschriebenen  Wortlaut  erhalten;  an- 
schließend an  diesen  folgt  die  einschränkende  Bemerkung  (Gutachten  FA.  Nr.  8/1935 
WT.  S.  397). 

Zu  der  Frage,  ob  bei  einer  Einschränkung  des  Bestätigungsvermerks  die  Einzel- 
heiten der  Einschränkung  sich  aus  ihrem  Wortlaut  ergeben  müssen,  hat  das  Gut- 
achten FA.  Nr.  1/1935  (WT.  S.  61)  wie  folgt  Stellung  genommen: 
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Die  Angabe  aller  Einzelheiten  der  Anlässe  zu  derartigen  Einschränkungen  ist 
weder  gesetzlich  vorgeschrieben,  noch  liegt  sie  im  Interesse  der  Sache.  .  .  .  Hier- 
bei ist  besonders  zu  berücksichtigen,  daß  sich  die  Anwendung  von  Einschrän- 
kungen in  sehr  vielen  Fällen  im  Zusammenhang  mit  Meinungsverschiedenheiten 
(z.  B.  hinsichtlich  der  Höhe  von  Abschreibungen  oder  Rückstellungen)  ergibt, 
ohne  daß  absolut  genaue  Zahlen  von  den  Bilanzprüfern  ermittelt  werden  können. 
Der  Wortlaut  etwaiger  Einschränkungen  muß  klar  und  unmißverständlich  sein, 
so  daß  die  Ansicht  des  Bilanzprüfers  zu  erkennen  ist.  Es  ist  dabei  nicht  aus- 
geschlossen, in  Einzelfällen,  in  denen  dies  zur  Förderung  der  Klarheit  erforder- 
lich erscheint  oder  gar  vom  Vorstand  der  geprüften  Gesellschaft  gewünscht 
wird,  genau  oder  annähernd  genau  bestimmbare  Zahlenangaben  bei  der  Ein- 
schränkung zu  machen.  GrundsätzHch  ist  dagegen  eine  die  Beanstandung  des 
Bilanzprüfers  klar  zum  Ausdruck  bringende  Einschränkung  ohne  Angabe  von 
Einzelheiten  als  ausreichend  zu  betrachten. 

Wenn  der  Bestätigungsvermerk  für  den  vorhergehenden  Jahresabschluß  nur  mit 
Einschränkung  erteilt  worden  ist,  so  wird  der  Prüfer  feststellen  müssen,  ob  den  da- 
mals erhobenen  Beanstandungen,  soweit  sie  sich  im  vorliegenden  Abschluß  noch  aus- 
wirken können,  abgeholfen  worden  ist.  Dies  ergibt  sich  aus  dem  Gutachten  FA. 
Nr.  5/1934  (WT.  S.  333),  nach  welchem  frühere  wesentliche  Verstöße  gegen  die  ge- 
setzlichen Vorschriften,  sofern  sie  sich  in  der  Bilanz  des  der  Prüfung  unterliegenden 
Geschäftsjahres  auswirken,  in  gleicher  Weise  zu  einer  Ablehnung  oder  Einschränkung 
des  Bestätigungsvermerks  führen  müssen,  wie  Verstöße,  die  in  dem  zu  prüfenden 
Greschäftsjahr  vorgekommen  sind. 

Als  Ergänzung  des  Bestätigungsvermerks  können  Zusätze  zu  demselben  in  Frage 
kommen.  Es  handelt  sich  dabei  nicht  um  Einschränkungen  zum  Inhalt  des  Jahres- 
abschlusses, sondern  um  Feststellungen,  welche  der  Prüfer  zur  Klarstellung  bestimm- 
ter Tatsachen  oder  zur  Abgrenzung  des  Umfangs  der  Prüfung  für  notwendig  hält. 
Ein  Zusatz  ist  z.  B.  angebracht,  wenn  die  Nachprüfung  der  Beteiligungen  durch  den 
Abschlußprüfer  nicht  möglich  war  und  dieser  infolgedessen  die  Verantwortung  für 
die  richtige  Bewertung  nicht  übernehmen  kann.  In  bestimmten  Fällen  kann  sich 
die  Notwendigkeit  ergeben,  bei  der  Erteilung  des  Bestätigungsvermerks  einen  Vor- 
behalt dahingehend  zu  machen,  daß  besondere  Beschlüsse,  von  denen  die  Richtigkeit 
des  Abschlusses  abhängig  ist,  seitens  der  Hauptversammlung  gefaßt  werden.  Der 
häufigste  Fall  ist  die  Herabsetzung  des  Grundkapitals  in  erleichterter  Form,  wobei 
die  Bilanz  nach  §  188  AktG.  bereits  in  der  Form  vorgelegt  werden  kann,  wie  sie  sich 
nach  der  Beschlußfassung  ergeben  würde. 

Eine  Gresamtdarstellung  des  Umfangs  und  der  Bedeutung  des  Bestätigungs- 
vermerks sowie  der  hinsichtlich  seiner  Einschränkung  und  Verweigerung  entstehen- 
den Fragen  gibt  Wanieck  in  Wirtschaftsprüfung  Bd.  2,  Berlin  1935  S.  263,  ferner 
Karoli  in  WT.  1937  S.  47  und  167. 

Spruchstelle.  Bei  Meinungsverschiedenheiten  zwischen  Abschlußprüfer  und  dem 
Vorstand  über  die  Auslegung  der  Vorschriften  über  den  Jahresabschluß  und  den 
Greschäftsbericht  entscheidet  nach  §  135  Abs.  3  AktG.  eine  vom  Reichsminister  der 
Justiz  eingesetzte  Spruchstelle.  Die  Entscheidung  bindet  die  Gerichte  und  Ver- 
waltungsbehörden ebenso  wie  den  Abschlußprüfer.  Tatsächliche  Feststellungen 
können  nicht  nachgeprüft  werden ;  die  Spruchstelle  kann  aber  darüber  entscheiden, 
ob  auf  einen  festgestellten  Tatbestand  die  Vorschriften  über  den  Jahresabschluß 
und  den  Geschäftsbericht  richtig  angewandt  worden  sind.  So  kann  z.  B.  die  Spruch- 
stelle nach  Schlegelberger,  Anm.  11  zu  §  135  darüber  entscheiden,  ob  es  sich  um  eine 
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ungewöhnliche  und  daher  ausweisungspflichtige  Forderung  an  Aufsichtsratsmit- 
glieder handelt,  ob  ein  Posten  als  Rücklage,  Rückstellung  oder  Wertberichtigung  an- 
zusehen ist,  ob  ein  Konzernverhältnis  vorliegt ;  ferner  bei  Meinungsverschiedenheiten 
über  Wertansätze,  über  die  Anwendbarkeit  der  Schutzklausel  des  §  128  Abs.  3  oder 
über  den  Begriff  der  Nebenleistungen  bei  den  Vorstands-  und  Aufsichtsratsbezügen. 

Der  Rechtsgang  für  das  Verfahren  vor  der  Spruchstelle  ist  durch  die  erste  Durch- 
führungsverordnung zum  AktG.  vom  29.  9.  1937  RGBl.  I  S.  1026  geregelt  worden. 
Spruchstelle  des  ersten  Rechtszuges  ist  ein  Zivilsenat  des  Kammergerichts  und  des 
Oberlandesgerichts  München  für  die  bei  diesen  Gerichten  zuständigen  Bezirke. 
Gegen  die  Entscheidung  der  Spruchstelle  des  ersten  Rechtszuges  ist  die  sofortige 
Beschwerde  gegeben,  wenn  die  Spruchstelle  sie  in  der  Entscheidung  für  zulässig 
erklärt.  Die  Spruchstelle  soll  die  Beschwerde  nur  zulassen,  wenn  davon  die  Klärung 
einer  Rechtsfrage  von  grundsätzlicher  Bedeutung  zu  erwarten  ist.  Spruchstelle  des 
zweiten  Rechtszuges  ist  ein  Zivilsenat  des  Reichsgerichts. 

Die  Spruchstellen  können  nur  von  den  Abschlußprüfern  oder  dem  Vorstand  an- 
gerufen werden. 


142 


\ 


> 


Dritter  Teil 
Betriebs-  und  Bilanzanalyse 

§  74.  Vorbemerkungen 

Die  Betriebsanalyse  hat  die  Aufgabe,  den  Kapital-  und  Vermögensaufbau  einer- 
seits und  die  Wirtschaftlichkeit  des  Betriebes  andererseits  zu  beurteilen.  Ihre  wich- 
tigsten Hilfsmittel  sind  die  Vermögensrechnung  und  die  Erfolgsrechnung.  Die 
Bilanzanalyse  im  weiteren  Sinn  soll  durch  die  Gliederung  der  Bilanz  sowie  der  Gre- 
winn-  und  Verlustrechnung  und  durch  die  Untersuchung  der  Beziehungen  zwischen 
den  verschiedenen  Zahlengruppen  den  Zustand  und  die  Entwicklung  des  Unter- 
nehmens nachweisen. 

Die  Auflösung  der  Rechnungsergebnisse  nach  finanziellen  und  betrieblichen  Wert- 
beziehungen zeigt  in  zusammengefaßter  Darstellung  die  Lage  des  Unternehmens  und 
den  Wirkungsgrad  der  geleisteten  Arbeit.  Sie  gewinnt  besonderen  Wert  durch  den 
Vergleich  einer  Reihe  von  Jahresergebnissen,  die  gleichzeitig  Schlußfolgerungen  auf 
die  Richtung  der  künftigen  Entwicklung  ermöglichen. 

Das  bilanzmäßig  ausgewiesene  Geschäftsergebnis  ist  an  sich  noch  kein  Grad- 
messer für  die  Wirtschaftlichkeit  der  Betriebsführung.  Sowohl  Gewinn  wie  Verlust 
können  auf  Ursachen  beruhen,  die  mit  dem  Betrieb  als  solchem  nichts  zu  tun  haben. 
Der  bei  wirtschaftlichster  Betriebsführung  erzielbare  Gewinn  kann  größer  sein  als 
der  tatsächlich  erzielte  Gewinn ;  trotz  eines  ausgewiesenen  Verlustes  kann  der  Betrieb 
wirtschaftlich  arbeiten.  Aufgabe  der  Betriebsanalyse  ist  die  Untersuchung  der  Wirt- 
schaftlichkeit unabhängig  von  äußeren  Einflüssen. 

Der  Begriff  Wirtschaftlichkeit  ist  dabei  nicht  im  Sinne  von  Kapitalrentabilität 
zu  verstehen,  sondern  unter  dem  Gesichtspunkt  des  Betriebswohls  und  des 
gemeinen  Nutzens,  zu  deren  Wahrnehmung  jeder  Unternehmer  als  Verwalter 
volkswirtschaftlichen  Vermögens  und  der  Vorstand  der  AG.  ausdrücklich  nach 
§  70  Abs.  1  AktG.  verpflichtet  ist. 

Die  Bedeutung  der  Bilanzanalyse  nicht  nur  für  den  einzelnen  Betrieb,  sondern  auch 
für  die  gesamte  Volkswirtschaft  ergibt  sich  aus  den  Verhandlungen  des  Ersten 
Deutschen  Fachkongresses  für  das  Prüfungs-  und  Treuhandwesen  im  November  1936, 
insbesondere  aus  den  Ausführungen,  die  der  Reichsrechtsführer  Reichsminister 
Dr.  Frank  und  der  Vorsitzende  des  Instituts  der  Wirtschaftsprüfer,  Dr.  Mönckmeier, 
dort  gemacht  haben.  Hiernach  ist  es  die  besondere  Aufgabe  der  Wirtschaftstreu- 
händer, durch  vergleichende  Betriebsbeobachtung  die  Unterlagen  für  die  staat- 
liche Wirtschaftsführung  und  Wirtschaftslenkung  zu  schaffen;  die  aus 
Einzelbeobachtungen  hervorgegangenen  Wirtschaftserkenntnisse  sollen  die  not 
wendigen  Rückschlüsse  auf  die  wichtigsten  Wirtschaftsprobleme  der  Gesamtheit 
ermöglichen  (WT.  1936  S.  473,  483).  Dazu  ist  allerdings  eine  Ausdehnung  der  Prü- 
fungstätigkeit und  insbesondere  der  bilanzanalytischen  Untersuchungen  notwendig. 

Die  nachfolgende  Anleitung  für  die  Berechnung  von  Verhältniszahlen  hat  nur  die 
interne  Betriebsanalyse  zum  Gegenstand.  Für  die  Durchführung  von  Betriebs - 
vergleichen  müssen  noch  die  Vorbedingungen  durch  Vereinheitlichung  der  betrieb- 
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liehen  Buchführungsorganisation  geschaffen  werden.  Die  Aufstellung  von  Richt- 
zahlen wird  stets  mit  Schwierigkeiten  verbunden  sein.  Die  Struktur  jeder  Büanz  ist 
abhängig  vom  Geschäftszweig,  der  Größe  und  technischen  Eigenart  des  einzelnen 
Betnebes  und  von  der  Konjunktur.  Außerdem  wird  auch  der  Umfang  der  Betriebs- 
analyse  abhängig  sein  von  dem  Umfang  der  kontenmäßigen  Güederung,  den  ange- 
wandten Kalkulationsmethoden,  kostenanalytischen  Untersuchungen,  vorhandenen 
Planungen,    Wirtschaftlichkeitsrechnungen   und   kurzfristigen   Erfolgsrechnungen. 
Trotzdem  smd  mit  Rücksicht  auf  das  große  Interesse,  das  allgemein  für  Vergleichs- 
zahlen besteht,  nachfolgend  jeweils  die  in  der  Praxis  aufgestellten  Faustregehi  und 
die  m  der  Literatur  veröffentlichten  Verhältnisziffern  erwähnt  worden;  dieselben 
smd  nur  mit  dem  nötigen  Vorbehalt  anzuwenden.  Die  Zahlenverhältnisse  sind  auch 
je  nach  dem  Beurteilungsstandpunkt  (z.  B.  des  Sicherheitsinteresses  beim  Kredit- 
geber, des  Wirtschaftlichkeitsinteresses  beim  Unternehmer)  verschieden  zu  werten.^) 
Im  Statistischen  Jahrbuch  für  das  Deutsche  Reich  werden  bei  der  Zusammen- 
Stellung  der  Bilanzziffern  der  deutschen  Aktiengesellschaften  für  die  wichtigsten 
Wirtschaftszweige  auch  die  Summen  der  Hauptbilanzposten  veröffentlicht,  die  zum 
Vergleich  herangezogen  werden  können.  Eine  Übersicht  über  den  Bilanzaufbau  der 
größeren  Aktiengesellschaften  in  47  Gewerbegruppen  enthalten  die  ebenfalls  vom 
Statistischen   Reichsamt   als   Sonderhefte  herausgegebenen  Abschlüsse  deutscher 
Aktiengesellschaften  (vgl.  hierzu  Schubert  in  WT.  1936  S.  321,  1937  S.  339). 

Grundlegend  für  die  Betriebsanalyse  sind  die  innerbetrieblichen  Verhältnis- 
zahlen; wichtiger  als  diese  Verhältniszahlen  an  sich  sind  jedoch  ihre  Veränderun- 
gen. Deshalb  sind  nach  Möghchkeit  die  Verhältniszahlen  des  Vorjahres  oder  mehrerer 
Vorjahre  zum  Vergleich  heranzuziehen  und  die  Ursachen  eingetretener  Veränderun- 
gen  aufzuklären.  Zur  Gewinnung  eines  tieferen  EinbUcks  ist  es  wünschenswert,  die 
augenblickhche  Lage  mit  der  Konstitution  zu  vergleichen,  die  sich  durch  Zusammen- 
fassung der  Zahlen  einer  möglichst  in  sich  abgeschlossenen  Konjunkturperiode  ergibt. 
In  der  Praxis  wird  man  in  der  Regel  von  den  offiziellen  BUanzen  ausgehen  können, 
da  die  Veränderungen  in  den  Bilanzziffern  ausreichenden  Einblick  gewähren.  Nötigen' 
falls  sind  Berichtigungen  vorzunehmen.  Wenn  neben  der  offiziellen  Bilanz  interne 
Bilanzen  oder  kurzfristige  Erfolgsrechnungen  aufgestellt  werden,  so  sind  diese 
heranzuziehen. 

Die  in  den  nachstehenden  Ausführungen  enthaltenen  Fachausdrücke  werden  mit 
folgender  Bedeutung  verwendet  : 

Kapital  =  Gesamtheit  der  im  Unternehmen  verkörperten  Werte,  insbesondere 
unter  dem  Gesichtspunkt  der  Finanzierung,  d.  h.  der  Zugehörigkeit  zu  anderen 
Wirtschaftseinheiten  (Passivseite  der  Bilanz). 

Vermögen  =  Kapital  in  der  äußeren  Erscheinungsform  bzw.  Kapitalverwendung 
(Aktivseite  der  Bilanz). 

Betriebsvermögen  =  das  den  eigentlichen  Betriebszwecken  dienende  Vermögen 

(Gegensatz :  Finanzvermögen). 
Einnahmen  =  erhaltene  Geldwerte. 
Ausgaben  =  hingegebene  Geldwerte. 
Aufwand  =  Verbrauch  von  Werten. 
Ertrag  =  Zufluß  von  Werten. 
Jahresaufwand  (Periodenaufwand)  =  Wertopfer  während  eines  Jahres  (einer 

Rechnungsperiode). 

1)  Über  den  externen  Betriebsvergleich  und  die  Mitwirkung  des  WP.  bei  seiner  Durch- 
fühnmg  berichtet  Brinckmann  in  WT.  1937  S.  360. 
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Erlös  —  durch  Umsatz  erzielte  Einnahmen. 

Erfolg,  Gewinn,  Verlust  =  Ergebnis  der  Aufrechnung  von  Ertrag  und  Aufwand 

und  zwar  entweder  Jahreserfolg  (aus  der  Jahresrechnung)  oder  Stückerfolg 

(aus  der  Stückrechnung). 

Umsatz  (ohne  näheren  Zusatz)  =  Betriebsumsatz,  Warenfertigungs-  oder  Lei- 
stungsumsatz =  entgeltliche  Veräußerung  von  Betriebsgütern. 
Umsatz  in  Verbindung  mit  einem  Vermögensteil  bedeutet  die  Gesamtwert- 
bewegung  in  diesem  Vermögensteil  (Debitorenumsatz  =  Summe  der  Kredit- 
verkäufe; Kreditorenumsatz  =  Summe  der  Krediteinkäufe;  Kassenumsatz 
=  Summe  der  Ausgaben). 

Wegen  der  Begriffe  Anschaffungspreis,  Herstellungspreis  und  Selbstkosten  siehe 
den  Abschnitt  über  die  Kalkulation. 

Neben  den  im  Literaturverzeichnis  erwähnten  VeröffentUchungen  über  Betriebs- 
analyse sei  insbesondere  noch  auf  Hoffmann,  Wirtschaftslehre  der  kaufmännischen 
Unternehmung  (Leipzig  1932)  S.  62ff.  verwiesen,  ferner  auf  Lehrer,  Der  Bilanzver- 
gleich  (Beriin  1935)  sowie  auf  die  Behandlung  der  Zahlenbeziehungen  bei  Lehmann, 
Allgemeine  Betriebswirtschaftslehre  (Leipzig  1928).  Die  emschlägigen  Fragen  sind 
auch  in  verschiedenen  Aufsätzen  im  „Wirtschaftsprüfer"  behandelt  worden,  so  von 
Singer  1932  S.  312  betriebswirtschaftliche  Kurzprüfungen  aus  besonderer'  Veran- 
lassung (z.  B.  Kreditgewährung),  Gerstner  1933  S.  51 ;  Statistische  Zahlen  und  An- 
Wendungsgebiete  der  Betriebsstatistik  werden  im  WP.  1933  S.  379  und  1934  S.  61 
mit  Angabe  weiterer  Literatur  behandelt. 

Kennziffern  über  Umsatz,  Lagerhaltung  und  Kosten  im  deutschen  Einzelhandel 
sind  nach  den  Veröffentlichungen  des  Instituts  für  Konjunkturforschung  von 
Benning-Nieschlag  in  ZfhwForsch.  1933  S.  211  zusammengestellt  worden  und  werden 
fortlaufend  in  den  RKW. -Nachrichten  veröffentUcht.  Angegeben  werden  der  Umsatz 
je  beschäftigte  Person,  die  Umschlagshäufigkeit  des  Lagers,  die  Lagerhaltung  je  be- 
schäftigte  Person  sowie  die  Gesamtkosten,  Löhne  und  Gehälter  sowie  Mieten  in 
Prozenten  des  Umsatzes  für  verschiedene  Zweige  des  Einzelhandels ;  vgl.  hierzu  auch 
WT.  1934  S.  382,  ferner  Schulz-Mehrin,  Betriebsuntersuchungen  mit  Hilfe  des  Be- 
triebsvergleichs,WT.  1935  S.346,  Kratz,  Die  Auswertung  von  Betriebsvergleichen  und 
Kennzahlen  bei  wirtschaftlichen  und  steuerUchen  Betriebsprüfungen,  WT.  1935  S.  457. 

Zur  Berechnung  der  Verhältniszahlen  in  den  Vordrucken  F  39—56  sind  die  Zu- 
sammenstellungen der  Aktiva  {F  23-25)  und  Passiva  {F  33, 34),  sowie  der  Auf- 
wendungen und  Erträge  {F  35,  36)  heranzuziehen. 

§  75.  Struktur  der  Kapitalbeschaffung 

Nach  den  auf  dem  Vordruck  F  39  angegebenen  Formeln  können  berechnet  werden : 

1.  Selbständigkeitsgrad.  4.  Grad  der  Schuldenkonsolidierung. 

2.  Verschuldungsgrad.  5.  Grad  der  Selbstfinanzierung. 

3.  Dringlichkeit  der  Schuldentilgung.  6.  Bilanzkurs. 

Als  Eigenkapital  im  Sinne  der  internen  Bilanzkritik  gilt  bei  der  AG.  das  Grund- 
kapital zuzügUch  aller  Rücklagen  und  abzügUch  eines  eventuellen  Aktieneinzahlungs- 
kontos sowie  der  vorhandenen  eigenen  Aktien,  wenn  diese  zur  Herabsetzung  des 
Grundkapitals  bestimmt  sind. 

Wenn  durch  hohe  Abschreibungen  oder  Unterbewertungen  stille  Reserven  in  er- 
heblichem Umfang  vorhanden  sind,  so  müssen  diese  zwecks  richtiger  Feststellung 
des  Verhältnisses  zwischen  Eigen-  und  Fremdkapital  durch  Berechnung  oder 
Schätzung  wenigstens  annähernd  festgestellt  und  dem  Eigenkapital  zugesetzt  werden. 


L  Struktur  der  Kapitalbeschaffung  (§  75) 


rso 


1.  Gefiige  des  Gesamtkapitals 

a)  Selbständigkeitsgrad 

Eigenkapital  {F33i):  1%  des  Gesamtkapitals  {FSdt) 
JlJt  :  = 

Vorjahr 
im  Durchschnitt  der  letzten  (3—5)  Jahre 


b)  Verschuldungsgrad 

Fremdkapital  {F  Zie,)'.  1%  des  Gesamtkapitals  {F  ZU) 


%RJii 


Vorjahr 
im  Durchschnitt  der  letzten  (3 — 5)  Jahre 


c)  Anteil  der  langfristigen  Mittel  (Grad  der  Kapitalbindung) 
Langfristiges  Kapital  (i^34d):  1%  des  Gesamtkapitals  {F Mi) 

Vorjahr 
im    Durchschnitt  der  letzten  (3—5)  Jahre 


d)  Anteil  der  kurzfristigen  Mittel  (Grad  der  Kapital beweglichkeit) 

Kurzfristige  Zahlungs Verbindlichkeiten  {F34c):  1%  des  Gresamt- 
kapitals  {F34i) 

Vorjahr 
im  Durchschnitt  der  letzten  (3 — 5)  Jahre 


% 


o 

/o 
o 


% 


% 

% 
% 


% 

% 
% 


0/ 

/o 

/o 
/o 
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Die  Schulden  sind  bereits  in  Vordruck  F  Zi  gegliedert  in  kurz-  und  langfristige 
Schulden.  Für  die  Berechnung  des  Verschuldungsgrades  nach  F  Z9  Ziff.  Ib  ist  das 
gesamte  Fremdkapital  zugrunde  zu  legen.  Bei  den  kurzfristigen  Schulden  kann  noch 
unterschieden  werden  zwischen  Schulden,  die  in  kurzer  Zeit  (d.  h.  bis  zu  drei  Monaten) 
zurückbezahlt  werden  müssen,  z.B.  Lieferantenschulden,  und  fremden  Mitteln, 
welche  zurückgefordert  werden  können,  normalerweise  aber  im  Unternehmen  ver- 
bleiben, z.  B.  Bankkredit. 

Wertberichtigungsposten  müssen  für  die  Zwecke  der  Bilanzanalyse  von  den  zu- 
gehörigen Hauptposten  gekürzt  werden. 

Zu  den  einzelnen  Verhältniszahlen  ist  folgendes  zu  bemerken:  Je  größer  der 
Afä^il  des  Eigenkapitals,  desto  selbständiger  ist  das  Unternehmen  und  desto  weniger 
wird  es  durch  Rückforderungen  seitens  der  Gläubiger  und  durch  Verluste  bei  Kon- 
junkturrückschlägen bedroht.  Bei  jungen  Unternehmungen  und  konjunkturempfind- 
lichen Geschäftszweigen  ist  ein  hoher  Schuldenanteil  besonders  bedenklich. 

Ein  größerer  Anteil  des  Fremdkapitals  ist  nur  dann  vom  Standpunkt  der  größt- 
möglichen Rentabilität  aus  nicht  zu  beanstanden,  wenn  die  durchschnittlich  erzielte 
Rente  {F  55  Ziff.  3)  wesentlich  höher  ist  als  der  für  die  Schulden  bezahlte  Zins  ein- 
schließlich Provision,  Vermittlungsgebühren  und  Disagio  für  Hypotheken  und  Obli- 
gationen, und  wenn  ferner  bei  sorgfältiger  Prüfung  aller  Verhältnisse  zu  erwarten  ist, 
daß  (bei  langfristigen  Schulden)  auch  bei  einem  Rückschlag  die  dauernde  Zinslast 
niedriger  bleibt  als  die  Betriebsrentabilität  oder  daß  (bei  kurzfristigen  Schulden)  die 
Abtragung  der  Schulden  leicht  möglich  ist. 

Bei  Würdigung  dieser  Verhältniszahlen  sind  auch  die  Ergebnisse  der  Feststellungen 
im  Vordruck  F  42  (Kapitalinvestition)  heranzuziehen.  Als  rohe,  keineswegs  aber 
schematisch  anzuwendende  Faustregel  kann  vielleicht  gelten,  daß  im  allgemeinen 
das  Eigenkapital  bei  Industrieunternehmungen  nicht  unter  60%,  bei  Handelsunter- 
nehmungen nicht  unter  50%  und  bei  Banken  nicht  unter  10%  des  Gesamtkapitals 
sinken  sollte.  Neben  dem  Verhältnis  zwischen  Eigen-  und  Fremdkapital  ist  auch  das 
Verhältnis  zwischen  langfristigen  Mitteln  (Eigenkapital  +  langfristige  Schulden)  und 
kurzfristigen  Mitteln  von  Bedeutung.  Was  das  Verhältnis  zwischen  Eigenkapital  und 
langfristigen  Schulden  betrifft,  so  zeigt  sich  bei  Geschäftszweigen  mit  hoher  Um- 
schlagsgeschwindigkeit die  Tendenz  der  Verringerung  des  Eigenkapitals  am  stärksten 
(Schmaltz,  Betriebsanalyse  S.  216). 

Nach  der  amtlichen  Statistik  über  die  Geschäftsergebnisse  der  deutschen  Aktien- 
gesellschaften (ohne  Banken)  ist  der  Anteil  des  Eigenkapitals  am  Gesamtkapital  von 
67,9%  im  Jahre  1924  auf  43,4%  im  Jahre  1936  zurückgegangen.  Wenn  auch  infolge 
der  Zinssenkung  die  Schulden  die  Geschäftsergebnisse  nicht  mehr  in  gleichem  Maße 
wie  früher  beeinträchtigen  werden,  so  muß  doch  eine  größere  Sicherung  der  Unter- 
nehmungen durch  Verbreiterung  der  Eigenkapitalbasis  angestrebt  werden. 

An  Stelle  der  unter  Ziff.  1  und  2  angegebenen  Wertverhältnisse  wird  oft  auch  das 
unmittelbare  Verhältnis  von  Eigenkapital  zu  Fremdkapital  ermittelt,  wodurch  Ver- 
änderungen noch  stärker  zum  Ausdruck  kommen.  Für  die  Beurteilung  der  Verhält- 
niszahlen der  kurzfristigen  und  langfristigen  Schulden  ist  folgendes  zu  beachten  : 
unter  dem  Gesichtspunkt  der  Rentabilität:  das  Verhältnis  der  Kostenbelastung 
durch  kurzfristige  und  langfristige  Schulden  (§  83,  Vordruck  F  55  Ziff.  3); 
unter  dem  Gesichtspunkt  der  Sicherheit: 

a)  die  MögUchkeit  einer  Umwandlung  kurzfristiger  in  langfristige  Verbindlich- 
keiten ; 

b)  die  mit  einer  Entziehung  der  kurzfristigen  Mittel  verbundenen  Gefahren ; 
andererseits 
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F40 


2.  Gefiige  des  Fremdkapitals 

a)  Grad  der  Schuldenkonsolidiening 

Langfristige  Schulden  {F34c):  1%  der  Gesaratschulden  (F34a) 


JiM. 


Vorjahr 
im  Durchschnitt  der  letzten  (3—5)  Jahre 


b)  Dringlichkeit  der  Schuldentilgung 

Kurzfristige  Schulden  {F Uhy.  1%  der  Gesamtschulden  (i^J^a) 


JIJC 


Vorjahr 
im  Durchschnitt  der  letzten  (3—5)  Jahre 


3.  Gefüge  der  langfristigen  Mittel 

a)  Anteil  des  Eigenkapitals  an  der  Dauerfinanzierung 

Langfristiges  Eigenkapital  (i^33d):   1%  des  langfristigen  Kapi- 
tals {FZi&) 

JiJi  :  = 

Vorjahr 
im  Durchschnitt  der  letzten  (3—5)  Jahre 

b)  Anteil  des  Fremdkapitals  an  der  Dauerfinanzierung 

Langfristige  Schulden  (F34c):    1%   des  langfristigen  Kapitals 

{FUA) 


%M%JfL 


Vorjahr 
im  Durchschnitt  der  letzten  (3 — 5)  Jahre 


4.  Gefüge  des  Eigenkapitals 

Grad  der  Selbstfinanzierung 

Rücklagen  (i^53b,c):  1%  des  Grundkapitals  {FZZfi) 


JIM              :               =                  % 

Vorjahr                    % 
im  Durchschnitt  der 
letzten  (3—5)  Jahre                     % 

Börsenkurs : 

Bilanzkurs : 
+  100%  = 
+  100%  - 

+  100%  - 

/o 
/o 

0/ 

/o 


/o 

% 
% 


/o 
/o 
/o 


% 
% 
% 


% 
% 

% 
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c)  die  Nachteile,  welche  die  Unmöglichkeit  einer  Tilgung  langfristiger  Schulden 
im  Falle  eines  Konjunkturrückschlages  mit  sich  bringt. 

Bei  den  Schlußfolgerungen,  die  aus  den  Verhältniszahlen  der  kurz-  und  lang- 
fristigen Schulden  zu  ziehen  sind,  müssen  die  Feststellungen  in  Vordruck  F  42 
(Kapitalinvestition)  herangezogen  werden,  ferner  bei  Beurteilung  des  Umfangs  und 
der  Dringlichkeit  der  kurzfristigen  Schulden  die  Feststellungen  über  die  Zahlungs- 
bereitschaft und  über  das  Verhältnis  zwischen  Debitoren  und  Kreditoren  sowie  über 
die  Kreditreserven  (F  43  und  44). 

Der  Grad  der  SeWstfimmzieruri^  ist  ein  Maßstab  für  die  Sicherung  des  Grundkapi- 
tals vom  Standpunkt  des  Gesellschafters  aus.  Unter  betriebswirtschaftlichen  Ge- 
sichtspunkten bedeuten  die  Reserven  lastenfreies  Kapital.  Ein  hoher  Selbstfinanzie- 
rungsgrad zeigt,  inwieweit  das  Unternehmen  bei  seinem  inneren  Ausbau  auf  die  In- 
anspruchnahme fremder  Mittel  verzichtet  hat.  Dabei  sind  als  Reserven  sowohl  die 
offenen  als  auch  die  stillen  Reserven  anzusetzen. 

Eine  fortlaufende  Kontrolle  der  stillen  Reserven  ist  aber  nicht  nur  wünschenswert, 
um  die  innere  Stärkung  des  Unternehmens  zu  erkennen,  sondern  um  auch  aus  der 
Veränderung  einen  genauen  Einblick  in  die  beim  vorliegenden  Abschluß  versteckten 
Erfolge  bzw.  in  die  durch  die  Aufdeckung  stiller  Reserven  ausgewiesenen  Gewinne 
zu  erhalten. 

Ein  anderer  Ausdruck  für  die  innere  Festigung  des  Unternehmens  ist  der  Bilanz- 
kurs. Als  Bilanzkurs  bezeichnet  man  die  Prozentzahl,  die  sich  aus  dem  Verhältnis 
des  Eigenkapitals  zum  Grundkapital  ergibt.  Ist  das  Grundkapital  =  100%  und  sind 
alle  (offenen  und  stillen)  Reserven  =  r%  (Grad  der  Selbstfinanzierung),  so  ist  der 
Bilanzkurs  =  (100  +  r)  %. 

Der  Bilanzkurs  zeigt  dem  Aktionär  den  inneren  Wert  seiner  Beteiligung  unter  sta- 
tischen Gesichtspunkten,  d.  h.  nach  der  Deckung  durch  bilanzmäßige  Vermögenswerte 
im  Gegensatz  zu  dem  von  der  jeweiligen  Rentabilität  abhängigen  Ertragswert,  der  den 
Börsenkurs  beeinflußt. 

Als  Ertragswertkurs  könnte  man  den  Kurs  bezeichnen,  der  das  Verhältnis  der 
Rentabilität  des  eigenen  Unternehmens  zur  durchschnittlichen  Rentabilität  aller  Aktien- 
untemehmungen  ausdrückt  und  der  nach  der  Formel 

eigene  Rentabilität 


durchschnittliche  Rentabilität  X   100 


berechnet  werden  kann.  Wegen  der  Durchschnittsrentabilität  der  Aktiengesellschaften 
vgl.  die  Veröffentlichungen  im  Statistischen  Jahrbuch  des  Deutschen  Reichs. 

Vergleicht  man  fortlaufend  den  Bilanzkurs,  den  Ertragswertkurs  und  den  Börsenkurs, 
so  können  sich  nicht  nur  für  den  anlagesuchenden  Geldgeber,  sondern  auch  imter  be- 
triebsanalytischen Gesichtspunkten  wertvolle  Fingerzeige  ergeben  (zu-  oder  abnehmende 
Ertragskraft,  Bewertung  durch  die  Börse). 


§  76.  Struktur  der  Kapitalverwendung 

Verhältniszahlen  nach  Vordruck  F  41 : 

1.  Zahlungsmittelquote 

2.  Warenbestandsquote. 

3.  Debitorenquote. 

4.  Quote  der  Umlaufswerte  insgesamt. 

Die  Aktiva  der  Bilanz  sind  in  den  Vordrucken  F  24  und  25  bereits  nach  den  hier 
maßgebenden  Gesichtspunkten  eingeteilt  worden.  Die  Beträge  sind  hierher  zu  über- 
nehmen und  zwar  nach  Abzug  der  Wertberichtigungsposten,  eines  eventuellen  Ein- 


5.  Anlagenquote 

6.  Quote  des  Finanz  Vermögens. 

7.  Quote  der  sonstigen  Aktiva. 
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n.  Struktur  der  Kapitalverwendung  (§  76) 


F4f 


> 


1.  Zahlungsmittelquote 

Flüssige  Mittel  {F  24  S  4):  l%des  Betriebsvermögens  {F  25  c)  =  Zah- 
lungsmittelquote 

j?jr  :  = 

Vorjahr 
im  Durchschnitt  der  letzten  (3—5)  Jahre 

2.  Warenbestands  quote 

Warenbestand  {F  24  S  1):  l%des  Betriebsvermögens  {F25  c) 

=  Warenbestandsquote 
^JC  :  = 

Vorjahr 
im  Durchschnitt  der  letzten  (3—5)  Jahre 

3.  Debitorenquote 

Debitoren  {F  24  S3):  1%  des  Betriebsvermögens  {F25  c)  =  Debi- 

torenquote 
JlJl  :  = 

Vorjahr 
im  Durchschnitt  der  letzten  (3—5)  Jahre 

4.  Quote  der  Umlaufswerte  insgesamt 

Umlaufswerte  {F  25  a):  1%  des  Betriebsvermögens  {F25  c) 
=  Umlaufswertquote 

Vorjahr 
im  Durchschnitt  der  letzten  (3—5)  Jahre 

5.  Anlagenquote 

Anlagewerte  {F25h):    1%  des  Betriebsvermögens   {F25c)  =  An- 
lagenquote 
^^  :  = 

Vorjahr 
im  Durchschnitt  der  letzten  (3 — 5)  Jahre 

6.  Quote  des  Finanzvermögens 

Finanz  vermögen  {F25  d):  1%  des  Gesamt  Vermögens  {F  25  f) 

=  Quote  des  Finanzvermögens 
Jn<Jt  :  = 

Vorjahr 
im   Durchschnitt  der  letzten  (3 — 5)  Jahre 

7.  Quote  der  sonstigen  Aktiva 

Sonstige    Aktiva    {F25e):    1%   des    Gesamt  Vermögens    {F  25  i) 

=  Quote  der  sonstigen  Aktiva 
%nJK,  :  = 

Vorjahr 
im  Durchschnitt  der  letzten  (3—5)  Jahre 


/o 
/o 
/o 


% 
% 
% 


/o 
/o 

/o 


% 
% 
% 


% 
% 
% 


% 
% 
% 


/o 

/o 
/o 


Zahlungskontos  und  der  zur  Kapitalherabsetzung  bestimmten  eigenen  Aktien  (Ge- 
samtvermögen). Für  die  Berechnung  der  Verhältniszahlen  ist  dieses  Gesamtvermögen 
nach  folgender  Aufteilung  zugrunde  zu  legen,  sofern  die  Zusammensetzung  des  Ver- 
mögens eine  über  Ziff.  1  hinausgehende  Gliederung  erfordert: 

1.  DasdemBetrieb  dienende  Vermögen  (Betriebsvermögen)  mit  den  Unterteilungen: 

a)  Anlagevermögen ;  hier  sind  die  Buchwerte  (unter  Kürzung  eventueller  Ab- 
schreibungskonten auf  der  Passivseite)  und  dieAnschaff ungspreise  festzustellen. 

b)  Umlaufsvermögen  (Zahlungsmittel,  Umlaufsträger,  Forderungen). 

2.  Das  Finanzzwecken  dienende  Vermögen  und  zwar : 

a)  Langfristige  Vermögen  (Beteiligungen  und  langfristige  Finanzkredite). 

b)  Kurzfristiges   Vermögen   (kurzfristige  Finanzkredite,   Effekten  unter   Aus- 
schluß der  Beteiligungen). 

3.  Sonstiges  Vermögen  (soziale  Einrichtungen  u.a.). 

Wenn  eigene  Aktien  zum  Umtausch  in  fremde  Aktien  bestimmt  sind,  so  sind  sie 
dem  Finanzvermögen  hinzuzurechnen.  Sofern  im  Vordruck  F  40  die  stillen  Reserven 
berücksichtigt  worden  sind,  muß  dies  auch  hier  geschehen. 

Zur  Beurteilung  der  Zahlungsmittelqvx)te  ist  von  Bedeutung,  ob  die  vorhandenen 
flüssigen  Mittel  der  Zahlungsbereitschaft  dienen  oder  auf  einer  Verflüssigung  der 
Betriebsmittel  infolge  einer  geschäftlichen  Stockung  beruhen.  Im  übrigen  ist 
für  die  Würdigung  der  Barbestände  die  Kreditanspannung  (Vordruck  F  43)  bzw.  die 
Höhe  der  Kreditreserven  und  die  Liquidität  (Vordruck  F  44)  heranzuziehen. 

Die  Waren  bzw.  Materialien,  Halb-  und  Ganzfabrikate  sind  die  eigentlichen  Träger 
werbender  Betriebstätigkeit.  Eine  hohe  Warenbestandsquote  ist  daher  bei  zweck- 
entsprechender Assortierung  des  Warenlagers  unter  Rentabilitätsgesichtspunkten 
vorteilhaft.  Zur  Beurteilung  dieser  Assortierung  ist  die  Umlaufsgeschwindigkeit  der 
einzelnen  Warensorten  (Vordruck  F  53)  zu  beachten. 

Für  die  Beurteilung  der  Höhe  des  Warenbestandes  ist  aber  weiter  auch  die  Ent- 
wicklungsrichtung des  Preisindex  von  Bedeutung.  Bei  steigenden  Preisen  ergibt  sich 
ein  Wertzuwachs,  der  allerdings  dem  Unternehmen  nur  bei  einer  Kalkulation  auf 
der  Grundlage  der  Tagesgestehungskosten,  nicht  aber  nach  Anschaffungspreisen  zu- 
gute kommt,  während  bei  einer  rückläufigen  Preisentwicklung  ein  großer  Waren- 
bestand zu  beträchtlichen  Wertverlusten  führt.  Auch  Änderungen  in  den  Bewertungs- 
grundsätzen sind  beim  Vergleich  der  Bestandsquoten  verschiedener  Jahre  zu  beachten. 

Bei  einer  hohen  Debitorenquote  ist  eine  sorgfältige  Nachprüfung  der  überfälligen 
Forderungen  und  der  großen  Posten  notwendig.  Besonders  in  Zeiten  einer  schon 
lä,nger  anhaltenden  Hochkonjunktur  oder  gar  bei  einer  beginnenden  Abflauung  ist 
die  Entwicklung  dieser  Verhältniszahl  aufmerksam  zu  verfolgen  (vgl.  hierzu  Vordruck 
F  56).  Es  ist  zu  prüfen,  ob  nicht  durch  höhere  Skontosätze  die  Kunden  zu  einer 
rascheren  Abdeckung  ihrer  Verbindlichkeiten  angeregt  werden  können. 

Bei  einer  Veränderung  der  AnUigenquote  ist  festzustellen,  ob  diese  Veränderung 
auf  unzureichende  Neuanschaffungen  bzw.  allzugroße  Erweiterungen  oder  auf  eine 
unrichtige  Wahl  der  Abschreibungssätze  zurückzuführen  ist.  Dieser  Einblick  wird 
erleichtert,  wenn  nicht  nur  die  Entwicklung  der  Buchwerte,  sondern  auch  die  der 
zugehörigen  Anschaffungswerte  bzw.  der  ungefähren  Tagesgestehungskosten  (bei 
stärkerer  Änderung  des  Anlagenindex)  verfolgt  wird.  An  Stelle  der  Quoten  unter 
Ziff.  4  und  5  wird  zuweilen  auch  das  Verhältnis  Umlaufswerte  :  Anlagewerte  berech- 
net. Weil  diese  Quote  häufig  ein  vollkommen  falsches  Bild  gibt,  je  nachdem  die  An- 
lagen mehr  oder  weniger  stark  abgeschrieben  sind,  ja  sogar  bei  voller  Abschreibung 
der  Anlagen  rechnerisch  =  oo  wird,  empfiehlt  es  sich,  nicht  nur  die  Buchwerte, 
sondern  auch  die  Kosten  neuer  gleichartiger  Anlagen  zugrunde  zu  legen. 
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Die  Fixierung  eines  Normal  Verhältnisses  von  Anlage-  und  Umlaufsvermögen  für  ein 
gegebenes  Unternehmen  ist  immer  nur  durch  Vergleich  mit  Unternehmungen  der  gleichen 
Art  und  der  gleichen  technischen  Betriebsverfassung  möglich.  Allgemeine  Regeki  über 
das  Verhältnis  von  Anlage-  und  Umlaufsvermögen  lassen  sich  nicht  aufstellen. 

Eine  hohe  Anlagequote  (besonders  im  Vergleich  zu  Unternehmungen  des  gleichen 
Fertigungszweiges)  ist  ein  Beweis  für  kapitalintensive  Fertigungsmethoden.  Dagegen 
beweist  eine  niedrige  bilanzmäßige  Anlagenquote  nicht  das  Gegenteil;  sie  kann  auf  eine 
starke  innere  Sättigung  durch  hohe  Abschreibungen  zurückzuführen  sein.  In  diesem 
J^all  sind  die  Umlaufsmittel  durch  verflüssigte  Anlageteile  verstärkt  und  ermöglichen 
einen  größeren  Geschäftsumfang  und  somit  auch  eine  höhere  Rentabilität,  als  sie  sonst 
dem  ausgewiesenen  Eigenkapital  entspricht. 

§  77.  Kapitalinvestition 
Verhältniszahlen  nach  Vordruck  F  42: 

1.  Investition  des  langfristigen  Eigenkapitals 

a)  in  Betriebsanlagen. 

b)  in  langfristigen  Werten. 

c)  in  Anlagen,  Beteiligungen  und  Waren. 

2.  Investition  des  langfristigen  Kapitals 

a)  in  Betriebsanlagen. 

b)  in  langfristigen  Werten. 

c)  in  Anlagen,  Beteiligungen  und  Waren. 

Die  hier  festzustellenden  Kennziffern  haben  den  Vergleich  zwischen  Vermögens- 
aufbau und  FinanzierungsaH  (Kapitalauf bau)  zum  Gegenstand.  Bei  Untersuchung 
der  Beziehungen  zwischen  der  Aktiv-  und  Passivseite  der  Bilanz  kann  entweder  von 
der  Kapitalbeschaffung  oder  von  der  Kapitalverwendung  ausgegangen 
werden.  Im  ersten  Fall  lautet  die  zur  Beantwortung  gestellte  Frage:  Wozu  haben  die 
eigenen  Mittel,  die  lang-  und  kurzfristigen  Fremdkapitalien  Verwendung  gefunden  ? 
Im  zweiten  Fall  ist  zu  untersuchen,  aus  welchen  Mitteln  die  Anlagen,  Lagerbestände, 
Debitoren  usw.  finanziert  wurden.  Dem  Vordruck  ist  die  erste,  weniger  vom  Betriebs- 
ais Finanzstandpunkt  ausgehende  Untersuchungsart  zugrunde  gelegt. 

Durch  die  beiden  Investitionsgrade  des  Eigenkapitals  und  des  langfristigen  Kapitals 
soll  festgestellt  werden,  inwieweit  das  Unternehmen  gegen  die  Kündigung  kurz- 
fristiger Kredite  gesichert  ist.  Die  größte  Sicherung  gegen  fremde  Einflüsse  besitzt 
ein  Unternehmen,  das  alle  langfristigen  Anlagen  (Betriebsanlagen  und  Beteiligungen) 
und  den  betriebsnotwendigen  Mindestbestand  an  Waren  und  noch  einen  Teil  der 
Kundenforderungen  durch  Eigenkapital  aufgebracht  hat. 

Sofern  die  Berechnung  zu  Ziff.  Ic  die  volle  Deckimg  der  Anlagen,  Beteiligungen  und 
Waren  durch  Eigenkapital  ergibt,  ist  die  Berechnung  unter  Ziff.  2  nicht  erforderiich. 
Wenn  jedoch  die  erwähnten  Aktiva  nicht  100%  ig  durch  das  Eigenkapital  gedeckt  sind, 
so  muß  auch  die  Investition  des  langfristigen  Kapitals  untersucht  werden.  In  diesem 
Fall  kann  als  Regel  gelten,  daß  alle  langfristigen  Anlagen  und  der  betriebsnotwendige 
Mindestbestand  an  Waren,  Rohstoffen,  Fabrikaten  sowie  wenigstens  ein  kleiner  Teil 
der  Außenstände  durch  langfristige  Mittel  gedeckt  sein  sollen,  mindestens  aber  alle 
langfristigen  Anlagen  gedeckt  sein  müssen.  Wenngleich  bilanzmäßig  kurzfristige  Schulden 
materiell  langfristig  sein  können  (insbesondere  bei  konzemmäßig  verknüpften  Unter- 
nehmungen), ist  es  im  Interesse  einer  vorsichtigen  Beurteilung  nicht  empfehlenswert, 
sich  für  den  Fall  des  Eintritts  kritischer  Verhältnisse  auf  die  dauernde  Verfügbarkeit 
kurzfristiger  Fremdkapitalien  zu  verlassen.  Die  in  Vordruck  F  43  festzustellenden  Ver- 
hältniszahlen vervollständigen  das  hier  gewonnene  Bild. 

152 


in.  Kapitalinyestitioii  (§  77) 


1.  Investition  des  langfiristigen  Eigenkapitals 

a)  in  Betriebsanlagen: 

Anlagewerte  {F23A):  1%  des  Eigenkapitals  {F  33d) 

Vorjahr 
im  Durchschnitt  der  letzten  (3—5)  Jahre 

b)  in  langfristigen  Werten : 

Anlagewerte  und  Beteiügungen  (i^23C):  1%  des  Eigenkapitals 

{F  55  d) 


%M*M/ 


Vorjahr 
im  Durchschnitt  der  letzten  (3—5)  Jahre 


c)  in  Anlagen,  Beteiligungen  und  Waren: 
Anlagewerte  und  Be- 
teiligungen {F23Q)  JIJC 

+  Waren  {F  24  S  1)_^^^ :  p/^  des  Eigenkapitals  {F  33  d) 

JIM,  :  = 

Vorjahr 
im  Durchschnitt  der  letzten  (3—5)  Jahre 


2.  Investition  des  langfristigen  Kapitals 

a)  in  Betriebsanlagen: 

Anlagewerte  {F23X) :  1%  des  langfristigen  Kapitals  {F  34d) 


%/i%Mt 


Vorjahr 
im  Durchschnitt  der  letzten  (3—5)  Jahre 


b)  in  langfristigen  Werten : 

Anlagewerte  und  Beteiügungen  {F23Q)\  1%  des  langfristigen 

Kapitals  {F34d) 
uiJC  :  ^ 

Vorjahr 
im  Durchschnitt  der  letzten  (3—5)  Jahre 

c)  in  Anlagen,  Beteiligungen  und  Waren: 
Anlagewerte  und  Be- 
teiligungen (JF»  23  C)  j;?Jf 

-f  Waren  {F24  S  1)_^^ :  \%  des  langfristigen  Kapitals 

Vorjahr 
im  Durchschnitt  der  letzten  (3—5)  Jahre 


W4LZ 


% 
% 
% 


% 
% 
% 


/o 
/o 
/o 


/o 

% 
% 


/o 
/o 
/o 


% 
% 
% 


11     Hertlein-Melgner,  Prüfung  d.  AO. 


153 


§  78.  Kreditanspannimg  und  Kreditreserre 

Verhältniszahlen  nach  Vordruck  F  43: 

a)  Debitoren  zu  kurzfristigen  Schulden. 

b)  Debitoren  zu  Lieferantenschulden. 

c)  Debitoren  und  Waren  zu  kurzfristigen  Schulden. 

d)  Debitoren  und  Waren  zu  Lieferantenschulden. 

e)  Bankkredit  zu  eingeräumtem  Kredit. 

f)  Diskont-  und  Akzeptkredit  zu  eingeräumtem  Kredit. 

g)  Lombardkreditreserve, 
h)  Immobiliarkreditreserve. 

,^Z  fT*^'^^""^  ^Z  ^^"^'^^Vannuv^  sind  die  Verhältniszahlen  für  den  Selb- 
t^tt:v^^^''^^J^^^^^  ^^  ''  ^^^-  ^  -^  2)  sowie  für  die  InvLSln 

ftÄtri^^^^^^  ^^^^^^^^  ^^^^)  ^— ^^^-  weiter  sind 

1.  die  Verwendung  der  beschafften  kurzfristigen  fremden  Mittel 

2.  die  MögUchkeit  der  Beschaffung  weiteren  Fremdkapitals,  d.  h.  das  Vorhanden- 
sem von  Kreditreserven, 

3.  die  Rückzahlungsmöghchkeit ;  diese  wird  in  §  79  behandelt. 

HinsichtUch  der  Verwendung  der  fremden  Mittel  gut  der  Grundsatz,  daß  ein 
Unternehmen  mcht  mehr  an  kurzfristigen  Krediten  in  Anspruch  nehmen  soll  als 
es  selbst  zur  Kreditgewährung  an  die  eigenen  Kunden  benötigt  (genommener  h^h- 
st^ns  gleich  gegebenem  Kredit).  Entspricht  die  auf  Kredit  bezogene  Warenmenge 
quantitativ  den  Kreditverkäufen,  so  werden  die  Debitoren  um  die  durch  den  Ver- 
kauf  erzielten  Gewinne  größer  sein  als  die  Kreditoren.  Bei  Fabrikbetrieben  ist  die 
Spa^e  entsprechend  dem  Anteü  der  Löhne  und  Unkosten  größer.  Eine  Überdeckung 
der  Kre(htoren  durch  die  Debitoren  ist  auch  volkswirtschaftHch  wünschenswert 
dannt  sich  Zahlungsstockungen  bei  den  Debitoren  nicht  in  unverminderter  Kraft  auf 
die  Kreditoren  fortpflanzen. 

Der  Untersuchung  des  Deckungsgrades  der  kurzfristigen  Schulden  dient  die  Be 
rechnung  der  Beziehungen  zwischen  Debitoren  und  kurzfristigen  Schulden  einerseits 
und  I^eferantenschulden  andererseits.  Zu  den  Lieferantenschulden  müssen  die  Kun- 
denzahlungen hinzugerechnet  werden.  Da^  so  gewonnene  Büd  wird  vervollständigt 
mdem  auch  die  Warenbestände  als  Deckungsmittel  zur  Berechnung  des  Deckungs' 
grades  mit  herangezogen  werden.  ^ 

In  bedenküchen  Fällen  erscheint  es  angebraucht,  auch  die  zeitUche  Fälligkeit  der 
größeren  Schulden  und  Forderungen  zu  untersuchen.  Finanzpläne  sind  nachzuprüfen 
W  aufzustellen  (Literatur  s.  in  §79  Zahlungsbereitschaft  a.  E.).  Abzulehnen  ist 
die  Fmanzierung  der  Neu  beschaff  ung  von  Anlagen  durch  kurzfristige  Kredite,  sofern 
es  sich  mcht  um  einen  Überbrückungskredit  handelt  und  die  Umwandlung  in  lang- 
fnstigen  Kredit  (Anleihen,  Hypotheken,  Teilschuldverschreibungen)  unbedingt  ge- 
sichert  erscheint.  ^     '       ^^y^^is^  ^^ 

Wo  es  notwendig  ist,  die  Kreditreserven  festzustellen,  ist  weiterhin  der  nicht 
beanspruchte  Teil  des  eingeräumten  Bankkontokorrentkredits  und  des  eingeräumten 
^  V  1.1  ^.  Akzeptkredits  zu  untersuchen.  Ferner  können  die  Lombardkredit- 
moglichkeiten  durch  Ermittlung  der  lombardfähigen  Bestände  und  der  erfahrungs- 
gemäß  behehenen  Quote  festgestellt  werden,  eventuell  auch  die  MögUchkeit  zur  Er- 
langung w^terer  langfristiger  Kredite,  insbesondere  Hypothekarkredite  durch  Ver- 
gleich  der  Hypothekenbelastung  mit  den  Werten  der  Immobilien. 
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rV.  Kreditanspannimg  (§  78) 


F43 


a)  Debitoren  iF24  S.):  1%  der  kurzfristigen  Schulden  {F  34  b) 

•^•^  •  =  %  der  kurzfristigen  Schulden 

Vorjahr  % 

im  Durchschnitt  der  letzten  (3—5)  Jahre  % 

b)  Debitoren    {F24S,):    1%    der    Lieferantenschulden    (einschl. 
Kundenanzahlungen)  {F34  Pos.  V  3—6) 

*^'^  '•  —  %  der  Lieferantenschulden 

Vorjahr  % 

im  Durchschnitt  der  letzten  (3—5)  Jahre  % 


c)  Debitoren  (F34  S,)  J^JC 
+  Waren  S^ 


r-r 


*yL»^v 


1 :  1%  der  kurzfristigen  Schulden 
I  {F34h) 


im  Durchschnitt  der  letzten  (3—5)  Jahre 


/o 
der  kurzfr.  Schulden 

Vorjahr  % 


% 


d)  Debitoren  {F  34  S,)  J^JT 
-f  Waren  Sj 


%/iJK, 


1 : 1%  der  Lieferantenschulden  (einschl. 
f  Kundenanzahlungen)  (^54  Pos.  V  3— 6) 

•  =.  % 

der  Lieferantenschulden 

Vorjahr  % 

im  Durchschnitt  der  letzten  (3—5)  Jahre  o/ 


I 


Kreditreserven 

e)  Nicht  beanspruchter  Bankkredit :  1%  des  eingeräumten  Kredits  "^ 

•^•^  2  =  %  des  eingeräumten  Kredits 

f )  Nicht  beanspruchter  Diskont-  und  Akzeptkredit :  1%  des  ein- 

geräumten Diskont-  und  Akzeptkredits 

^^     ,  •  =  %    des    eingeräumten    Diskont- 

Akzeptkredits 


g)  Lombardkreditreserve 


h)  Immobiliarkreditreserve 


11* 


^5") 


mr 


"  ^4g  -t  y  ■       ^^^fi^^T»^ 


( 


h  i 


vi 


Bei  Würdigung  der  Kreditanspannung  ist  die  Belastung  des  Unternehmens  durch 
Zinsen,  Provisionen  und  sonstige  Lasten  sowie  die  durchschnittliche  Rentabilität  des 
bisher  verwendeten,  bzw.  die  zu  erwartende  zusätzliche  Rentabilität  weiteren  Kapitals 
zu  berücksichtigen.  Die  einschlägigen  Verhältniszahlen  sind  in  §  83  erläutert. 

§  79.  Zahlnngsbereitschaft 

Verhältniszahlen  nach  Vordruck  F  44^45: 

1.  Bilanzmäßige  Liquidität. 

a)  Geldflüssigkeit. 

b)  Einzugsbedingte  Liquidität.  • 

c)  Umsatz  bedingte  Liquidität. 

2.  Durchschnittlicher  Finanzbedarf. 

Zur  Ermittlung  der  Zahlungsbereitschaft  ist  die  Feststellung  des  absoluten  Über- 
schusses der  Zahlungsmittel  über  die  kurzfristigen  Verbindlichkeiten  einerseits  und 
die  Berechnung  der  Verhältniszahlen  andererseits  von  Interesse. 

Für  die  Untersuchung  kommt  es  zunächst  auf  die  Barliquidität  oder  Geldflüssigkeit 
an.  Zur  Feststellung  derselben  sind  dem  Bargeld  sowie  den  täglich  abhebbaren  Bank- 
und  Postscheckguthaben  die  diskontfähigen  Wechsel  zuzuzählen.  Zu  den  kurz- 
fristigen Schulden  gehören  alle  innerhalb  von  drei  Monaten  fälligen  VerbindUchkeiten, 
insbesondere  auch  die  Verpflichtung  zur  Auszahlung  von  Dividenden  und  Tantiemen. 

Die  Greldf lüssigkeit  ist  vor  allem  in  Zeiten  einer  stärkeren  Kreditanspannung  von 
Bedeutung,  ferner  wenn  Stockungen  des  Gleichlaufs  bestehen  oder  zu  erwarten  sind. 
Die  in  der  amerikanischen  Literatur  vertretene  1 :  1-Regel  besagt,  daß  die  kurz- 
fristigen Schulden  durch  flüssige  Mittel  gedeckt  sein  sollen.  Der  errechnete  Grad 
der  Greldflüssigkeit  darf  aber  nicht  in  seiner  Bedeutung  überschätzt  werden,  weil 
einerseits  der  Status  der  Unternehmung  zur  Zeit  der  Bilanzaufnahme  gewöhnlich 
besonders  flüssig  ist  und  weil  andererseits  auch  die  BLreditreserven  berücksichtigt 
werden  müssen. 

Aus  der  einzugsbedingten  Liquidität  ergibt  sich,  inwieweit  der  Eingang  von  Kunden- 
geldern, aus  der  umsatzbedingten  Liquidität,  inwieweit  weitere  Verkäufe  zur  Abtragung 
der  bilanzmäßigen  Schulden  notwendig  sind.  Für  die  umsatzbedingte  Liquidität  gilt 
in  Amerika  vielfach  die  Faustregel,  daß  das  Umlaufs  vermögen  mindestens  doppelt 
so  groß  ak  die  kurzfristige  Schuld  sein  soll.  Der  Unterschied  zwischen  Umlaufs- 
vermögen und  kurzfristigen  Schulden,  d.  h.  das  überschüssige  ungebundene  Umlaufs- 
vermögen wird  dort  vielfach  als  die  wichtigste  Betriebszahl  (working  cajntal)  an- 
gesehen. Bei  dem  problematischen  Wert  allgemeiner  Regeln  ist  auch  hier  die  Heran- 
ziehung von  Vergleichszahlen  bei  ähnlichen  Unternehmungen  am  besten. 

Die  Beurteilung  der  Liquidität  nur  nach  der  Bilanz  hat  nur  bedingten  Wert, 
weil  in  dieser  ein  besonders  wichtiger  Teil  kurzfristiger  VerbindUchkeiten  nicht  er- 
scheint. Die  Löhne  und  Grehälter  sowie  die  laufenden  Betriebsausgaben  sind,  ab- 
gesehen von  Rechnungsabgrenzungsposten,  nicht  aus  der  Bilanz,  sondern  nur  aus 
der  Grewinn-  und  Verlustrechnung  ersichtlich.  Die  Berechnung  der  bilanzmäßigen 
Liquidität  muß  daher  ergänzt  werden. 

Dies  geschieht  durch  die  Feststellung  des  durchschnittlichen  Finanzbedarfs.  Vielfach 
werden  auch  Finanzpläne  aufgestellt,  die  für  einen  bestimmten  Zeitraum  einerseits 
die  zu  erwartenden  Eingänge,  andererseits  die  Ausgaben  enthalten.  Je  größer  der 
nicht  aus  der  Bilanz  ersichtliche  Finanzbedarf  im  Vergleich  zu  den  Verpflichtungen 
aus  dem  Waren-  oder  Rohstoff bezug  ist,  desto  notwendiger  ist  es,  den  vorhandenen 
Barmitteln  (eventuell  unter  Zuzählung  der  Kreditreserven)  die  gesamten  Zahlungs- 
verpflichtungen gegenüberzustellen.  Die  nach  dem  Vordruck  F  44  Ziff.  2  ermittelte 
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V.  Zahliingsbereitschaft  (§  79) 


F44I 


l 


1 

i 


\ 


1.  BUanzmäfiige  Liquidität 

a)  Geldflüssigkeit 

Flüssige    Mittel  (i^ 25  1  AI):  1%    der    kurzfristigen    Schulden 
{F  34  e)  =  Geldflüssigkeit 

Vorjahr 
im  Durchschnitt  der  letzten  (3 — 5)  Jahre 


% 

% 
% 


b)  Einzugsbedingte  Liquidität 

Flüssige  Mittel  +  Debitoren  (^  25 1 A  1 + 2)  :  1%  der  kurzfristigen 
Schulden  {F  34  e)  =  einzugsbedingte  Liquidität 

Vorjahr 
im  Durchschnitt  der  letzten  (3 — 5)  Jahre 


/o 

/o 
/o 


c)  Umsatzbedingte  Liquidität 

Umlaufswerte  (i^25IAl— 3)  :   1%  der    kurzfristigen]  Schulden 
{F34e)  =  umsatzbedingte  Liquidität 

Vorjahr 
im  Durchschnitt  der  letzten  (3 — 5)  Jahre 


% 

% 
% 
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2.  Durchschnittlicher  Finanzbedarf 

a)  Flüssige  Mittel  {F 251  AI) 

b)  Tagesaufwand  lt.  Betriebskostenrechnung 
F  35    A  Materialkosten  J^J( 

F  35     1  Löhne  und  Gehälter 
2  soziale  Abgaben 

4  Zinsen 

5  Besitzsteuern 

6  Beiträge 


%/i%M, 


F35 
F35 
F35 
F35 


F  35  10  übrige  Aufwendungen 


%/t*mj 


:  360  = 


J^M 


Der  Zahlungsmittelbestand  reicht  aus  f  ür  a  :  b  = 


Tage 


♦ 


Vorjahr : 


Durchschnitt  der  letzten  (3—5)  Jahre: 


3.  Finanzplan 

Bei  Schwankungen  im  Finanzbedarf  und  nicht  voll  befriedigender  Liquidi- 
tat  empfiehlt  sich  die  Aufstellung  eines  Zahlungsplanes  nach  folgendem 
Schema : 


Januar         Februar       März 

Anfangsbestand  an  Zahlungs- 


%RJft\ 


zu    erwartende    Eingänge    aus 
Forderungen 

zu    erwartende    Eingänge    aus 
vorhandenen  Aufträgen 


«/6«/^2 


f> 


»» 


»> 


» 


>J 


11 


usw. 


%/l*mf% 


»9 


*» 


%HM 


fL/C»,7V 


%/i%Jny 


«/»^M* 


zu   leistende    Zahlungen   für 
Buch-  und  Wechselschulden 
Löhne  und  Gemeinkosten 


k 


> 


>> 


>> 


» 


>> 


»> 


»> 


>» 


» 


Rest  bestand :      JlJtx 


%/l%Mr^ 


\/t%/l\t^ 


t/Sffc^^ 
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Verhältniszahl  darf  nicht  mit  der  Verhältniszahl  für  die  Geschwindigkeit  des  Bargeld- 
umlaufs nach  F  53^\  verwechselt  werden,  weil  dort  einerseits  nur  die  Barzahlungen, 
andererseits  aber  auch  die  durchlaufenden  Zahlungen  (Ein-  und  Auszahlungen  bei 
Banken  usw.)  enthalten  sind.  Die  Aufstellung  von  Finanzplänen,  die  für  einen  be- 
stimmten Zeitraum  einerseits  die  zu  erwartenden  Eingänge,  andererseits  die  Aus- 
gaben enthalten,  ist  besonders  wichtig  in  Fällen  starker  zeitlicher  Unterschiede 
zwischen  Zahlungseingängen  und  Zahlungsverpflichtungen.  Auch  graphische  Dar- 
stellungen, welche  sowohl  die  während  des  Jahres  geleisteten  Zahlungen  als  auch  die 
Zahlungseingänge  in  ihrer  zeitlichen  Verteilung  zeigen,  geben  ein  gutes  Bild  für  die 
zeitweise  Anspannung  der  Zahlungsmittel  und  für  den  dann  erforderlichen  Mindest- 
vorrat an  flüssigen  Mitteln  bzw.  an  Kreditreserven. 

Über  Finanzpläne  vgl.  Schmalenbach,  Aufstellung  von  Finanzplänen,  Leipzig  1931; 
Leitner,  Kontrolle,  Frankfurt  a.  M.  1934  §§19,34;  Ludwig,  Budgetkontrolle  in 
industriellen  Unternehmungen,  Berlin  1935;  Gubitz,  Finanzpläne  als  Kontrollmittel 
für  Bankbilanzen,  ZfhwForsch.  1933  S.  506. 

Der  fortlaufenden  Beobachtung  der  Liquiditätsentwicklung,  der  Verwendung  der 
Mittel  sowie  der  Gewinnaussichten  dient  der  dynamische  Status  von  Rauchfleisch, 
ZfhwForsch.  1933  S.  1.  Anormal  große  Liquidität  kann  die  Folge  einer  Umsatzschrump- 
fung sein;  sie  kann  sich  durch  Verleitung  zu  Kapitalfehlleitungen  gefährUch  auswirken.— 
Über  Rangordnung  und  Ergänzung  der  Vermögenswerte  für  die  Liquiditätsrechnung 
vgl.  Fluch,  WT.  1935,  S.  11. 

§  80.  Betriebsbeanspmchung 

Verhältniszahlen  nach  Vordruck  F  46,47: 

A.  Notwendige  Feststellungen :  Bestimmung  der  Leistungsfähigkeit,  der  Beschäf- 
tigung und  der  Leistungsqualität. 

B.  Beurteilungsgrade : 

1.  Beschäftigungsgrad. 

2.  Tatsächliche  Stundenleistung. 

3.  Normale  Stundenleistung. 


4.  Betriebsleistungsgrad. 

5.  Betriebsausnutzung. 

6.  Ausbringung  (Rendement). 


7.  Ausschußkoeffizient. 

Die  Grundlage  für  die  Beurteilung  der  Betriebskonten  bildet  die  Untersuchung 
der  Leistungsfähigkeit  und  Beanspruchung  des  Betriebs. 

Die  Feststellung  der  Leistungsfähigkeit  des  Betriebs  im  ganzen  und  für  seine  ein- 
zelnen Teile  zeigt,  ob  der  Betrieb  harmonisch  aufgebaut  ist  und  ob  die  einzelnen  Teile 
aufeinander  abgestimmt  sind. 

Der  Vergleich  der  Leistungsfähigkeit  mit  der  tatsächlichen  Beschäftigung  ist  wün- 
schenswert, um  die  Betriebsausnützung  bzw.  den  Leerlauf  beurteilen  zu  können  und  um 
durch  eine  geeignete  Preispolitik  eineoptimaleBetriebsbeschäftigungzu  erzielen. 

Die  Messung  der  Beschäftigung  und  des  Beschäftigungsgrads  (des  Verhältnisses 
der  tatsächlichen  zur  möglichen  Beschäftigung)  ist  von  besonderer  Bedeutung  bei 
kapitalintensiven  Betrieben  und  ist  verhältnismäßig  einfach  bei  Massenfabrika- 
tion durch  Feststellung  der  erzeugten  Menge.  Daneben  werden  die  Arbeitszeit,  die 
Zahl  der  Arbeiter,  der  Auftragsbestand,  aber  auch  die  Herstellungskosten  und  der 
Wertumsatz  als  Beschäftigungsmaße  verwendet  (siehe  Henzel,  Beschäftigungsgrad 
ZfB.  1928  S.  673  und  721ff.). 

Bei  verschiedenartiger  Produktion  wird  am  besten  vom  Vergleich  der  Betriebs- 
stunden zu  den  möglichen  Gesamtstunden  bei  Vollbeschäftigung  ausgegangen,  wenn 
nicht  die  verschiedenen  Produkte  durch  Äquivalenzziffern  in  ein  Einheitsprodukt 
umgerechnet  werden  können. 

• 

159 


II  '4 

I* 

|<  ,; 


VI.  Betriebsbeanspruchimg  (§  80) 


A.  Feststellungen 

1.  Bestimmung  der  Leistungsfähigkeit  (Kapazität) 

a)  im  ganzen : 

b)  evtl.  der  einzelnen  Teüe  (Werke,  Abteilungen,  Werkstätten) 

2.  Bestimmung  der  Beschäftigung 

a)  im  ganzen :  evtl.  b)  im  einzelnen : 

aa)  Leistungsmenge: 
bb)  Gefolgschaft: 

Produktive  Arbeiter 

Unproduktive  Arbeiter  und  Angestellte 
evtl.cc)  Zeit  (bei  Betriebseinschränkung) 

Gesamtstunden 

Betriebsstunden 

Leistungsstunden 

Umstellungs-  und  Einrichtezeit 

3.  Leistungsqualität 

a)  im  ganzen :  evtl.  b)  im  einzehien : 

aa)  Ausbringungsmenge 
bb)  Ausschuß  und  Verderb 

B.  Beurteilungsgrade 

1.  Beschäftigungsgrad 

a)  nach  der  Menge 

Leistung  :  1%  der  Leistungsfähigkeit 

Vorjahr 

im  Durchschnitt  der  letzten 
(3 — 5)  Jahre 

b)  nach  der  Zeit 


Betriebsstunden    x    Belegschaft  :  1%   der    Gesamtstund 
der  Belegschaft  bei  Vollbetrieb 


en 


evtl.  auch  für  Betriebsteile! 


Vorjahr 

im  Durchschnitt  der  letzten 
(3 — 5)  Jahre 


l6o 


ti'SO 


/o 
/o 


/o 


*  o. 


i 


tt 


2.  Tatsächliche  Stundenleistang 

Leistungsmenge :  Leistungsstunden  = 

Vorjahr 

im  Durchschnitt   der  letzten 

(3 — 5)  Jahre 


3.  Normale  Stimdeiileistiiiig 

Leistungsstunden  :  1%  der  Gesamtstunden 

Vorjahr 
'  im  Durchschnitt  der  letzten 

(3—5)  Jahre 


4.  Betriehsleistmigsgrad 

Tatsächliche  Stundenleistung  :  1%  der  Normalleistung 

Vorjahr 

im  Durchschnitt  der  letzten 

(3 — 5)  Jahre 


5*  Betriebsaiisnatzmig 

Leistungsstunden  :  1%  der  Betriebsstunden 

Vorjahr 

im  Durchschnitt  der  letzten 
(3—5)  Jahre 


6.  Ansbringiiiig  (Rendement) 

Erzeugung  :  1%  der  Rohstoff  menge 


Vorjahr 

im  Durchschnitt  der  letzten 

(3 — 5)  Jahre 


7.  Aasschußkoeffizieiit 

Ausschußmenge  :  1%  der  Erzeugung 


Vorjahr 

im  Durchschnitt  der  letzten 

(3 — 5)  Jahre 


FS7 


% 

% 


/o 
/o 


/o 
/o 


/o 
/o 


% 
% 


% 


% 
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Unter  Gesamtstunden  ist  die  Gesamtheit  der  Stunden  bei  voller  Beschäftigung 
(ohne  Feierschichten  und  Reparaturschichten)  zu  verstehen.  Betriebszeit  oder  Werk- 
zeit ist  die  Gesamtheit  der  Leistungsbereitschaftsstunden. 

Die  Leistungszeit  umfaßt  die  Dauer  der  tatsächlichen  produktiven  Leistung,  also 
die  Betriebszeit  ohne  Pausen,  Störungszeit  und  Wechselzeit.  Die  Wechselzeit  oder 
Umstellungs-  und  Einrichtungszeit  umfaßt  die  Zurüstungs-,  Abrüstungs-  und  Ab- 
lauf zeit. 

Literatur :  Rummel,  Die  Erhöhung  der  Wirtschaftlichkeit  in  den  technischen  Betrieben 
der  Großeisenindustrie  (auf  Grund  der  Untersuchungen  des  Ausschusses  für  Betriebs- 
wirtschaft beim  Verein  deutscher  Eisenhüttenleute)  Düsseldorf  1926,  femer  Wirtschaft- 
lichkeitsmessung: Hertlein,  Kapital- imd  Erfolgsrechnung  als  Grundlage  der  Wirtschaft- 
lichkeitsmessung ( Stuttgart  1929)  S.  132ff.  —  Die  Feststellungen  imter  6  und  7  über  die 
WirtschaftHchkeit  der  Materialausnützimg  sind  nicht  für  alle  Fertigungsbetriebe  von 
gleicher  Bedeutung. 

§  81.  Aufwand,  Ertrag  und  Erfolg 

Verhältniszahlen  nach  Vordruck  J^  48—52: 

A.  Aufwand. 

1.  Gefüge  der  aufgewendeten  Fertigungskosten. 

2.  Fertigungskosten  für  die  Fertigungseinheit. 

3.  Faktoren  zur  Erklärung  von  Änderungen  in  den  Fertigungskosten. 

4.  Gliederung  der  Kosten  für  die  verkauften  Erzeugnisse. 

5.  Gliederung  der  Kosten  für  die  Einheit  der  verkauften  Erzeugnisse. 

6.  Gresamtaufwand. 

7.  Besondere  Feststellungen  bei  Betriebsstillegung. 

B.  Ertrag. 

1.  Gliederung  der  Erträge. 

2.  Anteil  der  Wertänderungen  am  Betriebsertrag. 

3.  Verteilung  des  Ertrags. 

C.  Beziehungen  zwischen  Aufwand,  Ertrag  und  Erfolg. 

Allgemeines.  Für  die  Beurteilung  der  Wirtschaftlichkeit  des  Unternehmens  sind  der 
Betriebsaufwand,  Betriebsertrag  und  Betriebserfolg  maßgebend.  Bei  ihrer  Würdi- 
gung müssen  selbstverständlich  die  vollen  unkompensierten  Aufwands-  und  Er- 
tragszahlen zugrunde  gelegt  werden.  Es  ist  also  abweichend  vom  gesetzlichen  Schema 
der  Gewinn-  und  Verlustrechnung  der  Aktiengesellschaften  nicht  von  dem  um  den 
Rohstoff  auf  wand  verminderten  Nettoumsatz,  sondern  von  dem  Verkaufserlös 
nach  Abzug  der  Rücksendungen  und  Stornobuchungen,  Erlösschmälerungen  (wie 
Preisabzüge,  Umsatzsteuer  und  Syndikatsumlagen)  sowie  Skonti  auszugehen,  und 
es  sind  die  Beschaffungskosten  der  Waren  bzw.  die  Kosten  der  Roh-,  Hilfs-  und 
Betriebsstoffe  in  die  Auf  wandsgliederung  einzubeziehen.  Auch  Soll-  und  Haben- 
zinsen sind  nicht  zu  saldieren.  Die  Löhne  und  Gehälter  sind  nicht  nur  im  ganzen, 
sondern  vor  allem  nach  ihrer  Zugehörigkeit  zur  Fertigung,  Verwaltimg  und  zum 
Vertrieb  zu  erfassen. 

Zur  Durchführung  dieser  Bruttorechnung  empfiehlt  sich  bei  Warenhandelsunter- 
nehmungen die  Trennung  des  Warenkontos  in  ein  Beschaffungs-  und  ein  Verkaufs- 
konto, bei  Fertigungsbetrieben  die  kontenmäßige  scharfe  Trennung  von  Erzeugungs- 
kosten und  Verkaufserlös. 

A.  Aufwand.  Besonders  wichtig  ist  es,  alle  einmaligen,  die  Vergleichbarkeit  der 
Erfolgsziffern  mehrerer  Jahre  störenden  Faktoren  zu  erkennen  und  auszuscheiden. 
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Vn.  Aufwand,  Ertrag  und  Erfolg  (§  81) 


r4s 


A.  Der  Aufwand 

1.  Das  Gefiige  der  aufgewendeten  Fertigungskosten 

-,,.,,  ,  „  _  Im  Vorjahr 

Materialverbrauch       F35A    JtJC  ==         0/     j^j^  __         0/ 

Produktive  Löhne  „    la      „  =0/  _         o7 

'»  —  /o 


=        0/ 

/o  >» 

=  0/ 

/o  >> 


—  /o 

= % 

-  100% 


=  rein  proportionale  Kosten  JIJC 
-h  Fertigungsgemeinkosten  *      „ 

=  Fertigungskosten  JiJC  =  ^00%    ^J( 

♦  Fertigungsgemeinkosten  im  einzehien: 

Unproduktive  Löhne  F 35  Ih  JlJK 

Technische  Gehälter 

Soz.  Abgaben  für  Arb. 
u.techn.  Angestellte 

Abschreib,  von  Ferti- 
gungsanlagen 

Reparaturen 

Versicherungen 

JtJC  =  100%    JIJC  =  100% 

Von  den  Fertigungsgemeinkosten  sind  (evtl.  schätzungsweise) : 

Im  Vorjahr 

=      %  j^jr         =      o/^ 
=      %     "  =      % 


"35  1b 

vACtJC 

= 

% 

JiJft 

0/ 

/o 

,,     Ic 

j> 

= 

% 

j» 

-     % 

„    2a 

j> 

= 

% 

>> 

-    % 

„    3a 

„  10a 
„  10b 

>> 
>) 
>> 

= 

% 
% 
% 

-  % 
=     % 

-  % 

Der  Beschäftig,  proportional  JlJi 
Fixe  Kosten 
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2.  Die  Fertigungskosten  für  die  Fertigungseinheit 

Beschäftigungsmaß 
Materialkost,  pro  Emheit  JlJi  =  (p^) 

4-  Produktive  Löhne  pro 

Einheit  _^ =  (p^) 

Rein  proportionale 

Kosten  pro  Einheit        J^J(  =  (pg) 

-f  Fertigungsgemeinkost. 

pro  Einheit  _^ =  (p^) 

Gesamtfertigungskosten 

pro  Einheit  j^Jf  =  (p^) 


Im  Vorjahr 

%    JIJC  =  100% 


/o 


%    JIM 

/O  M 


=  100% 

=  100% 
=  100% 


/q        JlJt 


=  100% 


Sofern  ein  brauchbares  Beschäftigungsmaß  nicht  gefunden  werden  kann, 
soU  die  Veränderung  der  wichtigsten  Kostenfaktoren  anderweitig  festgestellt 
werden :  ^ 


Kosten  der  wichtigsten  Mate- 
rialien (für  die  Mengeneinheit)  J%J( 
Löhne  (pro  Stunde)  „ 


Im  Vorjahr 
=         %    J^  =  100% 

=         %      »  =  100% 
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3.  Evtl.  sonstige  Faktoren  zur  Erklärung  von  Änderungen 

in  den  Fertigungskosten  (außer  Beschäftigungsgrad,  Materialpreis  und 
Lohnänderungen) 

Vorjahr : 
Besondere  Umstellungskosten  ^jr  jpjr 

Vorbereitungskosten    (Planung,    Ver- 
suche) 

Besonders  starke  Schwankungen  in  der 
Beschäftigung 

Zahl  der  Kundenaufträge 

Zahl  der  Betriebsaufträge 
(eigene  Anlagen) 

Produktion  auf  Vorrat 

Durchschnittliche  Größe  der  Aufträge 


4.  GUedening  der  Kosten  fiir  die  verkauften  Erzeugnisse 


Vorjahr : 


Fertigungskosten  der  verkauften 
Erzeugnisse  {F35  SIU) 

Verwaltungskosten  {F  35  S IV) 

Selbstkosten 
Verkaufskosten  {F  35  S  V) 

Betriebsaufwand 
Zinskosten  {F  35  S  VI) 

—  Betriebsauf  wand  einschl. 
Zins 

= 

0/  . 

/o>      »» 

=     % 
=     % 

%/lJfL 

0/  . 

=     % 
=     % 

= 

/o  '    */l%/ni 

0/  . 
/o»       >> 

=     % 

/o 

»/C»M 

100%;  mjL 

=  100% 

wao 


5.  Gliederung  der  Kosten  für  die  Einheit  der  verkauften  Erzeugnisse 


Verkaufsmenge : 


von  im  Vorjahr: 


Fertigungskosten 
pro  Einheit         JIJC 

Verwaltungskosten 
pro  Einheit  „ 


Verkaufskosten 
pro  Einheit 

Finanzkosten 
pro  Einkeit 


—       o 


%  Yon^  JC  =100% 

/o       »»         >> 


»> 


)» 


=       0/ 


=      V 

/o       >>        >» 


Einheitskosten       J^JC 


/O        >>      c^.^ 


=  100% 

=  100% 

=  100% 
=  100% 


6.  Gesamtaufwand 


Betriebsaufwand      JiJC 

Verluste  und  neu- 
traler Aufwand      „ 


Im  Vorjahr: 

%    JIJC  =        % 


—  /o 
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Gesamtaufwand       JiJC 


=  100%     MJC 


= % 

=  100% 


7.  Evtl.  im  Falle  einer  beabsichtigten  Betriebsstillegung 


Von  den  fixen  Kosten  entfallen  auf 

Kosten,  welche  auch  beim  Stillstand  weiterlaufen     MC 

Kosten,  welche  nur  bei  Weiterfühnmg  des  Betriebs 
entstehen 


»» 
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Deshalb  ist  zunächst  eine  klare  Trennung  zwischen  notwendigem  Aufwand  und  außer- 
gewöhnlichen Aufwendungen  sowie  eingetretenen  Verlusten  erforderlich.  Weiterhin 
ist  zwischen  dem  Fertigungsaufwand  und  den  sonstigen  Aufwendungen  zu 
unterscheiden.  Es  ist  zweckmäßig,  den  Fertigungsaufwand  auf  die  erstellten  Fabri- 
kate, den  sonstigen  Aufwand  auf  den  Verkaufsumsatz  zu  beziehen.  Es  ist  also  den 
Berechnungen  unter  1  und  2  ein  anderer  Aufwandsbetrag  zugrunde  zu  legen  als 
unter  4  und  5. 

Die  verhältnismäßige  GUederung  des  Fertigungsaufwands  unter  A  1  soll  zunächst 
zeigen,  in  welchem  Verhältnis  die  einzelnen  Auf  wandsarten  (Kostenarten)  zueinander 
stehen  und  wie  sich  dieses  Verhältnis  im  Vergleich  zum  Vorjahr  geändert  hat.  Eine 
Verschiebung  dieses  Verhältnisses  kann  seine  Ursache  haben 

1.  in  äußeren  Faktoren,  nämUch  in  einer  Verschiebung  des  Preisstandes  der  ein- 
zelnen Auf  Wandsfaktoren  (Materialpreis,  Lohnhöhe,  Steuer  belastung  usw.), 

2.  in  inneren  Faktoren,  nämlich  Änderungen  des  Anteils  der  indirekten  Kosten 

und  zwar 

a)  in  Änderungen  der  Produktionstechnik,  welche  häufig  zu  einer  Vermehrung 
der  Gemeinkosten  zugunsten  der  Einsparung  direkter  proportionaler  Kosten 

führen, 

b)  in  einer  Verschiebung  im  Beschäftigungsgrad,  wobei  eine  geringere  Aus- 
nützung der  Betriebskapazität  eine  steigende  Belastung  mit  Gemeinkosten 

zur  Folge  hat, 

c)  in  einer  Veränderung  der  Auftragsstruktur,  wobei  eine  größere  Zahl  von  ver- 
schiedenartigen kleinen  Aufträgen  eine  stärkere  Kostenbelastung  bedingt, 
wie  gleichartige  Großaufträge. 

Die  Verschiebungen  im  Preisstand  der  einzelnen  Aufwandsfaktoren  werden  in 
A  2  festgestellt.  Änderungen  in  der  Produktionstechnik  zeigen  sich  in  einer  Ver- 
schiebung des  Verhältnisses  der  direkten  Kosten  zu  den  Gemeinkosten,  der  Übergang 
zu  kapitalintensiveren  Methoden  (durch  eine  relative  Vermehrung  der  Anlagen)  in 
einer  Vermehrung  der  Abschreibungen  und  Zinsen  an  Stelle  von  Material  und  Lohn. 
Der  Einfluß  des  Beschäftigungsgrads  wird  erkannt  durch  die  Festeteilung  der  Be- 
triebsbeanspruchung nach  §  80  und  durch  die  Aufteilung  der  Fertigungskosten  in 
überwiegend  proportionale  und  fixe  (Mengen-  und  Zeit-)Kosten.  Die  Kosten- 
spaltung kann  erreicht  werden  durch  eine  entsprechende  Kontengliederung  (buch- 
mäßige Kostenspaltung)  oder  —  wenn  monatliche  Aufstellungen  über  die  Betriebs- 
beschäftigung und  die  Kostenentwicklung  vorliegen  —  aus  der  Feststellung  der 
Kostenänderung  (ÄJg— ^i)  und  der  Änderung  der  Beschäftigung  {m^  —  mri).  Haben 
sich  die  Kosten  k-^  für  die  Menge  m^  bei  einer  Steigerung  (oder  Verminderung)  ge- 
ändert in  die  Kosten  k^  bei  der  Menge  m^ ,  dann  sind  bei  gleichbleibenden  fixen  Kosten 

die  proportionalen  Mehrkosten  pro  Einheit  -^^^^  und  die  bisherigen  proportionalen 

Kosten  m,  •  ^~^    (mathematische  Kostenauflösung). 

Auch  eine  graphische  Darstellung  der  Fertigungsmenge  und  der  Entwicklung  der 
einzelnen  Kostenarten  zeigt  deutlich  den  Grad  ihrer  Empfindlichkeit  für  Beschäfti- 
gungsschwankungen. 

Wichtig  ist  ferner  bei  stärkeren  Konjunkturänderungen  die  Untersuchung  der 
Elastizität  der  einzelnen  Unkosten,  also  die  Feststellung,  inwieweit  es  gelungen  ist, 
an  sich  fixe  Kosten  bei  sinkendem  Umsatz  allmählich  den  veränderten  Verhält- 
nissen anzupassen  bzw.  bis  zu  welcher  Grenze  keine  Steigerung  der  fixen  Kosten 
durch  stärkere  Betriebsbeschäftigung  eintritt. 
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Reichen  die  bisherigen  Untersuchungen  nicht  aus,  um  die  Veränderung  der  Kosten 
voll  zu  erklären,  so  können  neben  der  Ausschaltung  der  außerordentlichen  Kosten 
die  unter  3.  angegebenen  Feststellungen  über  die  Struktur  der  Aufträge,  über  die 
Auflagengröße,  Beschäftigungswechsel,  Änderung  der  Lieferfristen,  Saisoneinflüsse 
und  Produktion  auf  Vorrat  erfolgen. 

Wenn  wegen  unzureichender  Rentabihtät  die  Stillegung  des  ganzen  Betriebs  oder 
eines  Teilbetriebs  beabsichtigt  ist,  so  müssen  die  Einsparungsmögüchkeiten  dadurch 
untersucht  werden,  daß  die  fixen  Kosten  in  Stillstandskosten  und  in  solche  Auf- 
wendungen, welche  nur  bei  der  Weiterführung  des  Betriebs  entstehen,  aufgeteilt  werden. 

B.  Ertrag.  Die  Gliederung  des  Ertrags  nach  prozentualen  Verhältniszahlen  zeigt 
die  Bedeutung  der  einzelnen  Ertragsarten  für  das  Gesamtergebnis  und  die  (absolute 
und  relative)  Änderung  gegenüber  dem  Vorjahr.  Beim  Vergleich  der  Umsätze  ver- 
schiedener Jahre  ist  auf  außergewöhnUche  Verkäufe,  wie  z.  B.  auf  Scheinverkäufe 
an  Tochtergesellschaften  zur  Auflösung  stiller  Reserven,  zu  achten. 

Vom  Umsatzerfolg  ist  die  Wertänderung  am  ruhenden  Vermögen  zu  unterscheiden. 
Namhafte  Betriebswirtschaftler  schlagen  vor,  die  Wertschwankungen  der  betriebs- 
notwendigen  Bestände  vollkommen  auszuschalten,  um  ungetrübt  den  reinen  ümsatz- 
erfolg  als  Maßstab  für  die  Wirtschaftlichkeit  des  Betriebes  erkennen  zu  können. 
Schmalenbach  will  z.  B.  diese  Waren  immer  zu  gleichen  Einheitspreisen  bewerten, 
Schmidt  will  auf  einem  Wertberichtigungskonto  jede  Wertänderung  am  ruhenden 
Vermögen  abbuchen.  Wenn  durch  große  Änderungen  des  Preisstandes  die  Waren  in 
der  Anfangs-  und  Schlußbilanz  zu  verschiedenen  Einheitspreisen  bewertet  sind,  ent- 
hält der  errechnete  Jahreserfolg  nicht  nur  Umsatzgewinne,  sondern  auch  Erfolge  aus 
der  Verschiebung  der  Preishöhe.  Die  Bilanzierung  zu  einheitlichen,  entsprechend 
niedrig  gewählten  Einheitspreisen  erscheint  im  Hinblick  auf  die  Zustandsfeststellung 
in  der  Büanz  nicht  wünschenswert;  die  etwas  komplizierten  Abbuchungen  auf  ein 
Wertberichtigungskonto  machen  in  der  Praxis  bei  der  Mehrzahl  der  Betriebe  Schwie- 
rigkeiten. Jedenfalls  sollte  aber  bei  der  Betriebsanalyse  wenigstens  bei  größeren  und 
aus  sehr  vielen  einzelnen  Sorten  bestehenden  Warenlagern  indexmäßig  ungefähr  der 
Anteil  des  Wertänderungserfolgs  am  Gesamterfolg  zwecks  Bestimmung  des  eigent- 
lichen Umsatzgewinns  geschätzt  werden.  Dabei  ist  eine  mengenmäßige  Veränderung 
im  Warenbestand  am  Schluß  gegenüber  dem  Anfang  des  Geschäftsjahres  (eventuell 
durch  Schätzung),  und  zwar  zu  den  Anfangspreisen,  zu  berücksichtigen.  Es  kann  auch 
unter  Umständen  zweckmäßig  sein,  den  allgemeinen  Großhandels-  oder  Kleinhandels- 
index zu  verfolgen. 

Sofern  eine  Wertänderung  am  ruhenden  Vermögen  festgestellt  wird,  sollte  den  für 
die  Gewinnverteilung  maßgebenden  Organen  empfohlen  werden,  diese  für  die  Er- 
haltung des  Betriebs  in  seinem  realen  Sachbestand  notwendigen  Erfolge  von  der  Ver- 
teilung auszuschließen.  Eine  solche  Selbstfinanzierung  dient  nicht  der  Erweiterung, 
sondern  nur  der  Erhaltung  des  Betriebs. 

Weiterhin  wird  auch  vorgeschlagen,  durch  feste  Verrechnungspreise  den  Einkaufs-, 
Produktions-  und  Verkaufserfolg  zu  trennen  (siehe  z.  B.  Seidel  in  Meithner,  Bilanzen 
II  S.  788).  Wegen  der  problematischen  Natur  eines  solchen  Verrechnungspreises  sind 
diese  Berechnungen  praktisch  wenig  fruchtbar. 

In  der  nationalsozialistischen  Wirtschaft  wird  ein  Betrieb  nicht  nur  nach  der 
Unternehmerrente,  sondern  auch  nach  seinen  sonstigen  Leistungen  für  die  Volks- 
gemeinschaft gewürdigt.  Es  wird  daher  unter  3.  der  Anteil  der  Gefolgschaft  und  der 
öffentlichen  Körperschaften  neben  den  Anteilen  der  Aktionäre  und  Gläubiger  am 
Unternehmungsertrag  ermittelt  und  mit  dem  Vorjahr  verglichen. 
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B.  Der  Ertrag 

1.  Gliedenmg  der  Ertrage 

Netto- Verkaufserlös  F36  S^                 JIJC 
Erträge  aus  Beteiligung  2^36  S^ 
Habenzinsen u. sonst. Erträge  F3ö  S,     „ 
Selbsthergestellte  Anl. -Reparaturen 

und  sonstige  Erträge  FZ6  Ziff.  i  b-d     „ 
Außerordentliche  Erträge  1^36  S, 
Außerordentl.  Zuwendungen  F36  8^     „ 

= 

Durch- 
„    ,  ^     schnitt  der 
Vorjahr      letzten 
(3-6) Jahre 

%      %      % 
%      %      % 
%      %      % 

%      %      % 
%      %      % 
%      %      % 

•/Tw^ 

100% 

100%  100% 

2.  Anteil  der  Wertändenmgcn  am  Betriebsertrag 

Anfangs-  oder 

Normal  bestand  o 

zu  Anfangs- 

Roh-,  Hilfs-  und  Betriebsstoffe      preisen  (Vorjahr) 

iJ'^^Aini                            yiJC 

Halbfabrikate  F24  A  Ul  2 
Fertigerzeugnisse  F 24  A 1113             „ 

Index* 

Pi 

(Pj  oder  pj) 

s,= 

oder  Gewinn 

Anfangs-  oder 

Normalbost&ndc 

zu  Schlußbilauz- 

preisen 

%/tJKi 

-r  Sj  —      „ 

=  %MJIt 

Wertänderung  —  Verlust                 JlJt 

i  xRJl 

♦  Siehe  Fi8  Ziff.  2 

3.  Verteilung  des  Ertrags  FSQ  S, 

Gesamt] ahresertrag  (ohne  Vortrag  vom  Vorjahr) 

njlxM, 

=1100% 

a)  Öffentl.  Körperschaf ten :  jP355u.l0f 

Steueraufwand  dieses  Jahres                JIJC 
Körperschaftsteuer  aus  dem  Jahres - 
gewinn                                                    „ 

)> 

=    % 

b)  Arbeit : 

Löhne  und  Gehälter  und  soziale  Abgaben  (einschl. 
Tantieme)  ^55  lu.  2 

>» 

-    % 

c)  Kapital: 

Zinsen  für  Gläubigerkapital 
Dividende  an  die  Aktionäre 

» 

8                0/ 

'^           /o 
"*          /o 

< 


* 


F^0 


=  (Pi)       %  von  J?J^ 
(imVorj.        %) 


C.  Beziehungen  zwischen  Aufwand,  Ertrag  und  Erfolg 


Es  sind  einzusetzen  und  Spalte  1 

zu  vergleichen:  Aufwand 

In  Sp.  1  Betriebsauf  wand 
F35SIII— V  JIJC 

,,     ,,2  mit  dem  Betriebs- 
ertrag j^ae  s  3 

Hierzu: 

In  Sp.  1  Zinskost.,  Finanz- 
verluste FZ5  S  VI  JIJC 

„     ,,2  Habenzinsen, 

Beteiligungsertrag 
Fm  S  4, 6 

Summe  Betriebsaufwand, 
Zinskosten  und  Finanz - 
Verluste  Sp.  1  JIJC 

und  Summe  Betriebsertrag, 
Habenzinsen  und  Beteili- 
gungserträge Sp.  2 
i^3öS3,4,5 

Hierzu: 

In  Sp.  I  außerord.  Verluste 
u.  Aufwendungen 
FZ5  SVII  JIJC 

„  „2  außerord.  Erträge 
und  Zuwendungen 
Fm  S  6,  8 

Summe  Gesamt- 
aufwendungen Sp.  1  JIJC 


Spalte  2 
Ertrag 


=  100% 


*fi%^l> 


=  (P2)        %  von  J^jr 


(im  Vor j.         0/0) 


=  100% 


%/i*Mi 


=  (Ps)       %  von  J?jr 

(im  Vorjahr: 

Die  Gewinnrate  der  Betriebsumsätze  ist  100  -^  p  <y  = 

(im  Vorjahr: 

Die  Gewinnrate  der  Betriebs-  und  Finanz  vorfalle  ist  100  -^  pg  %  = 

(im  Vorjahr: 

Die  Gewinnrate  des  Gesamtertrags  ist  100  —  p  0/  = 

(im  Vorjahr: 


100% 

%) 

% 
%) 

% 
%) 

% 
%) 
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C.  Bcziclmiigeii  anvischcn  Aufwendungen,  Erträgen  und  Erfolg.  Hier  soll  unter- 
sucht werden,  welchen  prozentualen  Anteil  die  normalen  Betriebsauf  Wendungen  der 
^nzaufwand  und  der  außerordentHche  Aufwand  an  den  enteprechenden  Erträg- 
nissen haben  und  wie  groß  der  AnteU  des  Reingewinns  am  Rohertrag  ist.  Weil  der 
Umsatz  die  gesamtwirtschaftliche  Leistung  des  Betriebs  darstellt,  kommt  der  Um- 
satzrentabilität  (Gewinnrate  der  Betriebsumsätze)  eine  noch  höhere  volkswirtschaft- 
hche  Bedeutung  als  der  Kapitalrentabilität  (§  83)  zu.  Der  Zusammenhang  wird  her- 
gestellt durch  die  Umschlagsgeschwindigkeit  (§82),  weil  die  Kapitalrentabiütät 
gleich  ist  dem  Produkt  aus  der  Umsatzhäufigkeit  und  der  Umsatzrentabilität. 

§  82.  Kapitalumschlag 

Verhältniszahlen  nach  Vordruck  F  53,54: 

A.  Im  Ganzen. 

1.  Umschlag  des  Gesamtkapitals. 
Umschlagshäufigkeit  —  Umschlagsgeschwindigkeit. 

2.  Umschlag  der  Umlaufswerte. 
Umschlagshäufigkeit  —  Umschlagsgeschwindigkeit. 

3.  Umschlag  der  eigenen  Umlaufswerte. 
Umschlagshäufigkeit  —  Umschlagsgeschwindigkeit. 

B.  Anteil  der  einzelnen  Umlaufswerte  am  Kapitalumschlag. 

1.  Zahlungsmittel. 

Umschlagshäufigkeit  —  Umschlagsgeschwindigkeit. 

2.  Rohstoffe. 

Umschlagshäufigkeit  —  durchschnittüche  Rohstofflagerum? 

3.  Fertigung.  ^      ^' 

Fertigungshäufigkeit  —  Dauer  der  Fertigung. 

4.  Waren. 

Umschlagshäufigkeit  —  durchschnittliche  Lagerdauer. 

5.  Forderungen. 

Umschlagsbäufigkeit  —  Dauer  der  Kreditgewährung. 

6.  Verbindlichkeiten. 

Umschlagshäufigkeit  —  Dauer  der  Kreditbeanspruchung. 
Die  Kapitalnutzung  durch  Betriebsvorgänge  hängt  ab  vom  Tempo  des  Kapital- 
umschlags. Durch  eine  möghchst  große  Beschleunigung  des  Umsatzes  können  selbst 
bei  germgen  Gewinnzuschlägen  günstige  Gesamtergebnisse  erzielt  werden.  Daher  ist 
zur  Vermeidung  von  Umlaufsstockungen  eine  genaue  Verfolgung  der  Umsatzver- 
naltnisse  erforderhch. 

.Pf^?^^'^'^  ^^  Kapitalumschlags  kann  dargestellt  werden  durch  die  Umschlacs- 
haufigkeit  und  durch  die  Umschlagsgeschwindigkeit,  wobei  es  selbstverständHch 
mcht  notig  ist,  immer  beide  Meßzahlen  zu  berechnen. 

Die  ümschlagshäufigkeit  wird  durch  die  TeUung  des  Umsatzes  durch  den  durch- 
schmttlichen  Bestand  gefunden;  die  UimchUgsgeschwindigkeit  (Lagerdauer)  in 
Jahren  ist  der  reziproke  Wert  der  Umschlagshäufigkeit,  in  Tagen  das  360fache  dieser 
Große,  also  360  .  Bestand  :  Jahresumsatz. 

Einen  allgemeinen  Überblick  über  die  Umsatzverhältnisse  des  Betriebs  gibt  die 
Umschlagshäufigkeit  bzw.  Umschlagsgeschwindigkeit  des  Umlaufsvermögens  im 
ganzen  {F  53  Ziff.  2),  besonders  wenn  die  Veränderung  in  aufeinander  folgenden 
Jahren  berechnet  wird.  Sie  ergibt  sich  durch  Vergleich  der  Büanzzahlen  oder  jähr- 
licher Durchschmttszahlen  mit  dem  Betriebsumsatz  zu  Selbstkosten.  Die  Ergänzung 
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Berichts-  ,.    .  ^     Durchschn. 

jähr       ^^^J»^^  ,i*-  *f  ^*^5^ 
*  (3 — ö)  Jahre 

A.  Im  Ganzen 

1.  Gesamtkapital 

a)  Umschlagshäufigkeit 

Umsatz  zu  Selbstkosten  {F  49  Ziff.  4) :  Gesamtkapital  F  34  (f) 

b)  Umschlagsgeschwindigkeit  (in  Tagen) 

360  :  («i)  =  Tage 


2.  Umlaufswerte 

a)  Häufigkeit 

Umsatz  zu  Selbstkosten  {F49  Ziff.  4) :  Bestand  an  Umlaufswerten  F25  (a) 
*/itM  :  J^^  =  (^2) 

b)  Geschwindigkeit  (in  Tagen) 

360  :  (y  =  Tage 


3.  Eigene  Umlaufsweite 

a)  Häufigkeit 

F  25  a,  Umlaufswerte      JJ?Jf 
F  34  h  Kurzfr.  Schulden   „ 

(2^  49  Ziff.  4) 
Umsatz  zu  Selbstk. 

b)  Geschwindigkeit  (in  Tagen) 

360 :  (y  =  Tage 


ik) 


B.  Anteil    der    einzelnen    Umlaufswerte    am 
Kapitalumschlag 

1.  Zahlungsmittel 

a)  Häufigkeit  des  Umschlags 

Geleistete    Zahlungen :     Zahlungsmittelbestand 
*/i*M  :  JiJi  =  (^^) 

b)  Geschwindigkeit 

360 :  (^4)  =  Tage 


12« 
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2.  Rohstoffe 

a)  Häufigkeit  des  Umschlags 
Jahresaufwand  {F35  A) :  Bestand 

^J(  :  J^JC  =  (t^) 

b)  Durchschnittliche  Rohstofflagerung 

360 :  (t^)  =  Tage 

3.  Feitigimg 

a)  Fertigungshäufigkeit 
Herstellungskosten  der  Jahreserzeugung 

{F  35  S II)  :  Wert  der  Halbfabrikate 
^JC  '.JlJi  =(y 

b)  Dauer  der  Fertigung 

360 :  («e)  =  Tage 

4.  Fertigerzengnisse  bzw.  Waren 

a)  Häufigkeit  des  Umschlags 
Herstellungskosten  d,  Jahreserzeugung 

(bzw.  Anschaffungspreis   der  Waren) 
{ß*  35  S II) :  Wert  der  Fertigerzeugnisse 
(bzw.  Waren) 
*^*M  :  JiJiC  =  (^) 

b)  Durchschnittliche  Lagerdauer  d.  Waren 

360 :  (^,)  =  Tage 

5.  Fordenuigen 

a)  Häufigkeit  des  Umschlags 
Debitorenbelastungen  :  Durchschnittl. 

Debitoren-Bestand 

JIJC  :  JiJC  =  (^g) 

b)  Kreditgewährung 

360 :  («g)  =  Tage 

6.  Verbindlichkeiten 

a)  Häufigkeit  des  Umschlags 
Kreditorengutschrift :  Durchschnittl. 

Kreditorensaldo 

JiJt  :  JIM  =  (t^) 

b)  Kreditbeanspruchungsdauer 

360  :  (t^)  =  Tage 


Berichts- 
jahr 


Durchschn. 

Vorjahr   der  letzten 

(3 — 5)  Jahre 


ü 
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dieser  Verhältniszahlen  durch  den  Vergleich  des  Umsatzes  mit  dem  Gesamt  ver- 
mögen {F  53  Ziff.  1)  zeigt  bei  Änderungen  im  Aufbau  der  Betriebsstruktur,  z.  B.  bei 
einer  umfangreichen  technischen  Umgestaltung,  ob  eine  Beschleunigung  des  Um- 
schlags des  Umlaufsvermögens  nicht  wieder  ausgeglichen  wurde  durch  eine  zu- 
nehmende Kapitalintensivierung,  d.  h.  durch  eine  Verschiebung  im  Verhältnis 
zwischen  Anlage-  und  Umlaufs  vermögen.  Außerdem  ist  es  aber  auch  wünschenswert, 
den  Anteil  der  einzelnen  Vermögensgegenstände  am  Umlaufsprozeß  zu  verfolgen. 
Dabei  dürfte  der  Vergleich  der  Bilanz-  oder  Durchschnittszahlen  mit  den  Umsätzen 
der  einzelnen  Konten  aufschlußreicher  sein  als  der  Vergleich  mit  dem  ganzen  Umsatz 
zu  Selbstkosten.  Allerdings  ergibt  sich  dann  durch  Zusammenfassung  der  Geschwindig- 
keitszahlen nicht  die  gleiche  Größe  wie  beim  Umsatz  des  ganzen  Umlaufsvermögens. 

Durch  Vergleich  der  bilanzmäßigen  oder  besser  der  durchschnittlichen  gesamten 
Zahlungsmittelbestände  (Kasse-,  Bank-  und  Postscheckguthaben,  Wechsel)  mit  dem 
Umsatz  ergibt  sich  die  durchschnittliche  Umschlagsgeschwindigkeit  der  Zahlungs- 
mittel, die  im  Interesse  der  Liquidität  flüssig  gehalten  werden.  Diese  Berechnungsart 
setzt  allerdings  voraus,  daß  neben  dem  Betriebsumsatz,  d.  h.  dem  der  Zweckbestim- 
mung des  Betriebes  dienenden  Umsatz,  kein  nennenswerter  Nebenumsatz,  z.  B. 
durch  Finanzgeschäfte  vorgekommen  ist  bzw.  daß  ein  solcher  ausgeschieden  wird 
(s.  hierzu  Liquidität  F  44).  Eine  Verbesserung  der  Liquidität  und  Verlangsamung  des 
Zahlungsmittelumlaufs  erhöht  zwar  die  Sicherheit  des  Unternehmens,  beeinträchtigt 
aber  die  Rentabilität.  —  Bei  hohen  Beständen  an  Zahlungsmitteln  ist  auch  die  Um- 
satzdisposition bei  den  einzelnen  Finanzkonten  nachzuprüfen,  insbesondere  bei  der 
Kasse  (Zinsverlust,  Unterschlagungsgefahr).  Bei  einem  durchschnittlichen  Bestand 
von  X  JIJC  und  einer  durchschnittlichen  Tagesausgabe  von  y  JUH  ist  die  im  Durch- 
schnitt zwischen  der  Vereinnahmung  und  Verausgabung  verstrichene  Zeit  (x :  y)Tage. 

Besonders  wichtig  ist  die  Umsatzhäufigkeit  (bzw.  Umsatzgeschwindigkeit)  des 
Warenlagers.  Der  durchschnittliche  Warenbestand  wird  gewöhnlich  roh  als  Mittel- 
wert des  Inventurbestands  zu  Beginn  und  am  Ende  des  Jahres  berechnet.  Zuver- 
lässiger, aber  wohl  meist  nicht  möglich,  ist  die  Teilung  der  Summe  aus  allen  monat- 
lichen Beständen  zuzüglich  des  Endbestandes  durch  13,  besonders  wenn  die  Lager- 
bestände zur  Zeit  der  Inventur  unter  normal  sind.  Von  der  Bewertung  des  Waren- 
bestands ist  auch  der  Ansatz  des  Umsatzes  abhängig.  Im  gleichen  Maß,  in  welchem 
Gremeinkosten  in  die  Bestandbewertung  aufgenommen  sind,  sind  sie  auch  bei  der 
Feststellung  des  Umsatzes  zu  berücksichtigen.  Aus  einer  Erhöhung  der  Lagerdauer 
bei  einzelnen  Warensorten  ergibt  sich  eventuell  die  Notwendigkeit  von  Sonder - 
abschreibungen.  Besonders  bei  Umsatzschrumpfungen  ist  die  Umsatzgeschwindig- 
keit des  Warenlagers  eine  wertvolle  Meßzahl,  die  zeigt,  inwieweit  es  gelungen  ist,  den 
Lagerbestand  dem  langsameren  Umsatz  anzupassen. 

Bei  Fertigungsbetrieben  ist  das  Umsatztempo  des  Rohstofflagers,  die  Produktions- 
dauer und  das  Umsatztempo  des  Fertigwarenlagers  zu  unterscheiden. 

Die  ProdwÄ:<io?w<iat^r,  d.h.  die  durchschnittliche  Bindung  des  Kapitals  durch  die  Pro- 
duktion, kann  durch  technische  Feststellungen  in  den  einzelnen  Phasen  der  Erzeugung 
gemessen  oder  analog  der  Lagerdauer  aus  den  von  der  Buchführung  gelieferten  Zahlen 
berechnet  werden.  Wenn  das  Fabrikationskonto  für  die  Löhne  und  Materialien  der  in  Ar- 
beit genommenen  Erzeugnisse  belastet,  für  die  fertiggestellten  Arbeiten  zugunsten  des 
Lagerkontos  (Waren-  oder  Fabrikatekontos)  zu  den  kalkulierten  Löhnen  und  Material- 
kosten erkannt  wird,  so  bedeutet  der  Saldo  des  Fabrikationskontos  in  irgendeinem 
Zeitpunkt  die  Material-  und  Lohnkosten  der  noch  in  Arbeit  befindlichen  Gegenstände. 

Für  die  Beurteilung  der  Undauf sgeschwindigkeit  des  Fertigwarenlagers  ist  auch  das 
Verhältnis  zwischen  Arbeiten  auf  Vorrat  und  auf  Bestellung  von  Bedeutung.  Aus- 
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führHch  wird  die  Frage  der  Umschlagsziffer  und  ihre  Auswertung  für  den  Einkaufs- 
und  Verkaufsplan  bzw.  den  Fabrikationsplan  behandelt  von  Landsberg  inZfhwForsch 
1934  S.  505. 

Der  Vergleich  der  durchschnittUchen  Kundenforderungen  mit  dem  Umsatz  des 
I)ebitorenkontos  zeigt  die  Dauer  der  Kreditgewährung  an  Kunden,  d.  h.  die  Kapital- 
festlegung  an.  Die  durchschnittlichen  Kundenforderungen  ergeben  sich  als  Mittel 
zwischen  dem  Anfangs-  und  Endbestand  der  Büanzdebitoren ;  besser  ist  die  Berech- 
nung  aus  den  13  Monatssaldenlisten  oder  Hauptbuchsalden. 

Die  ermittelte  Dauer  des  gewährten  Kredits  ist  mit  den  Lieferungsbedingungen  der 
J^irma  zu  vergleichen.  Soll  nicht  nur  die  durchschnittliche  Gewährung  von  Buchkrediten 
sondern  die  durchschnittliche  Gewährung  von  Krediten  überhaupt,  also  auch  von 
lu-editen  gegen  Wechselziehung  berechnet  werden,  so  sind  die  Trassierungen  sowohl  beim 
Umsatz  (wenn  sie  nicht  über  Debitorenkonto  gelaufen  sind),  als  auch  beim  Bestand 
zu  berücksichtigen. 

Die  durchschnittliche  Kapitalbindung  durch  den  gesamten  Verkauf  (Bar-  und  Kredit- 
heferungen)  ergibt  sich  durch  Vergleich  der  (durchschnittUchen)  KundenforderunKen  mit 
dem  Warenumsatz  zu  Anschaffungspreisen. 

Die  Dauer  der  Kreditgewährung  durch  LieferarUen  wird  aus  dem  Vergleich  der  durch- 
schnittUch  in  Anspruch  genommenen  Lieferantenkredite  mit  dem  Umsatz  auf  dem 
Lieferantenkonto  ermittelt.  Wird  der  durchschnittUch  in  Anspruch  genommene 
Lieferantenkredit  mit  dem  Anschaffungs-  oder  Herstellungspreis  der  verkauften 
Produkte  verglichen,  so  ergibt  sich  die  durchschnittliche  Finanzierungsdauer  des 
ganzen  Betriebs  durch  die  Lieferanten. 

§  83.  Rentabilität 

Verhältniszahlen  nach  Vordruck  F  55: 

1.  Rentabilität  des  Grundkapitals. 

2.  Rentabilität  des  Eigenkapitals. 

3.  Rentabilität  des  Gesamtkapitals. 

4.  Eigentliche  Betriebsrentabilität. 

5.  Rentabilität  der  Beteiligungen. 

6.  Arbeitswirtschaftlicher  Leistungsgrad. 

Rentabilität  ist  das  Verhältnis  von  Kapitaleinsatz  und  Erfolg.  Es  ist  der  Maßstab 
für  den  Nutzeffekt  der  Betriebstätigkeit,  der  in  erster  Linie  über  das  Schicksal  der 
Unternehmung  entscheidet.  Deshalb  vollzieht  sich  die  Kapitalzu-  und  ableitung  nach 
Rentabilitätserwägungen,  sofern  nicht  höhere  wirtschaftspolitische  Rücksichten  eine 
andere  Kapitaldisposition  verlangen. 

Für  die  volkswirtschaftUch  günstigste  Kapitallenkung  ist  die  Zuverlässigkeit  der 
Rentabüitätsrechnung  von  entscheidender  Wichtigkeit.  Dies  setzt  voraus,  daß  sowohl 
das  Kapital  als  auch  der  Ei  folg  (neben  den  unter  §  82  B  3  ermittelten  Ertragsteilen) 
als  Maßstab  für  die  Leistung  des  Betriebs  geeignet  ist.  Dazu  ist  erforderlich,  daß 
weder  verbrauchte  noch  erzeugte  Werte  durch  willkürliche  Preisfestsetzungen  un-  . 
richtig  beziffert  sind  und  daß  auch  nicht,  wie  dies  häufig  bei  abhängigen  Betrieben 
der  Fall  ist,  irgendwelche  Leistungen  zahlenmäßig  nicht  in  Erscheinung  treten. 
Deshalb  ist  auch  für  die  Beurteilung  der  Rentabilität  hintereinander  geschalteter 
Werke  die  Wahl  des  Verrechnungspreises  (Herstellungskosten,  Proportionalpreis, 
Standardpreis,  Marktpreis)  von  ausschlaggebender  Bedeutung.  (Vgl.  von  Richter, 
Die  Prüfung  einer  Industrieunternehmung  mit  selbständig  bilanzierenden  Werken, 
ZfhwForsch.  1936  S.  Iff.).  Je  nach  der  Zuordnung  verschiedener  Gewinn-  und  Kapi- 
talgrößen ergeben  sich  auch  verschiedene  Rentabilitätsbegriffe.  Bei  den  drei  ersten 
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IX.  Rentabilität  (§  83) 
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1.  Rentabilität  des  Grundkapitals 

Jahresreingewinn  {F  36  S,):  1%  des  Grundkapitals  iF33&) 

Vorjahr 
im  Durchschnitt  der  letzten  (3—5)  Jahre 

2.  Rentabilität  des  Eigenkapitals 

Jahresreingewinn  {F  36  S,) :  1%  des  Eigenkapitals  {F33^ 

Vorjahr 
im  Durchschnitt  der  letzten  (3—5)  Jahre 


3.  Rentabilität  des  Gesamtkapitals 

Jahresreingewinn      JIJ( 

{F36  So) 
-f  bezahlte  Schuld- 
zinsen (2^35  5a)  „ 


/o 

% 
% 


% 
% 


% 


:  1%  des  Gesamtkapitals  (^  34  f) 


Vorjahr 
im  Durchschnitt  der  letzten  (3—5)  Jahre 


/o 

% 
% 


4.  Eigentliche  Betriebsrentabilität 

Betriebsgewinn  {F36  S,  -f-  F35  SI,  IV,  V) :  1%  des  Betriebsvermögens  {F25  c) 
•^•^  :  JIJC  = 


Vorjahr 
im  Durchschnitt  der  letzten  (3—5)  Jahre 


5.  Rentabilität  der  Beteiligungen 

BeteiUgungsgewinne  {F  36  S^) :  1%  des  in  BeteiUgungen  investierten 
Kapitals  (F 23  All 6) 

Vorjahr 
im  Durchschnitt  der  letzten  (3—5)  Jahre 


6.  Arbeitswirtschaftlicher  Leistnngsgrad 

Löhne  und  Gehälter  {F  35  1) :  1%  des  Gesamtkapitals  (^34  f) 

Vorjahr 
im  Durchschnitt  der  letzten  (3—5)  Jahre 


% 
% 
% 


% 
% 
% 


% 
% 
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Rentabilitätsberechnungen  ist  der  Jahresreingewinn  (also  ohne  Vortrag  aus  dem 
Vorjahr),  bei  4.  und  5.  der  aus  der  eigentlichen  Betriebstätigkeit  oder  aus  Beteili- 
gungen  fließende  Sondergewinn  zugrunde  zu  legen.  Betriebswirtschaftlich  besonders 
wichtig  ist  die  Rentabilität  des  Eigenkapitals,  wobei  am  besten  der  halbe  Jahres- 
reingewinn mit  einbezogen  wird,  da  im  Jahresdurchschnitt  die  anfänglichen  eigenen 
Mittel  zuzüglich  des  halben  Reingewinns  im  Unternehmen  gearbeitet  haben.  Auch 
die  stillen  Reserven  sind  einzubeziehen.  Es  handelt  sich  zuweilen  um  hohe  Beträge ; 
werden  sie  vernachlässigt,  so  kann  sich  eine  der  Wirklichkeit  nicht  entsprechende 
günstigere  Rentabilität  ergeben,  die  zu  Betriebserweiterungen  verleitet,  die  bei  rich- 
tiger Erkenntnis  der  Rentabilität  unterblieben  wären. 

Bei  der  Vergleichung  der  Rentabilität  aufeinander  folgender  Jahre  ist  darauf  zu 
achten,  inwieweit  außergewöhnliche  einmalige  Aufwendungen  und  Erträge  (Be- 
teiligungsgewinne, Spekulationsgewinne)  das  Normalergebnis  geändert  haben.  Die 
Berechnung  der  Rentabilität  des  Gesamtkapitals  ist  nur  möglich,  wenn  entweder  die 
Kosten  für  das  Fremdkapital  dem  Reingewinn  zugezählt  werden,  oder  vom  Gewinn 
zunächst  eine  normale  Verzinsung  des  Eigenkapitals  gekürzt  wird.  Ergibt  sich  für 
das  Gesamtkapital  auf  diese  Weise  eine  größere  Rentabilität  als  für  das  Eigen- 
kapital, so  wurde  mit  dem  Einsatz  des  Fremdkapitals  mehr  verdient  als  dem  Zins- 
und  sonstigen  Aufwand  entsprach,  und  es  war  die  Kreditaufnahme  unter  Rentabili- 
tätsgesichtspunkten zweckmäßig  (s.  §  75  1  und  2) ;  liegt  aber  die  Rentabilität  des  Ge- 
samtkapitals unter  der  notwendigen  Schuldverzinsung,  so  ist  ein  Abbau  der  Schul- 
den erforderlich.  Bei  der  Berechnung  der  Rentabilität  des  Gesamtkapitals  ist  zu  be- 
achten, daß  die  kurzfristigen  Schulden  in  ihrer  Höhe  schwanken.  Die  Zugrunde- 
legung der  Schuld  am  Bilanzstichtag  ist  also  nur  richtig,  wenn  sie  ungefähr  der  durch- 
schnittlichen Schuld  entspricht. 

Die  Auflösung  der  Gesamtrentabilität  in  die  Rentabilität  des  eigentlichen  Betriebs, 
der  Beteiligungen  und  besonderen  finanziellen  Transaktionen  ist  wünschenswert, 
wenn  in  den  einzelnen  Kapitalverwendungsarten  einigermaßen  beachtenswerte 
Kapitalbeträge  gebunden  sind.  Ebenso  ist,  wenn  möglich,  auch  für  die  einzelnen 
Betriebszweige  durch  Vergleich  des  Kapitaleinsatzes  und  Gewinns  die  Sonder- 
rentabilität zu  ernutteln  und  für  künftige  Dispositionen  nutzbar  zu  machen. 

Die  Rentabilitätsberechnungen  werden  ergänzt  durch  den  arheitmmrtachafüichen 
Leistungsgrad,  welcher  zeigt,  welche  Bedeutung  die  Kapitalinvestierung  für  die  Ent- 
lohnung der  Gefolgschaft  und  somit  auch  für  die  nationale  Arbeitsbeschaffung  be- 
sitzt. Die  Grundsätze,  welche  unter  dem  Einfluß  der  neuen  Wirtschaftsauffassung 
bei  WirtschaftUchkeitsbeurteflungen  maßgebend  sind,  werden  behandelt  von  Leh- 
mann in  WT.  1935  S.  1,  32  und  WT.  1937  S.  309;  Thoms  in  WT.  1935  S.  97  und 
WT.  1937  S.  290;  vgl.  ferner  Hertlein  in  Meithner,  Die  Bilanzen  der  Unternehmungen 
I  S.  514;  Nicklisch  in  BetrWi  1937  S.  30. 

• 

§  84.  Kapitalgefährdimg 

Verhältniszahlen  nach  Vordruck  F  56: 

A.  Verlustquellen. 

1.  Konjunkturverluste. 

2.  Ausschußarbeit. 

3.  Debitorenausfall. 

4.  Debitorengefährdung. 

5.  Geschäftsrisiko. 

B.  Rücklagen  für  Verlustquellen. 
176 


X.  Kapitalgefahrdimg  (§  84) 


rs6 


^ 


9 


A.  Verlustquellen 

1.  Konjunkturverluste 

Wert  Verlust  am  Warenlager  :  1%  des  Endbestandes 

Vorjahr 
im  Durchschnitt  der  letzten  (3—5)  Jahre 


2.  AusschuBarbeit 

Produktionswert  der  Ausschußarbeiten  :  1%  des  Warenumsatzes 
zu  Bezugspreisen  bzw.  der  verarbeiteten  Rohstoff  menge 

Vorjahr 
im  Durchschnitt  der  letzten  (3—5)  Jahre 


3.  Debitorenausfall 

Debitoren  Verluste  :  1%  Debitoreneingänge  bzw.  des  während  des 
Jahres  gewährten  Debitorenkredits 

Vorjahr 
im  Durchschnitt  der  letzten  (3 — 5)  Jahre 


4.  Debitorengefährdung 

Überfällige  Forderungen  :  1%  der  Gesamtforderungen 

Vorjahr 
im  Durchschnitt  der  letzten  (3—5)  Jahre 


5.  Geschäftsrisiko  nach  Erfahrungen  früherer  Jahre 
Ersatzleistungen 
Ersatzlieferungen 
Gewährung  von  Preisnachlässen 


B.  Rücklagen  für  Verlustquellen 

Maschinen-Erneuerungsfonds 
Spezial-Reserven 
Rücklagen 
Delkrederefonds 


/o 

% 
% 


/o 

% 
% 


/o 

% 
% 


/o 
/o 

0/ 

/o 


177 


Die  Prüfung  der  Kapitalgefährdung,  die  abgesehen  von  der  allgemeinen  Beurtei- 
lung der  Betriebsverhältnisse  auch  für  die  Bildung  von  Rücklagen  in  der  Bilanz 
unmittelbare  Bedeutung  hat,  ist  in  der  Hauptsache  auf  Schätzung  angewiesen.  Sie 
darf  deshalb  nicht  weniger  sorgfältig  als  die  sonstige  Berechnung  der  betriebsanaly- 
tischen Unterlagen  vorgenommen  werden,  denn  die  richtige  Erkenntnis  der  Betriebs- 
risiken imd  die  hiernach  zu  treffenden  Maßnahmen  zum  möglichst  weitgehenden 
Ausgleich  derselben  sind  für  den  Bestand  des  Unternehmens  von  ausschlaggebender 
Wichtigkeit. 

Aus  diesem  Grunde  ist  bei  der  Revision  aller  einzelnen  Vermögensteile  und  Ge- 
schäftsvorgänge stets  auf  die  in  ihnen  liegenden  Verlustmöglichkeüen  zu  achten.  Die 
wirklich  entstandenen  und  wahrscheinlich  entstehenden  Verluste  sind  zu  ermitteln 
und  zu  den  bedrohten  Kapitalgrößen  in  Beziehung  zu  setzen.  Durch  sorgfältige 
Planung  und  stete  Nachkontrolle  ist  auf  eine  Senkung  der  hiernach  berechneten 
Verlustquoten  hinzuwirken. 

Mit  Rücksicht  auf  die  Vielgestaltigkeit  der  Betriebsverhältnisse  lassen  sich  allge- 
meine Richtlinien  für  die  Erfassung  und  Bekämpfung  der  Betriebsrisiken  nicht  geben. 
Folgende  Hinweise  sollen  die  hier  vorliegenden  Möglichkeiten  andeuten. 

Die  technische  Überalterung  der  Maschinenanlage  ergibt  sich  aus  dem  Vergleich 
der  Einsparung  an  Produktionskosten  bei  Verwendung  einer  neuen  gegenüber  einer 
alten  Anlage  (durch  größere  Beschleunigung  und  Materialersparnis)  unter  Berück- 
sichtigung des  Mehraufwands  an  Kapitalverzinsung  und  Abschreibung. 

Das  Risiko  von  Konjunkturverlusten  kann  man  aus  dem  Verlauf  der  Preisindex- 
ziffern unter  Berücksichtigung  des  Verhältnisses  von  Warenbestand  zum  Umsatz 
beurteilen.  Ebenso  sind  die  Werte  der  Ausschußwaren  und  die  Debitoreruiusfälle  mit 
dem  Umsatz  auf  Waren-  bzw.  Debitorenkonto  in  Beziehung  zu  setzen. 

In  zweiter  Linie  ist  zu  untersuchen,  inwieweit  das  Risiko  durch  Versicherwng 
(abgesehen  von  der  allgemein  üblichen  Feuerversicherung),  Gewinnvorträge  oder 
Speziaireserven  gedeckt  ist.  Nach  der  Höhe  der  Zunahme  des  Risikos  ist  zu  prüfen, 
ob  eine  weitere  Dotierung  der  Speziaireserven  wünschenswert  ist.  Eine  Unterlage 
für  die  Verlustwahrscheinlichkeit  können  auch  die  Prämiensätze  der  Versicherungs- 
gesellschaften bieten. 


178 


\ 


} 


Vierter  Teil 
Grundzüge  der  Organisation  und  Kalkulation 

§  85.  Vorbemerkungen 

Voraussetzung  für  die  Ordnungsmäßigkeit  der  Buchführung,  die  richtige  Bewertung 
der  Vermögensgegenstände  und  damit  die  Aufstellung  eines  richtigen  Jahresab- 
schlusses ist  die  richtige  Organisation  des  betrieblichen  Rechnungswesens,  deren 
Durchführung  dem  Vorstand  obliegt.  Der  Abschlußprüfer  hat  an  sich  nicht  die  Auf- 
gabe, die  Organisation  des  Rechnungswesens  im  Zusammenhang  mit  dem  Jahres- 
abschluß nachzuprüfen;  die  Abschlußprüfung  setzt  jedoch  wenigstens  einen  all- 
gemeinen Überblick  über  diese  Organisation  voraus.  Der  Abschlußprüfer  wird  in 
seinem  Bericht  solche  Mängel  der  Buchführung  rügen  müssen,  welche  die  Er- 
füllung der  gesetzlichen  Anforderungen  an  die  Bilanz-  und  Eif olgsrechnung  unmöglich 
machen,  und  auf  die  sonstigen  Mängel  hinweisen,  soweit  sie  ihm  bei  der  Prüfung  auf- 
gefallen sind.  Die  Kenntnis  der  Kalkulationsmethoden  des  geprüften  Unternehmens 
ist  für  die  Bewertungsprüfung  erforderlich.  Bei  der  Prüfung  öffentlicher  Wirtschafts- 
betriebe, welche  auch  die  „wirtschaftlichen  Verhältnisse"  umfassen  muß,  wird  den 
organisatorischen  Verhältnissen  sogar  eine  noch  weitergehende  Aufmerksamkeit  ge- 
widmet werden  müssen. 

Um  sich  von  vornherein  einen  allgemeinen  Überblick  über  die  Organisation  des 
Rechnungswesens  zu  verschaffen,  kann  sich  der  Wirtschaftsprüfer  schon  vor  Beginn 
seiner  Revisionstätigkeit  ein  Verzeichnis  der  geführten  Bücher  (mit  Angabe  einer 
eventuellen  tabellarischen  Gliederung),  einen  Kontenplan,  vorhandene  Kalkulations- 
vorschriften (Verzeichnis  der  Kostenstellen,  Verteilungsschlüssel  und  Kalkulations- 
musterbeispiele), eine  Übersicht  über  fortlaufend  geführte  statistische  Aufstellungen 
und  etwa  gefertigte  kurzfristige  (monatliche  oder  vierteljährliche)  Zwischenbilanzen 
und  Erfolgsberechnungen  vorlegen  lassen. 

Besonders  kurzfristige  Erfolgsrechnungen  sind  für  den  Wirtschaftsprüfer 
aufschlußreich,  und  zwar  aus  folgenden  Gründen: 

1.  weil  sie  die  Entwicklung  des  Grewinns  während  des  Jahres  besonders  unter  dem 
Einfluß  einer  wechselnden  Höhe  und  Zusammensetzung  der  Beschäftigung  zeigen, 

2.  weil  sie  über  die  den  Grewinn  bestimmenden  Faktoren  Aufschluß  geben  können, 
besonders  wenn  in  ihnen  nicht  der  Gesamtgewinn,  sondern  der  unter  Aus- 
schaltung von  Markteinflüssen  sich  ergebende  Betriebsgewinn  ermittelt  wurde, 

3.  weil  bei  ihnen  bilanzpolitische  Rücksichten  keine  Rolle  spielen. 

Allerdings  ist  bei  der  Würdigung  kurzfristiger  Ei  f Olgsrechnungen  zu  beachten,  daß 
sie  nicht  nur  nach  verschiedenen  Methoden  (buchhalterische  Methoden  —  auch  wenn 
kein  buchmäßiger  Abschluß  erfolgt  —  und  kalkulatorische  Methoden)  gefertigt  sind, 
sondern  daß  auch  je  nach  dem  Zweck  der  Rechnung  entweder  der  ganze  Grewinn  oder 
ein  Teilgewinn,  z.  B.  der  zur  Beurteilung  der  Wirtschaftlichkeit  geeignete,  von 
äußeren  Einflüssen  (Saisoneinflüssen,  Größe  und  Zusammensetzung  der  Aufträge 
usw.)  bereinigte  innere  Betriebsgewinn  (vgl.  Schmalenbachs  Dynamische  Bilanz!) 
berechnet  wird. 
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Eine  systematische  Darstellung  der  kurzfristigen  Erfolgsrechnung  bietet  Beste, 
Die  kurzfristige  Erfolgsrechnung  (Grundriß  der  Betriebswirtschaftslehre,  Bd.  5  B, 
Leipzig  1930),  eine  kürzere  Einführung  G.  Fischer,  Die  kurzfristige  Abrechnung, 
Stuttgart  1930,  eine  Darstellung  praktischer  Beispiele  enthalten  die  „Beiträge  zur 
Theorie  und  Praxis  der  monatlichen  Erfolgsrechnung  in  Wirtschaftsbetrieben** 
(Ergebnis  des  Preisausschreibens  des  Verbandes  Deutscher  Diplomkauf leute, 
Leipzig  1928). 

Die  Buchführung  ist  im  übrigen  insbesondere  auch  unter  dem  Gesichtspunkt  zu 
betrachten,  ob  sie  die  für  die  Kalkulation  erforderlichen  Unterlagen  unmittelbar  und 
zuverlässig  liefert.  Diese  Unterlagen  ergeben  sich  bei  einfachen  Fabrikationsverhält- 
nissen aus  der  allgemeinen  kaufmännischen  Buchführung,  bei  Herstellung  un- 
gleichartiger Erzeugnisse  aus  der  Betriebsbuchhaltung.  Die  Betriebsbuch- 
haltung ist  entweder  an  die  Hauptbuchhaltung  angegliedert,  wobei  die  für  die  Be- 
triebsvorgänge bestimmten  Konten  durch  Nebenbücher  weitgehend  zerlegt  werden ; 
oder  die  kaufmännische  Buchhaltung  und  die  Betriebsbuchhaltung  bilden  je  ein 
getrenntes  und  in  sich  geschlossenes  Kontensystem,  welche  durch  ein  Verrechnungs- 
konto miteinander  verbunden  sind. 

Für  die  allgemeine  Organisation  der  Buchführung  ist  zu  beachten,  daß  bei  der 
Berechnung  der  Herstellungskosten  selbstgefertigter  Waren  angemessene  Teile  der 
Betriebs-  und  Verwaltungskosten,  nicht  dagegen  Vertriebskosten  berücksichtigt 
werden  dürfen.  Daraus  ergibt  sich  die  Notwendigkeit,  in  der  Buchführung  die  Ver- 
triebskosten gesondert  zu  behandeln. 

Näheres  über  die  Organisation  der  Betriebsbuchhaltung  findet  sich  bei  Mellerowicz, 
Kosten  und  Kostenrechnung  II  1.  Teil  S.  58ff. 

§  86.  Die  Buchhaltungsorganisation 

Die  bei  Würdigung  der  Buchhaltungsorganisation  auftretenden  Fragen  lassen  sich 
in  drei  Gruppen  einordnen :  Art  und  Umfang  der  Kontierung,  Technik  der  Buchungs- 
arbeit und  Eingliederung  der  Buchführung  in  das  Rechnungswesen. 

Art  und  Umfang  der  Kontienmg.  Bei  der  Kontierung  ist  darauf  zu  achten, 

1.  daß  sie  dem  gesetzlichen  Bilanz-  und  Erfolgsrechnungsschema  genügt, 

2.  daß  gemischte  Konten  möglichst  zum  Zweck  der  buchmäßigen  Bestandskon- 
trolle, der  Überwachung  des  wirtschaftlichen  Abkaufs  der  Fabrikation  und 
einer  kurzfristigen  Erfolgsermittlung  vermieden  werden.  Die  kontomäßige  Be- 
standskontrolle ist  durch  eine  weitgehende  Skontration  der  Lagerbestände  zu 
ergänzen ; 

3.  daß  sie  der  Eigenart  und  Größe  des  Betriebs  entspricht.  Bei  großen  Unter- 
nehmungen sind  daher  Gruppen-  und  Einzelkonten  wünschenswert ; 

4.  daß  sie  den  kalkulatorischen  Bedürfnissen  durch  Erfassung  aller  Koätenarten, 
Darstellung  aller  Produktionsphasen  und  Aufteilung  der  (Jemeinkosten  auf 
Kostenstellen,  sowie  durch  zweckentsprechende  Aufteilung  der  Stellenkosten 
auf  die  Kostenträger  gerecht  wird,  sofern  nicht  die  Kalkulation  und  Betriebs- 
buchhaltung organisatorisch  verselbständigt  ist.  Wichtig  ist  besonders,  daß  Be- 
triebs- und  Vertriebskosten  zum  Zweck  der  Berechnung  des  Bilanzansatzes  nach 
§  133  AktG.  getrennt  werden  und  daß  sich  der  Anteil  der  fixen  und  proportio- 
nalen (Zeit-  und  Mengen- )Kosten  feststellen  läßt; 

5.  daß  die .  Erträgnisse  nach  Quellen,  Greschäftszweigen  (Produkten)  und  Ab- 
teilungen (Werken,  Filialen,  Vertreterbezirke)  gegliedert  werden. 
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Das  Reichskuratorium  für  Wirtschaftlichkeit  und  die  Reichsgruppe  Industrie 
empfehlen  in  der  RKW. -Veröffentlichung  Nr.  101  „Größere  Wirtschaftlichkeit 
durch  geordnetes  Rechnungswesen*',  Gloeckner-Leipzig  1937  S.  29ff.,  den  Aufbau 
des  Kontenplans  auf  folgender  Grundlage : 

Klasse  0:  Ruhende  Konten. 

1:  Finanz -Konten. 

2:  Lohn-  und  Stoff -Konten. 

3 :  Konten  der  Gremeinkostenarten 

4:  Verrechnungs-Konten. 

5:  Herstellungs-Konto. 

6:  Konto  der  Fertigerzeugnisse. 

7:  Erfolgs-Konten. 

8:  Sonderkosten-Konten. 

9:  Abschluß-Konten. 
Bei  Fertigungsbetrieben  hat  der  Kontenrahmen  von  Schmalenbach  (4.  Aufl., 
Leipzig  1935)  eine  weite  Verbreitung  gefunden,  der  den  früher  vom  RKW.  heraus- 
gegebenen Einheitsbuchführungen  zugrunde  gelegt  wurde  und  der  die  Kostenstellen- 
rechnung einbezieht,  ferner  der  Kontenplan  des  VDMA.  (jetzt  Wirtschaftsgruppe 
Maschinenbau),  der  in  Übereinstimmung  mit  der  überwiegenden  Praxis  auf  eine 
buchmäßige  Kostenstellenrechnung  verzichtet.  Beide  Pläne  sind  eingehend  bei 
Weigmann,  Moderne  Fabrikbuchhaltung  (Leipzig  1935)  besprochen.^) 

Technik  der  Bochtingsarbeit.  Für  die  Ausführung  der  Buchungsarbeiten  sollen 
folgende  Grundsätze  maßgebend  sein: 

1.  Bei  einer  Übertragungsbuchhaltung  ist  in  größeren  Unternehmungen  eine  Spe- 
zialisierung der  Grundbücher  und  außerdem  eine  tabellarische  Aufgliederung 
gleichartiger  Posten  zur  weitgehenden  Zusammenfassung  gleicher  Vorfälle 
schon  bei  der  ersten  Niederschrift  wünschenswert. 

2.  Der  Formulargestaltung  und  Belegwirtschaft  ist  Beachtung  zu  schenken.  (Ein- 
heitliche Größe  der  Formulare,  Verwendung  von  Unterscheidungsfarben,  Vor- 
gruppierung der  Belege  zur  frühzeitigen  Zusammenfassung  gleichartiger  Posten). 

3.  Zur  Erhöhung  der  Sicherheit  ist  auf  eine  möglichst  häufige  Abstimmung 
(Tagesbilanzen),  auf  eine  Beschränkung  der  Fehlerfelder  und  auf  möglichst  viel- 
seitige Kontrollzusammenhänge  zwischen  den  einzelnen  Teilen  der  Buchhaltung 
zu  achten. 

4.  Manuelle  oder  maschinelle  Durchschreibemethoden  können  zur  Vereinfachung 
und  Beschleunigung  der  Arbeit,  zur  Vermeidung  von  Übertragungsfehlern  und, 
besonders  bei  Großbetrieben,  zur  vielseitigeren  Gruppierung  des  Buchungs- 
stoffes zweckmäßig  sein. 


1)  In  dem  Erlaß  des  Reichswirtschaf tsministers  und  des  Preiskommissars  für  die  Preis- 
bildung vom  11.  11.  37  über  Buchführungsrichtlinien  werden  die  Grundaufgaben  des 
Rechnungswesens  und  die  Anforderungen  an  die  Organisation  der  Buchführung  (Tren- 
nung der  Betriebsergebnisse  von  den  außerordentlichen  Erträgnissen;  leichte  Nach- 
prüfbarkeit im  Sinne  der  vier  Grundzwecke  des  Rechnungswesens :  Bestand-  und  Erfolgs- 
ermittlung; Preisbüdung,  Kostenüberwachung,  Preisprüfung;  Überwachung  der  Be- 
triebsgebarung; Disposition  und  Planung)  geschildert  und  ein  Kontenrahmen  für  alle 
Wirtschaftszweige  aufgestellt  (0  Ruhende  Konten,  1  Finanzkonten,  2  Abgrenzungs- 
konten, 3  Roh-,  Hufs-  und  Betriebsstoffe,  8  Erlös-  bzw.  Warenverkaufskonten,  9  Ab- 
schlußkonten. Die  Klassen  4 — 7  sind  freigelassen  für  eine  betriebsindividuelle  Leistimgs- 
rechnung).  Auf  Grund  dieses  Kontenplans  sollen  die  KAlkulationen  und  Betriebsstatistiken 
vereinheitlicht  werden. 
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Die  Eingliedening  der  Bachfühnuig  in  das  Reclmiuigsweseii. 

1.  Wichtig  ist,  daß  alle  Zweige  des  Rechnungswesens  organisch  miteinander  ver- 
bunden sind.  Besonders  bei  Fertigungsbetrieben  sollte  die  Kalkulation  nicht  un- 
abhängig neben  der  Buchhaltung  herlaufen  und  nach  anderen  Grundsätzen  auf- 
gebaut sein,  sondern  Geschäftsbuchhaltung,  Betriebsbuchhaltung  und  Kalkula- 
tion müssen  auf  einheitlichen  Grundlagen  beruhen  und  sich  gegenseitig  ergänzen. 

2.  Auch  das  Rechnungswesen  der  Hauptstelle,  der  einzelnen  Betriebe  und  Filialen 
muß  besonders  im  Interesse  der  Vergleichbarkeit  der  Ergebnisse  nach  gleichen 
Grundsätzen  aufgebaut  werden.  Darüber  hinaus  sind  aber  auch  Vereinheit- 
lichungsbestrebungen innerhalb  des  Geschäftszweiges  zur  Pflege  des  äußeren 
Betriebsvergleichs  zu  fördern. 

3.  Die  wichtigsten  Ergebnisse  der  Buchhaltung  und  die  aus  den  Zahlen  sich  er- 
gebenden Beziehungen  sollen  statistisch  verarbeitet  werden  und  die  so  ge- 
wonnenen Einblicke  für  die  Geschäftsführung  dienstbar  gemacht  werden. 

4.  Sofern  Betriebspläne  gefertigt  werden,  soll  schon  bei  der  Kalkulation,  Buch- 
führung und  statistischen  Verarbeitung  auf  die  Grewinnung  der  Planungsunter- 
lagen Rücksicht  genommen  werden.  Außerdem  sollen  aber  auch  die  Soll-  und 
Istzahlen  miteinander  verglichen,  die  Gründe  für  Abweichungen  untersucht  und 
für  die  Betriebskontrolle  und  spätere  Planungsmaßnahmen  ausgewertet  werden. 

Neben  den  bekannten  Lehrbüchern  über  Buchhaltung  ist  zur  weiteren  Einfüh- 
rung in  das  hier  behandelte  Gebiet  zu  verweisen  auf  Mellerowicz-Brüggemann- 
Ronneberger,  Neuzeitliche  Buchhaltungsformen,  Berlin  1934.  Die  Gestaltung  der 
Revision  unter  dem  Einfluß  moderner  Buchhaltungsformen  behandeln  Wirtz  in 
BetrW.  1935  S.  182  und  Bergmann  in  ZfhwForsch.  1936  S.  650.  Die  Grundsätze  für 
die  Auswahl  und  Anwendung  von  Maschinen-  und  Handdurchschreibebuchführungen 
werden  in  den  RKW.- Schriften  17  bzw.  100  behandelt,  zweigwirtschaftliche  Betriebs- 
untersuchungen (Betriebsvergleiche)  in  der  RKW.-Schrift  101.  Über  Planung  und 
Standardziffern  vgl.  Mellerowicz,  Kosten  und  Kostenrechnung  II  1.  Teil  S.  142  und 
250,  2.  TeU  S.  216. 

§  87.  Selbstkostenreclmiiiig 

Im  Rahmen  der  Bilanzprüfung  ergibt  sich  für  den  Prüfer  die  Notwendigkeit,  die 
Bewertung  von  Waren,  Halb-  und  Fertigfabrikaten  oder  selbsterstellten  Anlagen 
nachzuprüfen.  Nachfolgend  wird  daher  eine  Übersicht  über  die  wichtigsten  Grund- 
begriffe der  Kostenrechnung  (Kalkulation)  insbesondere  bei  Fertigungsbetrieben  ge- 
geben. Neben  den  grundlegenden,  im  Literaturverzeichnis  angegebenen  Veröffent- 
lichungen ist  besonders  der  „Grundplan  der  Kostenrechnung"  des  Ausschusses 
für  wirtschaftliche  Fertigung  beim  Reichskuratorium  für  Wirtschaftlichkeit 
(RKW. -Veröffentlichung  Nr.  100)  zur  Einführung  in  die  grundlegenden  Fragen  zu 
empfehlen.  Vom  Standpunkt  der  Bilanzprüfung  ist  der  Gegenstand  in  verschiedenen 
Aufsätzen  im  Wirtschaftsprüfer  behandelt  worden  (vgl.  insbesondere  Kritik  der 
Selbstkostenrechnung  von  Zeidler  in  WP.  1932  S.  387,  Grundbegriffe  der  Kosten- 
rechnung und  der  Kalkulation  in  WP.  1933  S.  335,  ferner  die  Aufsatzreihe  Kosten- 
kontrolle durch  die  Buchhaltung  von  Starke  in  WT.  1934  S.  80ff.  mit  Ergänzungen 
S.  184  und  208).  Der  Kapitalzins  als  Faktor  industrieller  Kalkulation  wird  insbe- 
sondere behandelt  von  Wehe,  Klinger  und  Goetze  in  WT.  1936  S.  60,  195  und  215. 

Die  Kostenrechnung  dient  einerseits  der  Vorbereitung,  andererseits  der  Nach- 
prüfung der  wirtschaftlichen  Tätigkeit.  Die  Vorkalkulation  ist  in  erster  Linie  für  die 
Preisstellung,  daneben  auch  als  Kostenplan  und  Vergleichsgrundlage  für  die  Nach- 
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kalkulation  von  Bedeutung.  Die  Nachkalkulation  hat  drei  Hauptaufgaben:  einmal 
die  Berechnung  des  Mindestverkaufspreises,  dann  die  BetriebskontroUe  und  endlich 
die  Gewinnung  der  Bewertungsgrundlagen  für  die  Bilanzierung. 

Für  die  Bilanzprüfung  ist  die  Vorkalkulation  von  geringerer  Bedeutung.  Der  Prüfer 
sollte  sich  allerdings  vergewissern,  ob  überhaupt  die  Kostengestaltung  jeder  neuen 
Fertigung  planmäßig  vorher  kalkuliert  wird,  ob  die  Ergebnisse  dieser  Vorrechnung 
mit  der  Nachkalkulation  abgestimmt  werden  und  ob  die  dabei  gewonnenen  Er- 
fahrungen bei  späteren  Vorkalkulationen  ihre  Auswertung  finden. 

Bei  der  Nach  kalkulation  ist  die  verhältnismäßige  Bedeutung  der  einzelnen  Auf- 
gaben verschieden.  Bei  freier  Preisbildung  steht  die  Berechnung  der  Unterlagen  für 
die  Preispolitik  im  Vordergrund.  Sind  dagegen  die  Verkaufspreise  (insbesondere 
durch  Kartelle  oder  staatliche  Anordnungen)  vorgeschrieben,  so  ist  zwar  auch  die 
Nachprüfung  der  Angemessenheit  dieser  Preise  angebracht;  die  Kalkulation  muß 
aber  in  erster  Linie  die  Wirtschaftlichkeit  des  Betriebs  nachprüfen.  Für  die  Bilanz- 
prüfung steht  die  Ermittlung  der  Selbstkosten  (Anschaffungs-  oder  Herstellungs- 
kosten im  Sinne  des  §  133  Ziff.  1  Abs.  3  und  Ziff.  3  AktG.)  an  erster  Stelle.  Preis- 
kalkulation und  Selbstkostenrechnung  unterscheiden  sich  dadurch,  daß  erstere  den 
Verkaufspreis  einschließlich  des  Grewinnzuschlags  ermittelt,  während  die  Selbst- 
kostenrechnung nur  die  tatsächlich  entstandenen  Kosten  feststellen  will.  Die  Her- 
stellungskosten im  Sinne  des  §  133  Ziff.  3  AktG.  ergeben  sich  hiernach  an  einer  be- 
stimmten Stelle  der  Kiilkulation,  deren  Grundformel  für  Warenhandels-  und  Ferti- 
gungsbetriebe sich  wie  folgt  darstellen  läßt: 


Warenhandel 

Einkaufspreis 
-^  Skonto  und  Abzüge 
=  reiner  Einkaufspreis 
-{-  Bezugskosten 


Ferdgiingsbetriebe 

Rohstoffverbrauch 
-f  Löhne 
=  Grundkosten 

-f  Fertigungsgemeinkosten  (einschl.  Ab- 
schreibungen auf  Fertigungsanlagen) 
=  Herstellungskosten  i.  e.  S. 


=  Anschaffungskosten  (Bezugspreis, 
Einstandspreis) 

Bilanzansatz  bei  Warenhandelsbetrieben 
(Anschaffungskosten  gemäß  §  133  Ziff.  3). 

+  Verwaltungskosten  (abzüglich  des  Anteils  für  die  Ferti- 
gung und  den  Vertrieb,  einschl.  Abschreibung  auf  die 
nicht  unmittelbar  der  Fertigung  dienenden  Anlagen) 

=  Selbstkosten 

Bilanzansatz  bei  Fertigungsbetrieben  (Her- 
stellungskosten i.w.  S.  =  gemäß  §  133  Ziff.  3.) 

-f  Vertriebskosten 

=  Verkaufsselbstkosten 

-f  Grewinnzuschlag 

=  reiner  Verkaufspreis 

-f  Preisnachlässe  beim  Verkauf  und  Umsatzsteuer 

=  Verkaufspreis  (Verkaufsrechnungsbetrag) 

Die  Bewertung  der  zum  Verkauf  bestimmten  bezogenen  Waren  hat  gemäß  §  133 
ZiH.  3  AktG.  zu  Anschaffungskosten  zu  erfolgen.  Bei  der  Berechnung  der  Her- 
stellungskosten selbstgefertigter  Waren  und  selbsterstellter  Anlagen  dürfen  in 
angemessenem  Umfang  Abnutzungen  und  sonstige  Wertminderungen  sowie  an- 
gemessene TeUe  der  Betriebs-  und  Verwaltungskosten  eingerechnet  werden,  die  auf 
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den  Zeitraum  der  Herstellung  entfallen.  Dagegen  müssen  die  Vertriebs  kosten  bei 
der  Kalkulation  der  Wertansätze  für  die  Bilanz  unberücksichtigt  bleiben.  Zu  den 
Vertriebskosten  gehören  Reklame,  Frachten,  Verpackung,  Versicherung,  Verkaufs- 
provisionen, Miete,  Beleuchtung  und  Heizung  des  Fertigwarenlagers  und  der  Ver- 
kaufsräume, Grehälter  und  Löhne  des  Verkaufspersonals,  Umsatzsteuer,  ferner  ein 
durch  Schätzung  zu  ermittelnder  Anteil  der  Verwaltungsgehälter.  Zu  beachten  ist, 
daß  Abschreibungen  nur  von  Anlagegegenständen  der  Produktion  berücksichtigt 
werden  dürfen,  also  nicht  von  solchen  des  Vertriebs  wie  Lagergebäuden,  Fuhrpark, 
Aufzügen,  Transporteinrichtungen;  ebenso  gehören  zu  den  Vertriebskosten  die  Ab- 
schreibungen auf  Außenstände,  Wechseldiskont  und  Einzugskosten. 

Kostenverteilung.  Eine  besonders  schwierige  Aufgabe  innerhalb  der  Kalkulation 
ist  die  richtige  Verteilung  der  Kosten  auf  die  Erzeugnisse.  Für  die  Berechnung  des 
Stückpreises  für  das  einzelne  Erzeugnis  sind  im  allgemeinen  die  Einzelkosten  be- 
kannt oder  mit  ausreichender  Grenauigkeit  festzustellen  und  zu  verteilen;  unter 
Einzelkosten  versteht  man  Fertigungsmaterial,  Fertigungslöhne  und  Sonderkosten, 
d.  h.  Kosten,  die  dem  einzelnen  Erzeugnis  unmittelbar  zugerechnet  werden  können 
(wie  Umsatzsteuer,  Provisionen,  Verpackung,  Frachten,  Zölle,  Montage-  und  Ab- 
nahmekosten usw.).  Dagegen  sind  die  Gemeinkosten  (die  sog.  Verwaltungs-  und 
Betriebsunkosten)  nur  durch  Umlegung  zu  verteilen;  von  dem  hierbei  verwendeten 
Verteilungsschlüssel  hängt  die  Richtigkeit  der  Kalkulation  ab. 

Bei  einheitlicher  Massenfertigung  ist  die  Divisionskalkulation  anwendbar. 
(Monatliche  Gesamtkosten  :  Fertigungsmenge.)  Die  Divisionskalkulation  kann  auch 
bei  mehreren  Produktionsstufen  für  die  einzelnen  Teilleistungen  (Fertigungsabtei- 
lungen) angewandt  werden. 

Bei  Massenfertigung  ähnlicher  Erzeugnisse  wird  die  Divisionskalkulation  dm-ch  die 
Verwendung  von  Äquivalenzziffern  ermöglicht.  Dabei  sind  die  verschiedenen 
Gegenstände  durch  eine  Wertungszahl  in  den  Hauptfertigungsgegenstand  umzu- 
rechnen. Bei  der  Ermittlung  der  Äquivalenzziffern  kann  entweder  von  der  Verschie- 
denheit der  Gestehungskosten  oder  dem  Verhältnis  der  Marktpreise  ausgegangen 
werden  (vgl.  hierzu  WP.  1934  S.  86).  Nach  einer  relativen  Änderung  der  Kosten- 
bestandteile oder  der  Marktpreise  müssen  auch  diese  Äquivalenzziffern  entsprechend 
geändert  werden.  Eine  Verschiebung  im  Verhältnis  des  Absatzes  der  einzelnen  Fer- 
tigungsgegenstände kann  die  Folge  einer  unrichtigen  Festsetzung  dieser  Wertungs- 
zalilen  sein. 

Bei  der  Herstellung  verschiedenartiger  und  unvergleichbarer  Gegenstände  bedient 
man  sich  der  Zuschlagskalkulation.  Erfolgt  die  Verteilung  der  Gemeinkosten 
bei  einfacheren  Verhältnissen  nur  nach  dem  Lohnaufwand,  dem  Materialwert,  der 
Summe  der  direkten  Kosten  oder  der  Fertigungszeit,  so  muß  nachgeprüft  werden, 
ob  dieser  Verteilungsschlüssel  einem  logischen  Zusammenhang  zwischen  der  Ferti- 
gung und  der  Entstehung  der  Gemeinkosten  entspricht,  bzw.  ob  der  entstehende 
Fehler  unterhalb  der  Schwelle  der  praktischen  Beachtlichkeit  liegt. 

Vollkommener  ist  die  Bildung  von  Kostenstellen,  die  unter  dem  Gesichtspunkt 
der  organisatorischen  Geschlossenheit  erfolgen  muß  (z.  B.  Einkauf,  Lagerung,  Werk- 
stätten, Betriebsbüro,  Verwaltung,  Absatz).  Dabei  dürfen  keine  Kosten  zu  einer 
Einheit  zusammengefaßt  werden,  welche  nach  verschiedenen  Maßstäben  verteilt 
werden  müssen.  Der  Umfang  der  Kostenstellen  hängt  von  der  Eigenart  des  Betriebes 
ab.  Je  stärker  die  Fertigung  wechselt,  desto  kleiner  müssen  die  Kostenstellen  sein 
(Platzkostenrechnung).  Bei  Kostenstellen  verschiedener  Rangstufe  müssen  die 
Stellen  höherer  Ordnung  (z.  B.  Geschäftsleitung)  zuerst  auf  jene  niederer  Ordnung, 
schließlich  auf  jene  der  letzten  Fertigungsstufe  schlüsselmäßig  verteilt  werden,  wenn 
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man  sich  nicht  damit  begnügt,  für  die  Verwaltungskosten  (Stellen  höherer  Ordnung) 
einen  allgemeinen  Zuschlag  einzuführen. 

Für  die  Gliederung  der  Kosten  sind  in  den  RKW. -Nachrichten  1935  Nr.  12  sowie 
in  der  oben  erwähnten  Einführungsschrift  des  RKW.  Muster  von  Betriebsabrech- 
nungsbogen veröffentlicht  worden,  die  in  horizontaler  Gliederung  die  allgemeinen 
Kostenstellen  (Fertigungsstellen,  Materialhilfsstellen,  Verwaltungs-  und  Vertriebs- 
stellen) und  in  vertikaler  Gliederung  die  Kostenarten  enthalten.  Die  Summen  der 
einzelnen  Kostenarten  werden  teils  unmittelbar  auf  Grund  von  Unterlagen,  teils 
schlüsselmäßig  auf  die  Kostenstellen  verteilt.  Der  Betriebskostenabrechnungsbogen 
stellt  eine  weitgehende  Unkostenerfassung  neich  Kostenstellen  dar  und  kann  bei  ent- 
sprechendem Ausbau  allen  Zwecken  der  Selbstkostenrechnung  dienen. 

Die  Stellung  der  Zinsen  in  der  Kalkulation  hat  zu  wiederholten  Erörterungen 
Anlaß  gegeben  (vgl.  die  oben  genannten  Aufsätze  in  WT.  1936).  Die  zu  den  Betriebs- 
und Verwaltungskosten  rechnenden  Fremdkapitalzinsen  sind  bei  der  Feststellung 
der  gesetzlichen  Herstellungskosten  von  selbsterstellten  Anlagen  und  von  Erzeug- 
nissen zu  berücksichtigen  (Leitsätze  1936  WT.  S.  489  A  19).  Die  Zinsen  für  das  Eigen- 
kapital sind  dagegen  für  die  Berechnung  der  Herstellungspreise  keine  Kosten;  das 
eingesetzte  Kapital  ist  weder  bei  der  Personal-  noch  bei  der  Kapitalgesellschaft  eine 
Schuld  mit  Anspruch  auf  Verzinsung  vielmehr  Wagnis  mit  Gewinnanspruch. 

Der  Einfluß  des  Beschäftigungsgrades,  der  bei  festen  und  veränderlichen  Un- 
kosten verschieden  ist,  muß  bei  Nachprüfung  der  Herstellungskosten  besonders  be- 
rücksichtigt  werden.  Die  Unkostenzuschläge  müssen  auf  die  Beträge  beschränkt 
werden,  die  einer  normalen  Beschäftigung  entsprechen;  andernfalls  findet  bei  un- 
genügender Beschäftigung  eine  Aktivierung  von  Unkostenunterdeckungen  statt 
(Leitsätze  1936  WT.  S.  489  A  12,  13). 

§  88.  Preiskalkulation.  Betriebskontrolle 

Für  die  weiteren  Aufgäben  der  Nachkalkulation,  nämlich  die  Feststellung  der 
Preisuntergrenze  und  die  Betriebskontrolle,  müssen  entsprechend  der  Verschieden- 
heit der  Zwecke  auch  getrennte  Wege  eingeschlagen  werden. 

Die  Preiskalkulation  muß,  wenn  nicht  gesetzliche  Bestimmungen  dem  ent- 
gegenstehen, auf  den  Tagesgestehungskosten  aufbauen,  denn  die  im  Verkaufserlös 
dem  Betrieb  zufließenden  Werte  müssen  die  Wiederbeschaffung  der  Fertigungsele- 
mente ermöglichen.  Besonders  bei  längerer  Fertigungsdauer  und  erheblichen  Ver- 
schiebungen im  Preisstand  der  Kostenfaktoren  (Materialpreisänderung,  Lohnände- 
rung) ist  aus  Gründen  der  Betriebssicherung  und  Konjunkturanpassung  bei  der  Preis- 
bildung auf  die  Berücksichtigung  aller  Wertschwankungen  zu  achten. 
•  Die  Bedeutung  der  Preiskalkulation  ist  durch  die  Preisbildungs-  und  Preisüber- 
wachungsverordnungen seit  1935  für  zahhreiche  Wirtschaftszweige  stark  eingeschränkt 
worden  ( Spinnstoff gesetz  vom  6.  12.  35  RGBl.  I  S.  1411,  Gesetz  über  die  Bestellung 
eines  Reichskommissars  für  die  Preisbildung  vom  29.  10.  36  RGBl.  I  S.  927,  Ver- 
ordnung über  das  Verbot  von  Preiserhöhungen  vom  26.  11.  36  RGBl.  I  S.  955  mit 
Ausführungsverordnungen  u.  a.).  Nachdem  die  Preisbildung  eine  nationale,  soziale 
und  wirtschaftspolitische  Angelegenheit  geworden  ist,  erfordert  auch  die  Preisprüfung 
eine  veränderte  Einstellung.  Im  Mittelpunkt  stehen  zwei  Grundauffassungen.  Der 
Preis  soll  den  Aufwand  decken,  und  der  Preis  soll  der  wirtschaftlichen  Leistung  ent- 
sprechen. Während  die  Aufwandsrechnung  als  Rechnungstechnik  nur  wenige  un- 
geklärte Fragen  aufweist,  ist  die  Leistungs-  bzw.  Wirtschaftlichkeitsrechnung  wesent- 
lich schwieriger  (Leitsätze  1936  WT.  S.  489  C  6). 


13     Hertlein-Melsner,  Prüfung  d.  AG. 
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Bei  der  Betriebskontrolle  muß  dagegen  von  tatsächlichen  Anschaffungspreisen 
soUen"    Z^f   ?  Ursachen  einer  veränderten  Kostengestaltung  aufgezeigt  Sn 
d2  Fl~,r/v    1*",^°"""'^'"'""  ausgegangen  werden,  wobei  die  AbwfichuS 
£iS  Sen"  fr":  -^^"'n'''"'!^"  aufgefangen  werden  müssen   SoX 
fernr^r,!«         ,1  f     aber  mcht  allzusehr  von  den  tatsächlichen  Preisen  ent- 
C  XurfTdt  v"  "k  ^"*  '"  ^"t  ""!  ^'«  ^i<'i^m^it  nachgeprüft  werden, 
vgl  hierzu  Beste  V^  ^^"^'«'""g.^^^h^n  hintereinander  geschalteten  Betrieben; 
IäliXÄ4  "°^^'''''  '"    "'  Selbstkostenrechnung  industrieller  Be! 

«J.t""''  ^-^  Geineinkostenverrechnung  muß  verschieden  erfolgen,  je  nachdem  ob  es 
sich  um  die  Preiskalkulation  oder  die  Betriebskontrolle  handelt 

kosten  mlß^r'  7"?. ''"'u^*'''f"''P'*^«^  «^^  '^o'»*  die  tatsächlichen  Gemein. 
kn!ten  l^  *  f  =  vielmehr  wt  für  die  normale  Preisberechnung  von  den  Gerne  n- 
kosten  bei  normaler  Beschäftigung  auszugehen.  In  besonders  gela|erten  FMen  wel 

d^  Ä:ltä:\f;^-'*^^fT  ^T  «-'^r^"g  -f  denS^^^^nentelT  n" 
aer  ADsatzproc^ukte  befurchtet  werden  muß,  kann  auch  im  Interesse  zusätzlicher 

S,!fr  ^."^  ^:'  Mindestpreis  auf  der  Grundlage  zusätzlicher  K^S^  (Sen  kl 
kalkulation)  bestimmt  werden.  Ebenso  sind  bei  Betriebsüberlaatung  die^forderten 
Preise  nach  den  entstehenden  Mehrkosten  zu  berechnen  georderten 

^ur  die  Betriebskontrolle  dagegen  ist  eine  genaue  Überwachung  der  tatsäch 

sSlTn  muTt^r-^r^f  «-.^"^f  ^"^^«""-g  der  Gemeinkosten 'n^'h  K^t 
stellen  muß  daher  für  die  Zwecke  der  Betriebskontrolle  auch  dort  durcheeführt 

SeA  wVrde  ^^'"""^  der  Herstellungskosten  an  sich  die  KvisioÄku  ation 
C^r,ten  ;„        T  '"°^^''''*  «^""«^  Belastung  der  Erzeugungseinheit  mit 
Gemeinkosten  zu  erreichen,  müssen  sowohl  EinsparungsmöeUchkeiten  bei  den  r» 
memkosten  als  auch  die  Grundsätze  der  PreispoUtik  aufTreEiung  zur  Sich™ 

auf  die  Leistungsfähigkeit  der  emzelnen  BetriebsteUe  besonders  wichtig  die    Kosten 
eitr™lf 'T"'/k  •,  ^'  Beschäftigungsgrenzen,   deren  übefchTelS  z" 
sTuttgarS       K°«*«'^'^l''«*»"«*iihrt.  Vgl.  hierzu  W.  Auler,  OptimalkalkuUtion, 

Vom  Standpunkt  der  Betriebsorganisation  ist  darauf  zu  a<;hten,  daß  die  Nach- 
Sn,T  °^«?TV'*  ^''  Buchhaltung  verbunden  ist.  Ob  die  Verrechnung^er 
Kostenarten  auf  die  Kostenstellen  und  Kostenträger  sich  der  Form  der  dopXn 

?„t^ra^  h"*.  ^'tT  '^''  '?  t^»>«'l^™<=hen  Zusammenstellungen  erfolgt  Kn 
v^Ci  unfrl"  v'ifK^'r.  t  -^-l'-denen  Möglichkeiin  der  Ve^btodu^ 
Tq24    w^  Geschaftsbuchhaltung  vgl.  Penndorf,   Fabrikbuchhaltung,  Berlin 

Knln  IT"^'  ^°?*™^  Fabrikbuchhaltung,  Leipzig  1935  und  Mellero^c" 
K^ten  und  Kostenrechnung  II  1.  Teil,  Berlin  1936  S  58«  Meiierowioz, 

wethsefnden'^BeTh^T''"'*  ""'^T  ^'  Untersuchung  des  Einflusses  einer 
Konti~  der  A  f  ^^  ^^""^*"*  '^u  Kostengestaltung.  Sofern  nicht  schon  die 
^Zn7nrn  ^e^. Aufwendungen  eine  scharfe  buchhalterische  Tremmng  in  Mengen- 
l^^^^S'J^V'^  t*'"'  veränderüche  Kosten)  und  Zeitkosten  (fi:te  und 
Tuc^  dlutlSh  in  °'*'°>  t'^'u^^"^'  '^^*  "^'^  der  Grad  der  Veränderlichkeit 

^~  wtrlir  T!  graphischen  Darstellung  der  einzelnen  Kostenarten,  der 
ganzen  HersteUun^kosten  und  (bei  einheitlicher  Fertigungsart)  der  Fertigem». 
zT^zu^tru'"^  ''^^^•"  Zusammenhang  ist  auf  die  AusStzlng  L  Betriebspaß 

sch^5^;^^dta^frÄ-its^^^^^^^^^  '-  ^"^-^ '-  ^- 
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a)  die  Berechnung  des  toten  Punktes,  d.  h.  des  für  die  Substanzerhaltung  erforder- 
lichen Mindestabsatzes,  bei  welchem  weder  Gewinn  noch  Verlust  entsteht. 
Dieser  Mindestabsatz  berechnet  sich  annähernd  folgendermaßen  : 

Verkaufspreis  pro  Einheit  (z.  B.  pro  hl) 
-^  Mengenkosten  (proportionale  Kosten)  pro  Einheit 
=  Spanne  für  den  Gewinn  und  die  Zeitkosten  (fixe  Kosten)  pro  Einheit. 

Mindestabsatz  (ohne  Gewinn  und  Verlust)  =  Zeitkosten :  Spanne  pro  Einheit. 

b)die  Kostengestaltung  bei  der  optimalen  Beschäftigung  (Herstellung  von  y 

Stück)  und  die  sich  dann  ergebenden  Mindestkosten  pro  Einheit.  Sind  die 

Mengenkosten  pro  Einheit  k^,  die  Zeitkosten  des  Betriebes  k^,  so  sind  die  Min- 

destkosten  pro  Einheit  bei  einer  Herstellung  von  y  Stück  =  k.  4-  ^, 

y 
Die  Berechnung  dieser  Kennziffern  ist  nicht  nur  für  den  Betrieb  selbst  von  Wich- 

tigkeit,  sondern  gibt  auch  dem  Büanzprüfer  ein  HiKsmittel  an  Hand,  nach  welchem 
er  die  Wirtschaftlichkeit  des  Betriebes  kontrollieren  kann.  Ein  Beispiel  für  die  Be- 
rechnung des  toten  Punktes  unter  Zugrundelegung  des  Gesamtumsatzes  gibt  Weis- 
mann in  WT.  1934  S.  408.  6  6 
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Abfallerzeugnisse 
Bewertung  56 
Ertrag  121 

Abfindungen  116 
Abgaben,  soziale  116 
Abgänge  9 

Abhängigkeitsverhältnis  69 
Abnahineprüf  ungskosten  4 1 
Abnahmeverpflichtungen 

11.  57 
Abschreibung 

allgemein  10 

bei  Grundstücken  38 

im  Geschäftsbericht  134 

in    der    Erfolgsrechnung 
117 
Abwertungsgewinne  98 
Äquivalenzziffem  184 
Aktien, 

eigene 

Bilanz  60 

Erfolgsrechnung  128 
Dividende  auf  eigene  62 

gebundene  128 

Rückgabe    von     Gesell- 
schaftern 122 

Übernahme  126 

Verwertungsaktien  126 

Wert  nicht  notierter  48 
Aktiva,  sonstige  80 
Akzepte  104 
Anfechtbarkeit  6 
Angestellte,  leitende  70 
Anlagen 

selbsthergestellte  121 

stillgelegte  42 
Anlagenquote  149 
Anlagenrestbuchwert  42 
Anleihen  98 

Disagio  80 
Anleihestock 

Geschäftsbericht  133 

Stockdividenden  49 
Anschaffungskosten  183 
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Sachverzeichnis 

Antizipative  Posten  78. 

106 
Anzahlungen  64.  101 
Arbeitsbeschaffungswech- 
sel 104 
Arbeitswirtschaftlicher 

Leistungsgrad  176 
Aufbringungsumlage  117 
Aufgeld  88 
Auflösung  von  Rücklagen 

88.  89.  117.  122 
Aufsichtsrat  4 

Bezüge  132 

Kredite  70 

Vergütung  135 

Aufwandsentschädigungen 
116 

Aufwendungen  113.  120 

Aufwertungsausgleichs- 
konto 81 

Ausbeute  122 

Ausbringung  159 

Ausgleichszahlimgen     120. 
121 

Auslagen  116 

Auslosungsrechte  49 

Ausschußarbeit  176 

Ausschußkoeffizient   159 

Außerordentliche  Aufwen- 
dungen 120 
Erträge  122 
Zuwendungen  122 

Ausstehende  Einlagen  35 

Avalkonto  81.  109 

B 

Bankf  inanzi  erungswechsel 

104 
Bankguthaben  76 
Bankschulden  104 
Bankspesen  117 
Bedingtes  Kapital  87 
Beförderungssteuer  117 
Beiratsbezüge  132 
Beiträge  117 


Belegprüfung  18 
Beleuchtungskosten  120 
Berufsauffassung  14 
Beschäftigungsgrad    159. 

166.  185.   186 
Besitzsteuem  117 
Besserungsscheine  96.  98 
Bestandsaufnahme 

Kasse  27 

Waren  51 

Wechsel  32 

Wertpapiere  30 
Bestandteile  37 
Bestätigungsvormerk  139 
Bestellte  Ware  57 
Beteiligungen 

Bilanz  46 

Erträge  aus  49.  69.   122 

Verlust  aus  122 
Betriebsanalyse  139 
Betriebsausnutzung  159 
Betriebsausnutzungsgrad 

(Bewertung)  55 

Betriebsausstattung  42 
Betriebsbeanspruchung  169 
Betriebsbuchhaltung  180 
Betriebseinrichtungskosten 

49 
Betriebsertrag  162 
Betriebskontrolle  185 
Betriebsleistung  121 
Betriebsleistungsgrad  159 
Betriebspa^htverträge  121 
Betriebsrentabilität  174 
Betriebsstoffe  53 
Betriebsverlust  120 
Bewegungsbilanz  70 
Bewertungsvorschriften  8 
Bezugsaktien  87.  128 
Bezugsrechte  (Einnahmen) 

122 
Bilanzanalyse  143 
Bilanzierungsgrundsätze  7 
Bilanzkurs  145 
Bürgschaften  81.  109 
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Büroeinrichtung  42 
Buchführungsrichtlinien 

181 
Buchhaltungsorganisation 

180 
Buchverluste  120 


D 

Darlehen 
Abgeld  80 

an  AR. -Mitglieder  70 
an  Vorstandsmitglieder 

70 
Bilanz  78.  106 

Daueranlagen  48 

Debitoren 
Ausfälle  176 
Bilanz  63 
Eingang  abgeschriebener 

122 
Gefährdung  176 
Quote  149 

Deckungsgrad     der     kurz- 
fristigen Schulden  154 

Delkrederekonto  92 

Depotscheine  49 

Depotwechsel  73.  104.  109 

Dienstwohnung  116 

Differentialkalkulation  186 

Disckgio  117 

Dividende  auf  eigene  Ak- 
tien 62 

Dividendeneinnahmen  122 

Dividendengarantie  96.  98. 
109 

Divisionskalkulation  184 

Dringlichkeit    der     Schul- 
dentilgung 145 

Durchschnittlicher    Fi- 
nanzbedarf 156 

Durchschreibebuchfüh- 
rung 7 

Eigene  Aktien 

Bilanz  60 

Erfolgsrechnung  128 

Dividende  62 
Eigenkapital,     Anteil     am 

Gresamtkapital  146 
Eigentumsvorbehalt 

Bilanz  58 

Geschäftsbericht  130 
Eigentümergrundschuld  99 


Eingang  abgeschriebener 
Debitoren  122 

Einheitsbilanz  69 

Einlagen,  ausstehende  35 

Einnahmennachweis  76 

Einzelkosten  184 

Einzugsbedingte     Liquidi- 
tät 156 

Elektrischer  Strom  116 

Emissionsagio  88 

Entschädigungszahlungen 
120 

Entwertungskonto  81 

Erbschaftsteuer  117 

Erfindungen  44 

Erfolgsbeeinflussung  56 

Erfolgsrechnung,  kurz- 
fristige 179 

Erlösschmälerungen  121 

Emeuerungsrücklage  89 

Ertrag  120    . 

Ertragsbeurteilimg  167 

Ertragskontrolle  bei  Wert- 
papieren 60 

Ertragswertkurs  149 

Erzeugnisse  53 

Eventualverbindlichkeiten 
81.  104.  109 


Fertige  Erzeugnisse  53 
Fertigungskosten  113.  162 
Feststellung    des     Jahres- 
abschlusses 2 
Festverzinsliche  Wertpa- 
piere 49 
Finanzbedarf,      durch- 
schnittlicher 156        • 
Finanzierung  von  Anlagen 

154 

Finanzierungsdauer  174 
Finanzierungswechsel  104 
Finanzpläne  156 
Finanz  vermögen  149 
Firmenwert  51 
Fixe  Kosten  166.  188 
Flüssige  Mittel  156 
Forderungen 
allgemeines  63 
Betriebsanalyse  149 
Eingang  abgeschriebe- 
ner 122 
Konzemf orderungen  67 
aus  Lieferungen  und  Lei- 
stungen 64 


Forderungen 

sonstige  76 

an    Verwaltungsmitglie- 
der 70 
Fordenmgsausfall  176 
Forderungsverzicht  122 
Formelle  Revision  16 
Frachten  121 
Fremdkapital,    Anteil    am 

Gesamtkapital  147 
Frühere  Vorgänge  16 
Fuhrpark  42 
Fusionsgewinne  122 

6 

Garantiekosten  bei  Wech- 
selbürgschaft 117 

Garantiereserve  95 

Garantieverträge  130 

Grebäude  35 

Grebrauchsmuster  44 

Gebundene  Aktien  128 

Gefälligkeitswechsel  104 

Gehälter  116 

Gehaltsvorschüsse  70.  78 

Geldflüssigkeit  156 

Gemeinkosten  184 

Genehmigte  Aktien  87 

Genehmigtes  Kapital   87. 
126 

Genußrechte  128 

Grenußscheine  98 

Geschäfte,  schwebende  10. 
57 

Geschäftsausstattung  42 

Geschäftsbericht  3.  123 

Geschäftsrisiko  176 

Greschäftswert  51 

Gesetzliche    Rücklage    88. 
117.  122 

Gewährleistungsverträge 
81.  109 

Grewerbesteuer  117 

Gewinnausschüttung,   ver- 
deckte 102.  108 

Gewinnbeteiligung  (Vor- 
stand und  AR.)  135 

Gewinnschuld  verschrei  - 
bungen  88 

Grewinn  Verschiebungen  102 

GiroverpfUchtungen   104. 
109 

Golddiskontbank  133 

Gratifikationen  116 

Grunderwerbsteuer  117 

189 
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Grundkapital 

Bilanz  82 

Verlust  des  halben  87 
Gnindschulden  62.  99 
Grundstücke,  unbebaute  38 
Grundvermögensteuer    117 


Haftung  des  WP.  14 
Haftungsverhältnisse  130 
Halbfertige  Erzeugnisse  53 
Hauptversammlung    und 

Jahresabschluß  5 
Hauszinssteuer  117 
Heizungskosten  120  - 
Herstellimgskosten 

Bewertung  183 

Fabrikation  116 
Hilfsstoffe  53 

Höchstbetragshypothek  99 
Hypotheken  62.  99 


Immaterielle  Werte  44 
Interessengemeinschaften 
Konzemverhältnis  67 
Aufwendungen  und  Er- 
träge 121 
Inventuraufnahme  51 
Investition  des  Kapitals 

162 
Irreführende  Angaben  (Ge- 
schäftsbericht) 135 


Kalkulation  179 
Kapital,  bedingtes,  geneh- 
migtes 87.  128 
Kapitalbeschaffung,  Struk- 
tur der  145 
Kapitalbeweglichkeit  146 
Kapitalentwertungskon  - 

to  81 
Kapitalerhöhimg  87 
Kapitalertragsteuer  117 
Kapitalfestlegung  152.  174 
Kapitalgefährdung  176 
Kapitalherabsetzung  87 
Kapitalintensivierung  173 
Kapitalinvestition  152.  174 
Kapitalumschlag  170 
Kapitalverkehrsteuer  117 
Kapital  Verwendimg,  Struk- 
tur der  149 
Kartell  Vergütungen  121         | 


Kassenprüfung 

Bestand  27 

Bewegungen  74 
Kautionswechsel    71.    104. 

109 
Kinderzulagen  116 
Körperschaftsteuer  117 
Kommissionsware  58 
Konjunkturverlust  176 

Konstruktionszeichnungen 

42 
Kontenplan  181 

Kontokorrentdifferenzen 

67.  102 
Konzembeziehungen  132 
Konzernbilanz  69 
Konzemf orderungen  67 
Konzemprüfung  70 
Konzemverbindlichkeiten 
Konzessionen  44  [102 

Kosten 

fixe  166 

proportionale  166 
Kostenarten  180.  185 
Kostenkehren  186 
Kostenrechnung  182 
Kostenspaltimg  166 
Kostenstellen  180.  184.  185 
Krafterzeugimgskosten  120 
Kraftfahrzeugsteuer  117 
Kjaftwagen  42 
Kxeditanspannung  154 
Kredite    an    Verwaltungs- 

mitgheder  70 
Kreditgewährung,   Dauer 

der  174 
Kreditprovisionen  117 
Kreditreserven  154 
Kursgewinne  122 
Kurssicherungswechsel  104 
Kurzfristige   Erfolgsrech- 
nung 179 
Kurzfristige    Schulden, 

Deckungsregel  156 


Lagerbücher  51 

Lagerdauer  173 

Lagerkontrolle  53 

Langfristiges    Finanzver- 
mögen 83.  85.  151 

Langfristiges  Kapital  152 

Laufende  Abschlüsse  57 

Leistungen  für  den  eigenen 
Betrieb  121 


Leistungsgrad,  arbeitswirt- 
schaftlicher 174 

Leistungszeit  162 

Leitende  Angestellte  70 

Lichtstrom  120 

Lieferungsverträge,  lang- 
fristige 57 

Liquidität  156 

Lizenzen 
Bilanz  44 
Einnahmen  121 

Löhne  116 

Lohn  Vorschüsse  78 

Lohnsummensteuer  117 

Loseblattbuchführung  7 

M 

Maschinen  41 
Materialkontrolle  53 
Materialverbrauch  116 
Materielle  Revision  15 
Mefowechsel  104 
Mengenkosten  186 
Mietausgaben  120 
Mieteinnahmen  122 
Mietzinssteuer  117 
Mindestabsatz  187 
Mindest  kosten  187 
Mobilien  42 
Modelle  42 

N 

Nachkalkulation  183 
Nachlässe  121 
Nachschüsse  48 
Nebenbezüge  116 
Nebenprodukte  55.  121 
Nichtigkeitsgründe  6 
Nichtigkeitsklage  2 
Niederstwertprinzip, 
Durchbrechung  55 

0 

Obligationen  49.  98 
öffawechsel  104 
Ordnungsmäßigkeit    der 

Buchführung  6 
Organgesellschaft  48 
Organisationskosten  179 


Pachteinnahmen  122 
Patente  44 

Pensionsrückstellungen  95. 
116 


Pfandbriefe  49 
Pfandgelder  99 
Pferde  42 

Postscheckguthaben  74 
Preiskalkulation  185 
Produktionsdauer  173 
Progressive  Revision  15 
Proportionale  Kosten  166. 

186 
Prozeßrisiken  95 
Prüfungsbericht  19 
Provisionen  116.  120.  121 


Rabatte  121 
Reallast  99 

Rechnungsabgrenzungs- 
posten 78.  106 
Reichsanleihen  49 
Reichsbankguthaben  74 
Reichszuschüsse  122 
Reingewinn  108 
Reklameausgaben  120 
Rentabilität  174 
Rentenschulden  62.  99 
Reparaturen  120.  121 
Reserven,  stille  11.  89.  92. 

95.  125 
Restbuchwert  42 
Retrograde  Revision  15 
Revisionsarten  15 
Revisionsplan  25 
Rohstoffe  53 
Rückgriffsforderungen  81 
Rücklagen  88.  89.  117 
Rücksendungen  121 
Rückständige  Einlagen  35 
Rückstellungen 
Auflösung  von  122 
Bilanz  92 

S 

Saldobestätigung  67 
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